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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

zu Beginn des Jahres 2018 haben wir, Thurid Hustedt (Freie Universitdt Berlin) und
Sylvia Veit (Universitit Kassel), die geschiftsfilhrende Herausgeberschaft dieser Zeit-
schrift von Marian Doéhler (Leibniz-Universitdt Hannover) iibernommen. Unter seiner
Leitung hat sich dms in den letzten vier Jahren als zentrales Forum verwaltungswissen-
schaftlicher Forschung in Deutschland weiter etabliert.

Dank seiner spezifischen Ausrichtung besetzt dms seit dem ersten Erscheinen im
Frithjahr 2008 eine kontinuierlich wachsende Nische in der sozialwissenschaftlichen
Fachliteratur: Einerseits haben die in dms ver6ffentlichten Beitrige mit dem Fokus auf
die Verwaltung und den offentlichen Sektor einen gemeinsamen Kern, andererseits
versteht sich dms explizit als interdisziplindre Zeitschrift, in der Verwaltung aus unter-
schiedlichen Perspektiven untersucht wird. So sind im vergangenen Jahrzehnt in dms
nicht nur Beitrdge der politikwissenschaftlichen Verwaltungsforschung, der Policy-
Forschung und des Public Managements erschienen, sondern auch rechtswissenschaft-
liche, soziologische, psychologische und volkswirtschaftliche Aufsatze.

Bernhard Blanke als Griindervater und spiter dann Marian Dohler verstanden dms
als Zeitschrift, die nicht nur Fragen der Verwaltungsmodernisierung behandelt, sondern
ein breites Spektrum an verwaltungswissenschaftlichen Themenstellungen aufgreift.
Diese inhaltliche Ausrichtung wollen wir fortfithren. Es ist uns ein zentrales Anliegen,
dass dms ein Ort des wissenschaftlichen Austausches bleibt: Die Zeitschrift versteht
sich als interaktive Plattform, auf der Forschungsstriange und -richtungen prisentiert
und Diskussionen angestofen werden. Deshalb wird es weiterhin regelmifig Themen-
schwerpunkte zu aktuellen Herausforderungen der Verwaltungswissenschaft und der
Policy-Forschung geben, in denen unterschiedliche Autorinnen und Autoren zu Wort
kommen und auch kontroverse Perspektiven zu einem Thema prisentiert werden.

In Zeiten (vermeintlich) messbarer wissenschaftlicher Outputs, in der hochspeziali-
sierte internationale Zeitschriften aus dem Boden sprie3en und akademische Anreizsys-
teme (primér) internationale Publikationen belohnen, ist es kein leichtes Unterfangen,
eine deutschsprachige Zeitschrift zu etablieren, zu positionieren und am Leben zu er-
halten. Aus unserer Sicht sprechen (mindestens) drei starke Argumente fiir dieses For-
mat: Erstens bietet dms ein Forum, um empirische Studien und theoretisch-konzeptio-
nelle Uberlegungen zu publizieren, die Verwaltung, Policies und/oder den dffentlichen
Sektor im deutschsprachigen Raum untersuchen. Genau deshalb sind die Beitrdge in
der verwaltungswissenschaftlichen Lehre von zentraler Bedeutung. Zweitens zeigen
viele Riickmeldungen, dass die deutsche Sprache der Beitrdge vielen Praktikerinnen
und Praktikern den Weg zu dms ebnet und ihnen damit den Zugang zu aktuellen For-
schungsbeitrdgen der Zunft erdftnet. Drittens gehdrt eine ,,eigene™ muttersprachliche
Zeitschrift allerorten zum Selbstverstindnis verwaltungswissenschaftlicher Fachge-
meinschaften in Europa — dms befindet sich also in allerbester Gesellschatft.

In deutscher Sprache zu publizieren, heif3t nicht, im eigenen Saft zu schmoren. Es
ist uns ein Anliegen, in dms den internationalen Forschungsstand im Blick zu behalten
und zu rezipieren. Wir haben deshalb — beginnend mit dieser Ausgabe — eine neue
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4 Thurid Hustedt, Sylvia Veit

Textkategorie ,,Rezensionen® eingefiihrt, in welcher (nicht ausschlieBlich, aber insbe-
sondere) internationale Neuerscheinungen rezensiert werden. Zum Auftakt besprechen
Christoph Reichard und Markus Seyfried in diesem Heft jeweils ein spannendes Werk
zu philosophischen bzw. methodischen Grundlagen der Verwaltungswissenschaft. Soll-
ten auch Sie Interesse haben, ein Buch zu besprechen, z6gern Sie bitte nicht, mit uns
Kontakt aufzunehmen. Zudem wird es weiterhin auch — themen- oder autorenabhéngig
— englischsprachige Beitrége in dms geben.

Fiir die Zukunft von dms ist es uns besonders wichtig, die internationale Ausrich-
tung zu stirken und die disziplindre Offenheit zu erhalten. Daher freuen wir uns sehr,
dass wir mit Prof. Edward Page von der London School of Economics und der Staats-
rechtlerin Prof. Dr. Johanna Wolff (Freie Universitit Berlin) Verstirkung fiir den Her-
ausgeberkreis von dms gewinnen konnten.

Fiir unsere Tétigkeit als geschéftsfiihrende Herausgeberinnen haben wir uns vor al-
lem drei Ziele gesetzt: Erstens mochten wir die hohe Reputation von dms als wissen-
schaftliche Fachzeitschrift weiter stirken. dms soll die erste Adresse zur Publikation
verwaltungswissenschaftlicher Forschung in Deutschland sein! Wir wollen in dms Bei-
trige publizieren, die sich mit einer fiir die Verwaltungswissenschaft und/oder —praxis
relevanten und einschldgigen Fragestellung befassen; theoretisch, methodisch und em-
pirisch hohe wissenschaftliche Qualititsanspriiche erfiillen und zum Erkenntnisfort-
schritt beitragen. Wir sind offen fiir Beitrdge mit einer Vielzahl disziplindrer, theoreti-
scher und methodischer Ausrichtungen. In dms verdffentlichte Beitrdge sollen den For-
schungsstand reflektieren, sich mit einem aktuellen und/oder grundsétzlichen Problem
befassen und damit sowohl den wissenschaftlichen Diskurs als auch 6ffentliche Debat-
ten bereichern. Wir legen Wert darauf, die Diversitdt der Verwaltungswissenschaft im
deutschsprachigen Raum abzubilden, und ermutigen insbesondere auch Nachwuchs-
wissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler, Manuskripte einzureichen. Zwei-
tens wollen wir die Mechanismen der wissenschaftlichen Qualitdtssicherung transpa-
rent gestalten und das Interesse der Autorinnen und Autoren an einem ziigigen Begut-
achtungsverfahren und einer moglichst zeitnahen Verdffentlichung beriicksichtigen. So
werden wir das Online-First-Verfahren fiir alle Abhandlungen in dms ab sofort einfiih-
ren und einmal jéhrlich eine Liste aller Gutachterinnen und Gutachter verdffentlichen.
Drittens soll dms ein Ort fiir lebhaften Diskurs und auch Debatten sein, an dem aktuelle
Herausforderungen fiir Staat und Verwaltung reflektiert werden. Dies wird zum einen
durch eine an wissenschaftlicher Qualitidt und Relevanz orientierte Schwerpunktpla-
nung realisiert. Zum anderen sollen in dms regelméBig auch konzeptionelle und explo-
rative Beitrdge einen Platz finden.

Anlésslich des zehnjdhrigen Bestehens von dms wird am 16. November 2018 ein
Symposium im Harnack-Haus in Berlin stattfinden. Bernhard Blanke wollte mit dms
eine Zeitschrift etablieren, in der iiber die Erfolgsbedingungen staatlichen Handelns
nachgedacht und kritisch diskutiert wird. Das ist auch das Ziel des Symposiums, wel-
ches dem Diskurs in dms weitere Impulse geben soll. Wir wiirden uns freuen, einige
von Thnen, liebe Leserinnen und Leser, zu diesem Symposium begriilen zu kénnen und
dort mit Thnen ins Gesprach zu kommen. Néhere Informationen entnehmen Sie bitte
der Homepage der Zeitschrift.

Wir als Herausgeberinnen freuen uns darauf, mit, an und fiir dms zu arbeiten! Eine
wissenschaftliche Zeitschrift lebt von den Einreichungen der Autorinnen und Autoren
—in diesem Sinne sehen wir Ihren Beitrdgen gespannt entgegen. In Zeiten, in denen die
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liberale Demokratie unter Druck gerét, ist es aktueller und relevanter denn je, liber die
Voraussetzungen, Funktionsweise und Folgen staatlichen Handelns kritisch wie kon-
struktiv nachzudenken: Dies ist die Zeit fiir den modernen Staat.

Berlin und Kassel/Wellington im Mai 2018

Thre
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Schwerpunkt: Infrastruktur und Infrastrukturpolitik

Thorsten Winkelmann

Infrastruktur und Infrastrukturpolitik
vor neuen Herausforderungen

Zusammenfassung

Der vorliegende Beitrag riickt die durch Okonomi-
sierung, Europdisierung und gesellschaftlichen
(Werte-) Wandel ausgeldsten Verdnderungen im
Politikfeld Infrastruktur in den Vordergrund. Neue
Akteure wie etwa private Unternehmen oder orga-
nisierte Biirger stellen nicht nur die etablierten auf-
bau- wie ablaufseitigen Verfahrensweisen in Frage,
sondern die bisherigen Logiken der Bereitstellung
von Infrastrukturen verindern sich grundlegend.
Die damit einhergehende Politisierung verlangt
von Seiten politischer und administrativer Ent-
scheidungstriger neue Formen der Kooperation
und Steuerung, wodurch ihre Planung und Errich-
tung an Komplexitdt gewinnt. Dadurch geraten 6f-
fentlich bereitgestellte Infrastrukturen in ein kaum
einvernehmlich zu l6sendes Spannungsverhiltnis
von Okonomischer Effizienz, sozialen Gerechtig-
keitszielen und dkologischen Nachhaltigkeitsiiber-
legungen.

Schlagworte: Infrastrukturprojekte, Herausforde-
rungen, Steuerung, Errichtung

Abstract

Public Infrastructure: New Challenges and Policy
Implications

The present article provides an overview of the ma-
jor current trends on infrastructure policies. In gen-
eral, these substantial changes are related to Euro-
peanization, Neo-Liberalism and — from a societal
perspective — changes in social values. New actors
like private firms and well-informed citizens
change the previous hierarchical-organizational au-
thority paradigm of bureaucratic management of
public infrastructure. Related to that, politicization
demands new forms of cooperation and regulation
resulting in more complexity and thereby leading
to challenges in dealing with economic efficiency,
social aims and ecologic sustainability considera-
tions.

Key words: infrastructure, governance, regulation,
challenges

1 Problemaufriss und Fragestellung

Offentliche Infrastruktur — definiert als diejenigen Einrichtungen, deren Dienste von
fast allen Biirgerinnen und Biirgern in Anspruch genommen werden und damit eine
zentrale Voraussetzung fiir die wirtschaftliche Aktivitét eines Landes bilden — kann als
gesamtwirtschaftlich notwendiger Aufgabenbereich des Staates angesehen werden
(Schulze 1993; Sager 2014, S. 7211f.; Hermes 1998, S. 323ff.; Ossenbiihl 1996, S. 55).
Hochwertige und gut ausgebaute Infrastrukturen schaffen eine, wenn nicht die wesent-
liche Voraussetzung fiir die Leistungs- und Wettbewerbsfahigkeit eines Industriestan-

dms — der moderne staat — Zeitschrift fur Public Policy, Recht und Management, 11. Jg., Heft 1/2018, S. 7-21

https://doi.org/10.3224/dms.v11i1.06



8 Thorsten Winkelmann

dortes und bilden die Grundlage fiir Wohlstand und sozialen Frieden.' Zwar wird all-
seits moniert,” hierzulande sei die Infrastruktur marode und unterfinanziert, gleichwohl
sinken mit zunehmender Entwicklung einer Volkswirtschaft die Investitionsquoten, da
in der Fldche der kapitalintensive Neubau bis auf wenige Ausnahmen (etwa Breitband-
ausbau) kiinftig immer weniger erforderlich ist, wihrend Instandsetzung und Erhaltung
an Bedeutung gewinnen (Winkelmann 2017a, S. 155ff.). Dennoch strebt die Bundesre-
gierung eine umfassende infrastrukturelle Modernisierung in allen Bereichen an (vgl.
Bundesregierung 2018, S. 74). Neben zusitzlichen Investitionen in StraBen, Briicken
und Schienen geht es auch um infrastrukturbezogene Vernetzungs- und Digitalisie-
rungsstrategien, E-Mobilitdt inklusive Ladeinfrastruktur oder die unterschiedlichen
baulichen Maflnahmen der Energiewende.

Infrastrukturen zeichnen sich trotz materiell-technischer und organisatorisch-
institutioneller Unterschiede durch bestimmte gemeinsame Merkmale aus (hierzu im
Einzelnen Jochimsen 1966, S. 100; Hartwig 2005, S. 7ff.; Schroter/Reichard 2013, S.
11ff.; Miihlenkamp 2002, S. 65ff.; Mehde 2013, S. 328ff.). Sie lassen sich nicht iiber
privatwirtschaftlich organisierte Mirkte erstellen, weil dies zu gesellschaftlich uner-
wiinschten Ergebnissen in Bezug auf Allokation, Distribution oder Stabilisierung fiih-
ren wiirde (vgl. Musgrave u. a. 1990, S. 54ff.; Ostrom 1990; Oberender/Rudolf 2005,
S. 321ff.). Bei Infrastruktureinrichtungen handelt es sich zumeist um Giiterkategorien,
bei denen das Ausschlussprinzip versagt und fehlende Rivalitidt beim Konsum besteht.
Wihrend sich die Nachfrage durch eine geringe Elastizitdt auszeichnet und daraus ein
vergleichsweise schwach ausgeprégter Innovations- bzw. Anpassungsdruck entspringt,
fiihren subadditive Kostenstrukturen auf Seiten des Angebots dazu, dass ein einzelner
Anbieter Leistungen preiswerter bereitstellen kann, als eine Vielzahl konkurrierender
Unternehmen. Auch wegen des hohen Gemeinkostenanteils und der beachtlichen An-
fangsinvestitionen ist ihre kostendeckende Bereitstellung in der Fldche zu privatwirt-
schaftlichen Konditionen kaum moglich (Hammerschmid/Wegrich 2016, S. 31). Neben
fehlenden Marktpreisen und einer defizitdren Betriebsfiihrung erfordern Wechselwir-
kungen mit anderen raumrelevanten Prozessen eine iibergeordnete Koordinierung. An-
dernfalls wiirde aufgrund bestehender interdependenter Schnittstellen die Funktionsfa-
higkeit des Gesamtsystems nicht sichergestellt. Deswegen libernimmt die 6ffentliche
Hand iiblicherweise die Bereitstellung und die Finanzierung. Solche Investitionen wei-
sen dariiber hinaus meist erhebliche Unsicherheiten auf, da sie einen langfristigen Pla-
nungshorizont und oftmals kaum standardisierbare Einzelfalllosungen erfordern (Flyv-
bjerg 2007, S. 579). Ublicherweise ,zementieren® Infrastrukturen bestimmte Planungs-
tiberlegungen fiir mehrere Jahrzehnte, weshalb vor ihrer Errichtung umfangreiche Be-
darfs- und Nutzungsanalysen durchgefiihrt werden miissen. Diese Prognosen verhin-
dern genaue Vorhersagen beziiglich der Auslastung oder des tatsdchlichen Bedarfs.
Folgerichtig implizieren Infrastrukturvorhaben auch irreversible Entscheidungen, die
kommende Generationen in finanzieller wie in materiell-gegensténdlicher Hinsicht
binden.

Der vorliegende Themenschwerpunkt riickt die durch Okonomisierung, Europdi-
sierung und gesellschaftlichen (Werte-)Wandel ausgeldsten Verdnderungen im Politik-
feld Infrastruktur in den Vordergrund. Neue Akteure wie etwa private Unternehmen
oder organisierte Biirger stellen nicht nur die etablierten aufbau- wie ablaufseitigen
Verfahrensweisen in Frage, sondern das ,,Offentliche® an 6ffentlichen Infrastrukturen
steht zunehmend zur Disposition. Die damit einhergehende Politisierung mag sich zwar
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regelmdfig am konkreten Projekt bzw. der jeweiligen Malinahme entziinden, wiewohl
hier ebenfalls das grundsétzliche Verhéltnis zwischen ,,Markt®, , Staat und ,,Gesell-
schaft* betroffen ist. Politische Entscheidungstréiger reagieren auf diese Entwicklungen
widerspriichlich: Einerseits wird die stirkere Integration privater Dritter begriif3t, sei es
durch eine vermehrte Beteiligung der Biirger im Planungsverfahren (BMVBS 2012, S.
12), sei es durch Partnerschaften mit Unternehmen im OPP-Ansatz (Bundesregierung
2015), andererseits verfiigen politische und administrative Akteure hiufig nicht iiber
die erforderlichen Managementkapazititen um nicht-staatliche Akteure einzubeziechen.
Ferner werden zusitzliche Investitionen in die materielle Infrastruktur in Aussicht ge-
stellt, ohne Maflnahmen einzuleiten, welche die zahlreichen Defizite in der hoheitli-
chen Eigenerstellung minimieren konnten. Vergleichbare Widerspriiche sind bei der
infrastrukturellen Umsetzung klimapolitischer Ziele erkennbar, scheitert doch etwa die
flichendeckende Durchsetzung von E-Mobilitdt auch an fehlender 6ffentlicher Ladein-
frastruktur. Zu den im Vordergrund des Themenschwerpunktes stehenden Logiken —
hier definiert als Zusammenspiel politischer, institutioneller und sozio-konomischer
Faktoren — im Politikfeld Infrastruktur existieren bislang kaum Untersuchungen (zu-
stimmend Coutard 1999, S. 1; Ausnahmen hiervon etwa Schwedes u. a. 2016, Biegel-
bauer u. a. 2017). Mindestens drei Griinde lassen sich fiir diese Vernachldssigung iden-
tifizieren:

Erstens dominiert das Paradigma in nahezu allen westlichen Industriestaaten, wo-
nach die zumeist monolithisch organisierten Infrastrukturen grundlegende Dienstleis-
tungen flachendeckend und kostengiinstig bereitstellen, jedem jederzeit zur Verfiigung
stehen und deshalb die 6ffentliche Hand ihre Planung und Finanzierung zu iibernehmen
hat. Hierzulande entspricht dies dem parteiiibergreifenden Konsens einer ausgegliche-
nen okonomischen Entwicklung im gesamten Bundesgebiet, womit sowohl inter- und
intraregionale Unterschiede als auch das Gefélle zwischen Stadt und Land verringert
werden sollen. Investitionen sollen durch ihre sozial-rdumlich integrierenden Funktio-
nen eine ,,nachholende Modernisierung™ peripherer Gebiete zur Herstellung ,,gleichwer-
tiger Lebensverhiltnisse™ auslosen (van Laak 1999, S. 285; Hermes 2005, S. 113). Der
Wohlfahrtsstaat ,,versprach seinen Biirgern die Teilhabe an allen Infrastrukturen, die
von ihm fldchendeckend auf einem hohen Leistungsniveau bereitgestellt wurden. Die
Gleichwertigkeit der Lebensverhdltnisse wurde zum zentralen sozialpolitischen Infra-
strukturparadigma® (Kersten 2008, S. 1). Dadurch gingen, wie K/uge und Scheele (2008,
S. 157) ausfiihren, ,,Infrastruktur- und Raumordnungspolitik gleiche Wege*, weshalb
die Politik fiir ein umfassendes wie stetig wachsendes Angebot sorgte. Auf prognosti-
zierte Kapazititsengpésse reagierte die vorherrschende build-and-supply-Planungslogik
mit Erweiterungsinvestitionen vorrangig im Rahmen von Neubauprojekten.

Zweitens standen vor allem technische, ingenieurswissenschaftliche und -prak-
tische Fragen im Vordergrund. Damit erschienen Infrastrukturen als neutrale und gera-
dezu apolitische Technik (Curry 1998, S. 2). Dadurch gelang es in der Vergangenheit,
entsprechende Konflikte um ihre Bereitstellung zu entpolitisieren bzw. aus dem Ein-
zugsbereich demokratischer Willensbildung jenseits repréisentativer und/oder administ-
rativer Verfahren herauszuhalten. Vermeintliche technische GesetzméBigkeiten gepaart
mit 6konomischen Notwendigkeiten reichten als Rechtfertigung 6ffentlicher BaumaB-
nahmen aus. Durch sie ausgeloste Verdnderungen bestehender (Kultur-)Landschaften
wurden nicht weiter hinterfragt. Im Gegenteil: Fortschrittsziele wie Massenmobilitit,
Produktivitétssteigerungen oder gesellschaftliche Teilhabe an o6ffentlichen Dienstleis-
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tungen lieBen sich, so eine weitverbreitete Annahme, nur durch massiven Infrastruktur-
ausbau realisieren. Obrigkeitsstaatliche Denkweise verband sich hier mit dem Streben
nach gebauter Modernitdt. Die Zukunft war offen, alles schien moglich. Dadurch er-
hielt ihre Erstellung eine instrumentelle Rationalitit und einzelne Bauwerke sind Teil
dessen, was Castells (1989) eine ,,new monumentality [which is] able to provide sym-
bolic meaning to spatial forms* nennt. Mit anderen Worten: In dem Glanz solcher Pro-
jekte sollen sich auch noch kommende Generationen sonnen, sie verkorpern (kulturel-
le) Macht und sind letztlich ein Mittel gesellschaftlicher Sinnstiftung. Derartige Ka-
thedralen des Fortschritts reprasentierten, offenbarten und zelebrierten den dsthetischen
Traum der kommenden Utopie. Fragen {iber ihren Nutzwert und die dabei verursachten
Kosten blieben genauso unerwiinscht bzw. unbeantwortet wie die von ihnen ausgehen-
den dkologischen oder raumrelevanten Effekte.

Wie Graham und Marvin (2008, S. 53f.) auBerdem darlegen, werden Infrastruktu-
ren — drittens — als selbstverstandlich hingenommen. Sie sind, ,,solange sie angemessen
funktionieren [...], vorhanden, universal, unproblematisch.” Veréinderungen werden al-
lenfalls in historischen Zeitriumen in Form eines technologischen Determinismus
sichtbar. ,Infrastructural technology is often regarded as largely unproblematic and
even autonomous in shaping the life and form of urban areas” (4ibar/Bijker 1997, S.
4). Diese Selbstverstindlichkeit zeigt sich auch in der Annahme, zwischen Ursache und
Wirkung bestehen lineare Zusammenhénge etwa dergestalt, dass entsprechende Inves-
titionen die intendierten Ziele erreichen, geplante mit den tatsidchlich anfallenden Kos-
ten libereinstimmen und der anvisierte Nutzen eintritt. Die Langlebigkeit ihrer techni-
schen Bestandteile korrespondierte mit kaum verinderten institutionellen Strukturen, in
denen sie eingebettet sind. Hinzu kommt, dass zahlreiche Infrastrukturen unterirdisch
vergraben und unsichtbar gemacht worden sind. Thre weitreichende strukturierende wie
normierende Kraft auf das Alltagsleben blieb so weitgehend unbemerkt.

Indes haben sich, wie der Themenschwerpunkt anhand unterschiedlicher Beispiele
zeigt, die materiellen wie ideellen Bedingungen im Politikfeld Infrastruktur grundle-
gend verdndert: So hat etwa die Errichtung leistungsfihiger technischer Infrastruktur-
systeme zur Forderung der territorialen Kohésion und regionalen Wettbewerbsfahigkeit
finanzielle und strukturelle Grenzen wie die investiven Mallnahmen zur Beschleuni-
gung des Strukturwandels an Rhein und Ruhr genauso zeigen wie der Aufbau Ost.
Trotz Investitionen verschirfen sich rdumliche Differenzierungen und ,,cold-spots™
entstehen neben ,hot-spots.“ Bedarf und Bediirfnisse sind immer stirker regional
fragmentiert, aufstrebende stehen schrumpfenden Regionen mit iiberdimensionierten
Infrastrukturen gegeniiber, wodurch infrastruktureller Um- und Riickbau erforderlich
wird. Aus dem dann eingeschriankten Zugang zu Infrastrukturen entstehe eine ,,neue
soziale Frage* (Kersten 2008, S. 2) mit eigener Strukturierungskraft. Dem steht entge-
gen, dass die meisten Infrastrukturen durch eine aufwéndige Materialisierung, Instituti-
onalisierung und Habitualisierung charakterisiert sind und ihnen folglich ein beachtli-
ches Beharrungsvermdgen innewohnt; noch dazu beriihren sie ,neuralgische Punkte
des bundesdeutschen Selbstverstiandnisses, denn sie betreffen den Zusammenhang von
Infrastruktur und wirtschaftlicher Prosperitét, territorialer Ungleichheit und sozialer
Kohision® (Barlosius u. a. 2011, S. 148). Auch wenn Infrastrukturen vor allem materi-
ell-gegenstidndlich sichtbar sind, so sind sie das Ergebnis gesellschaftlicher und politi-
scher Auseinandersetzungen. Sie materialisieren daher nicht nur Erwartungen an die
Zukunft, sie entfalten selbst Zukunftswirkung.
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Im zunehmenden Umfang zeigt sich auflerdem die Anfilligkeit vermeintlich stabi-
ler und gefestigter Infrastruktursysteme angesichts eines gestiegenen und komplexen
Veranderungsdrucks, der technologische, umweltspezifische, soziokulturelle und ge-
sellschaftliche Ursachen hat. Triebkréfte dieses durch Globalisierung, Européisierung
und der Rekonfiguration staatlicher Steuerung evozierten Wandels ist ein Paradigmen-
wechsel hin zu einer stirkeren Wettbewerbsorientierung in Bereichen der Infrastruk-
turbereitstellung, was Planung, Finanzierung, Erstellung und Betrieb gleichermaBien
umfasst (Ambrosius 2009, S. 268; Hermes 2005, S. 111ff)). So muss die administrativ
organisierte Planung unterschiedliche und teilweise sich widersprechende Interessen
einbeziehen und Konflikte zwischen verschiedenen Anspruchsgruppen lassen sich
nicht immer einvernehmlich 16sen (Feldwisch 2012, S. 443; Renn u. a. 2017, S. 547ft.).
Offentlich organisierte Vorhaben sind durch ein kompliziertes Akteurs- und Interes-
sengeflecht mit fragmentierten Zusténdigkeiten gekennzeichnet, d.h. die Akteure sind
vorrangig fiir ihre eigenen Aufgaben und Priorititen zustindig und haben meist keine
direkte Verantwortung fiir das Gesamtziel. Eine einigende Vision fehlt erfahrungsge-
méf vollstdndig. Wertneutraler formuliert besitzen Baumafnahmen eine Eigendynamik
und entziehen sich zunehmend der ,,alten” Logik politischer Steuerung innerhalb kon-
ditionalprogrammierter Kontexte (Scheller/Walker 2017, S. 343ff.; Hdussermann/
Simons 2000, S. 58). Diese formal-regelgebundenen Strukturen beherrschen immer
weniger die technische Komplexitit von InfrastrukturmaBnahmen. Folgerichtig ist be-
reits die Planung das Ergebnis komplexer Aushandlungsprozesse der Verwaltung, die
kaum noch eigensténdig agieren kann, sondern vermehrt die Interessen und Anliegen
externer Akteure beriicksichtigen muss (Brettschneider/Schuster 2013; Sturm/Winkel-
mann 2014, S. 22ft.). Damit steht die bisherige infrastrukturelle Planungsphilosophie
in Frage, die weit liber Organisationsaspekte hinausreicht und vermehrt 6konomisch-
technische Aspekte, raumstrukturelle Muster, Nachhaltigkeitsiiberlegungen und Kon-
sumentenwiinsche umfasst. Bedarfsorientierte Planungen investiver Mittel miissen da-
bei den kaum zu bewiltigenden Spagat zwischen ,,Daseinsvorsorge sichern®, ,,Res-
sourcen schonen und ,,Kulturlandschaften gestalten* vor dem Hintergrund eines neo-
liberalen wie wachstumsgestiitzten Leitbildes schaffen und zugleich die verdnderten
und gestiegenen Nutzeranforderungen beriicksichtigen, ohne gegen die zahlreichen wie
stetig wachsenden rechtlichen Bestimmungen zu verstoen. Zudem werden die bau-
lichen MaBnahmen immer weniger als Moglichkeit zur gesellschaftlichen Teilhabe an-
gesehen, sondern von der (Standort-)Bevolkerung als unerwiinschter Eingriff in das be-
stehende Lebensumfeld wahrgenommen, woran sich vermehrt gesellschaftliche Wider-
stande entziinden (Saretzki 2010; Vatter/Heidelberger 2013; Nadai/van der Horst 2010).
Insofern ist die Bereitstellung von Infrastrukturen weit mehr als ein technokratischer
Prozess der Raumerschlieung und damit Resultat von Sachzwingen (Rosamond 2002,
S. 157ftf.). Vielmehr dokumentieren sie einen politischen Gestaltungswillen, der zwar
technisch bzw. bedarfsgerichtet begriindet sein mag, zugleich sozial-rdumliche Herr-
schaftsanspriiche durchsetzt, demokratietheoretische Fragen aufwirft und kaum inter-
nalisierbare Externalititen verursacht.

Waihrend die Planung auch aufgrund technischer und umweltgesetzlicher Auflagen
immer komplexer wird, sind seit geraumer Zeit Versuche erkennbar, private Dritte bei
der Finanzierung von Infrastrukturen einzubinden (Willms 1988; Winkelmann 2012;
IW 2016). Solche Strategien umfassen einerseits nutzerfinanzierte Mautmodelle, die
zwar individualisierende Kostenzuordnungen ermdglichen, an deren Ende eine sich
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selbst finanzierende Infrastruktur stehen konnte, jedoch zum Preis der Aufgabe des
Universalcharakters entsprechender Einrichtungen (Lin und Doemeland 2012, S. 2;
Winkelmann 2014, S. 253ff.; Beckers 2005). Denkbar sind andererseits partielle wie
vollstindige Privatisierungen, Fondlosungen oder unterschiedliche Kooperationsmo-
delle mit der Privatwirtschaft. Mit der vermehrten Einbeziehung von Privaten bei
gleichzeitiger Offnung vormals geschlossener Mirkte werden steigende Preise da-
seinsbezogener Leistungen mit sinkender Qualitidt und abnehmender Mitbestimmung
assoziiert (anstatt vieler Altvater 2003, S. 171ff.). Hingegen verspricht sich die 6ffent-
liche Hand hiervon sowohl eine kosteneffiziente Bereitstellung als auch eine ,,instituti-
onelle Distanz* gegeniiber ihren eigenen Funktionslogiken (Grimshaw u. a. 2002, S.
3). In dieser Sichtweise wird sachlicher Vollzug gerade dadurch moglich, dass sich Po-
litik heraushilt. Tendenziell wiirde diese Entpolitisierung von Verantwortungs- und
Entscheidungsstrukturen zur systematischen Entkopplung von Programmierung, Reali-
sierung und Finanzierung 6ffentlicher Aufgabenwahrnehmung — mithin zur Versachli-
chung von Problemlésungen — beitragen (Williams 2016 und zum allgemeinen Trend
siehe Flinders/Wood 2014, S. 135ff.). Damit wire ebenfalls ein Perspektivwechsel
verbunden; bislang wird der Bestand an Infrastruktureinrichtungen als 6ffentliches Gut
aufgefasst und im Rahmen einer passiven Vermdgensverwaltung mehr schlecht als
recht bewirtschaftet. Wihrend bisher rechtliche Richtigkeit und kurzfristige Budge-
tilberlegungen handlungsleitende Maxime von Politik und Verwaltung war, wiirde
nunmehr stirker die Betrachtung als optimierungsfahige Produktionsmittel im Vorder-
grund stehen. Diese mehr an Rentabilititsaspekten ausgerichtete Sichtweise schlieB3t
umfangreiche Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu Planungsbeginn genauso ein wie
sanktionssensitives Controlling wihrend des Baus und des anschlieBenden Betriebes.
Hierflir miissen staatliche Organe verstérkt die Rolle eines Auftraggebers einnehmen,
welcher nicht mehr alle mit Planung, Bau, Finanzierung, Betrieb und Verwertung ver-
bundenen Aufgaben selbst iibernimmt, sondern Kompetenzen mit dem Ziel delegiert,
zeitnahe unternehmerische Entscheidungen vor Ort zu treffen.

Unabhingig vom gewédhlten Beschaffungsansatz bedarf es politischer Steuerung
horizontaler wie vertikaler Art, damit Investitionen in die Infrastrukturen den intendier-
ten Nutzen stiften konnen. Diese Verdnderungen und ihre Folgen fiir die politische
Steuerung des Politikfeldes Infrastrukturpolitik sind bisher kaum untersucht. Der The-
menschwerpunkt will in diese Forschungsliicke vorstoen und die verschiedenen Auf-
sétze tragen dazu in verschiedener Weise bei.

2 Zu den einzelnen Beitragen

In der empirisch angelegten Untersuchung von Winkelmann stehen die defizitiren poli-
tischen, institutionellen und verfahrensrechtlichen Logiken bei der Bereitstellung 6f-
fentlicher Infrastrukturen im Vordergrund. Anhand ausgewéhlter Berichte und Stel-
lungnahmen unterschiedlicher Rechnungshoéfe werden in quantitativer wie qualitativer
Hinsicht erstmalig systematisch Probleme sichtbar, die bei der Planung, Erstellung, Fi-
nanzierung und dem Betrieb von staatlichen Einrichtungen entstehen. Bereits Flyvbjerg
u. a. (2009) identifizierten drei Kategorien von Abweichungsursachen gegeniiber ur-
spriinglichen Planungsfestlegungen in 6ffentlichen Bauvorhaben: ,,delusions®, ,.decep-
tions* und ,,bad luck.” ,,Bad luck® umfasst dabei die mit baulichen Vorhaben immer
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verbundenen planungs- und errichtungsseitigen Unsicherheiten. Hiervon sind insbe-
sondere Projekte mit technisch anspruchsvollen Zielsetzungen verbunden (siehe auch
Kostka/Anzinger 2016, S. 15ff.). Aber auch Risiken im Baugrund oder nicht vorher-
sehbare Entwicklungen wéahrend ihrer Erstellung kdnnen zu Verzdgerungen fiihren.
»Delusion® bezieht sich vornehmlich darauf, dass im politischen Entscheidungsprozess
die Kosten (zu) niedrig und der kiinftige Nutzen (zu) hoch eingeschitzt werden, woraus
nachtrdgliche Anpassungen resultieren. Nur Vorhaben mit ,optimierten’ Planungs-
grundlagen erhalten die erforderliche Unterstiitzung, denn ,.keeping costs low is more
important than estimating costs correctly* (Merewitz 1973, S. 280 und zu weiteren po-
litischen Logiken bei der Infrastrukturbereitstellung sieche Wegrich/Hammerschmid/
Kostka 2017, S. 29ff.). Realisiert werden also Projekte, deren volkswirtschaftlicher
Nutzen zweifelhaft ist. Vor allem Lock-in-Effekte sowohl beim Entscheidungsprozess
als auch auf Projektebene diirften hierfiir verantwortlich sein. So werden beispielsweise
die zur Erstellung von 6ffentlichen Projekten erforderlichen politischen Entscheidun-
gen an zu niedrig taxierten Kostenobergrenzen ausgerichtet, damit entsprechende Vor-
haben iiberhaupt Zustimmung erhalten (Coelho u. a. 2014). Ist das Projekt erst einmal
beschlossen und, was mindestens ebenso erheblich ist, die Fordermittel bewilligt, ist
der ,,point of no return schnell erreicht und zwar unabhingig von den dann tatséchlich
anfallenden Kosten (Cantarelli u. a. 2010, S. 795). Inwieweit diese Verzerrungen ab-
sichtlich erfolgen oder (lediglich) auf falschen Grundlagen basieren, ldsst sich nach-
traglich kaum bewerten. Angesichts der relativen Héufigkeit falscher Planungspramis-
sen sind strukturelle Ursachen nicht auszuschlieBen. ,,Deceptions, als bewusste Tau-
schungen, verweisen darauf, dass die Bereitstellung 6ffentlicher Infrastrukturen durch
ein komplexes Beziechungsgeflecht mit asymmetrisch verteilten Informationen und un-
klaren Verantwortlichkeiten gekennzeichnet ist. Gebunden an zahlreiche Vorschriften
und Auflagen fehlt dem oOffentlichen Auftraggeber als Prinzipal vielfach die Markt-
tibersicht, um Fehlverhalten seitens privater Auftragnehmer zu sanktionieren. Da ihre
Errichtung regelméBig gesetzlich verpflichtend ist, steckt die ausschreibende Stelle in
einem Gefangenen-Dilemma, was opportunistische Handlungen begiinstigt und sich
etwa in den zahlreichen Nachtrigen materialisiert (Chong u. a. 2006, S. 531). Bewusste
Tauschungen konnen aber auch aus der unzureichenden Kontrolle des o6ffentlichen
Bauherrn durch den Wihler und die Rechnungshofe resultieren. Demokratische Wahl-
mechanismen eignen sich nur bedingt, Zielverfehlungen zu sanktionieren; zumal die
Verantwortlichkeiten im Mehrebenensystem in den seltensten Féllen klar zurechenbar
sind (Wegrich/Hammerschmid/Kostka 2017, S. 3). Vermeintliche wie tatséchliche Fehl-
entwicklungen werden solange wie mdglich ausgeblendet, woran eklatante politische,
institutionelle und verfahrensseitige Steuerungsdefizite im Politikfeld Infrastruktur
sichtbar werden.

Detlef Sack untersucht in seiner Fallstudie die Verbreitung von Offentlich-Privaten
Partnerschaften (OPP) im BundesfernstraBenbau. Wihrend bisherige Untersuchungen
vorrangig die mit dieser Beschaffungsvariante vermeintlich einhergehenden Wirt-
schaftlichkeitsgewinne (BMVBS 2009; Christen 2007, S. 39ff.; Kritisch hierzu etwa
Shaoul 2009, S. 31, Beckers 2007, S. 191 oder Rechnungshof Baden-Wiirttemberg
2009) thematisieren, Methodenfragen (Stuhr 2005, S. 25ff.; Blecken/Meinen 2007, S.
59ft.) diskutieren oder kaum verallgemeinerbare Fallstudien (NAO 2009; Finanzminis-
terium NRW 2005, S. 20; Grabow u. a. 2005, S. 10) vorstellen, riickt Sack im Rahmen
einer theorie-testenden Prozessanalyse die Rolle institutioneller Vetospieler — hier vor
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allem die Rechnungshdfe — in den Mittelpunkt. Da die relative Vorteilhaftigkeit derar-
tiger Partnerschaften auch aufgrund der vergleichsweise langen Vertragslaufzeit von
bis zu 30 Jahren und der damit zusammenhéingenden starken Zukunftsbezogenheit
mehr als ungewiss ist, muss die Umsetzung von OPP-Vorhaben als Ergebnis komple-
xer institutioneller wie akteurszentrierter Gegebenheiten angesehen werden. Bereits im
Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise zeigte sich, dass diese ,Jlong term assets™ im
Vergleich zur staatlichen Eigenerstellung anfélliger gegeniiber exogenen Faktoren wie
etwa steigende Refinanzierungskosten oder neubewertete politische Risiken sind (so
iibereinstimmend EIB 2018; Winkelmann 2017b, S. 175ff.; Krumm 2016). Trotz Auf-
bau einer OPP-affinen Beraterindustrie, trotz Austerititspolitiken mit verfassungsrecht-
lich verankerten Schuldenobergrenzen und trotz Haushaltsnotlagen vorrangig kommu-
naler Gebietskorperschaften werden hierzulande immer weniger OPP-Vorhaben umge-
setzt. Zuriickzufiihren sei diese Entwicklung auf das kumulative Zusammenwirken von
zweierlei Faktoren: Erstens gewinnen die Rechnungshdfe bei der Implementation die-
ser Kooperationen mit privaten Dritten erkennbar an Einfluss, insbesondere deshalb,
weil es keine allgemein anerkannte Expertise zur relativen Vorteilhaftigkeit unter-
schiedlicher Beschaffungsvarianten gibt. Thre mehrheitlich OPP-kritischen Stellung-
nahmen werden zweitens nicht nur von anderen Akteuren im Policy-Prozess aufge-
nommen, sondern sind selbst Gegenstand parteipolitischer Auseinandersetzungen. Vor
allem innerhalb der SPD hat sich ein programmatischer Wandel hin zu einer OPP-
ablehnenden Haltung vollzogen. Hieran wird auch ersichtlich, dass die Bereitstellung
von Offentlichen Infrastrukturen nicht nur vermeintlichen 6konomischen Imperativen
folgt. Stattdessen sind institutionelle Pfadabhédngigkeiten, relative Machtverhéltnisse
und diskursiv vermittelte hegemoniale Logiken stérker zu gewichten.

Oliver Schwedes zeigt Steuerungsdefizite am Beispiel des Elektroverkehrs auf —
einem vergleichsweise neuen Feld innerhalb des Verkehrssektors, das weitreichende
konzeptionelle und handlungspraktische Herausforderungen in 6konomischer, 6kologi-
scher, politischer und technischer Hinsicht bereithdlt (Brunnert 2012; Varesi 2009;
Kampker u. a. 2013, S. 15ff.). Seine Fallstudie zur Elektromobilitdt in Berlin themati-
siert infrastrukturelle Herausforderungen beim Wandel von einer fossilen zu einer post-
fossilen Mobilitétskultur, die an prominenter Stelle auch im Koalitionsvertrag der Gro-
Ben Koalition sichtbar werden. Um die Klimaschutzziele von Paris zu erreichen, CO,-
Emissionen zu reduzieren und in den Stidten die Luftreinhaltung zu verbessern, will
die Bundesregierung monetére wie institutionelle Anreize fiir emissionsarme Mobilitét
setzen. Hierflir ist ein ganzes Biindel an MaBnahmen vorgesehen: So sollen bestehende
Forderkulissen aufgestockt und erginzt, der Kauf von Elektrofahrzeugen unterstiitzt,
steuerliche Abschreibungen erleichtert und eine Ladeinfrastruktur mit 100.000 Lade-
punkten bis 2020 errichtet werden (Bundesregierung 2018, S. 14 und zu weiteren
MaBnahmeforderungen siehe http://nationale-plattform-elektromobilitaet.de/). Nach-
haltige Mobilitdt im Rahmen einer integrierten Verkehrspolitik verlangt indes nach ei-
nem politischen Gestaltungswillen, der bislang nicht nur zwischen 6konomischen Par-
tikularinteressen und gemeinwohlorientierten Belangen schwankte. Vielmehr fehlt ein
rechtlicher Ordnungsrahmen, der sowohl die verschiedenen Nutzergruppen als die un-
terschiedlichen Nutzungsmuster bedarfsgerecht harmonisiert (Johdnning/Vallée 2011,
S. 66ff.; Baum u. a. 2010, S. 153ff.; EWI 2010). Unklar ist des Weiteren, ob eine ent-
sprechende Ladeinfrastruktur zu privatwirtschaftlichen Konditionen in der Fliche mog-
lich ist oder ob hier nicht — der Theorie 6ffentlicher Giiter folgend — ein allokatives
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Marktversagen mit Kollektivguteigenschaften, Externalititen, Subaddivititen und ho-
hen ,,sunk costs* vorliegt, das zwingend nicht nur eine staatliche Regulierung, sondern
auch eine genuin hoheitliche Bereitstellung erforderlich macht (Rudolph 2012, S.
81ff.). So miissen beim Aufbau von Ladestationen im offentlichen Raum Stidte und
Gemeinden entsprechende Stellfldchen zur Verfligung stellen, womit einerseits Raum-
konflikte bzw. Konflikte mit anderen Verkehrstrigern vorprogrammiert sind (Vieten
2013, S. 79). Bei der Standortwahl sollten Kriterien wie Versorgungssicherheit und In-
centivierung der Elektromobilitdt im Vordergrund stehen, da so dem ,range anxiety
Phianomen®, also der Reichweitenangst, entgegengewirkt werden kann (Brunnert 2012,
S. 61). Wie Schwedes zeigt, gibt es in der anfanglich durch Aktionismus, Konzeptions-
losigkeit und Kompetenzstreitigkeiten geprdgten Praxis in Berlin andererseits bei der
Standardisierung der Ladespannung, Technik und Steckersysteme noch erhebliche
Kompatibilititsprobleme, die vice versa durch politische Steuerungsbemiihungen be-
hoben werden kdnnten.

Brettschneider greift ausgewihlte Proteste gegen Infrastrukturvorhaben der 6ffent-
lichen Hand sowie Moglichkeiten ihrer Uberwindung im Rahmen dialog-orientierter
Beteiligungsverfahren auf. Der breite Konsens von Investitionen in die materielle Inf-
rastruktur sowie ihre positiven Bewertungen hinsichtlich der intendierten Ziele werden
zunehmend hinterfragt (Beninghaus/Renn 2016, S. 17ff.; kritisch zum gegenwirtigen
Trend Schonenbroicher 2010, S. 4661f.). Als Gegenstand gesellschaftlicher Auseinan-
dersetzungen entziehen sich diese Widerstinde weitgehend einer normativen Beurtei-
lung. Je nach Priaferenzen wird diese Politisierung von den einen als dysfunktionale
Entdifferenzierung beklagt, von den anderen als wiinschenswerte Demokratisierung
begriiit. Positiv gewendet hat sich der vormalige Untertan zum ,,miindigen Biirger*
emanzipiert, welcher Informationen und Transparenz verlangt, auf Risiken und Ne-
benwirkungen verweist und Mitbestimmung einfordert. Dadurch geraten Infrastruktu-
ren in ein kaum einvernehmlich zu I6sendes Spannungsverhéltnis von 6konomischer
Effizienz, sozialen Gerechtigkeitszielen und 6kologischen Nachhaltigkeitsiiberlegun-
gen. Vor allem letztere sind hiaufig mit ausgepragtem Misstrauen gegeniiber infrastruk-
turell erzeugten Verdnderungen verbunden. Eine auch als ,German Angst® oder ,Hys-
térie Allemande® bezeichnete ,,neubiirgerliche Aufsissigkeit™ bildet sich heraus. Oder
in den Worten von Frank Fischer (1993, S. 458): ,,Frither war das Publikum mit allem
einverstanden, jetzt leistet es gegen alles Widerstand.* Dadurch verhandelt die 6ffentli-
che Hand die Bereitstellung von Infrastrukturen nicht mehr exklusiv, sondern muss
sich zunehmend mit organisierten Biirgern und Interessengruppen auseinandersetzen.
Damit geraten einerseits gesellschaftsbezogene Kriterien wie Umwelt- und Sozialver-
traglichkeit bei Meinungs- und Willensbildungsprozessen starker in den Blick. Wie die
Auseinandersetzungen nicht nur um Stuttgart 21, der Vierten Startbahn in Frankfurt am
Main oder die Elbphilharmonie zeigen, l4sst sich andererseits die kritische Offentlich-
keit kaum mehr iiber ,,unidirektionale” Verfahren besénftigen. Informationsflyer und
Biirgerversammlungen sowie Bekanntmachungen in ortsiiblichen Druckerzeugnissen
reichen allein nicht mehr aus, um dem Wunsch nach Informationen und Mitwirkungen
gerecht zu werden (Bock/Reinmann 2012, S. 13; Wulfhorst 2011, S. 582; Télle 2005, S.
349). In der Kritik stehen daher nicht nur die bisherige Top-down-Planung und das mit
zahlreichen formal-rechtlichen Untiefen und juristischen Fallstricken durchzogene
Planfeststellungsverfahren, sondern, grundlegender, die Kommunikation zwischen
Biirgern und Staat. Brettschneider pladiert deshalb fiir ein proaktiv angelegtes Kom-
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munikationsmanagement, welches iiber die rhetorisch-semantische Ebene von Verlaut-
barungen und Alibi-Veranstaltungen hinausreicht und stattdessen klaren Regeln folgt,
Zustandigkeiten offenlegt, Rollen definiert und Mitwirkung von Betroffenen ermog-
licht. Hieran zeigt sich aber auch, dass Politik und Verwaltung durch ein konsensorien-
tiertes Management von projektindividuell abgestimmter Beteiligung sehr wohl iiber
weitreichenden Einfluss auf den Umsetzungserfolg 6ffentlicher Infrastrukturen verfii-
gen konnten.

Insgesamt zeigen die Beitrdge des Themenschwerpunktes, dass Politik und Ver-
waltung im Politikfeld Infrastrukturpolitik von verschiedenen Seiten auf die Probe ge-
stellt werden und die Bearbeitung und Realisierung infrastruktureller Projekte hohe
Anforderungen an politische und administrative Akteure stellt. Gleichermafen aller-
dings illustrieren die Beitrdge auch, wie sorgsames politisches und/oder administratives
Handeln durchaus zu erfolgreicher politischer Steuerung fithren kann. Die zunehmende
Politisierung aufgrund gesellschaftlicher und sozio-dkonomischer Verdnderungen be-
wirkt, dass Infrastrukturen nicht mehr (ausschlieBlich) technischen, ingenieurswissen-
schaftlichen und -praktischen Logiken folgen. Stattdessen ist institutionelle Phantasie
im Politikfeld Infrastruktur gefragt, um gesellschaftliche Zustimmung zu erzeugen und
um Infrastrukturprojekte erfolgreich realisieren zu kdnnen.

Anmerkungen

1 Zu den mit Infrastrukturinvestitionen verbundenen Effekten insbesondere auf das Wirtschaftswachs-
tum siehe Glykou und Pitelis (2011, S. 461 ff.), Francois und Manchin (2007), Pitelis (2007: 365ff.)
oder Aschauer (1989a, b) sowie Munnell (1990). Nach Berechnungen von Heintz u. a. (2009) fithren
Investitionen in die Infrastruktur (Stralen, netzgebundene Einrichtungen) in Hohe von einer Mrd. US-
Dollar zu 18.000 neuen Jobs. Entsprechende Effekte werden von der wirtschaftlichen Situation mitbe-
einflusst. In Rezessionen diirften — wie empirische Untersuchungen von Ramey (2011) oder Parker
(2011) nahelegen — die Multiplikatoreneffekte von Infrastrukturinvestitionen auf das BSP-Wachstum
hoher ausfallen als in Boomzeiten. Zu vergleichbaren Ergebnissen gelangen auch Auerbach und
Gorodnichenko (2012, S. 1ff.). Deutlich zuriickhaltender bei der Beurteilung von Infrastruktureffekten
auf das Wirtschaftswachstum sind u. a. Straub und Vellutini (2009), die regionale und sektorale Fakto-
ren in ihr Modell integrieren.

2 Stellvertretend fiir den Mainstream titelte etwa ,,Der Spiegel* in seiner Ausgabe 37/2014 ,,Der Bro-
ckelstaat. Wie wir Zukunft und Wohlstand verspielen.“ Ahnlich sieht dies auch das wissenschaftliche
Schrifttum, vgl. u.a. Bodewig-Kommission (2013); Daehre-Kommission (2012); Kunert und Link
(2013); IW Kéln (2014).
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Schwerpunkt

Defizite bei der Bereitstellung 6ffentlicher
Infrastrukturen im Lichte der

Rechnungshofberichte

Zusammenfassung

Der vorliegende Beitrag analysiert die Defizite bei
der Bereitstellung offentlicher Infrastrukturen an-
hand einer systematischen Auswertung ausgewahl-
ter Berichte und Stellungnahmen unterschiedlicher
Rechnungshéfe. Durch die Bildung von iiberge-
ordneten Kategorien werden in quantitativer wie
qualitativer Hinsicht Probleme sichtbar, die bei der
Planung, Erstellung, Finanzierung und dem Betrieb
von staatlichen Einrichtungen entstehen. Die in
funktionaler, gestalterischer, konstruktiver, techni-
scher, planungsrechtlicher und wirtschaftlicher
Hinsicht auftretenden Reibungsverluste verhindern
im Ergebnis eine ordnungsgeméfe Aufgabenerfiil-
lung. Hiermit gehen bestimmte Konsequenzen ein-
her: Materiell fithren die von den Rechnungshdfen
identifizierten VerstoBe zu den allseits konstatier-
ten Kosten- und Terminiiberschreitungen, ideell
verdichtet sich die Auffassung, dass hierzulande
kaum noch planméBige Investitionen in die materi-
elle Infrastruktur moglich sind, womit konzeptio-
nell der Wirtschaftsstandort Deutschland in Frage
gestellt wird.

Schlagworte: Infrastrukturprojekte, Defizite, Rech-
nungshof, Kosteniiberschreitungen, Fehlplanungen

1 Einleitung

Abstract

Deficits in supplying public infrastructures in re-
gard of the Court of Auditors’ reports

The present article analyses the deficits in supply-
ing public infrastructures by systematically evalu-
ating selected reports and statements of different
Courts of Auditors. By constructing superordinate
categories, the article shows quantitative and quali-
tative problems of planning, creating, financing
and operating state-run facilities. Frictional losses
regarding the function, design, construction, tech-
nology and planning regulations as well as eco-
nomic aspects occur and prevent proper task ful-
fillment resulting in far-reaching consequences: the
violations identified by the Courts of Auditors
cause the widely mentioned cost overruns and ex-
ceeded deadlines. This leads to the perception that
scheduled investments in material infrastructure
are hardly possible anymore in Germany, question-
ing its role as a business location.

Key words: infrastructure projects, deficits, Court
of Auditors, cost overruns, misplannings

Es scheint eine Art von Naturgesetz zu sein: Wenn Bund, Lénder und Gemeinden 6f-
fentliche Infrastrukturen erstellen, dann laufen Kosten und Zeitpléne erfahrungsgeméf
aus dem Ruder. Die Beispiele hierfiir sind Legion: So sollte etwa der Umzug des Bun-
desnachrichtendienstes von Pullach nach Berlin laut Beschlussvorlage der Bundesre-
gierung im April 2003 rund 500 Millionen Euro kosten, beim Spatenstich 2006 lag die
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Schétzung bereits bei 720 Millionen Euro und bis zum Richtfest erhohte sich die
Summe auf 8§11 Millionen Euro. Seit Oktober 2012 wird allein der Neubau mindestens
912 Millionen Euro kosten, wobei der Bundesrechnungshof den gesamten Umzug auf
mindestens 1,55 Mrd. Euro taxiert. Vergleichbare Kostenverldufe finden sich beim
Leipziger City-Tunnel, der den Hauptbahnhof mit dem Bayerischen Bahnhof durch ei-
ne rund anderthalb Kilometer lange Unterfithrung mit zwei parallel laufenden Tunnel-
rohren verbinden soll. Obschon die Kosten von 572 Millionen Euro auf 896 Millionen
Euro stiegen, erfolgte die Erdffnung statt 2009 Ende 2013. Geplant wurde dieses Vor-
haben seit 1996, doch erst im Jahr 2000 wurde der Planfeststellungsbeschluss rechts-
kréaftig. Zwei Jahre spiter einigten sich Bund, Bahn, die Stadt Leipzig und der die
Mehrheit der Finanzierung iibernehmende Freistaat Sachsen iiber die letzten Modaliti-
ten (LRS 2011, S. 12ff)). Bei der Elbphilharmonie in Hamburg errechnete die erste
Machbarkeitsstudie finanzielle Belastungen fiir die Stadt in Héhe von 77 Millionen Eu-
ro, wihrend die Restkosten von knapp 110 Millionen Euro durch private Spenden und
Investoren abgedeckt werden sollten, denn zusitzlich zum Konzerthaus sind 45 Lu-
xuswohnungen, ein Parkhaus und ein Fiinf-Sterne-Hotel entstanden. Im Februar 2007
beschloss die Hamburger Biirgerschaft, den Auftrag an ein Konsortium unter der Lei-
tung von Hochtief mit einem pauschalen Festpreis von 241 Millionen Euro zu verge-
ben — Kostenpunkt fiir den stdadtischen Haushalt 142 Millionen Euro. Bereits 2010 soll-
te das als neues Wahrzeichen Hamburgs angedachte Konzerthaus erdffnen, doch die
Bauarbeiten am Rohbau ruhten, weil Stadt, Hochtief und Architekten iiber Kosten, Si-
cherheitsbedenken und Zeitverzogerungen stritten. Erst Ende 2012 einigten sich die
Vertragsparteien auf einen neuen Festpreis in Héhe von 575 Millionen Euro. Sieben
Jahre spiter als geplant eroffnete am 11. Januar 2017 die Elbphilharmonie. Verspitun-
gen sind ebenfalls bei der Nord-Siid-Stadtbahn Koln eingetreten, deren Planung 1992
begann. Die Bauarbeiten liefen unter Projektleitung der Kolner Verkehrsbetriebe 2004
an, seitdem ereigneten sich mehrere schwere Pannen — Kirchen wurden beschidigt,
2009 stiirzte gar das Kolner Stadtarchiv ein. Urspriinglich sollte die Inbetriebnahme der
Bahnlinie 2011 erfolgen, musste jedoch auf 2019 verschoben werden, wobei Kritiker
selbst diesen Termin als unrealistisch einschitzen (Kaufmann 2012). Kosten- und Ter-
miniiberschreitungen kennt auch das Bahnhofsprojekt Stuttgart 21, das zu Planungsbe-
ginn im Jahre 1995 urspriinglich 2,5 Mrd. Euro kosten sollte, wiahrend aktuelle Schét-
zungen von mehr als 7,6 Mrd. Euro ausgehen. Derartige Zielverfehlungen treten bei
nahezu jedem Projekt der 6ffentlichen Hand ein und ,,despite the high level of activity
and the enormous sums of money being spent on infrastructure, surprisingly little sys-
tematic knowledge exists about costs, benefits and risk involved® (Flyvbjerg/Holm/ Buhl
2003, S. 71). Ansatzweise soll diese Liicke durch eine systematische Auswertung ausge-
wihlter Berichte und Stellungnahmen unterschiedlicher Rechnungshdfe geschlossen
werden. Kapitel 2 erklért die Datenerhebung, wihrend Kapitel 3 die hieraus resultieren-
den Ergebnisse prisentiert. Kapitel 4 fasst die gewonnenen Erkenntnisse zusammen.

2 Datenanalyse
Die Rechnungshofe von Bund und Bundesldndern priifen die Haushalts- und Wirt-

schaftsfiihrung, die bestimmungsgeméifie Verwendung 6ffentlicher Mittel der jeweiligen
Gebietskorperschaft sowie die staatliche Betétigung bei Unternehmen in der Rechtsform
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des privaten Rechts mit dem Ziel einer moglichst liickenlosen Kontrolle beim Einsatz
offentlicher Gelder. Unabhingigkeit, parteipolitische Neutralitit und Offentlichkeit ma-
chen diese weisungsfreien Institutionen unverzichtbar fiir das politische System (Art.
114 Abs. 2 GG). Obschon das gesamte Spektrum staatlicher Aktivitdten Gegenstand re-
gelmaBiger Priifungen ist, stehen im Folgenden ausschlieBlich die Defizite bei der Be-
reitstellung 6ffentlicher Infrastrukturen im Mittelpunkt, die anhand einer systematischen
Auswertung ausgewihlter Jahresberichte, Stellungnahmen und Sondergutachten inner-
halb des Zeitraumes von 2006 bis 2017 ermittelt werden konnten. Um einen mdoglichst
reprasentativen Querschnitt zu erhalten, umfasst das Sample den Bundesrechnungshof
(BRH) sowie die Rechnungshofe der Linder Bayern (LRBay), Nordrhein-Westfalen
(LRNRW) sowie, als Vertreter der neuen Bundeslidnder, die Rechnungshdfe des Frei-
staats Sachsens (LRS) und Mecklenburg-Vorpommerns (LRM-V). Neben diesem Ost-
West- und Bund-Lénder-Vergleich sind ebenfalls die Berichte und Stellungnahmen der
Rechnungshofe Berlins (LRB) und Hamburgs (LRH) als Stadtstaaten ausgewertet wor-
den. Insgesamt lieBen sich 117 Dokumente identifizieren, in denen 409-mal investiti-
onswirtschaftliche Aspekte thematisiert worden sind (vgl. Abbildung 1).

Abbildung I: Ausgewertete Dokumente
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Quelle: Eigene Darstellung.

Da die Gegenstidnde der jeweiligen Querschnitts- wie Einzelpriifungen eine kaum zu
verallgemeinerbare Heterogenitdt aufweisen, die von Stralen, Tunneln und Briicken
iiber unterschiedlichste HochbaumalBnahmen, Investitionen in die Schieneninfrastruk-
tur bis hin zu Spezialbauwerken wie Kaianlagen, Schwimmdocks, Planetarien, Polizei-
schieBanlagen und Einsegnungshallen usw. reichen und unterschiedliche funktionale,
technische, rechtliche, 6konomische, stidtebauliche und nicht zuletzt gestalterische
Schwachstellen identifizieren, sind iibergeordnete Kategorien gebildet worden (vgl.
Abbildung 2). Durch diese Einteilung werden in quantitativer wie qualitativer Hinsicht
Probleme sichtbar, die bei der Planung, Erstellung, Finanzierung und dem Betrieb so-



26 Thorsten Winkelmann

wie — vereinzelt auch — bei der Verwertung von Infrastrukturen entstehen. Unberiick-
sichtigt bleiben dabei die mit der Beschaffung von IT (Software wie Hardware) einher-
gehenden Herausforderungen, liegen hier doch vielfach spezifische Technik- bzw.
Technologierisiken vor, selbst wenn vergleichbare Probleme wie im investitionswirt-
schaftlichen Bereich sichtbar sind. Auch die in den Berichten thematisierten Verstoe
beim Kauf, bei der Miete oder beim Leasing von so genanntem Rollmaterial (PKWs,
Nutz- und Spezialfahrzeuge) werden genauso wenig erortert wie ausschlieBlich forder-
oder finanzierungsrechtliche Fragen.

Abbildung 2:  Aggregierte Defizite
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Quelle: Eigene Darstellung (n = 892).

3 Auswertung

Vielfach sieht sich die 6ffentliche Hand dem Vorwurf ausgesetzt, durch 6ffentliche Inf-
rastrukturmafBnahmen einer immanenten Profilneurose der Macht zu folgen, Projekte
zu grofl und am Bedarf vorbei zu errichten und (zu) hohe planerische Anspriiche zu
haben.! In den Kategorien ,,Uberdimensionierung®, , kein Bedarf* und ,,unzureichende
Bedarfsanalyse™ sind diese Verfehlungen zusammengefasst (Abbildung 3). Detailliert
setzen sich die Priifungen der Rechnungshdfe mit diesen Phdnomenen auseinander. In
der Analyse fillt jedoch eine kleinteilige Kritik auf, die sich vor allem gegen zu groB3-
ziigig dimensionierte Flachen richtet (BRH 2016, S. 184ff.; LRS 2012, S. 117ff.), ge-
stalterisch nicht erforderliche MaBnahmenz, zu hohe Standards (LRH 2017, S. 161ff;;
LRNRW 2010, S. 158ff.; BRH 2010, S. 124ff., 2009: 204ff.; LRM-V 2007, S. 160ff.,
LRS 2009, S. 387ff.)’ oder kaum zu verallgemeinernde Spezialfille* thematisieren.
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Abbildung 3: Bedarf, Dimensionierung und Planungsdefizite
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In der Summe bewegen sich die Mehraufwendungen im Bereich ,,Uberdimensionierung*
in einem niedrigen zweistelligen Millionenbereich. Verschwendungen im engeren Sinne
beziehen sich insbesondere auf Malinahmen, fiir die nachweislich kein Bedarf besteht.
Vorrangig der Bund ist hiervon im Bereich der StraBeninfrastruktur® betroffen: So hat
das Land Sachsen-Anhalt auf Kosten des Bundes und ohne dessen Zustimmung eine un-
ndtige Anlage zur tempordren Seitenstreifenfreigabe auf der Bundesautobahn A 14 er-
richtet (BRH 2014, S. 247ft.), wihrend anderswo nutzlose Larmschutzeinrichtungen,
Briicken, Unterfiihrungen, Ortsumfahrungen oder Standstreifen gefordert werden (BRH
2013, S. 229f,; 2008, S. 163f.). Stellvertretend sei hier auf die Bemerkungen des BRH
2009 ,,zur Haushalts- und Wirtschaftspriifung des Bundes — Weitere Priifungsergebnisse*
(2010, S. 26ft.) verwiesen, wonach das Bundesverkehrsministerium auf einer Lénge von
18 km 17 Briicken an einer Eisenbahnstrecke errichten will, so dass auch unbefestigte
Feldwege kiinftig durch ingenieurstechnische Bauwerke erschlossen werden. Drei ent-
behrliche Briicken verursachen Kosten in Hohe von sieben Millionen Euro. Vergleichs-
weise selten berichten die Rechnungshofe der Lander iiber derartige am Bedarf vorbei
gehende MafBnahmen. Der Freistaat Bayern fordert ohne die erforderliche Beteiligung
des Landtages Hochbaumalinahmen staatlicher Biergérten, obwohl ein 6ffentlicher Be-
darf fiir diese Einrichtungen nicht erkennbar ist (LRBay 2013, S. 88ff.). Keinen Bedarf
sieht der LRS (2012, S. 129ff.) fiir die im Bereich Polizeidirektion Westsachsen getétig-
ten Investitionen in Millionenhohe, so dass ein Baustopp fiir das neu errichtete Fithrungs-
und Lagezentrum erforderlich gewesen wire, hingegen sind unzureichende Bedarfsana-
lysen haufig Ergebnisse der Priifungen. Folgende Ursachen werden angefiihrt: Zu geringe
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Auslastungen (LRB 2010, S. 152ff.; LRS 2014, S. 139ff.) bzw. bereits bestehende (Uber-)
Kapazititen (BRH 2007, S. 179f.; LRH 2012, S. 95ff.; LRNRW 2007, S. 219ff.), tiber-
zogene Nutzerwiinsche (BRH 2009, S. 145ff.; 2008, S. 163f.; 2006, S. 169ff.; LRM-V
2010, S. 229ft.; 2008, S. 250ff.; 2007, S. 98ff.), fehlende Kenntnisse fiir die konkreten
Problemlagen vor Ort (BRH 2011, S. 230f.)°, unzureichende Beriicksichtigung bestehen-
der Richtlinien (BRH 2015, S. 209ff.; LRB 2013, S. 134{f.; 2013, S. 158{t.), iiberhchte
Standards (BRH 2009, S. 204f.; LRH 2014, S. 156ft.), konzeptionelle Defizite (LRH
2017, S. 161ff,; 2015, S. 112ff.) sowie mangelndes Kostenbewusstsein (BRH 2007, S.
205ftf.). Vielfach konkretisiert die 6ffentliche Hand erst nach der Ausschreibung, teilwei-
se sogar noch wihrend des Baus ihren eigentlichen Bedarf. Solche ,,baubegleitenden Pla-
nungen* verweisen auf die in der Kategorie ,,Planungsdefizite” zusammengefassten
Maingel. Hierzu zahlen auch unvollsténdige, interpretationsfihige oder nicht sachgerechte
Leistungsbeschreibungen (LRH 2014, S. 178ff.; LRNRW 2013, S. 112ff.; BRH 2007, S.
179f.), wie beispielhaft die Sanierung der Staatsoper Unter den Linden verdeutlicht. Die
Bauzeitverldngerungen und Kostensteigerungen sind nicht nur auf die Missachtung
»grundlegender haushaltsrechtlicher Bestimmungen [zuriickzufiihren]*, sondern auch auf
»vorschriftswidrige [...] kostenintensive Umplanungen, Mehrfacgplanungen, Nachsteue-
rungsmalnahmen und Vertragsanpassungen® (LRB 2016, S. 143).” Gleich mehrfach wer-
den Investitionen getitigt, ohne dass die erforderliche Etatreife vorliegt. So schreibt § 24
Abs. 1 BHO vor, dass ,,Ausgaben und Verpflichtungserméchtigungen fiir BaumaBnah-
men [...] erst veranschlagt werden [diirfen], wenn Pléne, Kostenermittlungen und Erléu-
terungen vorliegen, aus denen die Art der Ausfiihrung, die Kosten der BaumafBinahme,
des Grunderwerbs und der Einrichtungen sowie die vorgesehene Finanzierung und ein
Zeitplan ersichtlich sind.“ Gestufte Verfahren sollen einen verantwortlichen Einsatz 6f-
fentlicher Mittel bezwecken sowie die Ordnungs- und ZweckméBigkeit sicherstellen.
Zahlreiche VerstoBe liegen gegen diese Prinzipien vor. In einer Querschnittspriifung ge-
langt der LRB (2015, S. 144) zu dem Ergebnis, dass ,,mehr als 75% der neu beginnenden
BaumaBnahmen [...] ohne fertiggestellte Bauplanungsunterlagen veranschlagt [wer-
den].”“ Allein der LRH (2017, S. 149ff,; 2015, S. 103ft,; 2014, S. 143ff.; 2013, S. 135ff.)
benennt unterschiedliche Projekte, in denen die MaBnahmen trotz fehlender Etatreife
veranschlagt worden sind. Vereinzelt beginnt der Bau ohne die erforderlichen Bau- und
Kostenunterlagen (LRH 2016, S. 111ff.) oder es wird hinsichtlich der Lage, Dimensio-
nierung und Ausstattung anders als die genehmigte Planung gebaut (LRNRW 2006, S.
305ff.). Defizite in den Planungen werden ebenso immer dann sichtbar, wenn Projekte
ohne vorherige Sicherung der Gesamtfinanzierung erstellt werden sollen oder der Kos-
tenrahmen zu eng gestaltet ist (BRH 2006, S. 149ff.; LRNRW 2014, S. 216ff.; 2010, S.
219ff)). Fehlende konzeptionelle Uberlegungen im Vorfeld der jeweiligen MaBnahme
verweisen auf mangelnde Bauvorbereitung (LRM-V 2006, S. 192ff)), unzureichende
Bewertung des Baugrunds (LRM-V 2010, S. 2291f.) oder der vorhandenen Bausubstanz
(LRBay 2013, S. 101ff.; LRB 2013, S. 158ff.). Konzept- und Strategiedefizite werden
thematisiert (LRH 2009, S. 90ff.).
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Abbildung 4:  Wettbewerb, Vergaberecht und Wirtschaftlichkeit
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Quelle: Eigene Darstellung.

Das offentliche Auftragswesen unterliegt Europdischem Gemeinschaftsrecht, weshalb
Ausschreibungen aus dem Bau-, Liefer- und Dienstleistungsbereich, deren Auftrags-
wert iliber bestimmten Schwellenwerten liegen, europaweit ausgeschrieben werden miis-
sen. National werden die Bestimmungen im Vergaberecht konkretisiert.” Sie dienen der
Wirtschaftlichkeit, sollen eine sparsame Haushaltfiilhrung sicherstellen und die Ge-
bietskorperschaften vor Gefdhrdungen ihrer dauerhaften Leistungsfahigkeit schiitzen. Die
mittelbewirtschaftenden Verwaltungen sind gemif § 7 Abs. 2, Satz 1 BHO angehalten,
»fir alle finanzwirksamen MalBnahmen [...] angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen durchzufiihren.” Zahlreiche Verstof3e gegen diese Prinzipien haben die Rech-
nungshofe ermittelt (Abbildung 4): Vergleichsweise hdufig werden auf europaweite
Ausschreibungen einerseits bei der Vergabe von Planungs- und hier vor allem bei frei-
beruflichen Leistungen verzichtet (LRH 2016, S. 115ff.; BRH 2016, S. 414ff.; LRNRW
2011, S. 126f.; LRS 2009, S. 193f.). Andererseits erfolgt die Vergabe von Nachtridgen
ohne Wettbewerb (LRH 2013, S. 159ff.; 2010, S. 138ff.; LRS 2010, S. 163f.; 2009, S.
391f.). Begriindet wird dies zumeist damit, dass sich eine kleine Leistung von der zu-
vor vergebenen grofleren Leistung nicht ohne Nachteil trennen lasse sowie Zeit- und
Handlungsdruck herrsche. Wie der LRH (2008, S. 89ff.) in einer Querschnittspriifung
aulerdem festgestellt hat, werden die sehr engen Ausnahmen fiir beschriankte Aus-
schreibungen vergleichsweise groBziigig ausgelegt. So werden nur 20 Prozent der Auf-
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trage im Offenen Verfahren europaweit ausgeschrieben. In einer Priifung der Vergabe
von Bauleistungen fiir Gebdude der bayerischen Schlosserverwaltung wurden neun
Prozent o6ffentlich ausgeschrieben, wihrend rund 50 Prozent des Auftragsvolumens
von rund 10 Millionen Euro nicht dem Wettbewerb unterstellt wurden (LRBay 2006,
S. 101). Und weiter fiihrt der LRBay (2006, S. 101) aus, ,,dass bei der Vergabe be-
stimmter Leistungen — insbesondere bei Materialbeschaffungen — immer wieder die glei-
chen Firmen beriicksichtigt wurden.* Vereinzelt werden die Auftriige gestiickelt, wo-
durch man unterhalb der in den Vergabe- und Verdingungsordnungen normierten
Schwellenwerte bleibt, um so eine freihdndige Vergabe zu titigen (LRS 2010, S. 163f.).
Diese den Wettbewerbsgedanken konterkarierende Vorgehensweise wird durch einige
Sonderfille ergénzt, die sich einer Verallgemeinerung entziehen. So vergab das Aus-
wirtige Amt mit Verweis auf sicherheitspolitische Uberlegungen fiir ein Giste- und
Wohnareal in Mauretanien freihdndig Leistungen ausschlielich an deutsche Anbieter
(BRH 2010, S. 124ff.), wihrend das Land Mecklenburg-Vorpommern bei der Errich-
tung einer Skihalle den Wettbewerb durch Subventionen ersetzt hat, was sich weder
strukturpolitisch als sinnvoll noch als wirkungsvoll herausstellte (LRM-V 2009, S.
109ff.). Baudienststellen Berlins haben ohne vorherige Ausschreibung einer gemein-
niitzigen privaten Stiftung die Restaurierung von Baudenkmalen iibertragen, weil diese
in Vorleistungen gegangen ist (LRB 2008, S. 139ff.).

Zahlreiche rechtliche wie biirokratische Fallstricke hélt das Vergaberecht bereit,
was Offentliche Auftraggeber in beachtliche Schwierigkeiten, Zeitverluste, Kostenrisi-
ken und gerichtliche Auseinandersetzungen mit nicht beriicksichtigten Bietern treibt.'
Innerhalb der Kategorie ,,Vergaberecht™ lassen sich folgende iibergeordnete Problem-
bereiche identifizieren: Vielfach werden die vergaberechtlichen Vorschriften nicht
bzw. nur unzureichend eingehalten (LRH 2016, S. 40ff.; BRH 2007, S. 173ff.; 2007, S.
205ff.; LRB 2007, S. 118). In einer Querschnittspriifung der OrdnungsméBigkeit des
Vergabewesens bei vier kreisangehorigen Stddten kommt der LRM-V (2013, S. 90)
ebenfalls zu dem Ergebnis, dass ,,nahezu keine Vergabe im Einklang mit dem gelten-
den Recht durchgefiihrt [wurde].“ Uberdies sei weder die gewihlte Vergabeart be-
nannt, noch wurde die jeweilige Auswahlentscheidung dokumentiert. In Berlin erfolgte
die Beauftragung von Architekten und Ingenieuren mit freiberuflichen Leistungen gar
ohne schriftliche vertragliche Fixierung (LRB 2006, S. 182; LRH 2015, S. 101; LRNRW
2013, S. 117). Neben der fehlenden Nachvollziehbarkeit von Vergabeentscheidungen
behindert ebenfalls eine zu geringe personelle Ausstattung ein ordnungsgemaifBes
Vergabeverfahren (LRB 2015, S. 156ff.)."" Rechtliche Vorgaben regeln zwar verbind-
lich Art, Verfahrenstyp und Ausschreibungsmodalititen, vor Ort werden jedoch ,auf
die besonderen Umstéinde im Zusammenhang mit diese[n] MaBnahme[n] hingewiesen,
insbesondere Gefahr im Verzug, politischer Druck, wechselnde Zielvorstellungen, feh-
lender hochbaufachlicher Sachverstand und fehlende Erfahrung mit hochbaufachlichen
Aufgaben™ (LRH 2017, S. 135; LRNRW 2010, S. 298ff.). In einer anderen Stellung-
nahme wird neben dem Termindruck beim Neubau der Vertretung des Landes Nord-
rhein-Westfalen von Seiten der Staatsregierung darauf verwiesen, ,,dass sich die nach
der bisherigen Rechtslage immer wieder auftretenden Probleme der Abgrenzung der
Zuldssigkeit von Offenen und Nichtoffenen Vergabeverfahren durch die absehbare
Entwicklung im Vergaberecht zukiinftig nicht oder nicht mehr so pointiert stellen wer-
den.” (LRNRW 2006, S. 159). Liickenhafte oder unzutreffende Vergabebestimmungen
sind nach Auffassung des LRH (2016, S. 40ff.) (mit-)verantwortlich flir die zum Teil
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schwerwiegenden vergaberechtlichen VerstoBe. Ubergeordnete Aufsichtsbehorden ge-
hen selbst gegen massive VerstoBle von Vergabebestimmungen trotz Kenntnis aller Um-
stdnde nicht vor (LRNRW 2007, S. 247ff.), womit aufsichtsrechtliche Probleme sicht-
bar werden. Dabei wird regelmiBig die falsche Vergabeart ausgewihlt. Bei der frei-
hiandigen Vergabe werden keine Vergleichsangebote eingeholt, wovon vorrangig (loka-
le) Unternehmen profitieren, die bereits im Vorhaben engagiert sind (LRH 2017, S.
133f.). Vereinzelt werden verfahrensrechtliche, terminliche sowie materielle Probleme
im Vergabewesen thematisiert (LRH 2013, S. 155f; LRNRW 2013, S. 112ff;; LRS
2011, S. 137ff.). So sieht etwa der LRNRW (2012, S. 163ff.) ,,generell die Gefahr, dass
sich 6ffentliche Auftraggeber durch funktional geprigte Ausschreibungen fiir Gebédude,
auf die sich in der Regel nur Generalunternehmen bewerben konnen, stets der Ver-
pflichtung zum Offenen Verfahren entziehen®, womit Preisnachteile einhergehen (LRB
2007, S. 118). Erfahrungen nicht nur der Rechnungshofe zeigen, dass durch den Ver-
zicht auf einen Wettbewerb die Leistungen mit einem deutlich héheren Preis angeboten
und abgerechnet werden. Ein nicht quantifizierbarer Teil der Mehrkosten liegt hierin
begriindet. Als weiteres vergaberechtliches Problem wertet der LRS (2014, S. 145ff.)
die mangelnde Ausschreibungsreife von Bauleistungen, die im Zusammenhang mit der
fehlenden Klarheit {iber die Bauaufgabe und unzureichenden Zielvorstellungen stehen.
Diese bereits in der Konzeptionsphase angelegten Defizite fithren im weiteren Verlauf
zu VerstoBen gegen vergaberechtliche Bestimmungen.

Formal ist die 6ffentliche Hand dazu angehalten, sorgsam mit ihren Einnahmen
und Ausgaben umzugehen. Bei den ausgabenseitigen Mafinahmen miissen mittelbe-
wirtschaftende Verwaltungen priifen, wie sie einen optimalen Ressourceneinsatz errei-
chen konnen. Diese aus dem Sparsamkeitsprinzip resultierende Aufforderung zur Wirt-
schaftlichkeit ist sowohl in Art. 114 Abs. 2 GG als auch in § 7 der Bundeshaushalts-
ordnung (BHO) oder in § 6 des Haushaltsgrundsitzegesetzes (HGrG) normiert. Bereits
innerhalb der Wissenschaft, der Verwaltungspraxis und der staatlichen Finanzkontrolle
besteht keine inhaltlich-konzeptionelle Ubereinstimmung hinsichtlich der Frage, aus
welchen Kriterien sich entsprechende MaBstibe des Wirtschaftlichkeitsgebots zusam-
mensetzen sollen. Miihlenkamp (2003, S. 70) bezeichnet das Wirtschaftlichkeitsgebot
daher ,,[...] eher als eine auf dem Papier stehende Leerformel als ein tatsdchlich prakti-
ziertes Gebot.” Im engeren Verstindnis setzt das Wirtschaftlichkeitsprinzip auBBerdem
Alternativen voraus, denn nur in vergleichender Perspektive lisst sich feststellen, ob
eine Losung wirtschaftlich ist oder nicht. Im Grunde genommen sind unterschiedliche
Beschaffungsvarianten erforderlich wie sie im Rahmen von Outsourcing-Entschei-
dungen zur Anwendung kommen. Auf jeden Fall sollten diese Untersuchungen nach-
vollziehbare Kosten-Nutzen-Abwiagungen enthalten, die Aufschluss dariiber geben, ob
der zu erwartende Nutzen einer BaumalBnahme deren Aufwand rechtfertigt. Selbst die-
se Analysen, denen etwa die Frage zu Grunde liegt, ob ein Neubau auf derselben Lie-
genschaft, ein Neubau an einem anderen Ort, die Sanierung bzw. Erweiterung eines
vorhandenen Gebdudes oder die Anmietung von Flidchen die wirtschaftlichere Losung
sei, finden — laut LRH (2010, S. 36) — vielfach nicht statt. Wie der BRH (2003, S. 5f.)
feststellt, ,,haben [dabei] Nutzer und Bauverwaltung bei ihren Untersuchungen und den
darauf aufbauenden Entscheidungen einen erheblichen Ermessensspielraum.” Diese
recht weitgehende Einschétzungspriarogative fiihrt neben der unzureichenden rechtli-
chen wie materiellen Konkretisierung des Wirtschaftlichkeitsgebots zu der Frage, wel-
che weiteren Defizite die Rechnungshofe bei den Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
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(WU) identifiziert haben (vgl. Abbildung 4): Bestehende Alternativen werden nicht
gepriift, teilweise verzichtet die 6ffentliche Hand génzlich auf Wirtschaftlichkeitsver-
gleiche (LRH 2015, S. 144ff,; LRB 2013, S. 134ff,; LRS 2013, S. 1771f.)."* Sofern ent-
sprechende Untersuchungen durchgefithrt werden, werden diese nicht an verénderte
rechtliche oder planerische Rahmenbedingungen angepasst (BRH 2015, S. 202ff.).
Vereinzelt werden Investitionen auf Grundlage von 15 bis 20 Jahre alten Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen getétigt, ohne dabei den Bedarf hinsichtlich Lage, Dimensio-
nierung, Ausstattung, Dringlichkeit usw. aktualisiert zu haben (BRH 2008, S. 117f.).
Selbst wenn eine ordnungsgeméifle Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vorliegt, muss
nicht zwingend die wirtschaftlichste Losung zum Zuge kommen (LRS 2016, S. 105ff.).
Als Herausforderung gestaltet es sich ferner, nicht-monetire Faktoren in die WU zu in-
tegrieren (LRM-V 2008, S. 219ff.). Vielfach lassen sich die Grundlagen, auf denen
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen erstellt worden sind, nicht nachvollziehen."” Mehr-
fach wird in diesem Zusammenhang der Verdacht geduBert, dass die Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen bestimmte Entscheidungen préjudizieren sollen. Mit anderen
Worten: Handlungsleitend ist nicht die ergebnisoffene Suche nach dem optimalen Res-
sourceneinsatz, sondern die nachtrigliche Legitimation bereits feststehender Losungen
(LRM-V 2008, S. 219ff.). Wirtschaftlichkeit erscheint damit weniger eine Frage sach-
gerechter Abwigungen als vielmehr Zufallsprodukt eines komplexen Entscheidungs-
problems zu sein. In einer beratenden AuBerung ,,Kostenstabiles Bauen* stellt der LRH
(2010) zudem fest, dass sowohl das parlamentarische Bewilligungsverfahren an Ge-
wicht verloren hat als auch die realistische Ermittlung der Kosten. Statt grofftmogliche
Klarheit tiber den Umfang der anfallenden Kosten einzufordern, steht zunehmend die
durch politischen Druck vorschnell gestellte Frage im Vordergrund, wann der Bau be-
ginnt. Fiir eine vermeintlich ziligige Projektrealisierung wird auf die Einschaltung der
technischen Aufsicht verzichtet, wodurch Kostenunsicherheiten nachtréglich entstehen.
Zusammenfassend kommt der LRH (2012, S. 89) zum Schluss, dass ,,sachgerechte
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei geplanten BaumaBnahmen und deren Erfolgs-
kontrolle [...] nach wie vor die Ausnahme [sind].*

Planung, Errichtung, Betrieb und Finanzierung 6ffentlicher Infrastrukturen werden
—je nach Art der Einrichtung — von Bund, Léndern und Gemeinden gemeinsam vorge-
nommen.'* Vielfach stellt der Bund (anteilig) die Finanzierung bereit, wihrend die
konkrete Investitionstétigkeit und der sich anschlieende Betrieb den Ldndern oder den
Kommunen obliegen. Mit den Kategorien ,,Mehrebenenproblem* und ,,Férderrecht*
werden entsprechende Defizite sichtbar (Abbildung 5). Vor allem der Bundesrech-
nungshof macht regelméfBig darauf aufmerksam, dass die Lander auf Kosten des Bun-
des tliberhohte Standards planen, {iberdimensioniert und am Bedarf vorbei bauen (wol-
len) oder dem Bund ungerechtfertigt Leistungen in Rechnung stellen (BRH 2015, S.
2091f.; 2006, S. 149ft.; 2006, S. 155ff.). Auch durch Verzégerungen lassen sich Kosten
auf den Bund abwilzen, wie die sieben Jahre verspétete Abstufung einer Bundes- zur
Landesstrafle in Sachsen-Anhalt dokumentiert, wodurch der Bund fiir den Unterhalt in
Hohe von 1,7 Millionen Euro aufkommen musste (BRH 2016, S. 368ft.). Konsequent
fordert der BRH die zustdndigen Bundesministerien zur Riickforderung entsprechender
Mittel zuziiglich Zinsen auf. Auflerdem verhindert der BRH durch seine Priifungen un-
terschiedliche Fehlinvestitionen (BRH 2011, S. 228f.; 2011, S. 229ff.; 2008, S. 160f;
2007, S. 249ftf.). Vergleichsweise selten thematisieren die Landesrechnungshofe die
mit dem foderalen Aufbau zusammenhédngenden Zielkonflikte. Bis auf wenige Aus-
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nahmen — wo etwa das Land die alleinigen Kosten trigt, obwohl der Bund die iiber-
wiegende Nutzung inne hat oder das Land Bundesobliegenheiten finanziert (LRNRW
2015, S. 109ff.; LRS 2009, S. 193ff.) — stehen Reibungsverluste mit den Kommunen,
ihren Unternehmen oder Zweckverbiande sowie Kompetenz- und Organstreitigkeiten
zwischen verschiedenen und innerhalb von Landesbehdérden im Mittelpunkt (LRS
2011, S. 115ff,; 2009, S. 193ff.; LRM-V 2012, S. 239ff.; 2013, S. 195ff.). Strukturell
begiinstigt die getrennte Aufgaben- und Kostenverantwortung fehlerhafte Abrechnun-
gen zulasten der jeweils libergeordneten Gebietskorperschaft.

Abbildung 5:  Mehrebenenprobleme und Forderrecht
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Quelle: Eigene Darstellung.

Investitionen in die Infrastruktur verursachen ebenfalls eine Reihe forderrechtlicher
Probleme. So werden zahlreiche Verstofe gegen bestehende Forderrichtlinien aufge-
zahlt: Zuwendungen werden vorzeitig und iiberhoht angefordert (BRH 2007, S. 247f.),
Zuwendungsvoraussetzungen werden nicht erfiillt (LRM-V 2010, S. 132ff.), MaBnah-
men werden doppelt geférdert (LRM-V 2010, S. 132ff.), die Zuwendungshdhe ist
falsch bzw. zu hoch bemessen (LRS 2007, S. 197ft.), die Mittel werden bestimmungs-
widrig eingesetzt (BRH 2010, S. 148f.) oder es fehlt schlicht die Forderfahigkeit (LRS
2007, S. 168ff.). Probleme ergeben sich bei der Erbringung des Eigenfinanzierungsan-
teils, wodurch die Gesamtfinanzierung nicht gesichert sei. Auch sind Fordermittel im
Vorfeld zu hoch prognostiziert worden, um entsprechende Investitionen zu tétigen
(LRH 2007, S. 120ff.). Im Umkehrschluss veranlasste bereits die Aussicht auf Forder-
mittel — selbst ohne belastbare Nachweise des Bedarfs oder der Gesamtfinanzierung —
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die offentliche Hand in der Vergangenheit zur Umsetzung von Projekten (LRBay 2006,
S. 110). Vielfach weisen die Unterlagen, Belege und Priifungsvermerke eine unzu-
reichende Qualitidt und Vollstdndigkeit auf, was bei den zustindigen Aufsichtsbehor-
den selten mit Nachdruck beanstandet wird (LRM-V 2010, S. 219ff.; LRNRW 2010, S.
259ff.; LRS 2009, S. 165ff.)."” Forderantrige werden dann auf Grundlage von unvoll-
stindigen bzw. nicht entscheidungsreifen Unterlagen bewilligt — vereinzelt ohne dass
die schriftlichen Antridge vorliegen (LRNRW 2008, S. 280ff.). Im Ergebnis sind die
skizzierten forderrechtlichen Probleme wohl auch der Komplexitit der Materie ge-
schuldet, wie das Beispiel Radwege illustriert. Diese sind forderféhig, wenn es sich um
regionale oder iiberregionale Radfern- und -rundwege handelt, die durch den Touris-
musverband deutschlandweit vermarktet werden. Andernfalls sind diese Wegebau-
mafnahmen nicht forderfahig, wobei Ausnahmen hiervon u.a. von den Fragen abhén-
gen, ob Radwege abseits, aber in Sicht von forderfidhigen Straflen inner- oder auferorts
bestehen, Modellcharakter haben, der Flurneuordnung dienen, an Neben-, Land- oder
Bundesfernstrallen errichtet werden sollen, Teil der Tourismus- oder Stiadtebauf6rde-
rung sind, zum Zwecke der Verkehrsberuhigung oder als punktuelle Verkehrssicher-
heitsmaBnahme entstehen.'®

Abbildung 6: Instandhaltung, Folgekosten/Lebenszyklus sowie Nachtrige
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Interessanterweise kommen nahezu alle Berichte innerhalb der Kategorie ,,Instandhal-
tung® — hier definiert als Kombination aller technischen und administrativen Mafinah-
men zum Erhalt oder zur Wiederherstellung des funktionsfahigen Zustands wéhrend
des gesamten Lebenszyklus einer Infrastruktur'’ — zu identischen Erkenntnissen. Dem-
nach reichen die bisherigen Aufwendungen fiir Erhaltung, Substanzsicherung und
Wiederherstellung des jeweiligen Gebrauchswerts nicht aus, um dem Wertverzehr, ge-
spiegelt anhand der Kriterien Technikanteil, Alter und Verschleil3, entgegenzuwirken.
Marode wie baufillige offentliche Einrichtungen prigen das Erscheinungsbild (Win-
kelmann 2017, S. 166ff.; Bodewig-Kommission 2013; Daehre-Kommission 2012;
Kunert und Link 2013; IW Kéln 2014). So richtet sich die Hohe der Instandhaltung re-
gelméBig nicht nach dem Bedarf bzw. nach dem jeweiligen Schadensbild, sondern
folgt den Logiken der Haushaltslage und seinen Restriktionen. Vielfach werden ent-
sprechende Ausgaben mehrheitlich am Ende des Haushaltsjahres getétigt. Neben die-
sem auf dem Jahrlichkeitsprinzip basierenden Aktionismus, der durch unterschiedliche
Forderprogramme sowie weitere ,,keynesianische® Strohfeuer noch begiinstigt wird,
legt der Zustand vieler 6ffentlicher Immobilien eine fehlende bzw. zu spit erfolgende
Instandhaltung nahe. Um den Betrieb von Einrichtungen aufrechtzuerhalten oder die
Unterschreitung geforderter Minimalleistungen gerade noch abzuwenden, werden oft-
mals MaBnahmen zur kurzfristigen Abhilfe getroffen. Haufig und unkontrolliert auftre-
tende Storungen sind Konsequenz dieser, an den Grundsétzen der Improvisation ausge-
richteten, Strategie. In der ingenieurswissenschaftlichen Literatur besteht weitgehender
Konsens, dass ein nicht zeitgerechter und dem Schadensbild unangemessener Eingriff
die Gesamterhaltungskosten erhoht. Insofern liegt eine enge Substitutionsbeziehung
zwischen Bauunterhaltungskosten und regelméBig durchgefiihrten Wartungen bzw. In-
standsetzungen vor. Fehlende Instandhaltungsarbeiten vergroBern im zeitlichen Verlauf
die finanziellen Aufwendungen fiir den Bauunterhalt — bis es im Extremfall zum wirt-
schaftlichen Totalausfall kommt. Zeitgerechte Erhaltungs- und Instandhaltungsmal-
nahmen wiirden einen iiberproportionalen Mehraufwand in der Zukunft verringern.
Vermeidbare Schiden und hohere Folgebelastungen verhindern also einen wirtschaftli-
chen wie sparsamen Einsatz von Haushaltsmitteln. Zu dem allseits konstatierten Sanie-
rungsstau infolge fehlender Instandsetzung — den der LRB (2017, S. 65ff.) auf 4 Mrd.
Euro fiir Gebdude in Berlin oder der LRNRW (2016, S. 142ff.) auf 2,89 Mrd. fiir das
nordrhein-westfilische StraBennetz taxiert — gesellt sich noch ein fehlendes systemati-
sches Instandhaltungsmanagement, welches in der Lage ist, Gebdude- oder Stralenzu-
stinde nach einheitlichen Mafstiben zu erfassen und zu bewerten, um auf dieser
Grundlage dann ,,die ordnungsgeméBe und wirtschaftliche Planung, Vorbereitung, Fi-
nanzierung und Durchfilhrung von strategischen und operativen sowie gebiudebe-
stands- und objektbezogenen MafBnahmen zur Instandhaltung der Gebdude und bauli-
chen Anlagen [durchzufiihren]* (LRB 2017, S. 70). ,,RegelmifBige systematische Zu-
standserfassungen mit dem Ziel, Verédnderungen des Straenzustandes abbilden und ei-
ne Zustandsbewertung der Straflen als Grundlage fiir eine Bedarfsplanung vornehmen
zu kdnnen, liegen nicht vor* (LRM-V 2013, S. 85). Ebenso fiir den Hochbau existieren
»keine gesicherten Methoden zur Ermittlung des mittel- und langfristigen Mittelbedarfs
fiir die Instandhaltung® (LRM-V (2016, S. 223). Es fehlt also an operationalisierbaren
und politisch gewollten Plénen, aus denen erkennbar wird, wie der bestehende Sanie-
rungsstau abgearbeitet werden soll. Darin sollten Prioritéten, Zeitpldne und Finanzbe-
darfe enthalten sein. Wie der LRS (2015, S. 175ff.) dariiber hinaus feststellt, verfolgte
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die offentliche Hand in der Vergangenheit eine korrekturbediirftige Priorititensetzung.
Anstelle der bislang dominierenden NeubaumaBnahmen sollten in Zukunft die Mittel
zugunsten von Sanierung und Instandhaltung umgeschichtet werden.
Kostensteigerungen, welche die Grundsitze einer wirtschaftlichen und sparsamen
Mittelverwendung tangieren, sind ebenfalls auf die unzureichende Beriicksichtigung
kiinftiger Folgelasten zuriickzufithren (vgl. Abbildung 6)."® Der Lebenszyklusansatz
verfolgt neben einer wertschopfungsstufeniibergreifenden Optimierung zugleich das
Ziel, die langfristigen betrieblichen und baulichen Unterhaltungsmafnahmen bereits in
der Planungsphase zu beriicksichtigen. Entsprechende Aufwendungen sind nach § 24
Abs. 1 BHO fiir eine ganzheitliche Beurteilung der Wirtschaftlichkeit einer (geplanten)
BaumaBnahme zwingend erforderlich, weil erst hierdurch die nach der Fertigstellung
entstehenden jahrlichen Haushaltsbelastungen sichtbar werden. So verweist der LRM-
V (2014, S. 207) darauf hin, dass ,,80 Prozent der Gesamtkosten im Lebenszyklus eines
Gebdudes [...] auf die Nutzungsphase [entfallen], weshalb diese Kosten in den Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen stirker zu gewichten sind. Wie der LRH (2012, S. 13ff.)
im Rahmen einer allgemeinen Ausfithrung zum Thema Nachhaltigkeit im staatlichen
Handeln ausfiihrt, miissen Planungsiiberlegungen die Optimierung der Lebenszyklus-
kosten von Infrastrukturen in den Mittelpunkt riicken. Indes hat die vom Rechnungshof
vorgenommene Priifung von ausdriicklich als nachhaltig angekiindigten Mafinahmen
ergeben, dass Folgekosten teilweise gar nicht oder nicht vollstindig ermittelt bzw. dar-
gestellt worden sind. Insgesamt ,,sind Folgekosten fiir bestehende Bauten und Anlagen,
einschlieBlich des Stralennetzes, hiufig iiberhaupt nicht, nicht vollstdndig oder nicht
bedarfsgerecht ermittelt bzw. nicht die entsprechenden Haushaltsmittel zur Verfligung
gestellt worden (LRH 2012, S. 20). Laut LRS (2012, S. 186) erfolgt ,,die Festlegung
der Baustandards ohne Beriicksichtigung der Folgekosten.“'” Obschon die unzu-
reichende Beriicksichtigung der Folgekosten in den Berichten und Stellungnahmen der
Rechnungshéfe thematisiert werden™’, bleiben die Ursachen weitgehend ungenannt. So
konterkarieren bestimmte Funktionslogiken der offentlichen Hand eine ganzheitliche
lebenszyklusgestiitzte Herangehensweise: Strukturelle Defizite liegen zundchst darin
begriindet, dass nur Vorhaben mit einer ,,optimistischen* Planungsrechnung die not-
wendige politische und — mindestens genauso wichtige — finanzielle Unterstiitzung er-
halten. Zu Recht weist Kalusche (1991, S. 31) darauf hin, ,,wie falsch es sein kann,
Planungen allein nach der Hohe der zu erwartenden Investitionsausgaben zu beurteilen,
[ndmlich dann] wenn sich herausstellt, dass ein Mehr an Ausgaben fiir die Erstellung
von Gebéduden, zum Beispiel fiir eine verbesserte Warmeddmmung der Fassaden, sich
in niedrigeren Baunutzungskosten niederschlidgt und auf ldngere Sicht zu Einsparungen
fiihrt, die den einmaligen Mehraufwand tiberkompensieren.* Im Einzelfall kdnnen also
hohere Investitionskosten dazu beitragen, kostenintensive Nachbearbeitungen zu ver-
meiden, woraus sich geringere Lebenszykluskosten eines Vorhabens insgesamt erge-
ben. Diese aus einer hoherwertigen Bauausfithrung sich erschlieenden Potentiale blei-
ben jedoch ungenutzt, weil finanzielle Aufwendungen in der Bauphase im Mittelpunkt
politischer Entscheidungslogiken stehen, denn nach deren Hohe richtet sich der Um-
fang an aufgenommenen Krediten aus, wie etwa der LRM-V (2014, S. 207{f.) heraus-
arbeitet. Als strukturelle Begleiterscheinungen resultieren hieraus Anreize, vornehm-
lich giinstig erscheinende Projekte zu realisieren, fallen potentielle Mehrkosten iibli-
cherweise doch erst zu spiteren Zeitpunkten an und stehen damit scheinbar auflerhalb
von gegenwartigen Haushaltszwangslagen. Staatliche Vorhabentriger bewerten also
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die Kosten zu niedrig, setzen die Ertrdge bzw. den angedachten Nutzen zu hoch an und
beriicksichtigen Risiken vielfach iiberhaupt nicht, denn nur so lassen sich Proziekte iiber
bestehende institutionelle, haushalts- und forderrechtliche Hiirden ,,heben.”! Oder in
den Worten von Flyvbjerg (2007, S. 586): ,,A project that looks highly beneficial on
paper is more likely to get funded than one that does not.*

Solche Dysfunktionalititen sind eine Ursache fiir die zu beobachtenden Nachtrige
in 6ffentlichen BaumaBnahmen. Defizitir erscheint hier vor allem das 6ffentliche Be-
schaffungswesen mit seinen vergaberechtlichen Bestimmungen zu sein. Nach § 97
Abs. 5 GWB soll zwar das wirtschaftlichste Angebot den Zuschlag erhalten, um damit
das beste Preis-Leistungs-Verhéltnis zu identifizieren, wiewohl in der Praxis vorrangig
auf den ,,Preis” abgestellt wird. Vielfach erhalten zwar die kostengiinstigsten Einzel-
leistungen bei der gewerkeweisen Vergabe den Zuschlag, ohne dass die Einzellose
(Planung, Design, Bau, Facility Management und Verwertung) wirtschaftlich aufeinan-
der abgestimmt und optimiert worden sind. In den seltensten Féllen erreicht eine einfa-
che Addition einzelner Teilleistungen — wie Architektur, Roh- und Ausbau, technische
Gebéudeausriistung und das sich anschlieBende Gebdudemanagement — das wirtschaft-
liche Gesamtoptimum (LRBay 2015, S. 84ff.; LRNRW 2014, S. 134ff.). Materielle
Konsequenz des ausschlieBlich zu Grunde gelegten Preiswettbewerbs® sind kostenin-
tensive Nachtrige: Beim mehrheitlich zulasten der Qualitdt gehenden und mdgliche
Folgekosten nur unzureichend beriicksichtigenden Preiswettbewerb unterbieten sich
private Bauunternehmen fiir den Zuschlagserhalt, um nach Auftragsvergabe Liicken in
den Ausschreibungsunterlagen zu suchen, damit durch Nachtrdge liberhaupt Gewinne
erwirtschaftet werden konnen (Investitionsbank Schleswig-Holstein 2011, S. 29). Der
zu Grunde liegende reine Preiswettbewerb bewirkt — getreu dem Motto: ,,wer billig
plant, baut teuer” (AHO 2007, S. 37f.) — kostenintensive Nachtrige. Weder liegen beim
gewerkeweise beauftragten Auftragnehmer intrinsisch angelegte Anreize fiir die Téti-
gung nachhaltiger Investitionen vor, noch verfiigt die 6ffentliche Hand iiber ein wirk-
sames Nachtragsmanagement, das dieses inflationdr auftretende Problem bereits friih-
zeitig entschérft (LRM-V 2014, S. 216ff.; 2009, S. 227ff.; LRH 2017, S. 136ff.; 2010,
S. l38ff.).23 So hat der Bundesrechnungshof (2003, S. 21f.) rund 3000 6ffentliche Bau-
vertrdge im Fernstralenbau untersucht und festgestellt, dass bei einem GroBteil der
Vertridge erhebliche Auftragserweiterungen durch Nachtrige und Mengenmehrungen
eingetreten sind.** Diese waren in der Regel auf mangelhafte Leistungsbeschreibungen
infolge unzureichender Planung und Bauvorbereitung und auf erhebliche Kostenunsi-
cherheit bei der Realisierung der BaumaBnahme zuriickzufiihren. Uberdies erfolgt die
Vergabe von Nachtrdgen vielfach durch eine freihdndige Vergabe, bei der kein formli-
cher Wettbewerb im Sinne einer Ausschreibung stattfindet. Stellvertretend sei auf den
LRH (2010, S. 141) verwiesen, wonach ,,Anderungen [...] bei sorgfiltiger Planung im
Vorhinein [hétten] erkannt und somit in die Ausschreibung aufgenommen werden koén-
nen. Weil das nicht geschehen ist, war die Baumafinahme noch nicht ausschreibungs-
reif; dadurch wurden Nachtragsleistungen von iiber 1,4 Millionen Euro dem Wettbe-
werbsverfahren vorenthalten.“” Defizite in der Planungs- und Konzeptionsphase fiih-
ren also zu zahlreichen Nachtrigen, die wiederum nicht ausgeschrieben werden.
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Abbildung 7.  Abrechnungs-, Kontroll- und parlamentarische Probleme
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Die offentliche Hand muss sdmtliche Einnahmen, Ausgaben sowie Verpflichtungser-
méchtigungen nach Mallgabe des geltenden Haushaltsrechtes buchungstechnisch erfas-
sen. Im Haushaltsplan diirfen Investitionen gemifl § 24 Abs. 1 BHO erst dann veran-
schlagt werden, wenn aus den Planungsiiberlegungen Art der Ausfiihrung, die Kosten,
Finanzierung und der Zeitplan ersichtlich sind. Zusétzlich wird eine Schétzung der
nach Fertigstellung der MaBnahme entstehenden jahrlichen Haushaltsbelastungen ein-
gefordert. Hierdurch wird eine Gesamtbetrachtung iiber den fiir die Haushaltsperiode
geltenden Plan ermoglicht, so dass sich finanzpolitische Entscheidungen im Gesamtzu-
sammenhang treffen lassen. Einen liickenlosen Uberblick vermag eine genaue Planung
und Kontrolle zu gewahrleisten, die fiir die Ausiibung des parlamentarischen Budget-
und Kontrollrechts erforderlich ist. Die Kategorie ,,Kostensystematik™ erfasst entspre-
chende Probleme, die mehrheitlich vorschriftenwidrige Verbuchungen im Sinne einer
falschen Bilanzierung (LRBay 2013, S. 88ff.; LRB 2011, S. 87ff.), ungenaue Kostener-
fassungen (LRS 2011, S. 137ff.), unzureichende Beriicksichtigung sdmtlicher Aufwen-
dungen (LRS 2013, S. 135ff.; LRH (2010, S. 171ff.), fehlende Einzelveranschlagung
der Ausgaben (LRH 2017, S. 155ff.; LRS 2016, S. 173ff.) und Formen kreativer Buch-
fiihrung (LRBay 2017, S. 165ff.) umfassen (vgl. Abbildung 7). Vor allem die vielfach
beméngelte unvollstdndige buchungstechnische Erfassung der Folgekosten von Bau-
maBnahmen fiihrt dazu, dass die jeweiligen Gesamtkosten sowie die Belastungen kiinf-
tiger Haushalte intransparent sind, womit VerstoBe gegen den Grundsatz der Haus-
haltswahrheit und -klarheit einhergehen (LRH 2012, S. 89ff.). Vereinzelt werden inhi-
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rente Probleme des 6ffentlichen Rechnungswesens — etwa die Ubertragung von Ausga-
beresten ins neue Haushaltsjahr (LRH 2016, S. 107ff.) oder die unzureichende Erfas-
sung buchungstechnischer Verluste aus fehlender Instandhaltung (LRNRW 2016, S.
142ff.; LRH 2010, S. 124ff.) — thematisiert.

Eine ordnungsgemifBe Buchfiihrung setzt den Nachweis sdmtlicher Rechnungen
voraus. In der Kategorie ,,Dokumentation werden diese wie weitere Verstofle erfasst,
die beim Auswihlen, Sammeln, Auswerten, Speichern, Nutzbarmachen und Verbreiten
entscheidungsrelevanter Informationen auftreten (Abbildung 7). Entsprechende Nach-
weise sollen nicht nur den wirtschaftlichen und sachlichen Erfolg sicherstellen, sondern
Sachverhalte gegeniiber Dritten — wie politischen Entscheidungstriigern, der Offent-
lichkeit oder Gerichten — verifizieren. Idealerweise ermoglichen die im Rahmen der
Dokumentation gesammelten projektbezogenen Informationen valide Aussagen iiber
Zeitpléne und den Grad der Zielerreichung. Ausgehend davon, dass die Geschéftstétig-
keit der Verwaltung dem Grundsatz der Schriftlichkeit folgt, macht stellvertretend der
LRM-V (2016, S. 103) im Rahmen einer iiberortlichen Priifung darauf aufmerksam,
dass ,,wesentliche Unterlagen fiir die Priifung und Uberwachung der Ingenieurbauwer-
ke, die auch eine grundlegende Voraussetzung zur Ermittlung des Erhaltungs- und Fi-
nanzbedarfes sind, [...] ginzlich [fehlten], [...] unvollstindig oder nicht aktualisiert
[waren].“ Zudem werden Planung und Durchfiihrung von Baumafnahmen unzu-
reichend dokumentiert, so dass der Rechtsschutz nicht immer gewéhrleistet ist (LRM-
V 2013, S. 195ff.). Vereinzelt wird auf gravierende Méngel bei der Aktenfithrung auf-
merksam gemacht. So befanden sich ,,die zur Priifung vorgelegten Unterlagen in rd. 60
Umzugskartons mit etwa 500 Aktenordnern [...] in einem ungeordneten Zustand. Die
Reihenfolge der Ordner war nicht chronologisch, ihre Inhalte stimmten teilweise nicht
mit den Beschriftungen iiberein bzw. waren unvollstindig. Buchungslisten waren un-
geordnet, diverse Buchungen lieen sich nicht eindeutig zuordnen. Teilweise fehlten
die Buchungsbelege* (LRNRW 2013, S. 123).2° Auf solchen Grundlagen lassen sich
weder den Haushaltsgrundsétzen entsprechende politische Entscheidungen treffen noch
ein verwaltungsseitiges Projektcontrolling gewéhrleisten. Damit die 6ffentliche Hand
ihre Bauherrenaufgaben wahrnehmen kann, sind alle relevanten Unterlagen vollstindig
und nachvollziehbar vorzuhalten (LRH 2013, S. 141).>’ Die Kategorien ,,Budget und
,»Controlling® thematisieren Kontroll- und Steuerungsdefizite (Abbildung 7). So beru-
hen politische Entscheidungen auf untauglichen Wirtschaftlichkeitsberechnungen, In-
formationen sind fehlerhaft oder stehen nicht zeitgerecht zur Verfiigung (LRB 2017, S.
1211f.; LRS 2016, S. 173ff.; LRH 2013, S. 142ff.), wodurch die Grundlagen zur Etati-
sierung der Bauausgaben fehlen. Es werden Planungsidnderungen ohne die haushalts-
rechtlich erforderlichen Zustimmungen getétigt (LRH 2007, S. 178ft.), gesperrte Mittel
in Anspruch genommen (LRH 2010, S. 62f.) oder gegen den Grundsatz der Vollstdn-
digkeit (LRH 2008, S. 141ff.) verstoBen, der Schatten- und Nebenhaushalte mit dem
Ziel verhindern soll, sémtliche Geschiftsfille wahrheitsgetreu abzubilden. Andernfalls
sei die parlamentarische Kontrolle nicht gewidhrleistet. Um ,,die Riickfiihrbarkeit simt-
licher Staatstétigkeit auf den Willen des Volkes [zu sichern]* (Pfeifer 1991, S. 13),
sind Einwirkungs-, Kontroll- und Steuerungsmoglichkeiten erforderlich, mittels derer
nicht nur die Beachtung von Recht und Gesetz, sondern auch des politischen Willens
des Staatsvolkes sichergestellt wird (Schmidt-Afmann; Ulmer 1988, S. 13). Diese dog-
matische sedes materiae Begriindung der Einwirkungspflicht als umfassendes Steue-
rungsinstrument steht im Gegensatz zu den Erfahrungen in der Praxis: Zwar wird von
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allen Seiten die Notwendigkeit eines steuernden Einflusses betont, wiewohl zahlreiche
sachlich-inhaltliche wie personelle Einschrinkungen vorliegen. Weder verfiigt die 6f-
fentliche Hand iiber ausreichende materielle und institutionelle Kapazititen zur Siche-
rung einer baubegleitenden Priifung noch erfolgt eine nachtrigliche Erfolgskontrolle
der vereinbarten Leistungen. MaBinahmen zur Kosteniiberwachung und -steuerung so-
wie zur Einhaltung des Kostenrahmens gelten in der Flache als mangelhaft (LRB 2017,
S. 95ff.; LRH 2010, S. 158ff.; LRM 2007, S. 98ff.). Neben der unzureichenden Daten-
lage oder fehlenden Instrumenten zur Messung der Zielerreichung verhindert oftmals
die verwaltungsinterne Zusténdigkeitsverteilung zwischen Hochbau-, Fach- und Zent-
ralverwaltung ein wirksames Controlling. Es fehlt in der Regel an einer iibergreifenden
Verantwortung, was eine besondere Schnittstellenproblematik bei der Planung, Errich-
tung und dem Betrieb von Einrichtungen offenbart. Im Ergebnis ist die vertikal inte-
grierte und horizontal konglomerierte Verwaltung mit ihrem Organisationsaufbau
kaum in der Lage, die komplexen Anforderungen bei der technischen, rechtlichen und
vor allem wirtschaftlichen Errichtung von Infrastrukturen zu bewéltigen. Vielfach fehlt
es an einer ,,einigenden Version®, verfolgen die beteiligten Akteure doch unterschiedli-
che, mitunter sich widersprechende Interessen. So bleiben dann Abweichungen von
vereinbarten Zielen zumeist folgenlos, womit Kosten- wie Terminiiberschreitungen
gleichermafen einhergehen. In einer Gesamtschau nimmt die 6ffentliche Hand ihre
Bauherrenrolle und die hiermit einhergehenden Rechte und Pflichten nur unzureichend
wahr (LRS 2014, S. 143ff.; LRH 2010, S. 158ff.; LRS 2008, S. 354ft.).

4 Diskussion

Die Errichtung von Infrastrukturen stellt keine alltdglichen Handlungen fiir die Akteure
aus Politik und Verwaltung dar, denn an Stelle der den Alltag bestimmenden biirokrati-
schen Steuerungsmedien treten kooperative Verhandlungssysteme, die moderne Ma-
nagementfunktionen genauso erfordern wie eine stirkere Beteiligung der Betroffenen.
Immer seltener verhandelt die 6ffentliche Hand die Bereitstellung ihrer Einrichtungen
exklusiv. Sie unterliegt zunehmend Einfliissen, die aulerhalb politisch-administrativer
Logiken stehen. So bringen etwa Lobbygruppen wie Umweltverbdnde nach Abschluss
der Planung und der aufsichtsrechtlichen Genehmigung ihre Anliegen vor, was Anpas-
sungen gegeniiber urspriinglichen Planungsiiberlegungen hervorrufen kann. Auch die
Beteiligung von Anliegern bzw. interessierten Dritten verursacht finanzielle wie zeitli-
che Mehraufwendungen, die sich in demokratisch verfassten Gesellschaften kaum ver-
meiden lassen. Hinzu kommen technische, ingenieurswissenschaftliche oder architek-
tonische Herausforderungen, die darauf zuriickzufiihren sind, dass Infrastrukturen an
die jeweiligen Bediirfnisse angepasste Unikate darstellen und deshalb — anders als Se-
rienprodukte — nur begrenzt im Vorfeld optimierbar sind. Insofern kénnen zahlreiche
im Voraus nicht vorhersehbare Unsicherheiten auftreten, welche den reibungslosen
Ablauf stéren. Entsprechende Hiirden hdngen vom Einzelfall ab und lassen kaum ver-
allgemeinerungsfiahige Aussagen zu: So existieren keine Vorbilder, wenn etwa ein
kompletter Grof3stadtbahnhof — wie bei Stuttgart 21 — unter die Erde verlegt und um 90
Grad gedreht werden soll. Oftmals fehlen auf Seiten der zustdndigen Behorde Erfah-
rungswerte, wenn Einrichtungen wie Opernhduser, Verwaltungsgebdude, Justizvoll-
zugsanstalten usw. errichtet, saniert oder modernisiert werden sollen.
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Vermeidbare Verfehlungen lassen sich zundchst auf bestimmte Funktionsdefizite
der offentlichen Hand zuriickfiithren. Politische Entscheidungstriger richten nach dem
Public-Choice-Ansatz ihr Handeln iiblicherweise am Gewinn und Verlust von Wéhler-
stimmen und nicht an kaufméinnischen MaBstében wie finanziellem Aufwand und Er-
trag aus. So steht der machiavellische Wille zur Macht 6konomischen Rationalititen
entgegen. Politiker als Auftraggeber von Infrastrukturvorhaben verursachen demnach
Ineffizienzen, da sie weder private Mittel einsetzen noch durch kaufménnische Maf3-
stdbe sanktioniert werden. Die Kontrolle durch den Wihler bleibt unvollstidndig, denn
solange derartige Verfehlungen nicht eine gewisse Skandalschwelle iiberschreiten,
spielen sie fiir Wahlentscheidungen — wenn iiberhaupt — eine untergeordnete Rolle. So-
fern Projekte in Schwierigkeiten geraten und hieriiber in den Medien berichtet wird,
kommt es oftmals zu kurzfristigen und an den Grundsétzen der Improvisation ausge-
richteten Handlungen seitens politischer Entscheidungstrager. Diese ,,politische Di-
mension® bleibt in den Berichten und Stellungnahmen der Rechnungshofe weitgehend
unberiicksichtigt. Stattdessen dominieren Verstofe seitens der Verwaltung als Pla-
nungs-, Auftrags- und Kontrollinstanz. Neben projektspezifischen und situativen Fak-
toren zeigen sich in den Kategorien ,,.Bedarf”, ,Dimensionierung“ und ,,Planung*
strukturelle Defizite vor allem darin, dass der jeweilige Bauherr trotz mehrjdhrigem
Planungsvorlauf selbst nach erfolgreicher Ausschreibung zum Teil sehr unvollstdndige
Vorstellungen iiber die MaBnahme hinsichtlich Nutzeranforderungen, Raumbedarf,
Ausstattung usw. hat. Eine genaue Festlegung des Projektumfangs ist dadurch unmdog-
lich, so dass es erfahrungsgeméf zu erheblichen Mehraufwendungen kommt. Dietrich
(2005, S. 14) fordert deshalb eine Abkehr von der Kostenermittlung erst am Ende des
Projektes: ,,Dies fiihrt im Wettbewerb zwar zu niedrigen Anfangspreisen, in der Bau-
durchfilhrung aber oft zu einer Vielzahl von Nachforderungen und Streitigkeiten, da
wichtige Fragen zu Leistungsinhalten nicht rechtzeitig gekldrt wurden. Anderungs-
wiinsche des Auftraggebers insbesondere wahrend der Konstruktionsphase verursachen
Kostensteigerungen, weshalb kiinftig nur dann Investitionsmittel zur Verfligung ge-
stellt werden bzw. abrufbar sein sollten, wenn Projekte wirklich baureif sind (Dewatri-
pont/Legros 2005, S. 130). Den Planungen liegen héufig unrealistische Erwartungen
beziiglich Kosten, Terminen und des kiinftigen Bedarfs zu Grunde. Diese Abweichun-
gen resultieren einerseits aus fehlender Marktiibersicht, andererseits aus ausbauféhigen
Prognoseinstrumenten. Entsprechende Instrumente zur Abschitzung der kiinftigen
Auslastung und der damit zusammenhéngenden Risiken sind vergleichsweise schwach
entwickelt. Tendenziell werden die mit der Erstellung und dem anschlieBenden Betrieb
von Infrastrukturen zusammenhingenden Risiken negiert und nicht bepreist. Infolge-
dessen finden im Voraus kaum belastbare Bewertungen statt, welche Probleme mit
welchen Wahrscheinlichkeiten eintreten konnen. So werden dann Standards geplant
und ausgeschrieben, die zur sparsamen Erfiillung des jeweils zugrunde liegenden In-
vestitionsziels nicht erforderlich wéren.

In den Kategorien ,,Wettbewerb®, ,,Vergaberecht* und ,,Wirtschaftlichkeit* stehen
zundchst VerstoBe gegen bestehende Regelungen im Vordergrund. Die strukturellen
Defizite im o6ffentlichen Beschaffungswesen bleiben jenseits der im Vordergrund der
Priifungen stehenden rechtlichen Richtigkeit unerwéhnt (Winkelmann 2014, S. 441f.).
Zur Durchfiihrung investitionswirtschaftlicher MaBinahmen werden die fiir die Planung
und Errichtung erforderlichen Bauunternehmen, Architekten sowie Ingenieure {ibli-
cherweise im Rahmen von Werkvertragen nach §§ 631ff. BGB separat beauftragt. In
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Werkvertrigen erfolgt eine nach gegenstéindlichen oder zeitlichen Kriterien getrennte
Beauftragung von privaten Unternehmen, die ausschlieBlich Empfinger externer Pla-
nungsvorgaben sind und so ihr fertigungstechnisches und organisatorisches Know-how
nur bedingt in das Gesamtprodukt ,,Bauobjekt* einbringen kdénnen. Ublicherweise
schliefft die 6ffentliche Hand eine Vielzahl von kurzfristigen Einzelvertrdgen mit un-
terschiedlichen Unternehmen zur Planung und Errichtung von Infrastruktureinrichtun-
gen ab und betreibt diese nach Fertigstellung der Baumafinahmen entweder selbst oder
verpflichtet private Dritte. Eine solche Vorgehensweise trennt die Bauobjektplanung
von der Bauvausfithrung, Herrschaft und Haftung fallen also auseinander. Selbst der Ge-
setzgeber verlangt in § 4 VOB/A von offentlichen Auftraggebern, Bauleistungen mog-
lichst getrennt nach Fachgebieten zu vergeben, so dass Planungs-, Bau- und Betreiber-
leistungen unter Verwendung unterschiedlicher Verdingungsordnungen separat ausge-
schrieben werden miissen. Fiir alle gelten eigene Regelungen hinsichtlich Leistungsbe-
schreibung, Selektion der Bieter, Priifung der Angebote, Fristen usw., wodurch einer-
seits ein betrichtlicher Koordinierungsaufwand entsteht, dem auf Seiten der Verwal-
tung keine adiquate baubegleitende Priifung in institutioneller wie personeller Hinsicht
gegeniibersteht. Andererseits legt sich der Staat beim Einkauf von Produktionsfaktoren
eine Reihe von Regularien auf, welche zahlreiche Fallstricke und juristische Untiefen
bereithalten. Europa-, bundes- und landesrechtliche Vorgaben verrechtlichen 6ffentli-
che Bauvorhaben und schrinken nennenswert die Gestaltungs- und Entscheidungs-
spielrdume aller Beteiligten ein. Dies geht zulasten der Wirtschaftlichkeit. Vorbehaltlos
ist dem LRS (2010, S. 26) zuzustimmen, wonach ,,das Bewusstsein fiir den sparsamen
und wirtschaftlichen Umgang mit 6ffentlichen Mitteln fiir Baumafinahmen [...] deut-
lich geschirft werden [muss].” Die sichtbar gewordenen Defizite in den Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen bestitigen die Vermutung, dass sich der sparsame Einsatz von
knappen Haushaltsmitteln selten an 6konomischen Rentabilititsgesichtspunkten orien-
tiert.

Die Kategorien ,,Mehrebenenprobleme* und ,,Forderrecht™ identifizieren Schwach-
stellen aufgrund vertikal differenzierter Entscheidungsorganisation im foderalen Auf-
bau (Sturm 2013, S. 297ft.; 2012, S. 231ff.). Nicht immer konnen iibergeordnete Ge-
bietskdrperschaften als Auftraggeber der jeweiligen Baumafinahme eine wirtschaftliche
und sparsame Durchfithrung sicherstellen. Der auftragserfiillenden Verwaltung man-
gelt es nicht selten an Personal und Sorgfalt, wiewohl derartige Probleme nicht fodera-
lismusinhérent sind. Strukturell begiinstigt zwar die Trennung von Aufgaben- und Kos-
tenverantwortung vor allem fehlerhafte Abrechnungen zulasten des jeweiligen Auf-
traggebers, jedoch scheinen die bestehenden Kooperationsinstrumente zwischen den
einzelnen Ebenen mehrheitlich zu funktionieren. Hierfiir sprechen die zahlreichen Bei-
spiele fiir Fehlinvestitionen, die der Bundesrechnungshof verhindert hat. Zudem wer-
den falsch verwendete Mittel erfolgreich zuriickgefordert, auch wenn zwischen unge-
rechtfertigter Aus- und eingeforderter Riickzahlung mehrere Jahre liegen. Zusammen-
fassend folgt in rechtlicher Hinsicht die Zusammenarbeit weitgehend auf der Basis kla-
rer Pflichten, auf der handlungspraktischen Ebene mangelt es an ebeneniibergreifenden
Zielvereinbarungen und nachtréglichen Erfolgskontrollen. Solche wiéren aber erforder-
lich, um etwa die Wirksamkeit der zahlreichen Fordermittelprogramme iiberpriifen zu
konnen.

Mit den Kategorien ,,Instandhaltung®, ,,Folgekosten* und ,,Nachtrage* wird die
Nachhaltigkeit der jeweiligen Investitionen gepriift. Haushaltsrechtliche, administrative
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wie politische Funktionslogiken schrinken diese ein. Budgetzuweisungen nach dem
Jéhrlichkeitsprinzip verhindern in Verbindung mit den Instandhaltungsstrategien nach
MaBstiben politischer Opportunitit nachhaltige Bewirtschaftungsstrategien. Uberdies
stehen die finanziellen Aufwendungen in der Bauphase im Mittelpunkt politischer Ent-
scheidungen, denn an deren Hohe richtet sich der Umfang aufgenommener Kredite aus.
Als strukturelle Begleiterscheinungen resultieren hieraus Anreize, vornehmlich giinstig
erscheinende Projekte zu realisieren.”® Inwieweit diese Verzerrungen absichtlich erfol-
gen oder (lediglich) auf falschen Planungspridmissen beruhen, ldsst sich nachtrdglich
kaum beurteilen. Angesichts der relativen Haufigkeit von derartigen Zielverfehlungen
sind strukturelle Ursachen nicht auszuschlieen. Ist das Projekt erst einmal beschlossen
und, mindestens genauso wichtig, sind die Fordermittel bewilligt, ist der ,,point of no
return® schnell erreicht und zwar unabhéngig von den dann tatsdchlich anfallenden
Kosten. Cantarelli u. a. (2010, S. 795) erhellen die Sachlage: ,,when an investment in
time or money is made [...], individuals prefer to continue with the project because do-
ing so allows for a chance of successful implementation, as opposed to a sure loss of
the investment should they decide to quit. Dabei haben sich im Laufe der Zeit Koaliti-
onen zwischen Offentlichen und privaten Akteuren herausgebildet, die dieser Logik
Rechnung zollen. Beide Seiten wissen demnach um die Fehleinschitzungen, doch ge-
meinsame Interessen verhindern die Richtigstellung (Wachs 1990, S. 146). Dies dhnelt
einem Patronagesystem, wo wechselseitige Vorteile zu Lasten der Allgemeinheit ge-
wahrt werden (Fourace/Allport/Thomson 1990, S. 16). Vielfach erhilt derjenige den
Auftrag, der die niedrigsten Kosten angibt, auch wenn Nachtrige zur spéteren Korrek-
tur erforderlich werden. Diese Nachtrdge werden in der Regel erfiillt, da Bauruinen die
Wiederwahlchancen verringern. Deshalb werden 6ffentliche Projekte unabhéngig von
den nachtriiglich anfallenden Kosten fast immer fertiggestellt.”

Die Kriterien ,,Kostensystematik, ,,Dokumentation, ,,Budget* und ,,Controlling*
erfassen unterschiedliche Abrechnungs-, Kontroll- und parlamentarische Probleme.
Baubegleitende Priifungen, Kontrolle der vereinbarten Ziele nach Fertigstellung und
ergebnisbasierte Bewertungen fehlen in der Fliche. Werden diese Uberlegungen noch
um die Defizite in den Bereichen ,,Instandhaltung® und ,,Nachtriage* erginzt, ist die 6f-
fentliche Hand von einem effizienten Liegenschafts- bzw. Gebdudemanagement, wel-
ches technische, kaufménnische und infrastrukturelle Uberlegungen integriert, noch
weit entfernt. Mehr noch: Die tradierten Steuerungsinstrumente der Staatsaufsicht
scheinen operativ wie strategisch immer weniger in der Lage zu sein, den komplexen
Anforderungen von BaumaBnahmen gerecht zu werden. Deutlich wird dabei, dass ei-
nerseits die rechtlichen wie materiellen Grundlagen fiir Entscheidungen vielfach unzu-
reichend sind, andererseits Reibungsverluste aufgrund von Verhaltensinterdependenzen
zwischen politischen und administrativen Akteuren bestehen, die auf die Existenz von
Zielkonflikten, Informationsasymmetrien und Opportunititen verweisen. Fragmentierte
Zustindigkeiten innerhalb der Verwaltung fiihren nicht nur zu Informationsverlusten in
quantitativer wie qualitativer Hinsicht, sondern begiinstigen eine gewisse Lernresis-
tenz. Wie aus den Stellungnahmen der betroffenen Stellen, die ebenfalls in den Berich-
ten der Rechnungshdfe enthalten sind, erkennbar wird, mangelt es regelméfig an der
Bereitschaft, identifizierte Méngel durch institutionelle, personelle und konzeptionelle
Veranderungen zu beheben. So bleiben wohl auch in Zukunft die investitionswirt-
schaftlichen MaBnahmen vor einer Uberpriifung ihrer technischen und wirtschaftlichen
Leistungsféhigkeit weitgehend geschiitzt.
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Anmerkungen

1  Diese Vorwiirfe bediirfen indes einer Einzelfallbeurteilung, wie Dieter Bartetzko in der FAZ vom 10.
Februar 2013 ausfiihrt: ,,Abgesehen von der Elbphilharmonie [...] sind die Bauten eher klaglich und
fade: Der gliaserne Berliner Flughafen erinnert an eine ehrgeizige Grof3girtnerei, dito der [Berliner]
Hauptbahnhof. Und Stuttgart will als Ersatz fiir die grandiosen Quaderformationen der abgerissenen
Seitenfliigel von 1919 eine Art Kinderteppich aus glasgew6lbten Blobs anbieten; in der Unterwelt als
dem neuen Bahnhof, sollen rasante Pilzstiitzen [...] jedem den Atem rauben.” Und weiter; ,,aus Peking
und Schanghai oder den Golfstaaten, wo uns ein neuer Riesenflughafen nach dem anderen, ein Stadion
und Museum nach dem néchsten nicht nur durch Riesengrofe, sondern auch mit tollkiihner bildhafter
Gestaltung das Staunen lehrt, scheint man hierzulande solche Probleme nicht zu kennen.”

2 So etwa BRH (2016, S. 372ff.), der hier den Bau einer Fassade mit iiberdimensionierten Glasflachen
und unndtigen Balkonen beméngelt. Vor allem die immer wieder verwendeten Glasfassaden verursa-
chen nicht nur erhebliche Investitionskosten, sondern widersprechen zudem dem Gedanken des ener-
giesparenden Bauens. Ein hoher Glasflachenanteil an Fassaden reduziert die thermische Speicherfa-
higkeit eines Gebaudes und fiihrt zusétzlich zu hoheren Reparatur- und Reinigungskosten. Auch der
LRH (2014, S. 139ff.) kritisiert aufwendige Fassadengestaltungen. In einer Querschnittspriifung von
20 Fassaden an Verwaltungsgebduden gelangt der LRBay (2007, S. 53ff.) zu der Erkenntnis, dass die
vielfach verbauten Glasfassaden in Planung, Bau und Betrieb aufwendiger und teurer sind als Fassaden
in konventioneller Bauweise. An anderer Stelle empfichlt der BRH (2003: 19) daher, auf ,,groBflachige
Verglasungen, geneigte und gekriimmte AuBlenwénde, vorgeblendete Natursteinfassaden, aufwendige
Metallsonderkonstruktionen [zu verzichten].“ Neben der Auflen- und Fassadengestaltung wird regel-
miBig der iibermdBige Raumbedarf kritisiert. So habe der Neubau eines Mehrzweckgebédudes fiir die
Séachsische LOTTO-GmbH in Leipzig iiberdimensionierte Flachen [vgl. LRS (2013, S. 21)], wéhrend
bei der Neuunterbringung einer Landesbehorde sich das Objekt nach Auffassung des LRNRW (2007,
S. 158) ,,durch ein grofziigiges Flachenangebot aus[zeichnet] und [...] den Eindruck unverhéltnisma-
Biger Weitldufigkeit [vermittle].“

3 Vgl auch LRBay (2014, S. 55ff.), der auf Sonderausfiihrungen aufmerksam macht, welche hohere In-
vestitionskosten, geringere Ertrage und steigende Instandsetzungskosten verursachen. Der LRH (2014,
S. 144ff.) beanstandet beim ,,Hamburg Centre of Aviation Training” die grofziigigen Raumhéhen, die
nicht nur unmittelbare Baukosten, sondern regelmafig anfallende Folgekosten verursachen.

4 Der LRM-V (2006, S. 83ff.) kritisiert im Rahmen einer Querschnittspriifung bei 16 Stiitzpunktfeuer-
wehren zu hoch bemessene gebiudeméBige Mindestausstattungen fiir die Geriteunterbringung. Uber-
dimensioniert sei nach Auffassung des LRH (2016, S. 113) die Tiefgarage an der Hochwasserschutz-
anlage Niederhafen/Baumwall, wodurch vermeidbare Mehrausgaben in Hohe von 320.000 Euro anfie-
len. Auch die Berufliche Medienschule hitte durch eine Reduzierung der Stellplitze rund 900.000 Eu-
ro einsparen konnen [vgl. LRH (2012, S. 95ff))]. An anderer Stelle wird die Pflanzung teurer Grof3-
baume kritisiert, die nicht den Grundsitzen der Notwendigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
folgen. Stattdessen wire eine grofiere Anzahl kleinerer Biume bzw. Gewichse kostengiinstiger gewe-
sen. Diese Bilanzierung des Griinvolumens hétten zu Einsparungen in Hohe von 650.000 Euro fithren
konnen [vgl. LRH (2006, S. 190£t.)].

5 Aber auch an anderer Stelle engagiert sich der Bund am Bedarf vorbei. So stehen vom Bund finanzier-
te Rechenzentren tiber Jahre leer [vgl. BRH (2016, S. 175ff.)] oder es werden mehrere Pilotprojekte
gefordert, die nachweislich ungeeignet sind [vgl. BRH (2016, S. 426ft.)].

6  Vor allem bei Sanierungen wirken sich die hdufig nur rudimentér vorliegenden Bestandsdaten, auf de-
nen entsprechende Planungen beruhen, nachteilig aus. So iibereinstimmend LRH (2014, S. 148ff.;
2009, S. 90ft.), LRB (2011, S. 871f.), LRBay (2013, S. 101ff.).

7  Die baubegleitende Planung verursacht auch anderswo erhebliche Mehrkosten. So haben sich die Kos-
ten fiir das Auswanderungsmuseum Ballinstadt von 9 auf 12,5 Millionen Euro infolge baubegleitender
Planungen erhoht [vgl. LRH (2010, S. 171ff.)]. An anderer Stelle weist der LRH (2014, S. 158) darauf
hin, dass ,,vor Baubeginn darauf zu achten [ist], dass Planungen zu Bedarf und Ausfithrungen abge-
schlossen [sein miissen].”

8  Einen einleitenden Uberblick iiber das Vergaberecht findet sich bei Koenig, Haratsch (2003) und Lei-
nemann; Weihrauch (1999) und zur Kritik am Vergaberecht Schwintowski (2004, S. 362ft.).

9  Unbegriindete Einschrankungen des Wettbewerbs kdnnen erste Anhaltspunkte fiir korruptives Verhal-
ten liefern. So etwa LRNRW (2007, S. 247ff.), wo der Verdacht auf Absprachen gedufert wird.
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Nennenswerte Nachteile ergeben sich aus dem Vergaberecht auch aus Sicht des Angebots. So fiihrt
Schwintowski (2004, S. 360f.) aus, dass die ,,zu beachtenden Formalien [...] derart abschreckend
[sind], dass vor allem kleine und mittlere Unternehmen am Wettbewerb um offentliche Auftrige erst
gar nicht teilnehmen.” Diese Auffassung wird in einer Studie von Balensiefen (2004, S. 13) untermau-
ert, bei der 60 Prozent der 1517 befragten Unternechmen den Arbeitsaufwand fiir eine Beteiligung an
offentlichen Ausschreibungen als zu hoch beurteilten.

Auch der LRH (2017, S. 134) ist aufgrund des Umfangs verschiedenartiger Miangel der Auffassung,
,,dass das Bezirksamt nicht tiber ausreichendes Fachwissen und hochbaufachliche Kompetenz verfiigt,
um Vergabeverfahren fiir Dienst- und Bauleistungen rechtssicher vorbereiten und durchfiihren zu kon-
nen. Es muss sichergestellt sein, dass eine iiberwiegend von hochbaufachlichen Anforderungen ge-
préagte Bau- bzw. Sanierungsmafinahme durch entsprechend kompetente Stellen ausgefiihrt wird.*

Der LRNRW (2015, S. 153ff.) stellt in einer Querschnittsuntersuchung im Rahmen des Hochschulmo-
dernisierungsprogramms fest, dass in 76 Prozent aller untersuchten Sanierungsmafinahmen die Wirt-
schaftlichkeit nicht nachgewiesen war. Da die bauliche und technische Bestandsaufnahme 6ffentlicher
Einrichtungen mangelhaft ist, ergeben sich besondere Probleme bei der Erstellung von Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen, die Sanierungen, Instandhaltungen oder Modernisierungen zum Ziel haben.
Stellvertretend fiir viele LRH (2015, S. 121ff.; 2013, S. 135ff.), der nicht nachvollziehbare Prognosen
in den Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen oder die (fehlenden) Kriterien, auf denen angeblich die
Wirtschaftlichkeit beruhen soll, kritisiert.

Siehe hierzu Stiier (2009); Bielenberg u.a. (2010) und den damit zusammenhingenden Problemen
Scheller; Walker (2017).

So fiihrt etwa der LRS (2007, S. 203) aus, dass sich ,,aus der Stellungnahme der Landeshauptstadt [...]
keine Einsicht fiir den sparsamen Umgang mit Férdermitteln erkennen [lésst].

Vgl. Nationaler Radverkehrsplan (https://nationaler-radverkehrsplan.de/de/foerderfibel).

Vgl. DIN 31051 Grundlagen der Instandhaltung; zitiert in Bahr (2008, S. 13) und zu Instandhaltungs-
strategien vgl. GanfSmantel/Geburtig/Schau (2005, S. 41ft.).

Lebenszykluskosten umfassen sdmtliche Kosten, die sich aus der Summe diskontierter Bau- und Fol-
gekosten unter Beriicksichtigung der Risikokosten ergeben. Konzeptionell verfolgt die Betrachtung der
Lebenszykluskosten das Ziel, ,,[...] die aktive Gestaltung der Entscheidungsvariablen ,Leistung‘,
,Zeit* und ,Kosten® [sicherzustellen], wobei der Schwerpunkt [...] nicht in der Prognose der Kosten
[liegt], sondern in der Abstimmung der drei Variablen.” Zitat in: Wiibbenhorst (1984, S. 2). Zur Le-
bensdauer offentlicher Gebaude ausfiihrlich fiir den Tiefbau Haardt (2003) und fiir den Hochbau Arit;
Pfeiffer (2005); Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung (2001); Bundesministerium fiir Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen (2006) sowie Thiessen (2007, S. 751t.).

Der LRH (2012, S. 70ff.) verweist darauf, dass verbindliche MaBstdbe zur Bewertung der Gesamtwirt-
schaftlichkeit von Gebduden iiber den gesamten Lebenszyklus fehlen. Neben fehlenden Standards
existiert kein zentrales Gebdudekataster, aus dem entsprechende Informationen gewonnen werden
konnen. Auf institutionelle Defizite macht auch der LRNRW (2017, S. 123ff.) aufmerksam. So fehle
es an einem wirksamen Berichtssystem, um ,,insbesondere aus Fehlern der Vergangenheit zu lernen.*
Stellvertretend sei auf die Querschnittspriifung des BRH (2007, S. 145ff.) an 166 BaumaBnahmen mit
einem Volumen von 3,02 Mrd. Euro verwiesen, von denen 29 (17 %) eine vollstdndige Planung der
Baunutzungskosten nachweisen konnten.

Zustimmend Beckmann (2011, S. 2). Um Foérdermittel zu erhalten, werden die Kosten niedrig und der
Nutzen zu hoch angesetzt, wie Flyvbjerg/Garbuia/Lovallo (2009, S. 179) anhand unterschiedlichster
Beispiele illustrieren. Diese Problematik wird vor allem vom Bundesrechnungshof thematisiert. Vgl.
etwa BRH (2016, S. 368ff.; 2014, S. 283ff; 2013, S. 236ff.; 2012, S. 244ff.; 2006, S. 149ff.). Indes
sind auch gegenldufige Phianomene zu beobachten, worauf etwa der LRS (2011, S. 137ff.) verweist. So
werden die Baukosten in der Planung zu hoch angesetzt, um ein finanzielles Polster fiir die Baudurch-
fiihrung zu schaffen.

Zur Kritik am Preiswettbewerb siehe Pfuiir/Hirt/Erges (2007, S. 17f.).

Eingehend auch LRBay (2016, S. 89ff.), der in einer Querschnittspriifung 374 Bauauftrige mit einem
Auftragswert von rund 84,6 Millionen zu folgendem Ergebnis gelangt: ,,Bei rund einem Viertel der
Stichprobe war die Notwendigkeit des Nachtrags nicht nachgewiesen.” Als Ursachen fiir die Nachtrige
lieBen sich folgende Aspekte identifizieren: mangelnde Grundlagenermittlung (26%); mangelhafte
Planung (26%), mangelhafte Ausschreibung (7%), Gestaltungsmehraufwand (3%), Nutzerwiinsche
(12%), Unvorhersehbar (14%); Ursache nicht dokumentiert (12%). Ein wirksames Nachtragsmanage-
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ment scheitert, wie der LRBay (2016, S. 94ft.) ausfiihrt, nicht selten an der zu geringen personellen
Ausstattung der Baudmter, deren Mitarbeiter unzureichend qualifiziert sind, um auf Augenhohe mit
den privaten Unternehmen verhandeln zu konnen. Vergleichbar auch LRNRW (2011, S. 119ff)). Im
Unterschied hierzu macht der LRS (2014, S. 143ff.) im Rahmen seiner tiberértlichen Kommunalprii-
fung aus dem Bau- und Vergabebereich darauf aufmerksam, dass viele Nachtrdge durch eine sorgsame
Planung hitten vermieden werden koénnen. ,,Die sich daraus ergebenden Kostensteigerungen sind im
Grunde gar keine Steigerungen, denn bei ausreichenden Voruntersuchungen hitten die Planer den
Leistungsumfang genauer feststellen und von vornherein die héheren Kosten ermitteln konnen.* So
fangen die Schwierigkeiten bereits im Baugrund an, worauf etwa LRBay (2013, S. 101fff.), LRS
(2013, S. 135ff.), BRH (2010, S. 229ff.) oder LRNRW (2010, S. 259ff.) verweisen. Kontaminationen
oder unvorhersehbare Funde von Altlasten konnen zu Abweichungen von Planvorgaben fithren und
zusétzliche Anforderungen an den Verfahrensablauf stellen. Die bis zum Baustopp reichenden zeitli-
chen Verzogerungen tragen gleichfalls zu einem steigenden ErschlieBungsaufwand bei. Wahrend der
Bauphase treten weitere Unsicherheiten auf, die den vereinbarten Kosten- und Terminrahmen iiber-
schreiten. Insbesondere insolvente Subunternehmen, Kostensteigerungen bei Baustoffen, technische
Maingel oder fehlerhafte Konstruktionen fithren zu nachtriaglichen gleichwohl unvermeidbaren Preis-
steigerungen. Aber auch ungiinstige Witterungsverhiltnisse verzogern die Bauausfithrung und treiben
die Kosten in die Hohe.

24 Und zu internationalen Erfahrungen mit Nachtrdgen sieche NAO (2008, S. 14; 2001, S. 15).

25 Zustimmend LRBay (2016, S. 91f.), der darauf verweist, dass anstelle von Ausschreibungsverfahren
vielfach zusitzliche Leistungen ohne Wettbewerb als Nachtrag vergeben wurden. Ahnlich LRS (2015,
S. 1871f.; 2013, S. 105ft.; 2009, S. 193ff.; 2009, S. 387ff.; 2008, S. 362ff.).

26 Der LRS (2014, S. 169) lichtet eine kaum leserliche handschriftliche Notiz in seinem Jahresbericht aus
Bauakten zur Unterbringung von Finanzdmter in Dresden ab, auf deren Grundlage eine Erh6hung der
Kosten um 520.000 Euro erfolgte.

27 An anderer Stelle macht der LRH (2010, S. 150ff.) darauf aufmerksam, dass durch die fehlende Do-
kumentation wesentlicher Entscheidungen in der Ausschreibungsphase das Transparenzgebot und das
Wettbewerbsprinzip verletzt wurde.

28 ErfahrungsgemdB werden dabei die Kosten erster Planungsiiberlegungen zu Grunde gelegt. Eine Kos-
tenanpassung mit Planungsfortschritt findet in der Regel nicht statt.

29  Zu den Problemen und den sich daraus ableitenden Grenzen des strategischen Controllings siehe aus-
fihrlich Schwarting (2005, S. 1731f.), der Eingangsbarrieren, Vorbehalte und konzeptionelle Fehler in
politischen Gremien und in der Verwaltung identifiziert.
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Landesrechnungshof NRW

Landesrechnung Nordrhein-Westfalen (LRNRW 2017): Jahresbericht 2017 des Landesrechnungshofs
Nordrhein-Westfalen {iber das Ergebnis der Priifungen im Geschéftsjahr 2016 (Art. 86 Abs. 2
LV, § 97 LHO), Diisseldorf 2017.
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LV, § 97 LHO), Diisseldorf 2014.

Landesrechnung Nordrhein-Westfalen (LRNRW 2013): Jahresbericht 2013 des Landesrechnungshofs
Nordrhein-Westfalen {iber das Ergebnis der Priifungen im Geschéftsjahr 2012 (Art. 86 Abs. 2
LV, § 97 LHO), Diisseldorf 2013.

Landesrechnung Nordrhein-Westfalen (LRNRW 2012): Jahresbericht 2012 des Landesrechnungshofs
Nordrhein-Westfalen iiber das Ergebnis der Priifungen im Geschiftsjahr 2011 (Art. 86 Abs. 2
LV, § 97 LHO), Diisseldorf 2012.

Landesrechnung Nordrhein-Westfalen (LRNRW 2011): Jahresbericht 2011 des Landesrechnungshofs
Nordrhein-Westfalen iiber das Ergebnis der Priifungen im Geschéftsjahr 2010 (Art. 86 Abs. 2
LV, § 97 LHO),Band 1 und 2, Diisseldorf 2011.

Landesrechnung Nordrhein-Westfalen (LRNRW 2010): Jahresbericht 2010 des Landesrechnungshofs
Nordrhein-Westfalen iiber das Ergebnis der Priifungen im Geschéftsjahr 2009 (Art. 86 Abs. 2
LV, § 97 LHO), Diisseldorf 2010.

Landesrechnung Nordrhein-Westfalen (LRNRW 2009): Jahresbericht 2009 des Landesrechnungshofs
Nordrhein-Westfalen {iber das Ergebnis der Priifungen im Geschéftsjahr 2008 (Art. 86 Abs. 2
LV, § 97 LHO), Diisseldorf 2009.

Landesrechnung Nordrhein-Westfalen (LRNRW 2008): Jahresbericht 2008 des Landesrechnungshofs
Nordrhein-Westfalen iiber das Ergebnis der Priifungen im Geschiftsjahr 2007 (Art. 86 Abs. 2
LV, § 97 LHO), Diisseldorf 2008.

Landesrechnung Nordrhein-Westfalen (LRNRW 2007): Jahresbericht 2007 des Landesrechnungshofs
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LV, § 97 LHO), Diisseldorf 2007.

Landesrechnung Nordrhein-Westfalen (LRNRW 2006): Jahresbericht 2006 des Landesrechnungshofs
Nordrhein-Westfalen {iber das Ergebnis der Priifungen im Geschéftsjahr 2005 (Art. 86 Abs. 2
LV, § 97 LHO), Diisseldorf 2006.

Landesrechnungshof Sachsen

Rechnungshof des Freistaates Sachsen (LRS 2017): Wir priifen fiir Sachsen. Unabhéingig, kompetent,
nachhaltig. Jahresbericht 2017. Band I: Haushaltsplan, Haushaltsvollzug und Haushaltsrechnung,
Staatsverwaltung, Leipzig 2017.

Rechnungshof des Freistaates Sachsen (LRS 2017): Wir priifen fiir Sachsen. Unabhéngig, kompetent,
nachhaltig. Jahresbericht 2017. Band II: Kommunalfinanzen, Ergebnisse der iiberortlichen
Kommunalpriifung, Leipzig 2017.

Rechnungshof des Freistaates Sachsen (LRS 2016): Wir priifen fiir Sachsen. Unabhéngig, kompetent,
nachhaltig. Jahresbericht 2016. Band I: Haushaltsplan, Haushaltsvollzug und Haushaltsrechnung,
Staatsverwaltung, Leipzig 2016.

Rechnungshof des Freistaates Sachsen (LRS 2016): Wir priifen fiir Sachsen. Unabhéngig, kompetent,
nachhaltig. Jahresbericht 2016. Band II: Kommunalfinanzen, Ergebnisse der iiberortlichen
Kommunalpriifung, Leipzig 2016.
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Staatsverwaltung, Leipzig 2015.
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Kommunalpriifung, Leipzig 2015.

Rechnungshof des Freistaates Sachsen (LRS 2014): Wir priifen fiir Sachsen. Unabhéngig, kompetent,
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Staatsverwaltung, Leipzig 2014.

Rechnungshof des Freistaates Sachsen (LRS 2014): Wir priifen fiir Sachsen. Unabhéngig, kompetent,
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Kommunalpriifung, Leipzig 2014.
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Staatsverwaltung, Leipzig 2013.

Rechnungshof des Freistaates Sachsen (LRS 2013): Wir priifen fiir Sachsen. Unabhéngig, kompetent,
nachhaltig. Jahresbericht 2013. Band II: Kommunalfinanzen, Ergebnisse der iiberortlichen
Kommunalpriifung, Leipzig 2013.

Rechnungshof des Freistaates Sachsen (LRS 2012): Wir priifen fiir Sachsen. Unabhéngig, kompetent,
nachhaltig. Jahresbericht 2012. Band I: Haushaltsplan, Haushaltsvollzug und Haushaltsrechnung,
Staatsverwaltung, Leipzig 2012.

Rechnungshof des Freistaates Sachsen (LRS 2012): Wir priifen fiir Sachsen. Unabhédngig, kompetent,
nachhaltig. Jahresbericht 2012. Band II: Kommunalfinanzen, Ergebnisse der iiberortlichen
Kommunalpriifung, Leipzig 2012.

Rechnungshof des Freistaates Sachsen (LRS 2011): Wir priifen fiir Sachsen. Unabhingig, kompetent,
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Staatsverwaltung, Leipzig 2011.
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Literatur

AHO-Kommission, 2007: Wer billig plant, baut hiufig teuer, in: Deutsches IngenieurBlatt, S. 37-
38.

Arlt, Joachim/Pfeiffer, Martin, 2005: Lebensdauer der Baustoffe und Bauteile zur Harmonisierung der
wirtschaftlichen Nutzungsdauer im Wohnungsbau, Stuttgart: Fraunhofer IRB Verlag.

Bartetzko, Dieter, 2013: Unten bleiben!, in: FAZ vom 10. Februar 2013.

Bahr, Carolin, 2008: Realdatenanalyse zum Instandhaltungsaufwand offentlicher Hochbauten — Ein
Beitrag zur Budgetierung, Karlsruhe: Universitétsverlag.

Balensiefen, Gotthold, 2004: Studie zur Beurteilung des gegenwirtigen 6ffentlichen Vergabewesens
aus Sicht der Bieter in der Bauwirtschaft, Biberach.

Beckmann, Klaus J., 2011: Die Strale gegen die Réte? Wie Kommunikation grundsétzlich misslingen
kann, in: Difu-Berichte, S. 2-4.

Bielenberg, Walter u.a., 2010: Raumordnungs- und Landesplanungsrecht des Bundes und der Lénder
— Ergénzbarer Kommentar und systematische Sammlung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten, Bielefeld: Erich Schmidt Verlag.



52 Thorsten Winkelmann

Bodewig-Kommission, 2013: Konzeptdokument ,,Nachhaltige Verkehrsinfrastrukturfinanzierung®.
Online verfiigbar unter:
http://www.vifg.de/_downloads/service/Bericht Bode-wig-Kommission 13-10-02.pdf, Stand: 13.
01.2018.

Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung, 2001: Leitfaden Nachhaltiges Bauen, Berlin.

Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Wohnungswesen, 2006: Wertermittlungsrichtlinie 2006,
Richtlinie fiir die Ermittlung von Verkehrswerte von Grundstiicken, Berlin.

Cantarelli, Chantal/Flyvbjerg, Bent/van Wee, Bert, 2010: Lock-in and its influence on the project per-
formance of large-scale transportation infrastructure projects: investigating the way in which
lock-in can emerge and affect cost overruns, in: Environment and Planning B: Planning and De-
sign, 5, S. 792-807.

Daehre-Kommission, 2012: Bericht der Kommission ,,Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzie-
rung®. Online verfiigbar unter:
http://www.bundesrat.de/VMK/DE/termine/sitzungen/12-12-19-abschlussbericht-komm-zukunft-
vif.html. Stand: 13.01.2018.

Dewatripont, Mathias/Legros, Patrick, 2005: Public-private-Partnerships: contract design and risk
transfer, in: EIB Papers, 1, S. 120-145.

Dietrich, Reinhard, 2005: Entwicklung werthaltiger Immobilien: Einflussgrofen — Methoden —
Werkzeuge, Wiesbaden: Vieweg+Teubner Verlag.

Flyvbjerg, Bent, 2007: Policy and planning for large-infrastructure projects: problems, causes, cures,
in: Environment and Planning B: Planning and Design, S. 578-597.

Flyvbjerg, Bent/Garbuia, Massimo/Lovallo, Dan, 2009: Delusion and Deception in Large Infrastruc-
ture Projects: Two Models for explaining and preventing executive disaster, in: California Man-
agement Review, 2, S. 170-193.

Flyvbjerg, Bent/Holm, Mette/Buhl, Soren, 2003: How common and how large are cost overruns in
transport infrastructure projects?, in: Transport Reviews, 1, S. 71-88.

Fouracre, Pierre/Allport, Ralf/Thomson, John, 1990: The performance and impact of rail mass transit
in developing countries, London: Transport and Road Research Laboratory.

Gdnfimantel, Jiirgen/Geburtig, Gerd/Schau, Astrid, 2005: Sanierung und Facility Management.
Nachhaltiges Bauinstandhalten und Bauinstandsetzen, Wiesbaden: Springer Verlag.

Haardt, Peter, 2003: Entwicklung eines Bauwerks-Management-Systems fiir das deutsche Fernstra-
Bennetz, Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW.

Investitionsbank Schleswig-Holstein, 2011: Auf Erfahrungen bauen. OPP-Verfahren in der Praxis, Kiel.

Institut der deutschen Wirtschaft (IW) Kéln, 2014: Infrastruktur zwischen Standortvorteil und Investi-
tionsbedarf, Koln.

Kalusche, Wolfdietrich, 1991: Gebaudeplanung und Betrieb, Berlin: Springer Verlag.

Kaufimann, Stefan, 5. September 2012: Streit um Millionen-Projekt Nord-Siid-Stadtbahn, in: Die
Welt. Online verfligbar unter: http://www.welt.de/regionales/koeln/article109008124/Streit-um-
Millionen-Projekt-Nord-Sued-Stadtbahn.html, Stand: 13.01.2018.

Koenig, Christian/Haratsch, Andreas, 2003: Grundziige des deutschen und europdischen Vergabe-
rechts, in: Neue Juristische Wochenschrift (NJW), 37, S. 2637-2642.

Kunert, Uwe/Link, Heike, 2013: Verkehrsinfrastruktur: Substanzerhaltung erfordert deutlich hohere
Investitionen, in: DIW Wochenbericht, 26, S. 32-38.

Leinemann, Ralf/Weihrauch, Oliver, 1999: Die Vergabe offentlicher Auftrige: VOB/A, VOL/A, VOF
— Nachpriifung von Vergabeverfahren, Vergabestrafrecht, Ordnungswidrigkeiten, Koéln: Hey-
manns Verlag.

Miihlenkamp, Holger, 2003: Zum grundlegenden Verstindnis einer Okonomisierung des 6ffentlichen
Sektors — Die Sicht eines Okonomen, in: Harms, Jens/Reichard, Christoph (Hrsg.), Die Okono-
misierung des 6ffentlichen Sektors: Instrumente und Trends, Baden-Baden: Nomos, S. 47-73.

National Audit Office, 2008: Making Changes in PFI Projects, London.

National Audit Office, 2001: Innovation in PFI financing: the Treasury Building Project, London.

Pfeifer, Axel, 1991: Moglichkeiten und Grenzen der Steuerung kommunaler Aktiengesellschaften
durch ihre Gebietskorperschaften, Miinchen: VVF.



Defizite bei der Bereitstellung 6ffentlicher Infrastrukturen 53

Pfniir, Andreas/Hirt, Klaus/Egres, Patricia, 2007: Ergebnisbericht zur empirischen Untersuchung:
»Ganzheitliche Wirtschaftlichkeitsanalyse bei PPP Projekten dargestellt am Beispiel des Schul-
projekts im Kreis Offenbach*, Darmstadt: Technische Universitdt Darmstadt.

Scheller, Henrik/Walker, Benedikt, 2017: Municipal Infrastructure Policies in the Federal Republic —
In Between Growing Disparities and Losing Political Autonomy, in: European Policy Analysis.
3, S.343-371.

Schmidt-AfSmann, Eberhard/Ulmer, Peter, 1988: Die Berichterstattung von Aufsichtsratsmitgliedern
einer Gebietskdrperschaft nach § 394 AktG. Eine aktien- und kommunalrechtliche Untersuchung
ihrer Voraussetzungen und Schranken unter besonderer Beriicksichtigung des nordrhein-
westfdlischen Gemeinderechts, in: Betriebs-Berater (BB), 27, S. 1-24.

Schwarting, Gunnar, 2005: Effizienz in der Kommunalverwaltung. Dezentrale Verantwortung, Pro-
dukte, Budgets und Controlling, Berlin: Erich Schmidt Verlag.

Schwintowski, Hans-Peter, 2004: Konkurrenz der Offentlichen Hand fiir privatwirtschaftliche Unter-
nehmen aus der Perspektive des Vergaberechts, in: Zeitschrift fiir 6ffentliche und gemeinwirt-
schaftliche Unternehmen (Z6gU), 4, S. 360-376.

Stiier, Bernhard, 2009: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts. Planung, Genehmigung, Rechts-
schutz, Miinchen: C.H. Beck.

Sturm, Roland, 2012: Foderalismus, Effizienz und ,,Einheitlichkeit der Lebensverhéltnisse®, in: Ge-
sellschaft, Wirtschaft, Politik, 61, S. 231-236.

Sturm, Roland, 2013: Der deutsche Fdderalismus — nur noch ein Argernis?, in: Gallus, Alexand-
er/Schubert, Thomas/Thieme, Tom (Hrsg.), Deutsche Kontroversen. Festschrift fiir Eckhard Je-
sse, Baden-Baden: Nomos, S. 297-308.

Thiessen, Oliver, 2007: Untersuchung der Gestaltung des Vertragsendes bei PPP-Hochbauprojekten
aus baubetrieblicher Sicht, Duisburg: Universitit Duisburg-Essen.

Wachs, Martin, 1990: Ethics and advocacy in forecasting for public policy, in: Business and Profes-
sional Ethics Journal, 2, S. 395-408.

Winkelmann, Thorsten, 2017: Lost highway: Implications of Austerity in Infrastructure Polices, in:
Sturm, Roland/Griebel, Tim/Winkelmann, Thorsten: Austerity: A Journey to an Unknown Terri-
tory. Discources, Economics and Politics, in: ZfP Special, 8, S. 166-190.

Winkelmann, Thorsten, 2014: Defizite bei der Erstellung 6ffentlicher Infrastrukturen, Aachen: Shaker.

Wiibbenhorst, Klaus, 1984: Konzept der Lebenszykluskosten, Darmstadt: Verlag fiir Fachliteratur.

Anschrift des Autors:

Dr. Thorsten Winkelmann, Friedrich-Alexander-Universitit Erlangen-Niirnberg, Insti-
tut fiir Politische Wissenschaft, Kochstrafle 4, 91054 Erlangen

E-Mail: thorsten.winkelmann@fau.de






Schwerpunkt: Infrastruktur und Infrastrukturpolitik

Detlef Sack

Rechnungshoéfe als Veto-Spieler?
Offentlich-Private Partnerschaften im
BundesfernstraBenverkehr

Zusammenfassung

In einer Prozessanalyse untersucht der Artikel die
Verbreitung von Offentlich-Privaten Partnerschaf-
ten (OPP) bei BundesfernstraBen (1990-2017). In
diesem Zeitraum haben sich OPP als wichtige
Form der Leistungserbringung im Verkehr etab-
liert. Der Artikel zeichnet die unterschiedlichen
Gesetze und Maflnahmen im Feld nach. Er unter-
sucht den politischen Kompromiss 2017 zur Re-
form der Verwaltung der Autobahnen, durch den
OPP sowohl begrenzt als auch in ihrem bisherigen
Format gesichert worden sind. Im Anschluss an die
international vergleichende politikwissenschaftli-
che Forschung zu Privatisierung und OPP werden
die fiskalische Lage, institutionelle Veto-Spieler,
die Rolle der Parteien und Interessengruppen da-
rauf hin untersucht, inwieweit OPP befordert oder
begrenzt werden. Gegeniiber den 2000er Jahren
zeigt sich in den 2010er Jahren zwar weiterhin ein
fiskalischer Druck. Auch wurden OPP-spezifische
Agenturen etabliert, die nun ihrerseits deren Ver-
breitung anstreben. Allerdings hat sich die Haltung
der Sozialdemokratie zu OPP in den 2010er Jahren
verdndert, ebenso wie die Rechnungshofe von
Bund und Léndern zu institutionellen Veto-
Spielern aufgestiegen sind. Mit Blick auf die inter-
national vergleichende Forschung sind Rechnungs-
hofe wie auch OPP-Agenturen zukiinftig stéirker zu
beriicksichtigen.

Schlagworter:  Offentlich-Private  Partnerschaft,
Privatisierungsforschung, Verkehrspolitik, Veto-
Spieler

Abstract

Audit Offices as Veto Players? Public-Private
Partnerships in Road Traffic

The case study is dedicated to the establishment of
Public-Private Partnerships (PPP) in Germany in
the field of motorways (1990-2017). PPP has been
launched in this period as an important form of
service delivery. The paper displays the most im-
portant steps on the way of establishing PPP in the
field. Its main research question addresses the po-
litical compromise of 2017, which has restricted
PPP in motorways and also secured its further use.
Referring to the international research on privatiza-
tion and PPP, the fiscal situation, institutional veto-
players, party differences, and interests groups are
taken into account in order to explain the political
compromise at hand. Compared to the 2000s, the
2010s experienced a slight shift in the field as the
Social Democratic Party has then abstained from
the promotion of PPP and the German Audit Offic-
es entered the field as relevant veto players. With
regard to the study on privatization and PPP in po-
litical science the case study highlights the role of
two largely ignored, but relevant actors who de-
serve more attention in the future when explaining
(non-)privatization, i.e. the audit offices on the one
hand and self-reproducing PPP-agencies on the
other hand.

Key Word: Public-Private Partnerships, Privatiza-
tion, Transport Policy, Veto Players
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1 Fragestellung

Wendet man sich OPP an der Schnittstelle zwischen Public Policy-Forschung und Poli-
tischer Okonomie zu, dann lassen sich idealtypisch zwei Forschungsperspektiven iden-
tifizieren. So kénnen OPP hinsichtlich ihrer Problemldsungsfihigkeit untersucht wer-
den, das heif3t, inwieweit sie als Form der Leistungserbringung entweder durch gerin-
geren Ressourceneinsatz (Effizienzgewinne) oder durch Verbesserung der Leistung
(Qualitatsgewinne) gegeniiber anderen Formen der Leistungserbringung relative Vor-
teile aufweisen (Buddus 2006). Eingedenk der hinldnglich bekannten Kritik am Prob-
lemlosungsbias der Policy-Forschung (Greven 2008; s.a. Mayntz 2004) lésst sich das
Forschungsinteresse jedoch auch anders formulieren: OPP werden hinsichtlich der Re-
organisation und Machtverteilung in Verwaltung und offentlichem Sektor untersucht.
Sie sind damit nicht das Produkt einer rationalen Suche nach der ,besten‘ Losung, son-
dern das Ergebnis von institutioneller Ermoglichung und Beschrinkung wie auch von
Konflikten und Kompromissen zwischen Akteuren mit unterschiedlichen Priferenzen
(Scharpf 2000). In diesem Strang der Debatte ist die Fragestellung des Artikels ange-
siedelt.

Nach nunmehr iiber fiinfundzwanzigjéhriger Geschichte im Bundesfernstralenbau
(BFS, Autobahnen [BAB] plus Bundesstra3en) gibt es hinreichend empirische Evidenz,
dass die von der Bundesregierung initiierten OPP den selbst gesetzten Erwartungen
nicht gerecht werden konnten.' Zugleich hat sich die politische Konstellation der 2010er
Jahre im Vergleich zu den 2000er Jahren deutlich in Richtung einer eher OPP-kritischen
Haltung gewandelt (Sack 2013). Gleichwohl wurde 2016 im Rahmen der grundsétz-
lichen Neuordnung der Kompetenzen im BFS, die im engen Zusammenhang mit der Re-
form des Foderalismus stand, eine weitere (Teil-) Privatisierung initiiert. Die konnte je-
doch nicht durchgesetzt werden. Die Fragen des Artikels sind damit: Wie konnten sich
OPP im BFS seit 1990 etablieren? Warum wurde 2016/17 der seinerzeitige Status Quo
aufrechterhalten, obwohl eine OPP-Expansion initiiert wurde? Diesen Fragen geht der
Artikel nach. Dabei wird der Ansatz der Vergleichenden Staatstétigkeitsforschung adap-
tiert (Schmidt v.a. 2007; Zohinhofer 2008, siche unten). Im Ergebnis fiihre ich die Dau-
erhaftigkeit der Bemiihungen, OPP im BFS zu initiieren, darauf zuriick, dass Anreize
existieren, dass OPP zumindest kurzfristig eine ,Losung‘ im institutionellen Dilemma
zwischen Investitionsbedarf und Haushaltsrestriktionen darstellen und dass es organisa-
torische Pfadabhingigkeiten gibt, die auf eine Initiierung von OPP angelegt sind. Die
politische Konfliktlage ist in den 2010er Jahren durch ein Patt zwischen OPP-kritischen
bzw. -affinen Parteien und Interessengruppen ebenso gekennzeichnet wie auch zwischen
dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI; pro OPP) und
dem Bundesrechnungshof (OPP-skeptisch). Unter der Bedingung unentschiedener Poli-
tics (keine klare politische Mehrheit fiir oder gegen OPP) kommen die institutionellen
Reproduktionsfaktoren (Anreize fiir kurzfristige Problemminderung, organisatorische
Eigendynamik) zum Tragen. Gegen eine Ausweitung von OPP, die im Zuge der Reor-
ganisation der Verwaltung im Bundesfernstralenbau geplant war, wird jedoch erfolg-
reich opponiert. Hier sind die OPP-kritische Haltung in der SPD, die Expertise der
Rechnungshofe und die Konstellation im Bundesrat ausschlaggebend.

Im Rahmen der Privatisierungs- und OPP-Forschung trigt die Prozessanalyse dazu
bei, erstens das empirische Wissen {iber die langfristige Entwicklung (Zeitraum ca. 25
Jahre) der OPP-Etablierung im deutschen Verkehrssektor zu erweitern. Eine derartige
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Fallstudie liegt weder fiir das Policy-Feld noch fiir andere Felder in der OPP-Forschung
vor. Zweitens geht aus der Fallstudie hervor, dass diejenige (international vergleichen-
de) Privatisierungsforschung, die auf dem Konzept der Vergleichenden Staatstétigkeit
basiert (Obinger u.a. 2010; Obinger/Schmitt/Zohinhofer 2014), zukiinftig darum erwei-
tert werden sollte, die Rechnungshofe als wichtige institutionelle, aber bedingte und si-
tuative Veto-Spieler in die Analyse ebenso einzubezichen wie auch die Pfadabhingig-
keit, die sich aus dem Selbsterhaltungsinteresse teil-autonomer Privatisierungsorgani-
sationen ergibt.

Der Artikel ist wie folgt gegliedert: Zunichst werden OPP definiert und der Stand
ihrer Verbreitung ausgewiesen. Anschlieend wird der Forschungsstand insbesondere
mit Blick auf die politikwissenschaftlichen Arbeiten zum Thema referiert. In einem
weiteren Schritt erfolgt die chronologische Darstellung einschlédgiger legislativer Akte.
Die Analyse des Prozesses auf Grundlage des Konzepts der Vergleichenden Staatsté-
tigkeitsforschung schlieit sich an. Im Kern wird der politische Kompromiss (weitere
Erméglichung von OPP bei deren gleichzeitiger Begrenzung) durch drei Faktoren er-
klért, ndmlich die Veto-Spieler-Position der Rechnungshofe, den programmatischen
Wandel in der SPD und das organisatorische Eigeninteresse der politikfeldbezogenen
OPP-Agentur.

2 OPP-Definition und Stand der Verbreitung

Bei offentlich-privaten Partnerschaften handelt es sich um eine funktionale (Teil-) Pri-
vatisierung in dem Sinne, dass bestimmte Aufgaben (etwa der Bau oder die Sanierung
von Autobahnstrecken, deren Betrieb und Instandhaltung) iiber einen ldngeren Zeit-
raum (von etwa 15 bis 30 Jahren) gebiindelt an ein privates Unternehmen vergeben
werden. Diese verpflichten sich, Bau- und Dienstleistungen in einem bestimmten Zeit-
raum zu einer festgelegten Qualitit zu erbringen. Im Gegenzug erhalten sie {iber den
gesamten Zeitraum hinweg Einkiinfte, die entweder von den jeweiligen Nutzern erho-
ben werden (etwa durch eine Maut) oder aber vom 6ffentlichen Auftraggeber zugesi-
chert werden (Sack 2011). Derartige Modelle werden im deutschen Kontext als OPP
bezeichnet. Diese wurden und werden im BFS in drei Varianten umgesetzt: Beim
F-Modell (genutzt bei Unterquerungen) erfolgt die Refinanzierung direkt durch die
Nutzer. Beim A-Modell iibernimmt ein privates Konsortium den Ausbau von Auto-
bahnabschnitten, deren bauliche und betriebliche Erhaltung sowie die anteilige Finan-
zierung iiber einen Zeitraum von in der Regel 30 Jahren. Nach Ablauf der Vertragszeit
gehen der Streckenabschnitt in einem vereinbarten Zustand und die Verantwortung fiir
Betrieb und Erhaltung wieder auf Bund und Land {iber. Die Refinanzierung des priva-
ten Betreibers erfolgt aus dem Lkw-Mautaufkommen auf dem jeweiligen Streckenab-
schnitt gemiB eines verkehrsbezogenen Vergiitungsmodells. Beim Verfligbarkeitsmo-
dell (V-Modell) hiingt die Vergiitung des privaten OPP-Auftragnehmers von der Ver-
fiigbarkeit der Strecke und der Qualitdt der erbrachten Leistung ab.

Insgesamt gibt es im Bereich der BundesfernstraBen aktuell — inklusive der F-
Modelle Warnowquerung und Herrentunnel — 26 OPP-Projekte.” Fiir acht OPP-Pro-
jekte ist die Verkehrsfreigabe erfolgt (F-Modelle: 12.09.2003 und 26.08.2005; A- und
V-Modelle: 09.12.2010-28.09.2015), drei weitere sind im Bau, vier Projekte sind beim
Vergabeverfahren in unterschiedlichen Stadien, elf weitere OPP-Projekte sind in Pla-
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nung. Das vom Bundesverkehrsministerium und der Verkehrsinfrastrukturfinanzie-
rungsgesellschaft (VIFG) bekannt gegebene Investitionsvolumen fiir die A- und V-Mo-
delle betrigt ca. 4,3 Mrd. Euro, das Projekt- bzw. Konzessionsvolumen liegt bei rund
9,8 Mrd. Euro. Es handelt sich also um relevante Summen im BFS.}

3 Forschungsstand und Methode

Der wirtschaftswissenschaftliche Forschungsstand zu vertraglichen OPP lisst sich grob
in drei unterschiedliche Stringe unterteilen. Erstens lassen sich diejenigen Arbeiten iden-
tifizieren, denen es aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht um die Machbarkeit von OPP
geht, etwa im Sinne der angemessenen Umsetzung von Kostenvergleichen und Risiko-
allokationen zwischen offentlicher Leistungserbringung und der Erbringung unter Betei-
ligung privater Dritter (Littwin/Schéne 2006). Diese Arbeiten sind durch eine Néhe zu
Gutachten gekennzeichnet, die aus einer Beraterperspektive durchgéngige Effizienzvor-
teile von OPP und deren generelle Vorzugswiirdigkeit ausweisen (4/fen u.a. 2010). Zwei-
tens sind auch Arbeiten aus einer Public-Management-Perspektive zu finden, in denen es
darum geht, etwaige Kosten- und Effizienzvorteile von OPP zu ermitteln (Budcius 2006;
Albalate 2014; Bernstein/Friedrich 2016). Gegeniiber einer deutlichen OPP-Affinitit,
welche die zuvor ausgewiesenen Arbeiten kennzeichnet, geht es in den letztgenannten
darum, OPP zunichst als zu priifenden Einzelfall und eine Alternative unter anderen
Formen der Leistungserbringung zu betrachten, dessen relative Vorteile (Effizienz, Ef-
fektivitit) zu diskutieren, und abzuwigen, wie OPP auch durch angemessene Vertragsge-
staltung abzusichern sind (Buddus 2006; Winkelmann 2012/2013). In diesem Zusam-
menhang sind auch diejenigen Forschungen zu verorten, die auf Grundlage transaktions-
kostendkonomischer Argumente mogliche Effizienzvorteile von OPP in Frage stellen.
Wihrend die einen schlussfolgern, dass OPP bei BundesfernstraBen ausgesprochen kri-
tisch einzuschitzen sind (Miihlenkamp 2011/2016; Beckers u.a. 2014/2016), kommen
andere zum Schluss, dass OPP durchaus vorteilhaft sein konnen (Bundesministerium der
Finanzen 2016; Sieg/Wigger 2017). Drittens gibt es jene Arbeiten der ,Critical Accoun-
tants* in GroBbritannien, die die vergleichenden OPP-Berechnungen (Public Sector
Comparator im Rahmen der Private-Finance-Initiative) dafiir kritisieren, dass diese aus-
gesprochen selektiv und verzerrt zugunsten der Leistungserbringung unter Beteiligung
privater Dritter seien. Systematisch werde in den Rechnungen die private vor der offent-
lichen Leistungserbringung privilegiert (Shaoul 2005; Toms/Beck/Asenova 2011).

Diese Forschungsstrange werden hier nicht vertieft, weil es mir in diesem Artikel
nicht um mégliche oder illusorische Effekte von OPP auf eine effizientere oder innova-
tivere Leistungserbringung geht, sondern die Fragestellung darauf zielt, warum OPP seit
1990 politisch im Verkehrsbereich etabliert worden sind, eine Ausweitung 2016/17 je-
doch nicht erfolgte. Diese Forschung ist jedoch aus zwei Griinden fiir den politischen
Prozess relevant: Erstens zeigen die fachwissenschaftlichen Kontroversen, dass die wirt-
schaftswissenschaftliche Bewertung der Effekte von OPP umstritten ist. Es gibt keine
eindeutige, allseits anerkannte Expertise. In diesem Sinne mangelt es also an eindeuti-
gem, autoritativem Wissen in der Scientific Community iiber die Effekte der OPP-
Implementierung. Diese Situation ist eine Bedingung dafiir, dass — sofern der grundsétz-
liche Bedarf akzeptiert wird, Policies zu begriinden — Organisationen relevanter werden,
die in der Politik als autoritative Instanzen des Wissens angesehen werden. Rechnungs-
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hofe konnen eine solche Funktion {ibernehmen, da sie und ihr Priifungsauftrag breit an-
erkannt sind. Zweitens werden aus diesen Debattenstrangen Experten und Berater in der
polit-6konomischen Kontroverse von Interessenverbanden, Parteien, parlamentarischen
Fachausschiissen und Ministerien rekrutiert, die mit ihrer jeweiligen Expertise mehr oder
minder aktiv eingreifen.4

Die Etablierung von PPP ldsst sich mit Blick auf die international vergleichende
Privatisierungsforschung erkléren (Megginson/Netter 2001). Hier liegen einerseits Ar-
beiten vor, die Entstaatlichung (darunter auch OPP als eine Form funktionaler Privati-
sierung) mit der relativen Ineffizienz staatlicher Unternehmen und Haushaltskonsoli-
dierungsnotwendigkeiten erkléren (Megginson 2016). Interessanter sind aber jene Ar-
beiten, die neben wirtschaftlichen und fiskalischen Daten auch Informationen zum Re-
gierungssystem und die Anzahl der institutionellen Veto-Spieler, die Einbettung des
Regierungssystems in trans- und supranationale Regulierung, zu Regierungskonstella-
tionen und Parteienwettbewerb wie auch zu Interessengruppen einbeziehen (Zohinho-
fer/Obinger 2005; Obinger/Schmitt/Zohinhdéfer 2014; Schmitt 2014; Doyle 2012). Fasst
man die Ergebnisse dieser Studien zur materiellen Privatisierung zusammen, so wird
Entstaatlichung erklért durch fiskalische Defizite, durch transnationalen Druck (etwa
die Strukturanpassungsprogramme des Internationalen Wahrungsfonds oder die Libera-
lisierungspolitik der Europdischen Gemeinschaft und der Europdischen Union), durch
die Regierungsbeteiligung sékularer konservativer Parteien, durch ein unitarisches Re-
gierungssystem mit einer eher geringen Anzahl von Veto-Spielern und die relative
Schwiche der Gewerkschaften (Obinger u.a. 2010).

Fiir die OPP als funktionale Privatisierung im Besonderen liegen ebenfalls Studien
vor, die deren Etablierung iiber politisch-institutionelle Faktoren erklaren (Krumm/
Mause 2009): Flinders argumentiert zur Hochphase der britischen Private Finance Ini-
tiative (PFI)-, die von der damaligen New Labour-Regierung ab 1997 intensiv genutzt
wurde (Greenaway/Salter/Hart 2004), dass derartige OPP-Projekte einen ,,Faustian
Bargain‘ darstellen, da es einerseits erheblichen Investitionsbedarf gébe, die vorhande-
nen Haushaltsmittel unzureichend seien und die politischen Parteien (eben auch die
,neue Sozialdemokratie) andererseits nicht bereit seien, iiber Steuern oder Nutzungsge-
biihren ihre Wihlerklientel finanziell zu belasten. Deshalb wiirden finanzielle Lasten
iiber OPP in die Zukunft verschoben (Flinders 2005; s.a. Gawel 2017, S. 7-10). Fiir die
deutsche OPP-Entwicklung weist Sack als Erklirungsfaktoren fiir deren Institutionali-
sierung das bekannte institutionelle Dilemma zwischen Investitionsbedarf und fiskali-
schem Druck, die initiative Rolle der SPD im Bund und in Nordrhein-Westfalen, die
Diffusion des OPP-Modells in der foderalen Mehrebenenverwaltung, den Einfluss von
Interessengruppen (hier: der Bauindustrie, Bankenverbanden und Beraterkanzleien in-
klusive des Bundesverbandes Public Private Partnership) bei gleichzeitiger organisatori-
scher Schwiche der Dienstleistungsgewerkschaft auf (Sack 2009). Mit der Etablierung
der Partei Die Linke &nderte sich die politische Konstellation dann aber, insofern eine
explizit privatisierungskritische Partei mit der SPD auf dem Wéhlerstimmenmarkt kon-
kurriert (Sack 2013). Fiir den internationalen Vergleich von OPP-Aktivititen hat
Krumm nachweisen kénnen, dass es die (geringe) Anzahl der Parteien an der Regierung,
der relativen Stérke (der Interessengruppen) des Bau- wie auch des Finanzsektors und
ein hohes Haushaltsdefizit sind, die die OPP-Initiierung befordern. Interessanterweise
gibt es keinen systematischen Zusammenhang zwischen OPP-Aktivititen und materiel-
ler Privatisierung (Krumm 2014/2016).
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Fiir die Etablierung von OPP liegen also durchaus einige Befunde zur Rolle der
Problemlage (Haushaltsdefizit und Investitionsbedarf), des Regierungssystems (Diffu-
sion von OPP im Mehrebenensystem), der Parteien (,neue‘ Sozialdemokratie, Ein-Par-
teienregierung) und der Interessenverbande (Einfluss der Bau- und Finanzverbédnde in-
klusive Beratungsunternehmen) vor. Allerdings basiert die empirische Evidenz auf Da-
ten, die vor 2010 erhoben worden sind. Damit sind etwaige Entwicklungen, die mit der
Wirtschafts-, Finanz- und Fiskalkrise 2008/09 und mit der nachfolgenden austeritéren
Fiskalpolitik (in Deutschland die Reform des Art. 109 GG im Jahr 2009) einher gingen,
nicht einbezogen. Verschirfen diese — wie zu erwarten wére — das institutionelle Di-
lemma zwischen Investitionsbedarf in Infrastrukturen und dem Mangel an entspre-
chenden Finanzmitteln? Hat sich durch die Etablierung der Partei Die Linke die partei-
politische Konstellation iiber einen lingeren Zeitraum so verindert, dass OPP im Ver-
gleich zum Beginn der 2000er Jahre schwieriger umzusetzen sind? Haben — nachdem
OPP gesetzlich ermdglicht und eingerichtet worden sind — neue Veto-Spieler Einfluss
auf deren Verbreitung genommen? Und sind durch die Institutionalisierung von OPP in
den 2000er Jahren Pfadabhéngigkeiten entstanden, welche zu einem weiteren Ausbau
von OPP fiihren?

Die vorliegende Studie tragt zu den polit-6konomischen Forschungsstringen zur
(Teil-)Privatisierung dadurch bei, dass sie einen Fall (OPP im Bereich der Bundesau-
tobahnen) iiber einen langen Zeitraum (1990-2017) untersucht. Sie ist als theorietes-
tende Prozessanalyse in dem Sinne angelegt, dass das in der Privatisierungsforschung
etablierte Konzept der Vergleichenden Staatstétigkeitsforschung (Obinger/Schmitt/
Zohlnhofer 2014) anhand der konkreten Entwicklung gepriift, reflektiert und erweitert
wird (Beach/Pedersen 2013, S. 14-169; Starke 2015). Ein besonderer Fokus liegt hier
auf der Rolle der institutionellen Veto-Spieler. Diese sind klassischerweise definiert als
»individual or collective actors whose agreement is necessary for a change of the status
quo* (Tsebelis 2002, S. 19).

Im konzeptionellen Rahmen der Vergleichenden Staatstitigkeitsforschung ist die
Einzelfallstudie wie folgt angelegt: Das zu Erkldrende ist die Stabilitdt der Policy und
die Aufrechterhaltung des Status Quo. Das ist konkret die Beibehaltung der bisherigen,
seit 1990 sukzessiv ausgeweiteten gesetzlichen Moglichkeiten, OPP im Verkehrsbe-
reich umzusetzen, obwohl es 2016/17 den Versuch gab, diese Moglichkeiten deutlich
zu erweitern. Zu erwarten ist in diesem Zusammenhang aufgrund des bisherigen For-
schungsstandes insbesondere, dass

— Haushaltsdefizit und Investitionsbedarfe im BFS,

— die Regierungsbeteiligung wirtschaftsliberaler Parteien und von Akteuren aus der
,heuen‘ Sozialdemokratie und

— die Einflussnahme von Bau- und Finanzverbidnden inklusive Beratungsunterneh-
men positiv auf die Ausweitung von OPP wirken.

Als OPP-hemmend ist insbesondere eine Konstellation anzusehen, in der ,linke‘ Koali-
tionen regieren.

Der Beitrag beruht auf einer Textanalyse einschldgiger Dokumente zum Thema
OPP im BundesfernstraBenbau. Insbesondere wurden die Berichte der entsprechenden
Verkehrsinfrastrukturkommissionen und parlamentarische Dokumente (Antrdge, An-
fragen, Debatten) qualitativ ausgewertet.
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4 Geschichte der OPP im BundesfernstraBenbau (1990-2017)

4.1 Das FernstraBenbauprivatfinanzierungsgesetz 1994

Bereits zu Beginn der 1990er Jahre wurde in Bezug auf OPP im BFS im seinerzeitigen
Bundesverkehrsministerium eine heute bekannte Argumentation vertreten: Angesichts
der Unterfinanzierung im Stralenverkehrsbau seien vertragliche Public Private Partner-
ships (PPP) einzufiihren, Konzessionsmodelle seien der Rechtslage zufolge bereits rea-
lisierbar, Betreibermodelle kénnten ,,nur bei Anwendung elektronischer Mauterhe-
bungstechniken implementiert werden (BMF 1991, S. 27). Damit war der Zusammen-
hang zwischen OPP und einem finanzierenden Mauterhebungssystem konstatiert. Mit
der Verabschiedung des FernstraBenbauprivatfinanzierungsgesetzes (FStrPrivFinG)
wurden 1994 Konzessionsmodelle, die sog. F-Modelle, moglich, die in der Folge quan-
titativ vergleichsweise unbedeutend blieben. Lediglich der Warnowtunnel in Rostock
(2003) und der Herrentunnel in Liibeck (2005) gingen in Betrieb. Eine entsprechende
Ausschreibung fiir die Strelasundquerung (Stralsund-Riigen) scheiterte. Die Argumen-
tation der damaligen Regierungsfraktionen von CDU/CSU und FDP fiir das Gesetz war
relativ bescheiden: Es sollte eine Option der Leistungserbringung unter Beteiligung
privater Unternehmen geschaffen werden, bei der langfristig die Projekte wieder in die
Hénde des Bundes iibergehen wiirden. Aufgrund der unzureichenden Finanzausstattung
im Verkehrswegebau sei eine ,.ergdnzende Privatfinanzierung das Gebot der Stunde*
(BT-Plpr. 12/228: 19808). Die parlamentarische Opposition bezweifelte, dass private
Leistungen kostengiinstiger seien als die offentliche Erstellung, und verwies auf die
Gefahren der Entstehung von Schattenhaushalten. Geteilt wurde aber die Einschitzung,
dass die Verkehrsinfrastruktur unterfinanziert und auf stirkere Nutzerfinanzierung im
StraBenverkehr umzustellen sei (BT-Plpr. 12/228: 19807-19816).

4.2 Die Errichtung der Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft
2003

Insofern die Etablierung von OPP von einer Refinanzierung durch Mauteinnahmen ab-
hiangig gemacht wurde, sind hier die entsprechenden Initiativen der jeweiligen Bundes-
verkehrsminister relevant, ein System der Erhebung streckenbezogener Nutzungsge-
biihren in Deutschland einzufithren. Im Januar 2000 erfolgte die europaweite Aus-
schreibung des Lkw-Mautsystems. Mit dem Gesetz iiber die Erhebung von streckenbe-
zogenen Gebiihren fiir die Benutzung von Bundesautobahnen mit schweren Nutzfahr-
zeugen (ABMG) wurde zum einen das Grundprinzip der streckenbezogenen Nutzerfi-
nanzierung erstmals eingefiihrt. Zum anderen privatisierte der Bund den Betrieb, indem
er die Errichtung und den Betrieb des Mauterhebungssystems auf Private {libertrug
(ABMG §§ 4-7). Das war die gesetzliche Grundlage, auf der das Konsortium Toll Col-
lect’ seitdem titig ist. In den Folgejahren wurde im Jahr 2003 mit dem Gesetz zur Er-
richtung einer Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft zur Finanzierung von
Bundesverkehrswegen (VIFGQG) eine Einrichtung geschaffen, welche das Aufkommen
aus der Lkw-Maut zwar weisungsgebunden, aber aulerhalb des Verkehrsministeriums
verwaltet. Die VIFG als Gesellschaft privaten Rechts sollte Aufgaben des Bundes zur
Finanzierung von Neubau, Ersatzinvestitionen, Erhalt und Ausbau der Stralen, Schie-
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nen- und Wasserwege vornehmen. Zudem sollten Projekte nach dem FStrPrivFinG und
andere ,,vergleichbare privatwirtschaftliche Projekte” (VIFGG § 1 Abs. 2) auf diese
Gesellschaft iibertragen werden. Die Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft
sollte — in den Worten einer SPD-BT-Abgeordneten — als ,,schlank organisierte Gesell-
schaft zu einem Kompetenzzentrum fiir Privatfinanzierung und damit fiir die Mobili-
sierung privaten Kapitals werden. [...] Die Gesellschaft soll geeignete Betreibermodel-
le entwickeln. Sie soll die Vergabe von Konzessionen betreuen, die privatwirtschaftli-
che Realisierung von Verkehrsinfrastrukturvorhaben vorbereiten, sie durchfithren und
sie abwickeln. [...], die Bauwirtschaft brennt darauf, in die dann mdglichen Betreiber-
modelle der Public-Private-Partnership einzusteigen.” (BT-Plpr. 15/31: 2395)

Die VIFG wurde damit zur zentralen Organisation zur Initiierung und Etablierung
von OPP im Bereich der BundesfernstraBen. Sie entstand als eigenstindige Gesell-
schaft im 100%igen Besitz des Bundes im Oktober 2003 und nahm in der Folge ihre
Rolle als ,,PPP Kompetenzzentrum Verkehr innerhalb eines bundesweiten Netzwerkes
offentlicher OPP-Einrichtungen wahr. Sie trieb die Vorbereitung und Umsetzung von
OPP-MaBnahmen im Verkehrssektor mit voran, beteiligte sich an der Entwicklung ent-
sprechender Organisations- und Finanzierungsmodelle und am Wissenstransfer zu die-
sen Themen. Im Jahr 2005 wurden vier Pilotprojekte nach dem A-Modell ausgeschrie-
ben; die erste Vergabe erfolgte im April 2007 (www.vifg.de, 27.01.2006). Ihre Fi-
nanzmittel erhielten sie aus den Mauteinnahmen. Nach einer Novellierung des VIFFG
2015 bewirtschaftet die Gesellschaft zudem sdamtliche Haushaltsmittel des Bundesfern-
straBenbaus. Weiterhin ist es zentrale Aufgabe der VIFG, ,,die Umsetzung von Betrei-
bermodellen der Verkehrsinfrastruktur des Bundes [zu begleiten, DS] und die Beschaf-
fungsvariante Offentlich-Private Partnerschaften (OPP) und vergleichbarer privatwirt-
schaftlicher Projekte in der Verkehrswegeinfrastruktur konzeptionell und systematisch
weiter [zu entwickeln, DS]“ (BT-Drs. 18/13390, S. 3).

Im Zuge der Foderalismusreform 2017 und der Neufassung des Art. 90 GG (s.u.)
wurde mit dem Gesetz zur Errichtung einer Infrastrukturgesellschaft fiir Autobahnen
und andere Bundesfernstralen (Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetz — InfrGG)
eine privatrechtliche Gesellschaft etabliert, deren Zweck ,,die Planung, den Bau, den
Betrieb, die Erhaltung, die Finanzierung und die vermdgensméfige Verwaltung von
Bundesautobahnen [umfasst, DS]. (§ 1 Abs. 1 InfrGG) Dies ist fiir die VIFG insofern
relevant, als sie 2019 insgesamt in die Infrastrukturgesellschaft integriert sein wird
(BT-Drs. 18/13390, S. 5). Die neue Infrastrukturgesellschaft wird dann also eine pri-
vatrechtliche Agentur des Bundes inkorporieren, die auf OPP-Planung und -Implemen-
tation ausgerichtet war.

4.3 Der Weg zum Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetz 2017

Das OPP-Beschleunigungsgesetz von 2005 ist in seiner Rhetorik von einer eher opti-
mistischen Sicht auf vertragliche PPP gepriigt: ,,Offentlich Private Partnerschaften
(OPP) sind ein wichtiger Baustein bei der Modernisierung unseres Staatswesens. |...]
Internationale Erfahrungen zeigen: Offentlich Private Partnerschaften sind ein neuer
und oft auch besserer Weg der Bereitstellung von dffentlichen Leistungen. Mit QPP
konnen offentliche Leistungen nicht nur mit geringeren Kosten schneller und friiher,
sondern auch in hoherer Qualitét bereitgestellt werden* (BT-Drs. 15/5668, S. 1). Mit
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dem Artikelgesetz wurde auch das FStrPrivFinG mit dem Ziel geéndert, den privaten
Betreibern die Wahl zwischen privatrechtlichen Entgelten und dffentlich-rechtlichen
Gebiihren zu lassen (BT-Drs. 15/5668, S. 2). Das Gesetz wurde von der seinerzeitigen
rot-griilnen Parlamentsmehrheit bei Enthaltung von CDU/CSU und FDP mehrheitlich
verabschiedet (Sack 2009, S. 195-207). Trotz damaliger Ankiindigungen, dem OPP-
Beschleunigungsgesetz ein OPP-Vereinfachungsgesetz folgen zu lassen, sind in den
folgenden Legislaturperioden zunéchst keine nennenswerten Aktivititen in diese Rich-
tung zu konstatieren.

In der 17. Legislaturperiode (2009-2013) fand eine parlamentarische Debatte zu
OPP statt. Veranlasst wurde diese durch einen Antrag der Koalitionsfraktionen (CDU/
CSU und FDP), der auf eine administrative (nicht legislative) Weiterentwicklung, ins-
besondere mit Blick auf deren Mittelstandsfreundlichkeit und Wirtschaftlichkeit, ab-
zielte (BT-DRs. 17/12696, S. 5). Im Vergleich zum Antrag fiir das OPP-Beschleuni-
gungsgesetz 2005 nimmt sich die Rhetorik hier deutlich bescheidener aus: ,,Der Deut-
sche Bundestag betont ausdriicklich, dass es sich bei OPP um eine Alternative handelt
und sicher nicht um ein Allheilmittel. Vor allem darf OPP nicht fiir Projekte ins Auge
gefasst werden, die sich die 6ffentliche Hand aus eigenen Mitteln nicht leisten kann.
OPP-Modelle sollten dort ernsthaft in Betracht gezogen werden, wo sie wirtschaftlich
sinnvoll sind und einen echten Mehrwert bringen* (BT-Drs. 17/12696, S. 1). Die nach-
folgende parlamentarische Debatte offenbart die programmatischen Unterschiede zum
Thema OPP der Fraktionen im Deutschen Bundestag, zeitigt aber keine nennenswerte
legislative Verdnderung. Entscheidend ist hier kurioserweise die Foderalismusreform
2017. Diese beinhaltete als Verhandlungsergebnis ein Kopplungsgeschift, ndmlich die
Abschaffung des horizontalen Lénderfinanzausgleichs bei gleichzeitiger Kosteniiber-
nahme durch den Bund im Tausch fiir die Ubertragung der Verwaltung der Bundesau-
tobahnen an den Bund. Die Hintergriinde dieser Zentralisierung der Exekutive (tatséch-
liche und vermeintliche Defizite und unzureichende Planungskapazititen in der Auf-
tragsverwaltung der Lédnder) sind in diesem Artikel nicht das Thema. Relevant ist hier
vielmehr eine seit 2016 zunehmend 6ffentlich gefiihrte Diskussion, in welcher Organi-
sationsform die Verwaltung der BAB erfolgen solle. Konfliktpunkt war die formale
Privatisierung einer eigenstéindigen Gesellschaft, die dann mit einer materiellen organi-
satorischen Teilprivatisierung einhergegangen wire, wenn Unternehmen (etwa Versi-
cherungen, Banken) sich an einer privatrechtlichen Gesellschaft hétten beteiligen kon-
nen. Im Ergebnis haben sich an dieser Stelle diejenigen Parlamentarier durchsetzen
kénnen, die privatisierungskritisch sind:® Im neu gefassten Art. 90 GG heiBt es wort-
lich, dass eine Gesellschaft privaten Rechts ,,im unverduBerlichen Eigentum des Bun-
des [stehe, DS]. Eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligung Dritter an der Gesell-
schaft und deren Tochtergesellschaften ist ausgeschlossen.” Im neu gefassten Artikel
wird des Weiteren festgelegt, dass eine ,,Beteiligung Privater im Rahmen von Offent-
lich-Privaten Partnerschaften ausgeschlossen fiir Streckennetze [ist, DS], die das ge-
samte Bundesautobahnnetz oder das gesamte Netz sonstiger Bundesfernstrallen in ei-
nem Land oder wesentliche Teile davon umfassen.* Im zugehorigen Gesetz zur Errich-
tung einer Infrastrukturgesellschaft fiir Autobahnen und andere Bundesfernstraen
(Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetz — InfrGG) heifit es: ,,Die Gesellschaft kann
sich zur Erfiillung ihrer Aufgaben Dritter bedienen. Die Aufgabe selbst darf nicht auf
Dritte iibertragen werden. Die Einbeziehung Privater bei Planung, Bau, Betrieb und
Erhalt von Bundesautobahnen oder sonstigen Bundesfernstralen darf nur erfolgen,
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wenn sich der Vertrag auf einzelne Vorhaben mit einem Gesamtumfang von bis zu 100
Kilometern erstreckt. Mehrere Vorhaben diirfen nicht miteinander verbunden werden.*
(§ 5 Abs. 2 InfrGG)

Das Ergebnis des politischen Konfliktes um eine etwaige (Teil-)Privatisierung des
deutschen FernstraBennetzes ist also ambivalent: Eindeutigen Verboten, Eigentums-
rechte an Private zu verdufB3ern und zu tlibertragen, steht die weiterhin mdgliche Beteili-
gung auf langeren Streckenabschnitten (bis 100 km) gegeniiber. Die bisher in Deutsch-
land durchgefiihrten OPP-Projekte hatten in der Spitze eine Linge von 72,5 km (A 1)
bzw. 77 km (A 94). OPP sind also — gemessen an Vorschligen seit Oktober 2016, die
zundchst keinerlei Privatisierungsschranke vorsahen — zwar legislativ eingehegt wor-
den, der Status quo ante blieb gleichwohl erhalten. Im Folgenden interessiert an diesem
politischen Kompromiss, wie es zur gleichzeitigen institutionellen Aufwertung von
OPP (sie sind legislativ etabliert und werden nun eigens im Grundgesetz genannt) und
deren Begrenzung (sie werden bei ldngeren und vernetzten Stralenverkehrsinfrastruk-
turen ausgeschlossen) gekommen ist.

5 Analyse der OPP-Entwicklung im BundesfernstraBenbau

5.1 Problemdruck

Ausgangspunkt der Prozessanalyse, die auf dem Konzept der vergleichenden Staatsti-
tigkeitsforschung beruht (Zohlnhdfer 2008), ist zundchst der etwaige sozio-6konomi-
sche Problemdruck, aufgrund dessen bestimmte Policies (hier: die Etablierung von
OPP) entwickelt und umgesetzt werden. Das Bundesverkehrsministerium sieht hier ei-
nen Bedarf in Deutschland als ,,Europas Transitland Nummer 1 an einem ,,leistungs-
fahigen Fernstraflennetz. Die Verkehrsinfrastruktur sei durch einen hohen Erhaltungs-
aufwand und Ausbaubedarf bei gleichzeitig begrenzten finanziellen Ressourcen ge-
kennzeichnet. ,,OPPs konnen bei geeigneten Projekten helfen, diese [Herausforderung,
DS] zu meistern (Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur 2018).
Hier hat sich seit Beginn der 1990er Jahre eine Problembeschreibung bei der Finanzie-
rung der BFS etabliert (BMF 1991). Die damalige Pillmann-Kommission spezifizierte
im Jahr 2000 die strukturelle Unterfinanzierung der Verkehrsinfrastruktur in Hohe ei-
nes jahrlichen Fehlbedarfs im Neu- und Ausbau der BFS von seinerzeit 4 Mrd.
DM/Jaht’ (Péllmann-Bericht 2000, S.19). Sie sprach von einer ,,Instandhaltungskrise*
(Pdllmann-Bericht 2000, S. 5). Diese Problembeschreibung durchzog auch die ein-
schldgigen Berichte zur Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur in den 2010er Jahren.
Hier wurde sich teilweise ausdriicklich auf den Pdllmann-Bericht und dessen Defi-
zitermittlung bezogen (Bodewig-Bericht 2013, S. 8) bzw. in anderer Terminologie eine
dhnliche Sachlage konstatiert: Die Daehre-Kommission (2012) spricht von Fehlbedar-
fen und ,,Substanzverzehr* (S. 11) und auch einer ,,permanenten Unterfinanzierung™
(S. 117) bei den BFS, in dem der Ersatz- und Nachholbedarf auf Investitionen in Hohe
von ca. 1,3 Mrd. €/Jahr beziffert wurde (S. 37). Die Fratzscher-Kommission von 2015
identifizierte — nunmehr {iber 15 Jahre nach dem Erscheinen des Berichts der Péll-
mann-Kommission — eine ,,substanzielle Vernachldssigung der Investitionen in die Er-
haltung und Qualitétssicherung der Verkehrsinfrastruktur (S. 17). Der ,,ausschlieBlich
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fiir die Substanzerhaltung notwendige zusitzliche Investitionsbedarf [liegt, DS] bei 3,8
Mrd. bis 4,6 Mrd. Euro jéhrlich.” (S.17). Ganz offenkundig hat sich die Problembe-
schreibung in den letzten Jahrzehnten kaum verdndert: Obwohl die positiven Effekte
einer funktionierenden und modernen (Verkehrs-)Infrastruktur politisch unumstritten
sind, fehlen die finanziellen Mittel fiir deren Erhalt und Ausbau.® Die Initiierung und
Férderung von OPP wurde von den genannten Kommissionen in diesen Kontext ge-
stellt: Die Pallmann-Kommission hatte einen Losungsansatz aus drei Elementen vorge-
schlagen, ndmlich eine Umstellung auf Nutzerfinanzierung, die Etablierung einer ei-
genstidndigen Bundesfernstralengesellschaft und Privatfinanzierung bzw. Betreiber-
modelle (Péllmann-Bericht 2000, S. 34-35; S. 43-44). OPP werden auch in der ersten
Bodewig-Kommission als problemldsend aufgefiihrt (Bodewig-Kommission 2013, S.
17-19). Distanzierter zu OPP als mdgliche Problemldsung zeigt sich der Bericht der
Fratzscher-Kommission, der dadurch auffillt, dass OPP abwiigend beschrieben werden
und die Kontroverse um diese teil-private Leistungserbringungsform deutlich markiert
wird (S. 28-34).” Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur ver-
spricht sich von OPP eine ,deutlich schnellere Projektabwicklung, eine iiberdurch-
schnittliche Ausfithrungsqualitit und eine wirtschaftlichere Beschaffung (Bundesmi-
nisterium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur 2018).

5.2 Transnationaler Policy-Transfer

Hinsichtlich der Verbreitung von OPP im BFS ist nicht von einem klassischen Europi-
isierungsdruck auszugehen (Featherstone/Radaelli 2003), auch wenn es seitens der Eu-
ropdischen Kommission entsprechende Initiativen gegeben hat (z. B. Europdische
Kommission 2004). Gleichwohl wurde die Verbreitung von OPP in Deutschland durch
einen transnationalen Policy-Transfer (Dolowitz/March 2000) erheblich beférdert. Im
Zuge der Debatte um das OPP-Beschleunigungsgesetz 2005 fand eine eingehende Be-
fassung mit der britischen Private Finance Initiative (PFI) statt, deren vertragliche
Public Private Partnerships analog zu den deutschen OPP gestaltet sind (Greenaway/
Salter/Hart 2004; Shaoul 2005). Dieser Transfer einer Policy, die eng mit dem briti-
schen New Labour Programm verbunden war, hat den optimistischen Grundton der
deutschen OPP-Etablierung in der ersten Hilfte der 2000er Jahre nachhaltig geprigt
(Krumm 2016, S. 135-142; Sicko 2009; Sack 2009, S. 229-242). Nachdem entspre-
chende Transfer-Aktivititen ab 2005 (Verabschiedung des OPP-Beschleunigungs-
gesetzes) ausgelaufen sind, lassen sich keine transnationalen Transfer-Aktivitdten mehr
identifizieren.

5.3 Institutionelle Veto-Spieler

Insofern die Etablierung von OPP ganz wesentlich innerhalb des deutschen Regie-
rungssystems vorangetrieben worden ist, riickt die Rolle der institutionellen Veto-
Spieler (Tsebelis 2002) in den Fokus moglicher Erklarungsfaktoren. Die Bundesrepub-
lik Deutschland ist in verschiedenen Studien zur Privatisierung aufgrund ihrer fodera-
len Struktur als eher privatisierungstriage beschrieben worden, da die Lander mit ihrem
jeweiligen staatlichen Eigentum spezifische Policies verfolgen, ebenso wie sich Zu-
stimmung im Bundesrat nur mit erheblichem Aufwand abringen lédsst (Grande 1998;
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Zohlnhdfer 2001). Mit Blick auf OPP lésst sich eine opponierende Rolle der Linder im
Grunde nicht bestétigen, da es diesbeziiglich im deutschen Foderalismus eine grof3e
programmatische Kongruenz gibt. Die Lander sehen sich grundsétzlich in der gleichen,
wenn nicht sogar in einer verschirften, Lage wie der Bund, wenn es um den Bedarf an
Infrastrukturinvestitionen geht. Insofern sind auch auf dieser gebietskorperschaftlichen
Ebene OPP ebenfalls nicht nur verbreitet, sondern in den Landern seit 2002 auch OPP-
Kompetenzzentren, Task Forces und Netzwerke eingerichtet worden (Réber/Redlich/
Liick 2016). Im Zuge der Einrichtung der Infrastrukturgesellschaft hat sich gezeigt,
dass einzelne Lianderverkehrsministerien und Staatskanzleien besonders privatisie-
rungskritisch sind. Angesichts der seinerzeitigen Mehrheitsverhdltnisse im Bundesrat
war hier die Verhandlungsposition der thiiringischen rot-rot-griinen Landesregierung
fiir die Zustimmung zur gesamten Foderalismusreform (im Paket mit Reform der Bun-
desautobahnverwaltung) von Belang und damit in der Lage, OPP zu beschrinken. Die
Stellungnahme des Bundesrats vom 10.02.2017 legt hier die MaBgabe fiir die grundge-
setzliche Novellierung fest: ,,Zur Sicherung des staatlichen Einflusses darf die Einbe-
ziehung Privater grundsétzlich hinsichtlich Bau oder Betrieb nicht fiir das Gesamtnetz
oder Teilnetze der Bundesautobahnen oder der sonstigen Bundesstralen des Fernver-
kehrs erfolgen, eine Laufzeit von 30 Jahren nicht {iberschreiten und muss der MaB3gabe
der Wirtschaftlichkeit verpflichtet sein. Entsprechende Regelungen sind festzulegen*
(BR-Drs. 769/16, S. 4). Aus den Landern und {iber den Bundesrat kam also die zentrale
Kompromissformel zu OPP im Bereich der BFS, da die Bundesregierung auf die
Stimmen links regierter Landesregierungen angewiesen war.

Als institutionelle Veto-Spieler treten bei der Etablierung von OPP allgemein und
der OPP im BFS im Besonderen die Rechnungshéfe von Bund und Lindern auf. Wa-
rum werden die Rechnungshofe hier als Veto-Spieler verstanden, obwohl sie nicht im
strengen Sinne mit Stimmrecht an Entscheidungsverfahren beteiligt sind? Formal ist
festzuhalten, dass Rechnungshofe konstitutionell verankert sind (z.B. Art. 114 GG,
Abs. 2; Art. 80 Verfassung des Freistaates Bayern; Tsebelis 2002, S. 19). Thre konkrete
Kompetenz beruht darauf, autoritative Expertise fiir bestimmte Policy-Positionen be-
reitzustellen. Strategisch handelnde Akteure miissen (auch) die ,,normative Anerken-
nungswiirdigkeit [...] einer Entscheidung herstellen (Nullmeier u.a. 2012, S. 13). Im
Bereich der Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur wird die Legitimitdt und relative
Vorzugswiirdigkeit einer Form der Leistungserbringung (6ffentlich, privat, gemischt)
durch Kalkulationen der etwaigen Effizienzgewinne und Einspareffekte erzeugt. Wenn
es keine allgemein anerkannte Expertise zur relativen Vorzugswiirdigkeit einer Varian-
te gibt (siehe oben), dann wird die Rolle einer konstitutionell verankerten und autorita-
tiven Monitoringinstanz wichtig. Mit ihrer Expertise legitimieren Rechnungshofe be-
stimmte Policy-Positionen. Insofern werden die Rechnungshofe situativ und bedingt
relevant.

Die Haltung des Rechnungshofes'® wird in der international vergleichenden Priva-
tisierungsforschung — soweit ich sehe — kaum beachtet, obwohl es sich um eine von
Parlamentariern stark beachtete Einrichtung'' handelt, deren Expertise als gewichtig
einzuordnen ist. In der Stellungnahme der Rechnungshéfe von Bund und Léndern aus
dem Jahr 2011 zu OPP generell (Présidentinnen und Prisidenten der Rechnungshife
des Bundes und der Léinder 2011) wie auch in den einschligigen Gutachten des Bun-
desrechnungshofs zu OPP im BundesfernstraBenbau (Bundesrechnungshof 2009/2013/
2014) wurde erhebliche Kritik an der Wirtschaftlichkeit dieser Form der Leistungser-
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bringung geduBert. Diese miindete in die Einschitzung: ,,Da der Private deutlich mehr
fiir die Finanzierung des Projekts aufwenden muss als der Bund und er gleichzeitig im
BundesfernstraBenbau kaum Einsparungen gegeniiber der konventionellen Realisie-
rung erzielen kann, bleibt der Bundesrechnungshof bei seiner Auffassung, dass die
OPP-Variante derzeit keine Kostenvorteile gegeniiber der konventionellen Variante
hat* (Bundesrechnungshof 2014, S. 21). Uberdies seien — bei ohnehin kaum gegebe-
nem Spielraum fiir technische Innovationen — qualitative Méangel in der Ausfithrung zu
beanstanden (Bundesrechnungshof 2014, S. 31). Diese Position wird zwar sowohl vom
Bundesverkehrsministerium als auch von der OPP-Agentur des Bundes (Partnerschaf-
ten Deutschland) so nicht geteilt (Bundesrechnungshof 2014). Dennoch ist festzuhal-
ten, dass hier eine deutliche und geltungsstarke Gegenexpertise gegen OPP-Projekte
formuliert wird, die Entscheidungen iiber die Etablierung und Fortfiihrung von OPP zu
einer politischen Entscheidung machen, die sich nicht auf eine allgemein anerkannte
Effizienzvermutung stiitzen kann.

5.4 Parteidifferenz

Wihrend Parteiendifferenz im rechts-links Spektrum fiir die international vergleichen-
de Privatisierungsforschung als erkldrungskriftig in dem Sinne angesehen wird, dass
linke Regierungen eher privatisierungsabgeneigt sind (Obinger/Schmitt/Zohinhéfer
2014; Doyle 2012), lisst sich ein derartiger Zusammenhang fiir OPP angesichts der ini-
tiativen Rolle bei der PFI- bzw. OPP-Etablierung der britischen und deutschen Sozial-
demokratie seit Ende der 1990er Jahre so nicht konstatieren. Die programmatische
Kongruenz zum Thema OPP ist an den Koalitionsvereinbarungen seit 1990 abzulesen.
Diese zeigen auch, dass die OPP-Rhetorik im Zeitverlauf variiert und in den 2010er
Jahren eher defensiv wirkt: Léasst man die Koalitionsvertriage auf der Bundesebene seit
1990 Revue passieren, dann zieht sich die Beteiligung privaten Kapitals an Aufbau und
der Erhaltung der Verkehrsinfrastruktur durch alle entsprechenden Vereinbarungen. Es
gehe um die ErschlieBung ,,neuer Finanzierungsquellen durch den verstirkten Einsatz
privaten Kapitals® (CDU/CSU/FDP-Koalitionsvertrag 1990, S. 62), ,stirkere private
Finanzierung und Betrieb” (CDU/CSU/FDP-Koalitionsvertrag 1994, S. 18), ,,die Um-
setzung von Betreibermodellen™ (SPD-Biindnis 90/Die Griinen-Koalitionsvertrag
2002, S. 42), ,jinnovative Wege der Finanzierung durch Public-Private-Partnership*
und ,,den Einsatz von Betreibermodellen® (CDU/CSU/SPD-Koalitionsvertrag 2005, S.
55), das Voranbringen ,,von Modellen fiir die Beteiligung Privater im Rahmen von
OPP-Projekten* (CDU/CSU/FDP-Koalitionsvertrag 2009, S. 27). Lediglich die Koali-
tionsvereinbarung zwischen SPD und Biindnis 90/Die Griinen von 1998, also der ers-
ten rot-griinen Bundesregierung, setzt hier andere verkehrspolitische, nicht OPP-rele-
vante Akzente (S. 20-21). Bemerkenswert sind in diesem Uberblick auch die Formulie-
rungen im Koalitionsvertrag der Groflen Koalition der 18. Legislaturperiode des Deut-
schen Bundestags (2013-2017): ,.Die Fortentwicklung von Offentlich-Privaten-Part-
nerschaften (OPP) braucht einen breiten gesellschaftlichen Konsens. Wir wollen die
Moglichkeiten der Zusammenarbeit von offentlichen und privaten Geldgebern oder
Infrastrukturgesellschaften als zusitzliche Beschaffungsvariante nutzen, wenn dadurch
Kosten gespart und Projekte wirtschaftlicher umgesetzt werden konnen. Dies muss
ebenso wie bei Betriebsvergaben in jedem Einzelfall transparent und unabhéngig nach-
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gewiesen werden® (CDU/CSU/SPD-Koalitionsvertrag 2013, S. 29)."* Gegeniiber der
Koalitionsvereinbarung acht Jahre zuvor zeigt sich hier ein deutlich zuriickhaltender
Ton gegeniiber privater Finanzierung und OPP, mit dem — so die Formulierung zum
gesellschaftlichen Konsens — die politischen Konflikte um OPP ausgewiesen werden.

Die parteipolitischen Unterschiede zu OPP werden in den einschligigen Parla-
mentsdebatten deutlich: Die FDP hat OPP als ,,aktive Zukunftsmodelle fiir die Zusam-
menarbeit zwischen Offentlicher Hand und privater Wirtschaft™ verstanden (BT-Plpr.
15/102: 9257), den grundsétzlichen Vorrang aber einer ginzlichen Privatisierung einge-
riumt (BT-Drs. 15/2601). CDU/CSU sahen OPP in den letzten beiden Legislaturperio-
den zwar nicht als Allheilmittel, aber durchaus als Alternative der Leistungserbringung,
besonders im BFS: ,Insbesondere eine schnelle Umsetzung der MaBnahmen durch neue
innovative Instrumente spricht fiir OPP als mégliche Alternative zum konventionellen
Ausbau® (BT-Drs. 17/12696, S. 2). Erfahrungen mit OPP werden — trotz der Kritik der
Rechnungshofe — als insgesamt eher positiv, da effizienzsteigernd angesehen (BT-Drs.
17/12696; Plpr. 17/237, S. 29675; Plpr. 18/221, S. 22222). Kritisch werden die Mittel-
standsfreundlichkeit und die Transparenz der OPP eingeschitzt (17/12696, S. 3-4; Plpr.
17/237, S. 29675). Die Position der SPD zu OPP hat sich in den 2010er Jahren erkenn-
bar verdndert: Die SPD-Fraktion sprach sich in der 17. Legislaturperiode weiterhin fiir
OPP aus, gerade auch im BFS (BT-Drs. 17/9726, S. 8). Sie hielt in diesem Zusammen-
hang aber auch fest, dass ,,Gewinne der privaten Partner [...] dabei nicht auf Kosten der
offentlichen Hand erwirtschaftet werden [diirfen, DS]. Daher besteht vor jeder OPP-
Entscheidung die unabdingbare Notwendigkeit, dass die OPP-Finanzierung nachweis-
lich wirtschaftlicher sein muss als die konventionelle Beschaffung™ (BT-Drs.17/9726,
S. 6). Im Zuge der Foderalismusreform 2017 und der Einrichtung einer Infrastrukturge-
sellschaft wurde ein stirkerer programmatischer Wandel deutlich, da die SPD darauf
drang, die Méglichkeit, OPP im BFS einzusetzen, deutlich zu beschneiden: Die Ein-
schriinkung von OPP wurde nunmehr als politischer Erfolg bezeichnet: ,,Die unmittelba-
re und mittelbare Beteiligung Dritter [an der Infrastrukturgesellschaft, DS] ist ausge-
schlossen. Teilnetz-OPPs sind auch wirksam ausgeschlossen® (BT-Drs. 18/237, S.
23996, s.a. 18/237, S. 23981). Auch die Haltung von Biindnis 90/Die Griinen ist in der
Tendenz gegeniiber OPP eher ablehnend, wobei hier zwischen einer grundsitzlichen
Ablehnung (Plpr. 18/221, S. 22222) und einer abwiagend-kritischen Haltung changiert
wird, aus der heraus Transparenz und einsehbare und eindeutige Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnungen gefordert werden (BT-Drs. 17/5258, S. 1). Die Ablehnung von OPP fillt bei
der Partei Die Linke bis Ende der 18. Legislaturperiode am eindeutigsten aus: ,,Erfah-
rungen zeigen, dass OPP-Projekte die Probleme und die Verschuldung der ffentlichen
Hand meist sogar verstirken. Den privaten Partnern werden Gewinne garantiert, Risiken
und Verluste verbleiben bei der 6ffentlichen Hand. Ob projektbezogene oder institutio-
nelle OPP, die Kommune macht sich langfristig abhéingig von den privaten Partnern. Sie
verliert Einfluss auf die Gestaltung der o6ffentlichen Infrastruktur (BT-Drs. 17/5776,
S. 1). OPP werden eindeutig als Privatisierung klassifiziert und vollstindig abgelehnt
(BT-Drs. 17/5776; Plpr. 18/237, S. 23977-23978).

In der 19. Legislaturperiode ist mit der AfD eine weitere eher OPP-kritische Partei
in den deutschen Bundestag eingezogen: ,,Wegen der bei OPP-Projekten bei der 6ffent-
lichen Hand verbleibenden Risiko- und Garantiepflichten sind besondere Schutz- und
VorsorgemaBnahmen bei der Entscheidungsfindung erforderlich. Uberhdhte Berater-
kosten, private Schiedsgerichtsverfahren, mangelnde Qualitdtskontrollen und Lobby-
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Zugehdrigkeit bei den Beratern werden wir nicht tolerieren. [...] Verkehrswegegrof3-
projekte sind aus Kostengriinden nicht an private Konsortien zu {ibergeben, sondern
von der Offentlichen Hand auszuschreiben und zu realisieren (Alternative fiir Deutsch-
land 2016, S. 91-92).

Der bemerkenswerteste programmatische Wandel zum Thema OPP vollzieht sich
innerhalb der SPD, die sich vom eindeutigen Beforderer von OPP zu einer eher distan-
ziert-abwigenden Haltung éndert. Die SPD selbst filihrt dies darauf zuriick, dass mit
,JOPP-Vorhaben sehr unterschiedliche Erfahrungen gesammelt worden sind [...]. Kritik
an der bisherigen Anwendung und Umsetzung ist in manchen Féllen sehr pauschal und
nicht fundiert, aber teilweise auch begriindet. Vor allem wichtige Beteiligte wie die
kommunalen Spitzenverbinde und die Gewerkschaften stehen dem Konzept OPP skep-
tisch gegeniiber. Auch der Bundesrechnungshof und die Landesrechnungshéfe haben
sich vielfach kritisch, aber auch pauschal ablehnend geduBert” (BT-Drs. 17/9726, S. 2).
Mit den Evaluationen von OPP durch die Rechnungshdfe wurde innerhalb der SPD die
Rolle derjenigen gestérkt, die der Teil-Privatisierung abwartend bzw. skeptisch gegen-
iiber standen. Fiir die zunehmend OPP-kritische Haltung der SPD wird man jedoch
auch eine seit 2005 deutlich verdnderte Konstellation auf dem Wéhlerstimmenmarkt
beachten miissen, insofern die SPD seitdem deutlich ,,im Schatten der Linkspartei‘
(Egle 2010, S. 103) agieren muss. Sie will sich keine Bl68e hinsichtlich ihrer ,Privati-
sierungsfreundlichkeit® geben.

5.5 Interessengruppen

Die Interessengruppenkonstellation ist im Feld davon geprigt, dass sich die Branchen-
verbiande der Bauindustrie wie auch der Banken und der Consultingunternehmen fiir
OPP aussprechen. 2003 wurde der Bundesverband Public Private Partnership (BPPP)
gegriindet, der sich iiberwiegend aus Mitgliedern dieser drei Branchen (Bau, Finanzen,
Consulting) zusammensetzt und themenspezifisch agiert (Sack 2009, S. 207-221).
Auch im Rahmen der Verhandlungen um die Infrastrukturgesellschaft waren die Ver-
biande der Bauindustrie aktiv. Neu hinzugetreten sind der Gesamtverband der Deut-
schen Versicherungswirtschaft und Pro Mobilitét, ein themenspezifischer Verband, in
dem neben dem ADAC auch Logistik- und Bau- und weitere verkehrsnahe Unterneh-
men organisiert sind (BT-Drs. 18/13183). Die kommunalen Spitzenverbiande nehmen
eine eher abwigende Position ein, wihrend sich die Gewerkschaft ver.di eindeutig ge-
gen OPP positioniert. Inwieweit in dem Prozess der Gesetzgebung bestimmte Interes-
sengruppen privilegiert waren, also besondere Zugangschancen und Einflussmoglich-
keiten hatten, ldsst sich an dieser Stelle nicht rekonstruieren. Hier steht eine entspre-
chende valide Netzwerk- und Lobbyinganalyse aus."

5.6 Pfadabhangigkeit

Mit Blick auf die Dynamik der Policy (hier: Etablierung von OPP im BFS) ist schlieB-
lich die Frage der Pfadabhéngigkeit relevant (Pierson 2004). Mit der gesetzlichen For-
derung von OPP durch das FStrPrivFinG 1994 und dem OPP-Beschleunigungsgesetz
einerseits und der Einrichtung von OPP-Férderorganisationen in Bund und Lindern
seit 2002 andererseits, im BFS insbesondere der VIFG 2003, sind Organisationen etab-
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liert worden, deren Zweck es ist, vertragliche PPP zu initiieren. Insoweit die VIFG als
Gesellschaft privaten Rechts Aufgaben des Bundes zur Finanzierung von Neubau, Er-
satzinvestitionen, Erhalt und Ausbau der StraBen und eben der OPP vornimmt, ist sie
auBlerhalb der klassischen Verwaltung angesiedelt und operiert als parlamentsferne
Agentur. Pfadabhingigkeit funktioniert mit Blick auf die VIFG {iiber deren relative Au-
tonomie und das Selbsterhaltungsinteresse der Organisation, die ebenso wie die ande-
ren OPP-Forderorganisationen — insbesondere wenn sie auBerhalb der Linienverwal-
tung angesiedelt sind — allein deshalb auf eine weitere Verbreitung von OPP abzielen
miissen, weil es hier um ihre Daseinsberechtigung geht.

5.7 Zwischenreslimee

In der Summe ist festzuhalten, dass die Problemlage und das institutionelle Dilemma in
der Verkehrsinfrastruktur, ndmlich diese bei Knappheit finanzieller Mittel zu erhalten
und auszubauen, seit Beginn der 1990er Jahre auch OPP befordert haben. Fiir die Fi-
nanzierung der Verkehrsinfrastruktur insgesamt ist die Einflihrung streckenbezogener
Nutzerfinanzierung durch die Lkw-Maut quantitativ sicher bedeutsamer als die Etablie-
rung von OPP. Die funktionale Privatisierung ist aber als eine komplementire MaB-
nahme mit eingefiihrt worden. In spezifischen politischen Konstellationen (CDU/CSU-
FDP-Koalition zu Beginn der 1990er Jahre; rot-griine Koalition zu Beginn der 2000er
Jahre) sind OPP besonders gefdrdert worden. Mit der gesetzlichen Verankerung von
OPP ging ein entsprechender Verwaltungsaufbau, das heift, die Einrichtung teil-auto-
nomer OPP-Férderorganisationen einher, deren raison d’étre genau darin lag, funktio-
nale Privatisierung zu unterstiitzen. Die regulatorische und organisatorische OPP-Etab-
lierung funktionierte im Zusammenspiel mit den Regeln und Folgen einer austeritiren
Fiskalpolitik im kooperativen Foderalismus. Der Bundesrechnungshof verweist in die-
sem Zusammenhang auf folgende Anreize: OPP enthalten eine Vorfinanzierungskom-
ponente, ,,die den aktuellen Haushalt zu Lasten kommender Haushalte entlastet* (Bun-
desrechnungshof 2014, S. 34). Unter den Bedingungen der Schuldenbremse und bei
knappen Haushaltsmitteln sind OPP attraktiv, weil die finanziellen Investitionen ge-
streckt und in die Zukunft verschoben werden konnen (s.a. Flinders 2005). Uberdies
hat der Bund OPP-Projekte auBerhalb der iiblichen Linderquote gefdrdert. Damit wur-
de ein zusitzlicher Anreiz fiir die OPP geschaffen, weil die Linder ,,s0 iiber die aus ih-
rer Landerquote finanzierbaren konventionellen Projekte hinaus Mittel erhalten® (Bun-
desrechnungshof 2014, S. 37). Damit ist die langfristige Entwicklung im Feld be-
schrieben. OPP-fordernd wirkten der Investitionsbedarf im BFS, die Regierungsbetei-
ligung wirtschaftsliberaler Parteien und der ,neuen‘ Sozialdemokratie, die Existenz von
OPP-Férder- und Beratungsinstitutionen und die Aktivititen der Bau- und Finanzver-
bande inklusive Beratungsunternehmen.

Allerdings ist auch festzuhalten, dass eine weitere Verbreitung von OPP, wie sie
2016 angestrebt wurde, nicht erfolgte. Der seinerzeit erlangte Status Quo wurde beibe-
halten. Gegen eine Ausweitung von OPP wirkte zunichst eine Verinderung der Prob-
lemlage: Nicht die Finanzmittel, sondern die Umsetzung und Planungskapazititen wa-
ren zwischenzeitlich zur dominierenden Problemlage geworden. Im Bundesrat war die
Partei Die Linke inzwischen fiir die Beschaffung politischer Mehrheiten relevanter ge-
worden. Innerhalb der SPD hat sich die programmatische Haltung zu OPP im unter-
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suchten Zeitraum zudem von engagierter Promotion zur distanzierten Skepsis gewan-
delt. Dies war auch der gemischten Performanz von OPP geschuldet. Die SPD hat ih-
ren programmatischen Wandel explizit mit der autoritativen Expertise der Rechnungs-
hofe legitimiert (siehe oben). Gegeniiber den 2000er Jahren hat sich die Situation im
Feld dergestalt verdndert, dass die Rechnungshéfe von Bund und Lindern mit ihrer
Expertise die Wirtschaftlichkeitsberechnungen der OPP-Forderorganisationen und der
Verwaltungen bestreiten.

6 Fazit

Der zu erkldrende Kompromiss (also die Aufrechterhaltung des Status Quo) ist also auf
seiner privatisierungsrestriktiven Seite mit der strategischen Position links-gefiihrter
Landesregierungen im Bundesrat, dem programmatischen Wandel in der SPD wie auch
der Rolle und Expertise der Rechnungshofe zu bestimmen. Die OPP-affine Seite des
Kompromisses geht nicht allein auf die (christsoziale/~-demokratische) Couleur der Fiih-
rung des entsprechenden Ministeriums (unter der Bedingung von eigenverantwortlicher
Ressortverantwortung), sondern auch auf die Etablierung und Aufrechterhaltung von
OPP-Férderorganisationen und Anreize einer austeritiren foderalen Fiskalpolitik zuriick.
In empirisch-deskriptiver Hinsicht liegt mit der vorliegenden Fallstudie erstmals
eine Prozessanalyse iiber die OPP-Entwicklung im deutschen StraBenfernverkehr iiber
zwei Dekaden vor. Damit wird das Wissen iiber die funktionale Teil-Privatisierung in
Deutschland und deren Dynamik erkennbar erweitert. In konzeptueller Perspektive
(theorietestende Fallstudie) ist fiir die politikwissenschaftliche Privatisierungs- und
PPP-Forschung zunéchst die Bestéitigung der Wirkrichtung folgender Erklarungsfakto-
ren festzuhalten: Haushaltsdefizite und Investitionsbedarfe, die Regierungsbeteiligung
wirtschaftsliberaler Parteien und von Akteuren aus der ,neuen‘ Sozialdemokratie sowie
der Einfluss von Bau- und Finanzverbanden inklusive Beratungsunternehmen wirken
positiv auf die Verbreitung von OPP; ,linke* Regierungen und eine gute Haushaltslage
eher restriktiv. Es sind jedoch auch zwei Faktoren identifiziert worden, die die interna-
tional vergleichende Forschung bislang nicht hinreichend beachtet hat. Dabei handelt
es sich erstens um die Pfadabhingigkeit aufgrund der etablierten OPP-Forderein-
richtungen, die allein aufgrund ihres organisatorischen Erhalts und ihrer Reproduktion
die weitere OPP-Verbreitung fordern. Inwieweit sie dabei Allianzen mit weiteren spe-
zifischen Interessengruppen eingehen, konnte in der Fallstudie fiir die Jahre ab 2015
nicht geklart werden, da eine entsprechende, auf Experteninterviews basierende Netz-
werk- und Einflussanalyse bislang nicht vorliegt. Zweitens ist die Rolle der Rech-
nungshofe als mogliche Veto-Spieler in den Blick zu nehmen. Thre Kapazitit, Policy-
Wandel zu beférdern oder zu behindern, besteht wesentlich in ihrer Wissensproduktion
(relative 0konomische Vorzugswiirdigkeit einer Leistungserbringungsvariante). Damit
legitimieren sie bestimmte Policy-Positionen von Akteuren, die tatsdchlich Stimmrech-
te haben. Die Ressource der (hier: OPP-kritischen) autoritativen Expertise kommt, da-
rauf deutet die Fallstudie hin, lediglich in bestimmten Situationen zum Tragen. Die Si-
tuation ist zundchst bestimmt durch einen mehrdeutigen und umstrittenen Wissens-
stand, innerhalb dessen der Bedarf an giiltigen Kenntnissen groB ist. Sie ist zweitens
bestimmt durch einen tatséchlichen Policy-Konflikt, in dem hohe Zustimmungserfor-
dernisse bestehen (hier: Mitentscheidung durch den Bundesrat mit qualifizierter Mehr-
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heit). Drittens ist die Situation dadurch geprigt, dass ein wichtiger Akteur (die SPD)
intern keine policy-spezifische Kohésion aufwies. Hier haben die Studien des Rech-
nungshofs dasjenige innerparteiliche Lager gestiirkt, das OPP-kritisch war. Mit Blick
auf die genannten Konditionen einer Wirksamkeit autoritativer Expertise sind Rech-
nungshofe somit nicht als stindige institutionelle Veto-Spieler anzusehen, sondern als
,bedingte” und ,,fallabhdngige™ Vetospieler (Stoiber 2007, S. 34).14 Beide Befunde
sind jedoch durch die weitere vergleichende OPP- und Privatisierungsforschung inso-
weit zu kldren und zu validieren, als dass die Rolle der Rechnungshofe wie auch der
PPP-Agenturen zukiinftig systematisch kontrolliert wird.

Anmerkungen

1 Dabei dnderte sich in den letzten fiinf Jahren die Problemlage im Bundesfernstralenbau. Statt von Fi-
nanz- und Investitionsrestriktionen ist nunmehr von einem Mangel an Planungs- und Umsetzungska-
pazitéten bei zur Verfiigung stehenden Mitteln (’Investitionshochlauf*) zu reden. Allerdings ist bei zu-
riickgehender Konjunktur und geringeren Steuereinnahmen die Wiederkehr der Probleme der 2000er
Jahre durchaus wahrscheinlich.

2 Zwei urspriinglich geplante OPP-Projekte werden mittlerweile nicht mehr verfolgt.

3 Im Zeitraum 2001 bis 2015 wurden laut Angaben des BMVI fiir den Neubau von BAB ca. 15,2 Mrd. €
und fiir deren Erweiterung (sechs oder mehr Fahrstreifen) ca. 9,6 Mrd. € aufgewandt (Bundesministe-
rium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur 2015, S. 151).

4  Notwendig wire hier eine entsprechende Netzwerkanalyse zwischen Politik, Verwaltung, privater
Wirtschaft und Wissenschaft, die aber bislang noch nicht geleistet ist.

5 Auf das Konsortium Toll Collect und das Klage- bzw. Schiedsgerichtsverfahren infolge des finanziel-
len Ausfalls aufgrund einer deutlich verspéteten Implementation der Maut wie auch auf die derzeit
weiterhin offene Vergabe inklusive einer derzeit moglichen zwischenzeitlichen Verstaatlichung kann
an dieser Stelle nicht eingegangen werden (vgl. Sack 2009, S. 184-189; Handelsblatt 29.01.2018).

6  Hinzuweisen ist hier darauf, dass erst im August 2017 — also nach Abschluss der parlamentarischen
Debatte — offentlich geworden ist, dass der Gesellschaft Al-mobil, welche als privates Unternehmen
an dem OPP-Projekt der Al beteiligt ist, die Insolvenz drohte. Den Medienberichten zufolge gab es be-
reits langere Zeit Einnahmeschwierigkeiten, liber die das Bundesverkehrsministerium informiert war.
Im Zuge der drohenden Insolvenz erfolgte zunéchst ein Schlichtungsverfahren zwischen Betreiber und
Verkehrsministerium, das ohne Ergebnis blieb. Daraufhin reichte der private Betreiber eine Klage ein,
in der ca. 787 Mio. € gefordert wurden (Spiegel Online 26.08.2017; Tagesschau 30.08.2017; Siiddeut-
sche Zeitung 05.09.2017). Aus einer Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage von Biind-
nis 90/Die Griinen geht hervor, dass bereits zwischen Juni 2010 und November 2012 Anpassungsver-
handlungen zwischen Regierung und Betreiber stattfanden und ein Schlichtungsverfahren am
25.11.2015 eigeleitet worden war, das am 28.02.2017 scheiterte. Die Klage des Betreibers sei im Sep-
tember der zustindigen Behdrde zugeleitet worden. Uber Interna und Forderungssummen kénne auf-
grund vertraglicher Pflichten keine Angaben gemacht werden. Das Risiko einer Insolvenz des Betrei-
bers wird als handhabbar dargestellt: Es ,,bestiinde sowohl die Moglichkeit, sich fiir den Betriebsdienst
auf der Strecke dieser Vertrage zu bedienen oder die Strecke dem staatlichen Betriebsdienst wieder
einzugliedern. Hierfiir stinden Teile der Haushaltsmittel zur Verfiigung, die durch den Wegfall der Be-
treibervergiitung frei wiirden (BT-Drs. 18/13633, S. 6).

7  Im Rahmen dieses Artikels kann es nicht um die Ermittlung des jeweiligen tatsdchlichen Defizits ge-
hen; das wire eine eigene finanzokonomische Arbeit. Hier werden lediglich die in den Berichten ge-
nannten Daten als Teil der Problembeschreibung zitiert.

8  Zu dem genannten Problemdruck gehort es, dass im gleichen Zeitraum eine austeritire Fiskalpolitik in
zwei Schritten etabliert wurde, ndmlich zunéchst durch die sogenannten Maastricht-Defizitkriterien im
Zuge der Einrichtung der europdischen Wirtschafts- und Wéhrungsunion. Im Jahr 2009 erfolgte die
grundgesetzliche Verankerung der ,Schuldenbremse* (Art. 109 Abs. 3 GG). Damit wurde ein Weg der
Problemlgsung, ndmlich auf Infrastrukturdefizite mit erhohter Nettokreditaufnahme zu reagieren, kon-
stitutionell erheblich eingeschrankt.
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9  Im Uberblick iiber die genannten Kommissionsarbeiten zeigen sich hinsichtlich der Problemlésungen
neben der OPP-Thematik bestimmte Gemeinsamkeiten, namlich die zunehmende Umstellung auf Nut-
zerfinanzierung, die zweckgebundene Mittelverwendung der Einnahmen und die Etablierung einer ei-
genstdndigen Gesellschaft fiir die BFS. Ab Beginn der 2010er wird die Einrichtung eigensténdiger Inf-
rastrukturfonds verstarkt debattiert (Daehre-Kommission 2012, S. 47; S. 57; Fratzscher-Kommission
2015, S. 8).

10 Dem National Audit Office im Vereinigten Konigreich kommt eine dhnlich wichtige Rolle bei der
Bewertung der Vor- und Nachteile von PFI zu.

11 Die iiber ihren grundlegenden Priifungsauftrag hinaus fiir Evaluationen vom Deutschen Bundestag be-
auftragt werden und in Anhdrungen eingebunden sind.

12 Der aktuelle Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD wiederholt zum Thema im Grunde die grund-
und einfachgesetzlichen Novellierungen aus 2017: ,,Wir werden die noch nicht fertiggestellten Offent-
lich-Privaten Partnerschaften der 1.-3. Staffel realisieren, wenn deren Wirtschaftlichkeit auf Basis der
mit dem Bundesrechnungshof abgestimmten Regularien transparent nachgewiesen worden ist. Die
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und die Konzessionsvertrage werden wir nach Vergabe bei Zustim-
mung des Konzessionsnehmers im Internet ver6ffentlichen. Den Aufbau der Infrastrukturgesellschaft
Verkehr werden wir unter Einbindung der Gewerkschaften und Personalrite bei den Organisationsent-
scheidungen eng begleiten. [...] Eine Privatisierung der Straeninfrastruktur und der Infrastrukturge-
sellschaft Verkehr bleibt ausgeschlossen* (S. 74).

13 Zur Rolle transnationaler Unternehmen und ihres Einflusses auf das britische PFI-Programm vgl. Rua-
ne 2010; Toms/Beck/Asenova 2011.

14 M. Stoiber fiihrt den Bundesrat als Beispiel an. Aufgrund der genannten Argumente ist es gerechtfer-
tigt, diese Kategorien auf Rechnungshéfe anzuwenden.
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Schwerpunkt: Infrastruktur und Infrastrukturpolitik

Oliver Schwedes

Steuerungsdefizite im Politikfeld Verkehr:
Das Beispiel Elektroverkehr

Zusammenfassung

Der Verkehrssektor steht vor einem tiefgreifenden
Wandel von einer fossilen zu einer postfossilen
Mobilitdtskultur. Dabei spielt der Elektroverkehr
eine zentrale Rolle. Anhand der Ladeinfrastruktur
zeigt sich, dass die Entwicklung des Elektrover-
kehrs als Beitrag zu einer nachhaltigen Verkehrs-
entwicklung politisch gestaltet werden muss. Dazu
fehlen aktuell jedoch die notwendigen politischen
Rahmenbedingungen. Im Ergebnis wird die Ent-
wicklung von okonomischen Partikularinteressen
bestimmt, wihrend das Gemeinwohlinteresse einer
nachhaltigen Verkehrsentwicklung nachrangig be-
handelt wird. Es wird gezeigt, dass die Herausfor-
derung des anstehenden Transformationswandels
von einer fossilen zu einer postfossilen Mobilitéts-
kultur darin besteht, neue Formen der Kommunika-
tion, Partizipation und Kooperation zu etablieren,
um eine nachhaltige Verkehrsentwicklung zukiinf-
tig politisch gestalten zu konnen.
Schlagworte: Elektroverkehr, Ladeinfrastruktur,
Konflikte, Steuerung, Defizite

1 Einleitung

Abstract

Governance Deficits in the Field of Transport
Policy: The Example of Electric Transport

The transport sector is facing a fundamental
change from a fossil to a post-fossil mobility cul-
ture, where electric transport plays an important
role. Based on the charging infrastructure it ap-
pears that the development of electric transport has
to be shaped politically in order to contribute to a
sustainable transport development. In fact, there is
a lack of political regulatory framework. Therefore
the recent development is dominated by economic
interests while the public interest of sustainable
development is lacking. It will be shown that the
challenge of the upcoming transformation from the
fossil to a post-fossil mobility culture will be to es-
tablish new forms of communication, participation
and cooperation to shape a sustainable transport
development politically.

Keywords: electric transport, charging infrastruc-
ture, conflicts, governance, deficits

Die Verkehrspolitik ist ein origindres Feld der Staatstitigkeit. Im Rahmen der Daseins-
vorsorge soll sie jeder Biirgerin und jedem Biirger ein Mindestmal} verkehrlicher Leis-
tungen zur Verfligung stellen, um allen Bevdlkerungsgruppen eine gesellschaftliche
Teilhabe zu gewéhrleisten. Die Verkehrspolitik sieht ihre Hauptaufgabe darin, die fiir
ein funktionierendes Verkehrssystem notwendige Infrastruktur bereit zu stellen, wofiir
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dem Bundesverkehrsministerium bis heute der grofte Investivhaushalt zur Verfiigung
steht. Dabei hat sich im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung ein Regime der
Doppelfinanzierung von Straflen- und Schieneninfrastruktur etabliert, wobei die Finan-
zierung der Strafleninfrastruktur bis heute dominiert.

In jlingster Zeit ist das jahrzehntelang etablierte festgefiigte Verkehrsregime zu-
nehmend in Bewegung geraten. Der motorisierte StraBenverkehr wird immer stérker
als gesellschaftliches Problem wahrgenommen, sei es aufgrund der negativen gesund-
heitlichen Folgen, den Auswirkungen fiir den Klimawandel, oder die absehbare End-
lichkeit der Olreserven, von denen der Verkehrssektor zu iiber neunzig Prozent ab-
héngt. Vor diesem Hintergrund zeichnet sich ein tiefgreifender Wandel des Verkehrs-
systems von einer fossilen zu einer postfossilen Mobilititskultur ab, wobei das Haupt-
augenmerk aktuell auf dem Elektroverkehr' liegt, der in Zukunft auf Basis erneuerbarer
Energien betrieben werden soll.

Mit der Kopplung von Verkehrs-, Energie- und Informationssektor erdffnet der
Elektroverkehr neue Handlungsfelder, in denen sich neben den etablierten Stakehol-
dern zunehmend auch andere Akteure bewegen. Der Verkehrssektor befindet sich in
einer dynamischen Transformationsphase, deren Entwicklungsrichtung bisher vollig
offen ist. Damit stellt sich die Frage, wer die zukiinftige Entwicklung des Elektrover-
kehrs bestimmt. Im Zuge der neoliberalen Hegemonie hat sich auch im Politikfeld
Verkehr die Uberzeugung verbreitet, dass die Verkehrsentwicklung stirker als in der
Vergangenheit durch private Akteure auf den Verkehrsmérkten vorangetrieben werden
soll, wahrend dem Staat allenfalls eine moderierende Rolle zukommt.

Dementsprechend wurde die dynamische Verkehrsentwicklung der letzten Jahre
kaum politisch gestaltet, vielmehr ist die 6ffentliche Hand der Entwicklung hinterherge-
laufen und hat sich darauf beschriankt, Fehlentwicklungen nachtréglich zu korrigieren
(vgl. Bracher u.a. 2014). Insbesondere die Entwicklung des Elektroverkehrs ist vor al-
lem industriegetrieben, wahrend origindr verkehrspolitische Ziele, die iiber eine reine
Wirtschaftsforderung hinausgehen, bisher kaum zu erkennen sind. Die Erfahrungen mit
dieser bescheidenen verkehrspolitischen Haltung wéhrend der letzten zehn Jahre zeigen,
dass daraus Probleme fiir das Gemeinwohl resultieren. Dariiber hinaus wird deutlich,
welche Aufgabe der 6ffentlichen Hand bei der Gestaltung des Transformationsprozesses
im Verkehrssektor zukommt, wenn sie dem eigenen Anspruch gerecht werden mdchte
und im Sinne des Gemeinwohls eine nachhaltige Verkehrsentwicklung anstrebt.

Im Folgenden wird anhand der Ladeinfrastrukturerstellung fiir Elektroautos in der
Hauptstadt Berlin gezeigt, welche neuen Herausforderungen sich im Politikfeld Ver-
kehr abzeichnen und welche Rolle der 6ffentlichen Hand dabei zukommt.

2 Integrierte Verkehrspolitik

Die Politik hat sich das programmatische Leitbild einer integrierten Verkehrspolitik
zum Ziel gesetzt (vgl. Holz-Rau 2018). Der Anspruch besteht darin, Verkehr nicht
mehr isoliert zu betrachten, sondern im gesellschaftlichen Kontext. Dementsprechend
thematisiert die Integrierte Verkehrspolitik den Verkehr im Wirkgefiige von flinf
Handlungsfeldern: Gesellschaft, Technik, Okologie, Politik und Okonomie.

Mit der gesellschaftlichen bzw. sozialen Dimension werden die spezifischen An-
forderungen von Nutzerinnen und Nutzern ins Auge gefasst. Das heiflt, der Verkehr
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wird nicht mehr ausschlieBlich als quantitatives Mengenphdnomen begriffen, dem Poli-
tik und Planung mit einem entsprechenden Infrastrukturausbau begegnen. Vielmehr ge-
raten jetzt qualitative Bediirfnisse der Menschen in den Blick, die von Politik und Pla-
nung neue Antworten erfordern. Das zeigt sich an vielféltigen neuen Konfliktlinien im
Politikfeld Verkehr, die zu einer zunehmenden Uniibersichtlichkeit fiihren und mani-
festiert sich unter anderem in widerspriichlichen Haltungen der Nutzer innen, die sich
z.B. immer stérker fiir eine gesteigerte Lebensqualitit im 6ffentlichen Stadtraum aus-
sprechen, seine Nutzung aber gleichzeitig einschrianken, indem sie ihren Pkw dort par-
ken. Politik und Planung stehen heute vor der Aufgabe, diese Dilemmata aufzuldsen.

Auch im Handlungsfeld Technik sehen sich Verkehrspolitik und -planung mit neu-
en Herausforderungen konfrontiert. Bisher getrennte Bereiche wie der Verkehr-, Ener-
gie- und Informationssektor, werden immer stirker miteinander verkniipft. Das Elekt-
roauto etwa wird als integraler Bestandteil von Stromnetzen fiir erneuerbare Energien
konzipiert und zugleich in die Informations- und Kommunikationsnetze eingebunden,
um zukiinftig womoglich autonom zu fahren. Diese Sektorenkopplung erfordert neue
Formen der Kooperation zwischen Akteuren, die bisher allein auf ihr Kerngeschéft fo-
kussiert waren. Dariiber hinaus betreten neue Akteure das Politikfeld Verkehr, die Mo-
bilitdtsdienstleistungen anbieten und damit in Konkurrenz zu den etablierten Stakehol-
dern treten. Diese neue Gemengelage ist entsprechend konfliktgeladen und erfordert
eine politische Moderation im Sinne einer nachhaltigen Verkehrsentwicklung.

Die Okologie ist im Politikfeld Verkehr ein relativ neues Handlungsfeld. Wihrend
das 20. Jahrhundert noch fiir die Bearbeitung der sozialen Frage stand, entwickelt sich
das 21. Jahrhundert zur Ara der Okologie (vgl. Radkau 2011). Dabei stellt der Ver-
kehrssektor eine besondere Herausforderung dar, weil er zum einen der zweitgrofite
Produzent von CO,-Emissionen ist, hinter der Energiewirtschaft. Noch problematischer
ist allerdings, dass der Verkehr der einzige Sektor ist, in dem die CO,-Emissionen bis
heute steigen (vgl. UBA 2018). Das liegt vor allem daran, dass die etwa durch sparsa-
mere Motoren erzielten Effizienzgewinne, durch das absolute Verkehrswachstum wie-
der aufgezehrt und teilweise liberkompensiert werden. Anders als in den anderen Sek-
toren wurde im Verkehr keine Verhaltenséinderung erreicht, die zu einem geringeren
Verkehrsautkommen beigetragen hat. Hier besteht die Aufgabe von Verkehrspolitik
und -planung darin, neben technischen Innovationen mit dem Ziel der Effizienzsteige-
rung auch soziale Innovationen zu unterstiitzen, die zu weniger Verkehrsaufkommen
beitragen. Das erfordert vor allem eine grundlegend neue, weniger raumgreifende Or-
ganisation von Wirtschaft und Gesellschaft, die auf die Uberwindung geringerer Dis-
tanzen angewiesen ist und im Ergebnis weniger Verkehr benotigt.

Das Handlungsfeld Politik sieht sich in wachsendem Mafe damit konfrontiert, die
alten Ressortzustidndigkeiten zu iiberwinden und neue Formen der ressortiibergreifenden
Zusammenarbeit zu entwickeln. Dabei strebt die Integrierte Verkehrspolitik insbesonde-
re eine systematische Verbindung mit der Stadtentwicklungs- und Umweltpolitik an.
Auf diese Weise soll es mdglich werden, politische Entscheidungen im Bereich der
Stadt- und Raumentwicklung friihzeitig auf ihre verkehrlichen Folgen und die daraus re-
sultierenden Umwelteffekte zu bewerten, um ggf. Alternativen formulieren zu kdnnen.

SchlieBlich umfasst die Integrierte Verkehrspolitik traditionell auch das Handlungs-
feld der Okonomie. Das Wirkgefiige von Wirtschaft und Verkehr zeichnet sich durch ei-
ne enge Kopplung aus, die darin zum Ausdruck kommt, dass Wirtschaftswachstum of-
fenbar zwingend mit Verkehrswachstum einhergeht. Die Bemiihungen der Vergangen-
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heit, wie im Energiesektor zu einer Entkopplung vom Wirtschaftswachstum zu kommen,
sind bisher gescheitert. Hinzu kommt, dass sich das Handlungsfeld Okonomie durch ei-
nen besonderen Integrationsmodus auszeichnet. Wéhrend die anderen Handlungsfelder
auf Formen der Kooperation basieren und damit dem Modus der positiven Integration
folgen, griindet das Handlungsfeld Okonomie mit dem {iber den Markt vermittelten
Wettbewerb auf dem Modus der negativen Integration. Daraus resultiert ein permanentes
Spannungsverhiltnis, in dem Verkehrspolitik und -planung vermitteln miissen.

Die Integrierte Verkehrspolitik hat mithin den Anspruch, Verkehrspolitik als Ge-
sellschaftspolitik zu begreifen und entsprechend zu gestalten. Die folgende Analyse der
Entwicklung der Ladeinfrastruktur fiir Elektroautos in der Hauptstadt Berlin, nimmt
den programmatischen Anspruch der Integrierten Verkehrspolitik zum Bewertungs-
mafstab und misst damit die Politik an ihren eigenen Anspriichen.

3 Elektroverkehr in der Hauptstadt Berlin’

Den Ausgangspunkt fiir die verkehrspolitische Debatte iiber Elektroverkehr bildete im
Jahr 2007 das zeitgleiche Zusammentreffen von zwei Ereignissen: die Finanz- und
Wirtschaftskrise und das Erscheinen des 4. Klimaberichts des /ntergovernmental Panel
on Climate Change (vgl. Schwedes 2013). In dieser Situation sah sich die bundesdeut-
sche Politik von der Industrie gedringt, die deutsche Wirtschaft und insbesondere die
okonomisch bedeutsame Automobilindustrie zu unterstiitzen. Gleichzeitig musste sie
sich gegeniiber der Offentlichkeit zunehmend mit Aktivititen gegen den fortschreiten-
den Klimawandel legitimieren. In dem Konjunkturprogramm II wurde darauthin, ne-
ben der sog. ,,Umweltpramie” (im Volksmund auch ,,Abwrackpriamie* genannt), vor
allem der Elektroverkehr gefordert.” Tatséchlich verhielt sich die deutsche Automobil-
industrie dem Elektroverkehr gegeniiber jedoch von Anfang an zuriickhaltend. Die
Energiewirtschaft hingegen sah hier ein neues Geschéftsfeld und setzte sich an die
Spitze der Bewegung.

RWE und das Land Berlin

Die Rheinisch-Westfélische Elektrizititswerk AG (RWE) iibernahm Mitte 2008 die
Fiihrung, indem der damalige Vorstandsvorsitzende, Jiirgen Gromann, an den damali-
gen Regierenden Biirgermeister von Berlin, Klaus Wowereit, herantrat, um einen ex-
klusiven Vertrag zum Aufbau einer flichendeckenden Infrastruktur in Berlin und dar-
iiber hinaus abzuschlieBen.” Das war insofern ungewdhnlich, als die vier groen Ener-
gieversorgungsunternechmen (EVU) sich bis dahin den bundesdeutschen Markt regional
aufgeteilt hatten und in Berlin der Konkurrent Vattenfall ansdssig war.

Als Vattenfall bekannt wurde, dass RWE an ihnen vorbei einen Vertrag mit der
Senatskanzlei abschlieen wollte, mit dem Ziel sich einen neuen Markt zu erschlief3en,
kam es zu einem ersten Konflikt, der von der Senatskanzlei dadurch gelost wurde, dass
mit beiden Unternehmen ein gemeinsamer Vertrag geschlossen wurde, der Dritte aus-
schloss (vgl. Abb. 1). Dennoch blieb das Verhiltnis zwischen den beiden EVU ange-
spannt, bis zuletzt entwickelte sich keine wirkliche Zusammenarbeit.” Diese Konflikt-
lage war insofern problematisch, als beide EVU ihre Ladeséulen aufstellten, die von
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ihren Kunden genutzt werden konnten, aber nicht wechselseitig kompatibel waren.
Damit entstand von Anfang an kein integriertes, sondern ein segmentiertes Netz, das

zudem all jene ausschloss, die nicht Vattenfall- oder RWE-Kunden waren.’

Abbildung 1:  Konfliktlinien zwischen den EVU und SenStadt
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Die Etablierung einer Ladeinfrastruktur in Berlin war also von der Bundespolitik ange-
stoBen worden, die insbesondere die Hauptstadt zum Flaggschiff des Elektroverkehrs
machen wollte. Von da an wurde die Entwicklung aber vor allem von der Energiein-
dustrie vorangetrieben. Der Regierende Biirgermeister hatte den Vertrag mit dem Ziel
der Forderung des Elektroverkehrs unterschrieben, ohne dass dem eine verkehrspoliti-
sche Strategie zugrunde lag. Darauthin erging eine entsprechende Anordnung an die
Berliner Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, den Energiekonzern in seinen Zielen
tatkréftig zu unterstiitzen.

Aus Sicht der Berliner Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung war dieses Vorge-
hen problematisch, da die Entwicklung des Elektroverkehrs bzw. der Aufbau einer fla-
chendeckenden Ladeinfrastruktur nicht in die Gesamtstrategie der schon vorliegenden
Planwerke, wie den Stadtentwicklungsplan Verkehr, eingebettet wurde. Das war in der
Kiirze der Zeit auch gar nicht moglich, da es sich bei dem Elektroverkehr um ein neues
Phénomen handelte, von dem noch keiner sagen konnte, welche Rolle er zukiinftig im
Rahmen einer nachhaltigen Verkehrsentwicklungsstrategie spielen wiirde und ob es
dazu einer flichendeckenden Ladeinfrastruktur bedarf. Anstatt den Elektroverkehr im
Hinblick auf diese Fragen zu priifen, wurde er umgehend als Hoffnungstrager einer
nachhaltigen Verkehrsentwicklungsstrategie aufgebaut, der sich zu einem medialen
Hype verdichtete (vgl. Schwedes/Kettner/Tiedtke 2013). Im Falle von Berlin ergab sich
dadurch von Anfang an eine Diskrepanz zwischen der fehlenden verkehrspolitischen
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Strategie bei der Forderung des Elektroverkehrs einerseits, und den schon etablierten
Verkehrsplanungsstrategien andererseits. So wurde der seit fast zehn Jahren vorliegen-
de Stadtentwicklungsplan (StEP) Verkehr nicht zur Grundlage der Entwicklung einer
verkehrspolitischen Strategie des Elektroverkehrs genommen, um die in dem Planwerk
formulierten Ziele zu erreichen. Vielmehr ersetzte Aktionismus ein planerisch abge-
stimmtes und damit in die Gesamtziele eingeordnetes integriertes Vorgehen, wie es der
StEP Verkehr als Anspruch formuliert.

RWE in den Bezirken

Nachdem der Energickonzern RWE vom Regierenden Biirgermeister die Genehmi-
gung zum Aufbau einer Ladeinfrastruktur in Berlin eingeholt und mit der Senatskanzlei
und Vattenfall einen Vertrag iiber ein entsprechendes Pilotprojekt abgeschlossen hatte,
wendete er sich zunéchst an die beiden Berliner Pilot-Bezirke Mitte und Charlotten-
burg-Wilmersdorf.” Die Berliner Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung hatte zuvor
versucht, die Bezirke auf die neuen Anforderungen vorzubereiten und sie gebeten, die
Umsetzung ,,mit Hochdruck® voranzutreiben (vgl. Schwedes u.a. 2011, S. 18) (vgl.
Abb. 2). Dem Energickonzern RWE war allerdings nicht klar, dass die Landesregie-
rung gegeniiber den Bezirken keine Weisungsbefugnis besitzt, wenn deren eigener
Stralenraum betroffen ist. Anstatt sich mit den Bezirken abzustimmen, trat RWE ihnen
anfangs mit vorgefertigten Listen gegeniiber, in denen die Standorte der gewiinschten
Ladeséulen eingetragen waren und erwartete die unverziigliche Umsetzung.

Abbildung 2:  Konfliktlinien zwischen SenStadt und den Bezirken
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Abgesehen davon, dass bis dahin nicht geklirt war, ob es fiir den Elektroverkehr der
Zukunft einer flichendeckenden Ladeinfrastruktur in hoch verdichteten Innenstddten
iiberhaupt bedarf, verfolgte der Energickonzern RWE bei der Standortwahl vor allem
spezifische Partikularinteressen und keine verkehrspolitischen oder -planerischen Zie-
le. So war dem Konzern vor allem daran gelegen, die eigene Ladeinfrastruktur mog-
lichst sichtbar und damit werbewirksam im &ffentlichen Raum zu platzieren. Seine
Vorschldge fiir die Installation von Ladeséulen konzentrierten sich daher auf publi-
kumswirksame Orte wie das Brandenburger Tor, den Reichstag u.a.®

Aus Sicht der Bezirke war dieses Vorgehen problematisch, denn jede Ladesdule
verfligte liber zwei Ladepunkte, an denen zwei Elektroautos laden konnten, so dass je-
weils zwei Offentliche Stellpldtze ausgewiesen werden mussten. Die beiden Berliner
Bezirke Mitte und Charlottenburg-Wilmersdorf sind aber relativ stark verdichtet und
verfligbarer Offentlicher Stralenraum ist knapp. Hinzu kam, dass sich schon zu dieser
Zeit ein wachsender Nutzungskonflikt um den Offentlichen StraBenraum abzeichnete.
So sollten fiir den wachsenden stddtischen Wirtschaftsverkehr entsprechende Lade-
buchten ausgewiesen werden, um die Friktionen durch in zweiter Reihe parkende Lkw
zu vermeiden. Zudem begannen einige Bezirke, durch die Einfithrung einer Parkraum-
bewirtschaftung, das Parken privater Pkw im offentlichen Stadtraum kostenpflichtig
und damit weniger attraktiv zu gestalten. Sie gingen stattdessen dazu iiber, dffentliche
Stellplétze fiir Carsharing-Fahrzeuge auszuweisen, um alternative Angebote zum priva-
ten Pkw zu machen. Dariiber hinaus gab es immer mehr 6ffentliche Leihfahrradsyste-
me, die Stellflichen im &ffentlichen Raum fiir ihre Fahrrdder bendtigten. SchlieBlich
nahm auch die Zahl der Radfahrer mit privaten Fahrrddern zu, denen 25.000 Fahrrad-
stellplitze zur Verfiigung standen, wéahrend der Bedarf schon damals bei 60.000 Stell-
plitzen lag. Kurz: Das Ziel von RWE, 6ffentlichen Stadtraum fiir ladende Elektroautos
zu nutzen, stand in Konkurrenz zu verkehrspolitischen Zielen der Bezirke, die ebenfalls
auf offentliche Fliachen angewiesen waren und provozierte wachsende Spannungen
zwischen RWE und den Bezirken (vgl. Abb. 3).

In all diesen Féllen mussten die Bezirke also abwégen, fiir welche Nutzung sie 6f-
fentlichen Raum zur Verfiigung stellen und welchen Stellenwert sie dem Elektrover-
kehr dabei einrdumen wollten. Doch wihrend in den genannten Féllen die Argumente
fiir oder gegen eine bestimmte Nutzungsform vorlagen, galt dies nicht fiir 6ffentliche
Stellplétze fiir ladende Elektroautos. Wie gezeigt wurde, wusste seinerzeit niemand,
welche Form der Ladeinfrastruktur nétig war, um den Elektroverkehr erfolgreich ein-
zufithren. Demgegeniiber war die Strategie von RWE eindeutig: Der Konzern strebte
einen flichendeckenden ,,Roll Out* an, in Berlin und Brandenburg sowie im gesamten
Bundesgebiet. Das Ziel war es einerseits, durch die Etablierung einer flaichendecken-
den Ladeinfrastruktur harte Fakten zu schaffen und auf diese Weise die Entwicklungs-
richtung des Elektroverkehrs zu beeinflussen.” Dariiber hinaus wurde mit dieser Strate-
gie aber vor allem eine marktbeherrschende Stellung angestrebt. Diese betriebswirt-
schaftliche Unternehmensstrategie erfolgte im Blindflug: Weder wusste der Konzern,
ob eine flichendeckende Ladeinfrastruktur erforderlich ist, noch hatte er ein entspre-
chendes Geschéftsmodell, wobei sich das eine aus dem anderen ergab. Das Kalkiil be-
stand darin, mit der flichendeckenden Ladeinfrastruktur bundesweit die eigenen Stan-
dards zu setzen, womit der Konzern seine eigene Nachfrage geschaffen und auf dieser
Grundlage ein Geschéftsmodell hitte entwickeln kdnnen.
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Abbildung 3:  Konfliktlinien zwischen RWE und den Bezirken
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Quelle: Eigene Darstellung

Wihrend also die Strategie einer flichendeckenden Ladeinfrastruktur aus Sicht des
Energieunternehmens, bei aller Ungewissheit, eine gewisse Plausibilitdt hatte, war sie
fiir die Bezirke verkehrspolitisch nicht nachvollziehbar und stand zudem in Konkur-
renz zu bekannten und teilweise bewidhrten Nutzungsalternativen. Insgesamt entstand
eine komplexe Akteurskonstellation, die durch zahlreiche Konfliktlinien belastet war
(vgl. Abb. 4).

Gleichwohl sahen sich die meisten Bezirke, aufgrund der iiberwiegend euphori-
schen gesellschaftlichen Stimmungslage gegeniiber dem Hoffnungstriger Elektrover-
kehr, zunehmend unter Druck, dem Wunsch der Bundes- und Landesregierung zu ent-
sprechen und RWE beim Aufbau von Ladesdulen zu unterstiitzen. Wie schon im Falle
der Landesregierung zeigte sich auch auf Bezirksebene, dass der Elektroverkehr in der
Regel nicht in eine verkehrspolitische Strategie eingebunden werden konnte. Das hatte
zur Folge, dass die meisten Bezirke keine gut begriindeten Alternativen formulieren
konnten, um sich gegen die Ladeinfrastruktur zu wehren. Eine Ausnahme bildete der
Berliner Bezirk Pankow.
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Abbildung 4:  Die konfliktreiche Akteurskonstellation in Berlin
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RWE und der Berliner Bezirk Pankow

Der Berliner Bezirk Pankow verfolgte seinerzeit schon eine dezidiert integrierte Ver-
kehrspolitik mit dem Ziel einer nachhaltigen Verkehrsentwicklung. Das Ziel bestand
darin, den 6ffentlichen Stadt- und Stralenraum auf Kosten des Autoverkehrs fiir andere
Nutzergruppen zu erschlieBen. Durch Bordsteinvorstreckungen und den Bau von Rad-
wegen setzte der Bezirk insbesondere auf den Ful3- und Radverkehr. Auch Stellflichen
fiir 6ffentliche Fahrradleihsysteme wurden vom Bezirk zur Verfiigung gestellt. Auf der
anderen Seite senkte der Bezirk die Attraktivitit des Autoverkehrs durch die Einfiih-
rung von Parkraumbewirtschaftung. Dariiber hinaus wurden Autostellpldtze in Fahr-
radstellplitze umgewandelt. Gleichzeitig hat der Bezirk Pankow seinerzeit als erster
Berliner Bezirk o6ffentliche Stellpldtze fiir Carsharing-Autos bereitgestellt, um eine at-
traktive Alternative zum privaten Pkw anzubieten.

Aufgrund der verkehrspolitischen Strategie mit dem klaren Ziel, durch die Zurtick-
dringung des Autoverkehrs eine nachhaltige Verkehrsentwicklung zu unterstiitzen,
verfligte der Bezirk iiber Bewertungskriterien, um den Elektroverkehr im Rahmen einer
nachhaltigen Verkehrsentwicklungsstrategie einzuordnen. Als der Energiekonzern RWE
in dem Bezirk Pankow Ladeséulen aufstellen wollte, wurde ihm angeboten, die vom
Bezirk zur Verfiigung gestellten Stellplétze fiir Carsharing-Autos mit Ladesdulen aus-
zustatten, um mittel- und langfristig die kollektiv genutzte Autoflotte zu elektrifizieren.
Dieses Angebot, sich in ein integriertes Verkehrskonzept einzufligen, lehnte der Ener-
gieckonzern in dem Malfle ab, wie es seiner eigenen, auf Partikularinteressen gerichteten
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Strategie widersprach. Bis heute gibt es in Pankow daher keine RWE-Ladeséulen fiir
Elektroautos.

Im Rahmen einer wissenschaftlichen Studie wurde untersucht, wie grof3 der Bedarf
fiir eine flichendeckende Ladeinfrastruktur in dem Pankower Stadtteil Prenzlauer Berg
ist (vgl. Ahrend u.a. 2014). RWE war seinerzeit davon ausgegangen, dass alle Bewoh-
ner_innen, die aktuell mit dem privaten Auto auf der Strafle parken (die sog. Laternen-
parker), in Zukunft ihr privates Elektroauto im 6ffentlichen Straenraum laden miissen.
Es wurde also, von der aktuellen Situation ausgehend, eine zukiinftige Entwicklung
prognostiziert und eine entsprechende Ladeinfrastruktur abgeleitet. In Abgrenzung zu
dieser traditionellen Anpassungsplanung, wurden im Rahmen der wissenschaftlichen
Studie Haushalte mit einem privaten Pkw darauthin untersucht, wie sie das Auto nut-
zen, um die konkreten Bedarfe zu ermitteln (vgl. ebd.). Dabei hat sich gezeigt, dass die
meisten Haushalte ihr Fahrzeug die Woche {iber gar nicht nutzen, sondern ihren Alltag
mit anderen Verkehrsmitteln bestreiten. Den privaten Pkw halten sie trotz der damit
verbundenen Kosten fiir bestimmte Gelegenheiten, wie Wochenendausfliige oder
Transporte, fiir die sie keine addquate Alternative sehen.

Vor diesem Hintergrund erdffnen sich fiir eine Integrierte Verkehrspolitik vollig
neue verkehrspolitische Handlungsoptionen, die darauf ausgerichtet sind, den Haushal-
ten fiir die wenigen Situationen, in denen sie ein Auto bendtigen, addquate Alterna-
tivangebote zu machen. Das konnten z.B. nahe gelegene Mobilitétsstationen sein, in
denen fiir die unterschiedlichen Nutzungsanforderungen entsprechende Fahrzeugtypen
und Mobilitétsdienstleistungen zur gemeinschaftlichen Verwendung zur Verfligung ge-
stellt werden. Diese Mobilitétsstationen konnten zudem in Quartiersgaragen integriert
werden, in denen jene Haushalte ihr Fahrzeug abstellen konnen, die trotz der Angebote
nicht auf den privaten Pkw verzichten. In diesem Fall wiirde es ausreichen, die Quar-
tiersgaragen mit der notwendigen Ladeinfrastruktur auszustatten.

Im Ergebnis wire eine verkehrspolitische Strategie zur Entwicklung des Elektro-
verkehrs nicht mehr darauf angewiesen, eine flaichendeckende Ladeinfrastruktur im 6f-
fentlichen Stadtraum zu errichten und damit die skizzierten Nutzungskonflikte zu pro-
vozieren. Vielmehr wiirde der 6ffentliche Stadtraum entlastet und damit die Nutzungs-
konflikte entschérft. Eine Integrierte Verkehrspolitik, die im Sinne des Gemeinwohls
auf eine nachhaltige Verkehrsentwicklung zielt, wiirde sich mit den dazugewonnenen
offentlichen Freirdumen zudem neue Handlungsspielrdume erdffnen und kdnnte zum
Beispiel den Ausbau der Fahrradinfrastruktur vorantreiben.

4 Neue Herausforderungen im Politikfeld Verkehr:
Kooperation, Partizipation und Kommunikation

Die Analyse der beschriebenen vielfiltigen Konflikte zeigt, dass drei immer wieder-
kehrende, quer zu den beschriebenen Konfliktlinien liegende Konfliktmodi identifiziert
werden konnen (vgl. Abb. 5).

Das erste Konfliktfeld zeigt sich im Spannungsfeld zwischen den beiden gegen-
sétzlichen Funktionsweisen von Konkurrenz und Kooperation. Besonders deutlich wird
dieser Konfliktmodus in der Interaktion der beiden EVU. Wihrend der Energiemarkt in
der Vergangenheit zwischen den groBen Energieunternehmen in regionale Energiemo-
nopole aufgeteilt war, bewegen sich die Energieunternehmen in jiingster Zeit zuneh-
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mend iber ihre angestammten Monopolgrenzen hinweg, um sich neue Markte zu er-
schlieBen. Indem sie auf diese Weise zwangsldufig in das angestammte Revier ihrer
Mitbewerber dréngen, treten sie in direkte Konkurrenz zu ihnen, wodurch das iiber
Jahrzehnte erstarrte Oligopol plotzlich in Bewegung gerit (vgl. Scheer 2005, 2010).

Diese Entwicklungstendenz erfiahrt durch die neuen Anforderungen des elektri-
schen Individualverkehrs eine zusitzliche Dynamik. So zeichnet sich ab, dass der Elek-
troverkehr im Allgemeinen und der auf Grundlage erneuerbarer Energien im Besonde-
ren Impulse fiir eine dezentrale Energieversorgung liefert. Schon jetzt treten neue
Energieanbieter auf, die sich auf kleinteilige Energieversorgungskonzepte spezialisie-
ren. Dariiber hinaus ist in den letzten Jahren eine Welle der Rekommunalisierung der
Energieversorgung zu beobachten, die in dieselbe Richtung weist (vgl. Becker 2010;
Matecki/Schulten 2013). SchlieBlich bringt der Elektroverkehr vollig neue Akteurskon-
stellationen mit sich, wobei die EVU nur einen Akteur u.a. darstellen.

Im vorliegenden Fall sieht sich Vattenfall mit dem Marktkonkurrenten RWE kon-
frontiert. Der eigentliche Konflikt ergab sich nicht etwa aus der Konkurrenz der beiden
EVU, sondern aus der sachlich begriindeten Kooperation. Denn wéhrend die Anforde-
rungen einer flichendeckenden Ladeinfrastruktur im offentlichen Raum fiir Elektro-
fahrzeuge eine Kooperation der EVU erfordern, sind deren Handlungsstrategien wei-
terhin durch Konkurrenzverhalten gepragt. Wie gezeigt wurde, musste im vorliegenden
Fall die Politik als moderierende Instanz intervenieren, um die divergierenden Interes-
sen zusammen zu zwingen. Entgegen dem vom Senat selbst formulierten Anspruch ei-
nes diskriminierungsfreien Systemzugangs, wurde jedoch nur ein Kompromiss erwirkt,
der beiden EVU eine Sonderstellung gegeniiber potentiellen Wettbewerbern einrdumt
und es ihnen ermdglicht, andere Wettbewerber auszuschlieen.

Das Ergebnis war in mehrfacher Hinsicht unbefriedigend. Zum einen hat die poli-
tisch erzwungene Friedenspflicht zwischen den beiden EVU Vattenfall und RWE nicht
zu einer produktiven Zusammenarbeit mit etwaigen Synergien gefiihrt. Vielmehr hatte
jedes Unternehmen weitgehend unabhingig voneinander ein Projekt durchgefiihrt, das
jeweils spezifische Akzente setzte, die weitgehend losgeldst nebeneinander her exis-
tierten. So stellt sich vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen die Frage, ob die erfolg-
reiche Marktetablierung der Invention Elektroverkehr auf absehbare Zeit nicht viel
stirker auf Formen der Kooperation angewiesen ist. Dafiir spricht nicht nur der beo-
bachtete wachsende Zwang zur Zusammenarbeit ,,der groBen Vier®, wie im Falle von
Vattenfall und RWE gezeigt, sondern auch das Auftreten vollig neuer Akteure auf dem
Energiemarkt, sowie die schon erwéhnte wachsende Tendenz der dezentralen Energie-
versorgung.
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Abbildung 5:  Konfliktmodi
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(EVU + Bezirke)

Quelle: Eigene Darstellung

Der zweite Konfliktmodus bezeichnet das Spannungsfeld zwischen den Funktionslogi-
ken Hierarchie und Partizipation. Er strukturiert vor allem das Verhéltnis zwischen
dem Senat und den Bezirken. Dabei zeichnet sich im Falle Berlins eine Entwicklung
ab, die sich von dem zentralistisch organisierten und hierarchisch strukturierten Regie-
rungs- und Verwaltungshandeln hin zu gleichberechtigten Aushandlungsverfahren be-
wegt. Der deutlichste Ausdruck dieser Entwicklung war die Abschaffung der Fachauf-
sicht des Senats gegeniiber den Bezirken, wodurch die Eigenstéindigkeit der Bezirke
auf Kosten der Gestaltungsmacht des Senats gestirkt wurde (vgl. Nissen 2002, S. 166ft.).
Wihrend die Wirtschaftsvertreter diese Entwicklung beklagen, da sie sich mit einem
uniibersichtlichen politischen Flickenteppich konfrontiert sehen, und darauf hinwirken,
diese Entwicklung wieder riickgidngig zu machen, erkennt die Politikwissenschaft darin
einen Paradigmenwechsel in entwickelten demokratischen Gesellschaften von der tra-
ditionellen staatlichen Herrschaft, dem Government, hin zu einer stirkeren Beteiligung
zivilgesellschaftlicher Akteure, der Governance (vgl. Bandelow u.a. 2016). Die Umset-
zung einer integrierten Verkehrspolitik kann mithin nur dann gelingen, wenn die Ab-
stimmung zwischen Senat und Bezirken verbessert wird und verkehrspolitische MaB3-
nahmen stérker als bisher in der Offentlichkeit zur Diskussion gestellt werden. Auf die-
se Weise wire es moglich, die zukiinftige Rolle und den Stellenwert des Elektroautos
im Rahmen einer nachhaltigen Berliner Verkehrsentwicklungsstrategie im Sinne des
Gemeinwohls zu verhandeln, ohne dass einzelne Partikularinteressen die Entscheidung
mafgeblich bestimmen.

Der Plan zur Bewiltigung groBer gesamtgesellschaftlicher Herausforderungen, wie
die Etablierung des Elektroverkehrs, ldsst sich demnach nicht mehr, wie in der Ver-
gangenheit, von oben nach unten anordnen. Vielmehr ist davon auszugehen, dass die
vielfiltigen spezifischen Interessen vor Ort stirker als zuvor im Rahmen einer inte-
grierten politischen Strategie beriicksichtigt werden miissen. Vor diesem Hintergrund
befindet sich Berlin mit seinem seit vielen Jahren in verschiedenen Rahmenwerken
formulierten Ansatz einer integrierten Stadt- und Verkehrsentwicklung auf einem fort-
schrittlichen Weg (vgl. Rauterberg-Wulff 2008). Gleichwohl klafft diesbeziiglich noch
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eine Kluft zwischen dem programmatisch formulierten Anspruch integrierter Entwick-
lungskonzepte und den oben beschriebenen Beharrungskréften alter segmentierter Poli-
tik- und Verwaltungsstrukturen, die eine ressortiibergreifende Zusammenarbeit zwi-
schen Senat und Bezirken bis heute erschwert (vgl. Bracher 2011). Akteuren aus der
Wirtschaft wird es dadurch schwergemacht, sich in Berlin zu bewegen.

Fiir die zukiinftige Entwicklung des Elektroverkehrs in Berlin folgt daraus, dass ei-
ne erfolgreiche Etablierung nur im Rahmen einer abgestimmten Gesamtstrategie gelin-
gen wird. Dazu miissen noch die verbindlichen Formen einer politischen Zusammenar-
beit entwickelt werden, um in Zukunft den programmatischen Anspriichen auch in der
Umsetzung gerecht zu werden. Die Zukunft des Elektroverkehrs in Berlin wird sich
nicht zuletzt an dem politischen Reformwillen entscheiden sowie der Fahigkeit diesen
im Sinne der skizzierten Gesamtstrategie umzusetzen.

Der dritte Konfliktmodus schlieBlich beriihrt das Verhéltnis zwischen den EVU
und den Bezirken und kann mit dem Gegensatzpaar Blockade versus Kommunikation
beschrieben werden. Die Bezirke fiihlten sich bei der Entscheidung, Berlin zum Expe-
rimentierfeld fiir Elektroverkehr zu machen von Anfang an zu wenig einbezogen, ins-
besondere von Seiten des Senats. Demensprechend skeptisch verhielten sie sich an-
fangs dem Thema gegeniiber. Dass das Pilotprojekt in den ersten beiden Bezirken den-
noch in Gang kam, war sicherlich auch der kurzen Bedenkzeit aufgrund der beschrie-
benen Rahmenbedingungen und des politischen Drucks geschuldet. Im Verlauf des
Projekts wuchsen aber erneut die Vorbehalte, wozu insbesondere ein gestortes Verhalt-
nis zu dem Energiekonzern RWE beitrug. Wihrend die Bezirke von traditionell guten
Beziehungen zu dem lokalen Energieanbieter Vattenfall berichteten, beklagten sie im
Falle von RWE fehlende Kommunikationsangebote. Die zu geringe Kommunikations-
bereitschaft von RWE, so ein Bezirksvertreter, hitte gleichsam eine ,,Verhinderungs-
welle* auf Seiten der Bezirke bewirkt.

Bei einem Treffen, zu dem die Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung nach einem
Jahr alle Bezirke eingeladen hatte, um sich ein Bild vom Stand des Elektroverkehrs in
Berlin zu machen, wurde der Unmut gebiindelt artikuliert. Sowohl die beiden Pionierbe-
zitke wie auch viele der anderen Berliner Bezirke, bei denen RWE angefragt hatte, um
auch dort die Ladeinfrastruktur einzufiihren, verweigerten sich mittlerweile. Das lag vor
allem, wie oben dargelegt, an fehlenden Informationen. So war unklar, wie viele der mit
RWE im Rahmen des Pilotprojekts vereinbarten Ladestationen schon aufgebaut sind.
Dartiber hinaus gab es keine Informationen dariiber, ob und in welcher Haufigkeit die
Ladestationen genutzt wurden, so dass zum damaligen Zeitpunkt auch nicht klar war, ob
die von RWE angestrebte flichendeckende Ladeinfrastruktur iiberhaupt benétigt wird.

Anstatt verstarkt eine Kldarung dieser und anderer Fragen im gemeinsamen Gespréch
zu suchen, setzte RWE den Schwerpunkt unveréndert auf die Umsetzung der gemeinsa-
men Vereinbarung mit dem Berliner Senat. Auch Angebote von Senatsseite und einzel-
nen Bezirken sich im Rahmen integrierter verkehrspolitischer Entwicklungsstrategien fiir
Elektroverkehr zu beteiligen, wurden von RWE immer wieder abgelehnt. Bei den be-
troffenen Akteuren auf Bezirksebene traf dieses Vorgehen zunehmend auf Widerstand
und erzeugte entsprechende Blockaden bei der Errichtung der Ladeinfrastruktur.

Vor diesem Hintergrund stellt sich zum einen die Frage, ob eine solche fehlende
Kooperationsbereitschaft politisch noch zeitgemaf ist und zum anderen, ob sie mit
Blick auf die Anforderungen des Elektroverkehrs sachlich angemessen ist. Wenn es
richtig ist, dass die Invention Elektroverkehr neue Formen der Kooperation erfordert,
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wie anhand des Konfliktmodus Konkurrenz versus Kooperation zwischen den EVU
angedeutet wurde, und iiberdies neue partizipative Regierungsformen an Bedeutung
gewinnen, die gleichberechtigte gegeniiber hierarchischen Verfahren aufwerten, wie
am Verhdltnis von Senat und Bezirken dargestellt, dann ist zu vermuten, dass zukiinftig
auch kommunikativen Aushandlungsverfahren gegeniiber hierarchischen Organisati-
onsform ein groBerer Stellenwert eingerdumt werden muss. Kommunikative Aushand-
lungsverfahren konnen dazu beitragen, zukiinftig Blockadehaltungen zu vermeiden.

Das Land Berlin ist mittlerweile von der passiven zu einer proaktiven Strategie
iibergegangen.'® Anstatt sich darauf zu beschrinken, die Errichtung einer flichende-
ckenden Ladeinfrastruktur in den hochverdichteten Berliner Bezitken den EVU zu
iberlassen, hat die Hauptstadt eine 6ffentliche Ausschreibung fiir eine Ladeinfrastruk-
tur durchgefiihrt und einen Anbieter ausgewahlt, der die vom Land Berlin definierten
Anforderungen eines diskriminierungsfreien Zugangs erfiillt und sich in eine stédtische
Gesamtstrategie einfiigt.'' Nach der rot-rot-griinen Regierungsbildung im Jahr 2017
zeichnet sich in Berlin zudem erstmals seit der Wiedervereinigung eine verkehrspoliti-
sche Strategie ab. Das gerade verabschiedete Mobilitdtsgesetz kdnnte die verbindliche
Grundlage fiir eine Integrierte Verkehrspolitik bilden, die den Elektroverkehr im Rah-
men einer nachhaltigen Verkehrsentwicklungsstrategie entwickelt.'”

5 Fazit

Der Elektroverkehr steht exemplarisch fiir den sich abzeichnenden tiefgreifenden Wan-
del von der fossilen zu einer postfossilen Mobilitdtskultur. Ein vergleichbarer Trans-
formationsprozess vollzog sich im Verkehrssektor zuletzt im Rahmen der Hochurba-
nisierung Ende des 19./Anfang des 20. Jahrhunderts (vgl. Lenger 2013). Um das Leben
vieler Menschen auf engstem Raum zu ermdglichen, wurde seinerzeit die staatliche
Leistungsverwaltung etabliert. Die 6ffentliche Hand sollte im Rahmen der Daseinsvor-
sorge insbesondere jene basalen Infrastrukturleistungen erbringen, die fiir eine funktio-
nierende Stadtgesellschaft notwendig sind. Damals entstanden die heute so selbst-
verstindlichen Netzinfrastrukturen wie die Wasserversorgung und -entsorgung, Strom-
und Kommunikationsnetze sowie die Verkehrsnetze.

Die sich aktuell abzeichnende Verkniipfung stddtischer Verkehrs-, Strom- und
Kommunikationsnetze im Zuge der Entwicklung des Elektroverkehrs, erinnert in vieler
Hinsicht an die historischen Vorldufer. Zugleich werden aber auch Unterschiede deut-
lich, vor allem die Rolle der 6ffentlichen Hand hat sich gewandelt. Wéhrend dem ur-
spriinglichen Konzept der Daseinsvorsorge ein autoritires Staatsverstdndnis zugrunde
lag und die staatliche Leistungsverwaltung weitgehend autark von der o6ffentlichen
Hand erbracht wurde, hat sich das Staatsverstdndnis in demokratischen Gesellschaften
hin zum Gewéhrleistungsstaat gewandelt (vgl. Ringwald 2008). Demnach hat der Staat
nicht mehr die alleinige Entscheidungskompetenz, noch erbringt ausschlieBlich er die
Leistungen der Daseinsvorsorge. Vielmehr sieht sich der Staat heute mit einer Vielzahl
gesellschaftlicher Akteure konfrontiert, die Einfluss auf die politische Willensbildung
ausiiben — der Staat hat Gesellschaft bekommen (vgl. Schuppert 2008).

Anhand der Entwicklung der Ladeinfrastruktur in der Hauptstadt Berlin konnte die
sich daraus ergebende vielschichtige gesellschaftliche Akteurskonstellation aufgezeigt
werden, zu der sich in jiingster Zeit neben dem Staat und der Wirtschaft immer haufi-
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ger zivilgesellschaftliche Akteure gesellen und die im Rahmen der alten gesellschaftli-
chen Strukturen vielfdltige Konfliktlinien provoziert. Um die dadurch entstehenden
Blockaden zukiinftig zu vermeiden, sind stirker auf Kommunikation gerichtete Steue-
rungsformen erforderlich. Das Konzept der Daseinsvorsorge muss dementsprechend
von einem autoritér-hierarchischen zu einem partizipativen Verfahren weiterentwickelt
werden. Insbesondere das Politikfeld Verkehr, das in den letzten Jahren stark durch
Wettbewerb und Konkurrenz geprdgt wurde, erfordert eine Reorganisation im Sinne
kooperativer Steuerungsmechanismen (vgl. Knauff 2004). SchlieBlich miissen zentra-
listisch organisierte und hierarchisch strukturierte politische Entscheidungsprozesse
gedffnet werden fiir neue Verfahren einer aktiven und machtvollen Beteiligung.

Das fehlende ,Matching‘ von neuen Anforderungen und alten Gesellschaftsstruktu-
ren bewirkt aktuell eine Schwéchung politischer Handlungsfahigkeit. Das kann dazu
fithren, dass sich private Partikularinteressen durchsetzen und zukiinftige Entwicklun-
gen in ihrem Sinne gestalten. Dabei spielt die Entwicklung von fiir das Gemeinwohl
bedeutsamen Netzinfrastrukturen damals wie heute eine groe Rolle. Wie das Beispiel
der Ladeinfrastruktur fiir Elektrofahrzeuge zeigt, zeichnen sich dabei vielfiltige Kon-
fliktlinien ab, die politisch im Spannungsfeld positiver (politischer) und negativer
(6konomischer) Integration entschieden werden miissen.

Die Aufgabe einer Integrierten Verkehrspolitik besteht mithin darin, die Konflikte
zu bearbeiten, nicht sie zu vermeiden. Wihrend das Politikfeld Verkehr bis heute
hochgradig vermachtet und intransparent ist, ist eine Integrierte Verkehrspolitik auf ei-
ne politische Konfliktkultur angewiesen, die es erlaubt, Interessenskonflikte 6ffentlich
anzusprechen und zu verhandeln, bevor sie politisch im Sinne des Gemeinwohls ent-
schieden werden. Die Herausforderung des anstehenden Transformationswandels von
einer fossilen zu einer postfossilen Mobilititskultur besteht daher in der Etablierung
neuer Formen der Kommunikation, Partizipation und Kooperation, um eine nachhaltige
Verkehrsentwicklung zukiinftig politisch gestalten zu kdnnen.

Anmerkungen

1 Im Weiteren wird bewusst der Begriff Elektroverkehr genutzt und von dem populdren Begriff der
Elektromobilitdt abgegrenzt. Wahrend Verkehr, im Sinne des Alltagsverstindnisses, die physische
Bewegung im Raum bezeichnet, wird unter Mobilitét die subjektive Wahrnehmung potenzieller Be-
weglichkeit aus Nutzersicht verstanden, die sich am Grad gesellschaftlicher Teilhabe bemisst. Da sich
die Debatte um Elektromobilitdt in erster Linie auf das technische Artefakt Elektroauto konzentriert
und die Frage, wie es insbesondere als Stadtauto in urbanen Rdumen genutzt werden kann, lautet die
angemessene Bezeichnung Elektroverkehr. In anderen Worten: Aus subjektiver Sicht ist man im Ver-
brennungsauto ebenso mobil wie im Elektroauto.

2 Die folgenden Ausfiihrungen basieren auf der Studie von Schwedes u.a. (2011) und wurden bis in die
Gegenwart fortgefiihrt. Dabei handelt es sich um eine Untersuchung des politischen Entscheidungs-
prozesses, der durch die Methode der teilnehmenden Beobachtung sowie Experteninterviews nachvoll-
zogen wurde.

3 Wihrend die ,,Umweltprdmie” aus Mitteln der 6ffentlichen Hand innerhalb von einem Jahr mit fiinf
Mrd. Euro finanziert wurde, die insbesondere der deutschen Automobilindustrie zugutekamen, wurde
der Elektroverkehr bis zur Einfiihrung der Pramie fiir den Kauf eines Elektroautos 2017 nur ver-
gleichsweise bescheiden mit mehreren hundert Millionen Euro gefordert.

4 Der Werbeslogan des Energiekonzerns RWE lautete dementsprechend ,VoRWEg gehen®

5  Das aggressive Konkurrenzverhiltnis driickte sich exemplarisch in einer internen Arbeitssitzung aus,
als der leitende RWE-Manager auf die Frage, ob man sich mit Vattenfall absprechen solle, antwortete:
,, Warum mit Froschen reden, wenn man den Teich austrocknen kann®,
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6  In dem Vertrag mit dem Land Berlin war urspriinglich ein diskriminierungsfreier Zugang fiir die Lad-
einfrastruktur im 6ffentlichen Straflenraum vereinbart worden.

7 RWE war eine Kooperation mit dem Automobilkonzern Daimler eingegangen, Vattenfall mit
BMW.

8  Hier scheiterte RWE regelméfig an den Einwanden des Denkmalschutzes. Nachdem der Konzern sei-
ne Interessen nicht wie erwartet von oben nach unten ,,durchlobbyieren* konnte, wie es ein Bezirksver-
treter ausdriickte, schaltete RWE als vermittelnde Instanz ein mit den Bezirken vertrautes Planungsbii-
ro ein (vgl. Schwedes u.a. 2011, S. 30).

9  Die Technikgeneseforschung kennt viele historische Beispiele, die zeigen, wie durch groBe, kostenin-
tensive Infrastrukturmafnahmen langfristige Entwicklungspfade bestimmt wurden (vgl. Wieland 2009;
Fischedick/Grunwald 2017).

10 Fir Hinweise zum aktuellen Stand mochte ich mich bei Hermann Bliimel von der Senatsverwaltung
fir Umwelt, Verkehr und Klimaschutz bedanken.

11 Nachdem RWE auch nach langen Verhandlungen mit dem Land Berlin nicht bereit war, einen diskri-
minierungsfreien Zugang seiner im 6ffentlichen Straflenraum errichteten Ladeséulen zu gewéahrleisten
und sich zudem weigert, die Kosten der Demontage ihrer Ladeinfrastruktur zu iibernehmen, stehen
sich das Land und der Konzern seit Jahresbeginn 2018 vor dem Verwaltungsgericht gegeniiber.

12 Vgl. ttps://www.berlin.de/senuvk/verkehr/mobilitaetsgesetz/download/171212_Entwurf Mobilitaets-
gesetz_Senatsvorlage.pdf
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Schwerpunkt: Infrastruktur und Infrastrukturpolitik

Frank Brettschneider

Widerstande gegen Infrastrukturprojekte. Die
Bedeutung von Kommunikationsmanagement
far Vorhabentrager und 6ffentliche

Verwaltungen

Zusammenfassung

Infrastrukturprojekte aus den Bereichen Energie,
Verkehr und Stadtentwicklung stolen immer wie-
der auf Widerstinde aus Teilen der Gesellschaft.
Manchmal miinden sie sogar in Biirgerentscheide
und bringen ein Projekt zu Fall. Die Griinde sind
vielfiltig: NIMBY, projektbezogene Griinde, ver-
borgene Griinde, Vertrauensverlust, mangelhafte
Kommunikation. Um zu gesellschaftlich tragféhi-
gen Losungen zu gelangen, sollten Vorhabentrager
und Verwaltungen eine dialogorientierte Kommu-
nikation und Offentlichkeitsbeteiligung pflegen.
Frithzeitige und umfassende Kommunikation si-
chert die inhaltliche Angemessenheit der techni-
schen Losung fiir den gesellschaftlichen Bedarf
und senkt damit die Wahrscheinlichkeit eskalie-
render Konflikte.

Schlagworte: Infrastrukturprojekte, Kommunikati-

onsmanagement, Biirgerbeteiligung, Biirgerent-
scheid
1 Einleitung

Abstract

Protest against Infrastructure Projects. The
Importance of Communication Management for
Project Developers and Public Administrations
Infrastructure projects in the areas of energy, trans-
portation and urban development regularly face
protest from different societal groups. Sometimes
protest leads to referenda and the termination of
projects. There are many different reasons for this:
NIMBY, project-based reasons, hidden reasons,
loss of trust, miscommunication. In order to find
solutions that are socially sustainable and widely
accepted, project developers and public administra-
tions should secure dialogue-oriented communica-
tion and public participation. Early and compre-
hensive communication helps to gain societal legit-
imation for the technical solution of the project and
thus reduces the likelihood that conflicts escalate.

Keywords: Infrastructure Projects, Communication
Management, Public Participation, Referendum

Offentliche Verwaltungen kommen auf vielféltige Art und Weise mit Infrastrukturpro-
jekten in Beriihrung. Sie konnen entweder selbst Vorhabentriger sein, also ein Infra-
strukturprojekt planen, oder sie iibernehmen Funktionen als Genehmigungsbehorde fiir
Infrastrukturprojekte, die andere Akteure geplant haben. Dies gilt fiir alle Ebenen des
politischen Systems. So kann der Gemeinderat seine Verwaltung mit der Planung und
dem Bau eines kommunalen Schwimmbades beauftragen. Oder das kommunale Bau-
amt muss als Genehmigungsbehorde den Antrag eines privaten Schwimmbad-Betrei-
bers bearbeiten. Der Landtag kann die Landesregierung mit der Planung und dem Bau
einer Justizvollzugsanstalt beauftragen. Oder eine Landesbehorde ist als Genehmi-

dms — der moderne staat — Zeitschrift fur Public Policy, Recht und Management, 11. Jg., Heft 1/2018, S. 97-118
https://doi.org/10.3224/dms.v11i1.11
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gungsbehorde in den Bau einer Bundesstralle oder einer Autobahn involviert. Und der
Bundestag kann die Energiewende beschlieBen. Die Bundesnetzagentur ist dann im Di-
alog mit den Ubertragungsnetzbetreibern und der Offentlichkeit mit der Erstellung des
Netzentwicklungsplanes betraut. Seit dem Jahr 2013 fiihrt sie auch die Planfeststel-
lungsverfahren fiir lander- und grenziiberschreitende Netzausbauvorhaben durch.

Die Reihe der Beispiele liee sich fortsetzen. Dabei lassen sich Infrastrukturpro-
jekte anhand zahlreicher Kriterien unterscheiden. Neben der Unterscheidung in Ver-
kehrsinfrastruktur, Energieinfrastruktur und Stadtentwicklung ist eine Unterscheidung
in liniengebundene und standortbezogene Projekte sowie in Konzepte moglich (vgl.
Tabelle 1).

Unterschiedliche Typen sind mit unterschiedlichen technischen, 6konomischen und
rechtlichen Herausforderungen verbunden. Diese zu bewiltigen, ist die Aufgabe der
Planung. In den letzten Jahren ist eine weitere Herausforderung hinzugekommen, auf
die Vorhabentrager und Verwaltungen oft nur unzureichend vorbereitet sind: Infra-
strukturprojekte stofen in Teilen der Bevolkerung auf Widerstéinde (zu Nicht-Akzep-
tanz vgl. w.a. Lucke 1995; Hiibner 2013; zu Umwelt- und Technikkonflikten vgl. u.a.
Feindt 2010).

Tabelle 1: Typen von Infrastrukturprojekten (Beispiele)

Verkehr Energie Stadtentwicklung

Konzept Regionales Mobilitatskonzept Lokales Klimaschutzkonzept Stadtentwicklungskonzept
Bundesverkehrswegeplan Netzentwicklungsplan Nachhaltigkeitsplan

Linie Zugstrecke Strom-Ubertragungsnetz Griinzug
Autobahn, Bundesstralle Strom-Verteilnetz Abwasserkanal
WasserstralRe, Kanal Gas-Pipeline

Standort Flughafen Gas-, Kohlekraftwerk Einkaufszentrum
Bahnhof Windenergie-Anlage Konversionsflache
Hafen Biogas-Anlage Sportanlage, FuRballstadion

Pumpspeicherkraftwerk Konzerthalle

Quelle: Eigene Darstellung.

Am Beispiel der Energiewende wird dies deutlich: Trotz der insgesamt starken Befiir-
wortung der Energiewende durch die Bevolkerung im Allgemeinen 16sen konkrete Pro-
jekte vor Ort haufig Proteste aus (vgl. v.a. Decker 2017). Sie betreffen zum einen die
Planung von Stromiiberlandleitungen. Zum anderen kritisieren Menschen nicht nur
Kohle- und Gaskraftwerke, sondern auch den Bau von Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus erneuerbaren Energiequellen: So stehen Windenergieanlagen vor allem im
Siiden Deutschlands ebenso in der Kritik wie Offshore-Windparks in Nord- und Ost-
see. Das Gleiche gilt fiir den Bau von Wasserkraft- und Pumpspeicherkraftwerken. Da-
bei wird der klassische Konflikttyp Okonomie versus Okologie zunehmend von innet-
okologischen Konflikten zwischen Klimaschiitzern einerseits und Natur- und Arten-
schiitzern andererseits abgelost (vgl. v.a. Mautz 2010; Saretzki 2010; Ohlhorst/Schon
2010; Bosch/Peyke 2011).

Aber auch Infrastrukturprojekte aus den Bereichen Verkehr und Stadtentwicklung
stoen immer wieder auf Widerstdnde. Lokale Biirgerinitiativen artikulieren ihren Un-
mut. Umwelt- und Naturschutzverbénde springen ihnen bei. Und in der Regel werden
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die Konflikte auch von Parteien aufgegriffen, teilweise fiir Wahlen instrumentalisiert.
Nicht selten eskaliert die Auseinandersetzung, ein sachlicher Austausch findet dann
kaum noch statt (vgl. Brettschneider 2011). Gelegentlich miinden die Proteste in Biir-
gerentscheide. An ihnen kann ein Infrastrukturprojekt sogar scheitern.

Dem Spiegel war dies im Jahr 2010 eine Titelseite wert: Darauf sah er Deutschland
auf dem Weg in die ,,Dagegen-Republik®, angetrieben von ,,Wutbiirgern®. Diese Be-
griffe sind umstritten. Unstrittig ist hingegen, dass der Protest meist viele Wurzeln hat.
Unstrittig ist auch, dass gesellschaftlich tragfdhige Losungen ohne Kommunikation
zwischen Politik, Verwaltung, Vorhabentrigern sowie Biirgern, Verbanden und Initia-
tiven nicht moglich sind. Die Legitimation von Infrastrukturprojekten beruht nicht nur
auf gesetzlich vorgeschriebenen, formalen Rechtsverfahren, sondern sie bedarf auch
einer frithzeitigen und dialogorientierten Kommunikation (vgl. v.a. Richwien/Versteyl/
Banthien 2012).

Vor diesem Hintergrund geht es im Folgenden um vier Fragen:

1) Welches sind die Griinde fliir Widerstinde gegen Infrastrukturprojekte? Und wie
kénnen Vorhabentrager und Verwaltungen ihnen kommunikativ begegnen, um zu
gesellschaftlich tragfdhigen Losungen zu gelangen? Dabei wird zwischen einseiti-
ger Kommunikation (Information), dialogorientierter Kommunikation (Konsultati-
on) sowie Konflikt-Bearbeitung unterschieden.

2) Welche Ziele und welche Grundregeln fiir die Kommunikation von Infrastruktur-
projekten gibt es?

3) Welche Besonderheiten der einzelnen Planungs- und Bauphasen muss das Kom-
munikationsmanagement beriicksichtigen?

4) Wie héngen dialogorientierte Kommunikation und Biirgerentscheide miteinander
zusammen?

2 Grande far Widerstande gegen Infrastrukturprojekte

In der 6ffentlichen Auseinandersetzung iiber Infrastrukturprojekte stellen Kritiker nicht
nur die Projekte selbst und die Expertise der Fachleute in Frage. Die Kritik schlief3t
auch die Vorhabentrdger sowie Entscheidungen der Parlamente, der Genehmigungs-
behdrden und gelegentlich auch der Gerichte ein. Sich verschirfende Auseinanderset-
zungen iber Infrastrukturprojekte in Deutschland konnen sich auf unterschiedlichen
Ebenen negativ auswirken (vgl. Brettschneider 2013):

1. Gesellschaftliche Folgen: Notwendige Infrastruktur wird nicht oder nur mit gro3en
zeitlichen Verzogerungen realisiert. Das hat negative Folgen fiir den Wirtschafts-
standort. Vor allem bei der Energieversorgung und beim Verkehr sind wir auf eine
funktionsfahige Infrastruktur angewiesen (vgl. BMVI 2014; RWE 2012).

2. Folgen fiir die Vorhabentrager: Die Vorhabentrager konnen einen Reputationsscha-
den erleiden. Ein in Diskredit gebrachter Ruf kann die Realisierung weiterer Pro-
jekte gefdhrden.

3. Folgen fiir Projekte: Die Realisierung einzelner Infrastrukturprojekte verzogert
sich. Die Kosten steigen.
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Laut einer repriasentativen Umfrage des Instituts fiir Demoskopie Allensbach aus dem
Jahr 2011 haben 76 Prozent der Bundesbiirger generell Verstindnis dafiir, wenn Men-
schen gegen ,,grofle Bauprojekte protestieren: ,,Schon auf den bloBen Begriff ,grofles
Bauprojekt® reagiert die Mehrheit spontan negativ — trotz der Assoziationen mit Ar-
beitsplitzen, Fortschritt und Wachstum® (Kocher 2011, S. 4). Fiir folgende Infrastruk-
turprojekte sieht eine Mehrheit nur geringen oder gar keinen Bedarf: Bau und Er-
neuerung von Energietrassen (45% der Befragten sehen hier nur einen geringen Be-
darf), neue Anlagen zur Miillentsorgung (58%) und Bau von Kohlekraftwerken (74%).
Fiir andere Infrastrukturprojekte hingegen erkennt eine Mehrheit der Befragten grund-
sdtzlich einen groen Bedarf an: Bau von Energieversorgungsanlagen fiir erneuerbare
Energien (85% der Befragten sehen hier einen groflen Bedarf), Bau und Modernisie-
rung von Krankenhdusern (76%), Erneuerung und Ausbau des Stralennetzes (55%)
und Erneuerung und Ausbau des Schienennetzes (52%). In ihrer Region wiirde eine
Mehrheit den Bau oder Ausbau folgender Infrastruktur ablehnen: Bau bzw. Erneuerung
von Energietrassen (51% wiirden den Bau oder Ausbau in ihrer Region ablehnen), Bau
von Kléaranlagen (53%), Bau von Gaskraftwerken (64%), Ausbau von Wasserstra3en
(65%), Flughafenbau bzw. -erweiterung (77%) und Bau von Kohlekraftwerken (81%)
(vgl. Kéocher 2011).

Das Phénomen der Ablehnung von Infrastrukturprojekten in der eigenen Region —
selbst bei allgemeiner Anerkennung der Notwendigkeit eines Ausbaus — ist auch als
Not-in-my-Backyard (NIMBY) oder als Sankt-Florian-Prinzip bekannt. Den Protest
gegen Infrastrukturprojekte nur damit zu erkléren, wiirde jedoch zu kurz greifen. Die
Proteste haben zahlreiche Ursachen:

— NIMBY-Effekt: Anwohner sehen durch das Projekt eine Einschrankung ihrer eige-
nen Lebensqualitit: Der Fluglirm beeintrichtigt das Wohlbefinden, oder ein
Strommast verschandelt den Ausblick. Dieser Protest ist am stdrksten motiviert
(vgl. zum NIMBY-Effekt und zu weiteren Protestgriinden u.a. Walter u.a. 2013;
Saint/Flavell/Fox 2009). Daher bleibt er oft auch nach Ausgleichsmafinahmen
(z.B. Schallschutz, finanzielle Kompensation) bestehen. Und Ausgleichsmalnah-
men sind vor allem bei liniengebundener Infrastruktur (etwa bei den Stromtrassen
von Nord- nach Siiddeutschland) deutlich schwerer zu realisieren als bei standort-
bezogener Infrastruktur (etwa einem Kraftwerk).

— Projektbezogene Griinde: Menschen kritisieren einzelne Aspekte eines Projektes:
Sie stufen die Auswirkungen auf Umwelt und Natur als nicht vertretbar ein. [hnen
sind die Kosten eines Projektes zu hoch. Oder sie stellen seinen Nutzen in Frage.
Oft wird auch ein vermeintlich zu hohes Risiko kritisiert. Dabei verwenden Laien
meist absolute MaBstébe, wihrend Experten Risiken anhand von Wahrscheinlich-
keiten bewerten (vgl. Renn 2014).

— Verborgene Griinde: Mitunter werden einzelne Aspekte eines Projektes kritisiert,
obwohl die Wurzeln des Protestes ganz woanders liegen. So nehmen einige Men-
schen Grofiprojekte als Angriff auf die kulturelle Identitét ihrer Region wahr. Oder
die Beschleunigung des eigenen Lebens wird als unangenehm empfunden. Selten
werden diese Griinde explizit geduBert, obwohl sie ein wesentliches Motiv hinter
dem Protest sind (vgl. Goschel 2013).

— Vertrauensverlust in Politik, Wirtschaft und Verwaltung: Protest wird durch man-
gelndes Vertrauen in die Politik, die Wirtschaft und die Verwaltung verschérft (vgl.



Widerstidnde gegen Infrastrukturprojekte 101

u.a. Baumgarten/Rucht 2013). Eine negative Grundstimmung gegeniiber Unterneh-
men, Politik oder Verwaltungen iibertragt sich dann auf die von ihnen vorgeschla-
genen Projekte.

— Art der Kommunikation und Intransparenz formaler Verfahren: Oft wird die Art
des Umgangs von Vorhabentrigern, Politikern und/oder Verwaltungen mit der
Biirgerschaft beméngelt. Diese wiirden die Biirger von oben herab behandeln und
ihre Einwénde nicht ernst nehmen. Das Gefiihl, nicht auf Augenhohe behandelt zu
werden, hingt auch mit der Konstruktion formaler Verfahren zusammen, bei denen
rechtliche Fragen im Mittelpunkt stehen. Die etwa in Erdrterungsterminen im Rah-
men von Planfeststellungsverfahren iibliche Fachsprache (juristisch, ingenieurtech-
nisch) wird als unverstindlich und distanzierend wahrgenommen. Dies wird mit
dem Vorwurf verbunden, Informationen seien unvollstindig, sie seien zu spit oder
gar nicht zur Verfligung gestellt worden. Gelegentlich wird den Beteiligten auch
bewusste Falschinformation unterstellt (vgl. Brettschneider 2013).

Auch Vorhabentriger und Verwaltungen miissen sich auf diese verénderte Ausgangs-
lage fiir Infrastrukturprojekte einstellen. Vor diesem Hintergrund hat sich auch der
Verein Deutscher Ingenieure (VDI) der Frage angenommen, wie sich gesellschaftlich
tragfahige Losungen finden lassen. Eines der Ergebnisse ist die VDI-Richtlinie 7001:
Kommunikation und Offentlichkeitsbeteiligung bei Planung und Bau von Infrastruktur-
projekten (VDI 2014). Die VDI-Richtlinie 7001 ist im Dialog zwischen verschiedenen
Anspruchsgruppen entstanden. Sie basiert auf dem Forschungsstand und auf Praxiser-
fahrungen zu den Erfolgsbedingungen fiir Kommunikation und Biirgerbeteiligung bei
Infrastrukturprojekten. Die Richtlinie ist im Mérz 2014 in Kraft getreten. Sie hat auch
Eingang gefunden in die baden-wiirttembergische Verwaltungsvorschrift zur Intensi-
vierung der Offentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Zulassungsverfahren (Staats-
ministerium Baden-Wiirttemberg 2014a) sowie in den dazugehdrigen Planungsleitfaden
des Landes Baden-Wiirttemberg (Staatsministerium Baden-Wiirttemberg 2014b; vgl.
auch Arndt 2014). In beiden Dokumenten wird sie explizit erwdhnt und der Landes-
verwaltung sowie Vorhabentridgern zur Anwendung empfohlen.

Die Richtlinie setzt sich zundchst mit den Zielen von Kommunikation auseinander.
Zudem beschiftigt sie sich mit allgemeinen Anforderungen an Kommunikation und
Offentlichkeitsbeteiligung sowie mit den kommunikativen Besonderheiten in unter-
schiedlichen Planungs- und Realisierungsphasen von Bau- und Infrastrukturprojekten.'

3 Ziele von Kommunikation

Kommunikation, wie sie hier verstanden wird, hat nicht die Funktion, fachlich schlecht
geplante Projekte ,,schon“ zu reden; oft ergeben sich die Widerstinde aus einer inhalt-
lichen Ablehnung der Planung oder eines Vorhabens. Stattdessen hat Kommunikation
die Funktion, das Finden gesellschaftlich tragfahiger Losungen zu erleichtern. Das ist
etwas vollig anderes als durch PR Akzeptanzbeschaffung fiir Projekte zu betreiben.
Dabei lassen sich drei grundlegende Ziele von Kommunikation unterscheiden. Jedes
Ziel ist mit unterschiedlichen kommunikativen Anforderungen verbunden und erfordert
entsprechende Instrumente:
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— Informieren: Auf der Informationsebene ist es Ziel, die breite Offentlichkeit auf ein
konkretes Vorhaben aufmerksam zu machen und iiber Projektziele und Planungs-
stand in Kenntnis zu setzen. Auch geht es darum, den Nutzen eines Projektes zu
begriinden. Bereits von Anfang an miissen Vorhabentriger und Verwaltungen
Transparenz herstellen. Zu den Informationsinstrumenten zihlen u.a. Projekt-Web-
seite, Projekt-Blog, Flyer, Plakate, Broschiiren, Pressemitteilungen, Pressekonfe-
renzen, journalistische Hintergrundgespriche sowie Veranstaltungen (z.B. Fach-
vortrige oder Ausstellungen).

— Konsultieren: Auf der Konsultationsebene werden in einem intensiven Prozess kon-
krete Vorschlige diskutiert sowie Ideen und Handlungsempfehlungen erarbeitet, auf
denen die beteiligten Akteure spiter aufbauen konnen. Die direkte Interaktion zwi-
schen Vorhabentriigern, Verwaltung und einer (interessierten) Offentlichkeit hat da-
bei beratenden Charakter. Ziel ist es, lokales Wissen abzufragen sowie vielfiltige In-
teressen und Perspektiven in die Planung einzubeziehen. Dabei kommt der dialogori-
entierten Kommunikation zwischen Vorhabentragern, Politik, Verwaltung und Biir-
gern eine entscheidende Bedeutung zu. Zu den Konsultationsinstrumenten zéhlen
u.a. Open Space-Veranstaltungen, Szenario-Workshops, Fokusgruppen, Zukunfts-
werkstitten und World Cafés (Erlauterungen uv.a. in Nanz/ Fritsche 2012; zur Bedeu-
tung dialogorientierter Biirgerbeteiligung siehe auch Holtkamp/Bogumil/Kifsler 2006;
Klages/Vetter 2011; Bertelsmann Stiftung 2012; Renn 2013).

— Konflikte bearbeiten: Hier geht es um die strukturierte Bearbeitung von Kontro-
versen, konkreten Problemstellungen und gegensétzlichen Interessenlagen im Zuge
des Planungs- und Bauprozesses. Ziel ist eine auf Ausgleich ausgerichtete Pro-
blemldsung, mindestens aber eine Versachlichung der Debatte mittels einer ge-
meinsamen Faktenkldrung. Zu den Mitgestaltungsinstrumenten zéhlen u.a. Media-
tionen und Runde Tische (Erlduterungen u.a. in Nanz/Fritsche 2012; vgl. zu Medi-
ationen auch Troja/Meurer 2005).

Eine durchdachte Kommunikationsstrategie mit aufeinander abgestimmten Informa-
tions-, Konsultations- und Konfliktbearbeitungsinstrumenten vergrofert den Hand-
lungsspielraum der Vorhabentrager. Sie spart tendenziell Zeit und Geld. Und sie stei-
gert die Sicherheit der Planung und Realisierung, weil Verzogerungen und Kosten
durch spitere Einwénde bei der Projektumsetzung vermieden werden kdnnen (vgl. u.a.
Schmalz 2018). Nicht zuletzt kann sie zu besseren Losungen fithren. Das Kommunika-
tionsmanagement muss daher permanenter Bestandteil des Projektmanagements sein.

4 Allgemeine Anforderungen an Kommunikation

Damit Kommunikation und Offentlichkeitsbeteiligung erfolgreich sein kénnen, sind ei-
nige Grundregeln zu beachten. Sie sind in der VDI-Richtlinie 7001 erldutert. Sie wur-
den aus guten Beispielen aus der Praxis abgeleitet und greifen wissenschaftliche Er-
kenntnisse auf (vgl. zu alternativen Konfliktregelungsverfahren u.a. Selle/Rosener
2003; Spieker/Brettschneider 2013; Delli Carpini/Cook/Jacobs 2004; Weidner 1996).
Die Einhaltung der Grundregeln sichert sowohl Glaubwiirdigkeit als auch Qualitit des
Verfahrens und schafft eine gemeinsame Dialogbasis flir Vorhabentriger, Verwaltung,
Projektkritiker und andere Beteiligte.



Widerstidnde gegen Infrastrukturprojekte 103

Grundregel 1 — Aufgeschlossene und wertschdtzende Grundhaltung

Eine aufgeschlossene und wertschédtzende Grundhaltung zu Meinungen von Biirgern
impliziert, Kommunikation nicht nur als Information oder gar als blole PR-Maflnahme
zu verstehen, sondern als ernsthaften Dialog auf Augenhdhe. Der Dialog zwischen
Vorhabentragern, Politik, Verwaltung, Biirgern und Nichtregierungsorganisationen
(NGOs) ist eine notwendige Bedingung fiir eine erfolgreiche Projektumsetzung. Zum
Dialog gehort zum einen das Zuhoren. Zum anderen miissen Vorhabentréiger ihre eige-
nen Positionen immer wieder erkldren und begriinden. Dies gilt fiir jede Phase des Pro-
jekts. Dazu gehort vor allem die Diskussion von Alternativen und das Erldutern, wa-
rum welche Alternative verworfen wurde. Konsultation setzt Handlungsspielrdume vo-
raus. Wo diese nicht gegeben sind, miissen sie geschaffen werden — oder es bleibt nur
die Information.

Grundregel 2 — Klare Rahmenbedingungen

Beteiligungsverfahren sind keine sich selbst organisierenden Prozesse, sondern miissen
stets mit einem klaren Mandat, einer offenen Fragestellung und eindeutigen Zusténdig-
keiten zu konkreten Planungsanliegen initiiert werden. Eine klar definierte und von al-
len Beteiligten akzeptierte Struktur ist als Leitplanke fiir den Prozess unabdingbar. Al-
len Teilnehmern miissen von Anfang an Ziele, Ablauf, Freiheitsgrade und Spielrdume
bewusst sein.

Grundregel 3 — Friihzeitige Einbeziehung der Biirger

Bei der Planung und Umsetzung von Infrastrukturprojekten ist hiufig ein Beteiligungs-
paradox erkennbar: Zu Beginn der Planung ist das Interesse der breiten Offentlichkeit
relativ gering, obwohl zu diesem Zeitpunkt die Mitgestaltungsmoglichkeiten am groB3-
ten sind. Mit voranschreitender Planung und damit steigender Konkretisierung der Pro-
jekte nehmen zwar auch das Interesse und der Mitwirkungswillen der Bevolkerung zu,
gleichermafen sinkt jedoch der Gestaltungsspielraum. Information und Konsultation
diirfen daher nicht erst gegen Ende des Projekts ansetzen, sondern miissen generell
frithzeitig beginnen. Und der Vorhabentrager sowie die Verwaltung sollten nicht nur in
den formal vorgeschriebenen Verfahren kommunizieren, sondern alle Gelegenheiten
fiir den informellen Austausch nutzen oder — sofern nicht vorhanden — schaffen.

Grundregel 4 — Umfassende Faktenkldrung

Ein zentraler Hebel zur Losung 6ffentlicher Konflikte liegt in der systematischen und
gemeinsamen Faktenkldrung (Joint Fact Finding). Sie ist erforderlich, um ein gemein-
sames Verstindnis des Problems und seiner Teilaspekte zu entwickeln. Und sie fordert
eine sachliche Diskussion. Dazu gehort es auch, sich gemeinschaftlich auf die Kriterien
zur Beurteilung unterschiedlicher Alternativen — zum Beispiel verschiedener Trassen-
varianten — zu verstdndigen und anhand dieser Kriterien dann die Varianten von ge-
meinsam akzeptierten Experten priifen zu lassen.

Grundregel 5 — Einbeziehung von unterschiedlichen Interessen

In Dialogverfahren (Konsultation) sollten moglichst alle relevanten Interessengruppen
mitwirken. Vorhabentriger und Verwaltung miissen daher frithzeitig auf diese Gruppen
zugehen und in Erfahrung bringen, unter welchen Bedingungen sie sich eine Mitwir-
kung an dem Dialogverfahren vorstellen kénnen. Dazu gehdrt es auch, gemeinsam eine
Fragestellung fiir das Dialogverfahren zu formulieren.
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Grundregel 6 — Professionelle Prozessgestaltung fiir Fairness und Transparenz
Dialogverfahren sind stets ein moderierter Dialog, der durch anerkannte Methoden eine
aktive Mitwirkung der Teilnehmenden ermoglicht. Ohne professionelles Handwerks-
zeug ist eine zielflihrende Auseinandersetzung nicht moglich. Professionelle Prozess-
gestalter haben mehrere Aufgaben: Sie miissen das Dialogverfahren verstidndlich und
transparent durchfithren. Sie miissen neutral und aktivierend moderieren. Und sie do-
kumentieren die Beteiligungsergebnisse durch Protokolle, Zwischen- und Endberichte.
Welche konkreten Dialogverfahren angemessen sind, hangt von der Problemlage, dem
Umfeld und den Akteuren ab.

Grundregel 7 — Klarheit tiber Umgang mit den Ergebnissen

Ziel eines Dialogverfahrens ist nicht eine willkiirliche Sammlung von Meinungen mit
einem unverbindlichen Ergebnis, sondern eine Verstdndigung und Verpflichtung zu ei-
nem gemeinsam getragenen Ergebnis. Nichts demotiviert Teilnehmende mehr als die
Folgenlosigkeit ihrer Bemithungen. Daher muss klar sein, welche ungeldsten, offenen
Fragen durch das Verfahren beantwortet werden kdnnen. Dies gilt unabhédngig davon,
ob es um das Ob (Grundsatzfragen wie Bedarf und Alternativen), das Wie (Welche
konkrete Variante?) oder die konkrete Baubegleitung (z.B. Schutzmafinahmen wéhrend
des Baus) geht. Die Ergebnisse des Dialogverfahrens miissen also nachvollziehbar in
die Entscheidungsprozesse der Vorhabentrager und der Verwaltung einflieBen. Wenn
den Empfehlungen der Teilnehmenden nicht gefolgt wird oder gefolgt werden kann,
sind die Griinde dafiir offen zu legen. Viele Biirger erwarten nicht zwingend, dass ihre
Vorschldge umgesetzt werden. Sie erwarten aber, dass sich der Vorhabentrager und die
Verwaltung ernsthaft mit den Vorschldgen beschéftigt haben und ihre Entscheidungs-
findung dokumentieren.

Grundregel 8 — Transparenz der Finanzierung

Dialogverfahren erfordern eine professionelle Prozessgestaltung — und diese kostet
Geld. Um bei Infrastrukturprojekten von Anfang an einen Dialog mit der Offentlichkeit
zu ermoglichen, sind die Kosten fiir Information und Konsultation (ggf. auch fiir Kon-
flikt-Bearbeitung) in die Projektkalkulation aufzunehmen. Auch ist es wichtig, die Fi-
nanzierung der Dialogverfahren transparent darzustellen.

Grundregel 9 — Verstindlich kommunizieren

Nur wer sich verstindlich ausdriickt, kann auch {iberzeugen. Das gilt auch fiir Inge-
nieure und fiir Verwaltungsmitarbeiter, die sich der 6ffentlichen Diskussion stellen.
Grundsitzlich ist Versténdlichkeit in allen Planungsphasen wichtig — vor allem aber in
der Entwurfs- und in der Genehmigungsplanung. Pline, die flir Fachleute zum tigli-
chen Handwerkszeug gehdren, kdnnen von Laien oft nicht gelesen werden. Sie miissen
daher in leichter zugédngliche Visualisierungen iibersetzt werden. Vor allem aber ist ei-
ne verstindliche Sprache unabdingbar. Projektinhalte sind oft komplex. Die Texte
werden von hoch spezialisierten Experten verfasst, die sich dabei ihrer Fachsprache be-
dienen. Wenn sie ihre Fachsprache aber nicht fiir Laien {ibersetzen, wirken sie auf die
Empfinger abstoBend. Das Uberwerfungsbauwerk ist dem Ingenieur verstindlich, dem
Laien nicht; Letzterer kann sich eher unter Briicke etwas vorstellen.

Grundregel 10 — Vielfalt der genutzten Kommunikationsinstrumente
Die Projektpléne diirfen kein Geheimwissen bleiben. Vielmehr ist eine umfassende In-
formation der breiten Offentlichkeit zu gewihrleisten, damit diese sich eine fundierte
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Meinung bilden kann. Dafiir sind zahlreiche Kommunikationsinstrumente zu wéhlen.
Diese miissen aufeinander abgestimmt eingesetzt werden. Der Vorhabentrager und die
Verwaltung sollten nicht nur via Massenmedien informieren, sondern auch das klassi-
sche Internet und das Web 2.0 nutzen. Vor allem aber gilt: Wichtiger als alles andere
ist das direkte personliche Gesprach mit den Anspruchsgruppen (Anwohner, Initiati-
ven, Mitarbeiter, Politik, Journalisten etc.). Fiir Dialogverfahren ist das direkte Ge-
sprich unerldsslich.

5 Kommunikationsmanagement fur Infrastrukturprojekte

Proteste gegen Infrastrukturprojekte konnen auch durch das Verhalten der Vorhaben-
trager oder der Verwaltung begiinstigt werden. Insbesondere dann, wenn eine systema-
tische interne und externe Kommunikation nicht als notwendig erachtet wird. Der Ruf
nach der Kommunikation kommt zu spét, wenn sich Proteste bereits verstetigt haben.
Projektkommunikation muss mehr sein als Krisenkommunikation. Im besten Fall ver-
hindert sie, dass es iiberhaupt zu Krisensituationen kommt — durch Information und
durch dialogorientierte Verfahren.

Dabei ist es sinnvoll, wenn Vorhabentrdger neben den zehn Grundregeln fiir In-
formation und Konsultation einige Besonderheiten in den einzelnen Projektphasen be-
achten (vgl. Abbildung 1). Die VDI-Richtlinie 7001 orientiert sich dabei an den Leis-
tungsphasen der Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure (HOAI).

Abbildung 1.  Projekt- und Kommunikationsmanagement
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Quelle: Region Stuttgart Aktuell 2/2014:11 (nach Brettschneider 2012, S. 437-439).

Phase 1: Grundlagenermittlung

In dieser Phase werden die organisatorischen Grundlagen fiir die Projektkommunika-
tion geschaffen. Der Vorhabentriger muss kldren, wer in welchem Umfang fiir die in-
terne bzw. fiir die externe Kommunikation (Information und Konsultation) verantwort-
lich ist. Die entsprechende Einheit ist mit Kompetenzen, Personal und finanziellen



106 Frank Brettschneider

Ressourcen auszustatten. Es ist auch zu kléren, welche Projektverantwortlichen auf die
Kommunikation mit der Offentlichkeit und den Medien vorbereitet werden miissen.
Der Kommunikationsverantwortliche ist von Anfang an fester Bestandteil der Projekt-
leitung. Er kann das Gesicht des Projektes gegeniiber der Offentlichkeit sein. Dabei
sollte es sich um eine Person handeln, die komplexe Sachverhalte auf allgemein ver-
standliche Art und Weise erkldren kann. Neben der Aufbauorganisation ist auch die
Ablauforganisation festzulegen: Wie laufen in welchen Situationen die Kommunika-
tionswege? Wer berichtet wem? Wie wird die Kommunikation der an einem Projekt
beteiligten Organisationen koordiniert?

Phase 2: Vorplanung

In dieser Phase werden die inhaltlichen und strategischen Grundlagen der Projektkom-
munikation geschaffen. Es handelt sich um die fiir den weiteren Projektverlauf ent-
scheidende Phase. Sie beginnt mit einer griindlichen Stakeholder- und Themenanalyse.
Beide sind fiir den weiteren Prozessverlauf unverzichtbar.

Zwar gibt es eine Vielzahl unterschiedlicher Stakeholder. In einem ersten Schritt
ist es jedoch meist sinnvoll, die interessierten Akteure zu Gruppen zusammenzufassen.
Grob lassen sich drei Stakeholdergruppen unterscheiden: a) die verfassten, dauerhaft
organisierten Akteure, b) die Offentlichkeit, ¢) die Kommunikationsmedien. Zur Grup-
pe der verfassten Akteure zdhlen vor allem die Vorhabentriger, die Genehmigungsbe-
hoérden, Wirtschaftsverbiande und die IHK, Umweltverbénde (beispielsweise der Bund
fiir Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) oder der Naturschutzbund Deutsch-
land (NaBu)) sowie Politiker und Parlamente. Zur Offentlichkeit zihlen die durch ein
Projekt direkt betroffenen Biirger (v.a. die Anwohner), die auf das Projekt bezogenen
lokalen Biirgerinitiativen sowie die allgemeine Offentlichkeit. Wihrend Anwohner
friihzeitig auf ein Projekt aufmerksam werden, wird die allgemeine Offentlichkeit in
der Regel erst im Verlaufe eines Konfliktes aktiv. Dabei spielt die Berichterstattung der
Massenmedien eine wesentliche Rolle. Meist wird ein Projekt zundchst in den Lokal-
zeitungen thematisiert. Es folgen iiberregionale Medien. Dariiber hinaus artikulieren
sich verschiedene Akteure in den sozialen Netzwerken (etwa Facebook).

In einem zweiten Schritt sollte der Vorhabentrdger fiir jede Stakeholdergruppe
tiberpriifen, welche grundsétzlichen Positionen sie vertritt, die fiir das Projekt relevant
werden konnen. Hier bietet es sich an, Positionspapiere und Stellungnahmen heranzu-
ziehen, die diese Akteure bei fritheren, vergleichbaren Projekten abgegeben haben. In
einem dritten Schritt sind diese Positionen auf das Projekt herunter zu brechen. Mit
welchen konkreten, projektbezogenen Positionen ist zu rechnen? Welches werden die
Hauptargumente sein? Und auf welche Aspekte des Projektes werden sie sich bezie-
hen?

Verschiedene Stakeholdergruppen kdnnen aufgrund zweier unterschiedlicher Me-
chanismen zu unterschiedlichen Bewertungen eines Projektes kommen:

1. Einzelne Teilaspekte des Projektes konnen von verschiedenen Stakeholdern unter-
schiedlich bewertet werden. Beispielsweise kann ein Umweltverband die Auswir-
kungen eines Infrastrukturprojektes auf die Umwelt anders bewerten als der Vor-
habentréger. Der Konflikt dreht sich dann um die Bewertung.

2. Auch konnen einzelne Teilaspekte eines Infrastrukturprojektes zwar von verschie-
denen Stakeholdern dhnlich bewertet werden, sie konnen diese aber fiir ihr Ge-
samturteil iiber das Projekt unterschiedlich gewichten. So mogen ein Umweltver-
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band und ein Wirtschaftsverband die wirtschaftlichen Auswirkungen eines Projek-
tes auf die Region &hnlich einschétzen, sie aber unterschiedlich wichtig finden. Fiir
die Gesamtbewertung des Projektes durch den Wirtschaftsverband ist der wirt-
schaftliche Teilaspekt sehr wichtig, fiir den Umweltverband hingegen nicht. Der
Konflikt dreht sich dann um die Gewichtung der Teilaspekte.

In einem vierten Schritt sind daher zunichst die meist vielfiltigen Teilaspekte eines
Projektes zu bestimmen. Sodann ist zu priifen, wie die Stakeholder diese Teilaspekte a)
bewerten und b) fiir ihr Gesamturteil gewichten. Dies ist die Aufgabe der Themenana-
lyse. Hier kommt als Instrument die sogenannte Themenlandkarte zum Einsatz.

Die Themenlandkarte (vgl. Abbildung 2) eines Projektes besteht aus drei Ebenen.
Die Gesamtbewertung des Projektes speist sich aus Themendimensionen (Ebene 1), die
sich meist bei allen Infrastrukturvorhaben finden. Zu ihnen zihlen u.a. Umweltfolgen,
die VerhiéltnisméBigkeit, der Bedarf oder der Stil der Kommunikation. Diese The-
mendimensionen kénnen von unterschiedlichen Stakeholdern unterschiedlich bewertet
werden. Und es kann das Gewicht variieren, mit dem jede einzelne Themendimension
in die Gesamtbewertung einflieft.

Abbildung 2: Themenlandkarte Stralenbau-Projekt
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Quelle: Eigene Darstellung. Die Themenlandkarte ist nicht vollstindig, sondern enthélt Beispiele.

Die zweite Ebene besteht aus den Themenfeldern. Sie konkretisieren und speisen die
Themendimensionen. Erneut konnen sie a) unterschiedlich bewertet und b) unter-
schiedlich gewichtet werden. Zwei Beispiele: Der Themendimension Umweltfolgen
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lassen sich Themenfelder wie Ldrmbelastung, Fldichenverbrauch und Naturschutz zu-
ordnen. Die Themendimension Folgen fiir den Wirtschaftsstandort setzt sich u.a. aus
den Themenfeldern bessere Erschliefsung und Standortvorteil zusammen.

Themenfelder stellen die Klammer zwischen den abstrakteren Themendimensionen
und den konkreten Einzelthemen dar. Die Einzelthemen sind die dritte Ebene. Hier ent-
scheidet sich, welche konkreten, rdumlich und zeitlich klar umrissenen Themen mit ei-
nem Projekt verbunden werden. Beispiele sind der Verlauf einer konkreten Veranstal-
tung im Rahmen des Biirgerdialogs, die Einrichtung einer Baustrae oder die Auswir-
kungen von Baumafnahmen auf eine konkrete Tierart.

Eine Themenlandkarte ist notwendig, um die Aussagen der Anspruchsgruppen
(Stakeholder-Mapping), die Medienberichterstattung (Inhaltsanalyse) und die Diskus-
sionen in Social Networks (Social Media Monitoring) systematisch aufeinander bezie-
hen zu kénnen. Auch ist zu erfassen, welche Themen kommunikative Risiken in sich
bergen und welche Themen positiv besetzt sind. Fiir die Analyse kdnnen auch schon
erste Fokusgruppen und/oder Biirgerdialoge sinnvoll sein. Sie dienen dazu, die Sicht-
weise der Betroffenen zu erfahren und zu verstehen. Sie konnen um représentative Be-
volkerungsbefragungen erginzt werden. Die Analyse endet aber nicht in der Vorpla-
nungsphase. Vielmehr ist sie vom Vorhabentriger fortzuschreiben, um seine Kommu-
nikationsstrategie bei Bedarf anpassen zu kdnnen.

Nach der Analyse wird eine Kommunikationsstrategie entwickelt. In ihr werden
Anspruchsgruppen, Botschaften und Kommunikationsinstrumente aufeinander abge-
stimmt. Fiir die Entwicklung der Kommunikationsstrategie sind folgende Fragen zu
klaren: Welche Kommunikationsziele sollen erreicht werden? Welche Themen miissen
in den Mittelpunkt geriickt werden? Wie lauten die Kernbotschaften? Welche Kom-
munikationsinstrumente werden eingesetzt? Und auf welche Ereignisse muss Riick-
sicht genommen werden? Besondere Aufmerksamkeit verdienen die Kernbotschaften.
Dazu zihlt auch, den Anspruchsgruppen die Ziele deutlich zu machen, die mit dem Inf-
rastrukturprojekt erreicht werden sollen. Dabei geniigt es nicht, betriebswirtschaftliche
Ziele zu formulieren. Wichtig ist vielmehr der Bezug zum gesellschaftlichen Nutzen
des Projektes (6konomisch, dkologisch, soziokulturell). Dies ist auch notwendig, um
den im Protest geltend gemachten Individualinteressen (NIMBY) Gemeinwohlinter-
essen gegeniiberzustellen. Im Fall der Energiewende ist dies beispielsweise die Erho-
hung des Anteils der erneuerbaren Energien am Energiemix, im Fall der Verkehrsinfra-
struktur die Erh6hung der Mobilitdt von Menschen und Giitern. Fiir die Zielerreichung
kommen immer mehrere Alternativen in Betracht. Die konkreten Alternativen sind in
dieser Phase noch nicht zu benennen; es sollten aber unbedingt die Kriterien transpa-
rent gemacht werden, die zur Bewertung unterschiedlicher Alternativen herangezogen
werden: v.a. Eignung fiir die Zielerreichung, Umweltvertraglichkeit, Anwohnerschutz,
Kosten, technische und bauphysikalische Realisierbarkeit. Zudem sind die Kommuni-
kationsinstrumente aufeinander abzustimmen (u.a. Homepage, Einsatz von Social Me-
dia wie YouTube oder Facebook, Pressegespriche, Pressekonferenzen, Pressemittei-
lungen, Dialogveranstaltungen mit Betroffenen).

Phase 3: Entwurfsplanung

Die Umsetzung der Kommunikationsstrategie ist vom Vorhabentriger wihrend der
Entwurfsplanung zu forcieren. Anders als in Phase 2 geht es nun um die Information
iiber und die Diskussion von Varianten. Losungen sind nie ,,alternativlos®, werden aber
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oft so dargestellt. Besser ist es, die Vor- und Nachteile der Varianten transparent ge-
geniiberzustellen. Auch muss deutlich gemacht werden, welche Uberlegungen zur aus-
gewihlten Variante gefiihrt haben. Beispiel: Herkdmmliche Strom-Uberlandleitungen
sind nicht alternativlos. Technisch sind in der Regel auch Erdkabel moglich. Sie haben
jedoch den Nachteil, ein Vielfaches der herkdmmlichen Leitungen zu kosten. Wenn
das gesellschaftlich gewiinscht wird, muss die Gesellschaft auch die Kosten tragen.
Ebenso wichtig wie die Diskussion von Alternativen, ist der offene Austausch iiber
mogliche technische Risiken und ihre Beherrschung. Fiir die gewihlte Variante gilt:
Pléne und Technikunterlagen miissen vereinfacht dargestellt werden. Visualisierungen
sind in dieser Phase besonders wichtig. Das Gleiche gilt fiir das Ubersetzen von Fach-
begriffen; komplexe Sachverhalte miissen verstdndlich dargestellt werden. Auch ist ein
Anwohnerdialog aufzusetzen.

Phase 4: Genehmigungsplanung

In dieser Phase miissen die den Genehmigungsbehérden vorzulegenden Unterlagen in
erster Linie rechtssicher sein. Dies bedeutet jedoch nicht zwangsldufig, dass sie auch
unverstindlich sein miissen. Wie schon in den vorangegangenen Phasen muss auch
hier die Fachsprache fiir die 6ffentliche Diskussion in eine verstéindliche Sprache iiber-
setzt werden. Zudem muss immer wieder dariiber informiert werden (auch von Politik
und Verwaltung), was in dieser Phase entschieden wird — und was nicht.

Phase 5: Ausfiihrungsplanung
Hier gilt das Gleiche wie in den Phasen 3 und 4: Versténdlich informieren, Pléne visua-
lisieren, den Dialog suchen.

Phase 6: Vorbereitung und Mitwirkung bei der Vergabe

Auch das Vergabeverfahren ist der Offentlichkeit zu erldutern. Inhaltlich liegt der Fo-
kus zum einen auf technischen Fragen: Welche Ingenieur- und Bauleistungen miissen
erbracht werden? Zum anderen geht es um die Bedeutung der Vergaben fiir die regio-
nale Wirtschaft und den regionalen Arbeitsmarkt: Koénnen Unternehmen aus der Re-
gion beriicksichtigt werden? Was bedeutet dies fiir den Arbeitsmarkt?

Phase 7: Bauausfiihrung
In dieser Phase geht es darum, die Anwohner iiber den Stand der Arbeiten auf dem
Laufenden zu halten. Sie miissen auch dartiber informiert werden, welche Baumafnah-
men unmittelbar bevorstehen. Fiir Beschwerden oder Nachfragen von Seiten der An-
wohner sollte spitestens jetzt eine Ombudsperson rund um die Uhr ansprechbar sein.
Menschen bewerten Technik in der Regel positiver, wenn sie auf personliche Er-
fahrungen zuriickgreifen kdnnen — statt nur auf abstrakte Vorstellungen angewiesen zu
sein. Daher sollte die Baustelle fiir die Offentlichkeit positiv erlebbar gemacht werden.
Hierfiir stehen dem Vorhabentrager Instrumente des Baustellenmarketings zur Verfi-
gung: Baustellenbesichtigungen, Tage der offenen Tiir, Kulturevents an und in der
Baustelle, Veranstaltungen fiir Kinder (z.B. Schulfiihrungen). Events sind besonders
fiir Meilensteine geeignet: ggf. eine Abbruch-Party oder eine Feier beim Tunneldurch-
bruch. Zudem sollte ein Informations- und Besucherzentrum eingerichtet werden, von
dem aus die Baustelle besichtigt werden kann. Web-Cams sollten Live-Bilder von der
Baustelle tibertragen.
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Phase 8: Objektbetreuung und Dokumentation

Zum Schluss steht die Eroffnungsfeier fiir das Infrastrukturprojekt im Mittelpunkt. Da-
bei ist insbesondere ein Zusammenhang zwischen dem Projekt und dem gesellschaftli-
chen Wohlstand herzustellen.

6 Sonderfall Birgerentscheid

Neben der dialogorientierten Kommunikation (Konsultation) spielt auch das direktde-
mokratische Instrument des Biirgerentscheids in Auseinandersetzungen iiber Infra-
strukturprojekte oft eine Rolle. Entweder wihnen sich Biirgerinitiativen in der Mehr-
heit und sie fithlen sich vom Gemeinderat nicht ausreichend reprasentiert. Dann versu-
chen sie, mittels eines Biirgerbegehrens einen Biirgerentscheid zu erzwingen — in der
Hoffnung, dort dann zu gewinnen. Oder aber der Gemeinderat selbst legt die Entschei-
dung in die Hénde der Biirger. Meist verspricht er sich davon eine stirkere Legiti-
mation fiir ein umstrittenes Projekt. Oder er kommt so der Forderung nach einem Biir-
gerentscheid aus den Reihen der Projektgegner zuvor. Manchmal ,,driickt® er sich aber
auf diese Weise auch um eine eigene Entscheidung und verkauft das dann als demokra-
tischen Akt.

Dariiber hinaus gibt es auch einen fast schon ideologischen Streit iiber den Sinn
von Biirgerentscheiden (vgl. u.a. Kost 2012; Schiller/Mittendorf 2003; Merkel/Ritzi
2017; auch: Lembcke/Ritzi/Schaal 2016). Die einen sehen in ihnen ein Allheilmittel
gegen Politikverdrossenheit. Sie meinen, Biirgerentscheide fiihren per se zu einem ,,gu-
ten” Ergebnis. Andere verteufeln Biirgerentscheide als ein Untergraben der reprisenta-
tiven Demokratie. Sie lehnen dieses Instrument daher grundsitzlich ab. In der Praxis
hat sich daneben jedoch eine differenzierte Sicht auf Biirgerentscheide entwickelt. In
ihr werden Biirgerentscheide nicht prinzipiell als ,,gut™ oder als ,,gefahrlich* einge-
schatzt. Stattdessen werden Biirgerentscheide als ein Element vielfdltiger Demokratie
verstanden (vgl. v.a. Bertelsmann Stiftung 2014).

In der reprasentativen Demokratie treffen gewidhlte Reprasentanten der Biirger ge-
samtgesellschaftlich verbindliche Entscheidungen. Auf der kommunalen Ebene ist dies
der Gemeinderat. Eine Ergénzung stellen die oben beschriebenen dialogorientierten
Verfahren dar (hier geht es um Konsultation, nicht um verbindliche Entscheidung). Ei-
ne weitere Ergdnzung ist im direktdemokratischen Element des Biirgerentscheids zu
sehen. Biirgerentscheide dienen dazu, die gesamtgesellschaftlich verbindliche Ent-
scheidung — etwa iiber ein Infrastrukturprojekt — in die Hénde der Biirger zu legen.
Diese Verbindlichkeit sehen viele als Vorteil. Als Nachteil nennen andere hingegen,
dass Biirgerentscheide oft am Ende einer gesellschaftlichen Auseinandersetzung tiber
ein Projekt stehen und dann eher polarisieren. Es gibt Gewinner und Verlierer. Auch
konne eine gesellschaftlich tragfiahige Losung mit einer Ja/Nein-Entscheidung nicht ge-
funden werden.

Sowohl zu Biirgerentscheiden als auch zu dialogorientierten Beteiligungsverfahren
existieren zahlreiche Studien. Das Zusammenwirken beider Elemente kommt bislang
jedoch zu kurz. Dieses Zusammenwirken steht daher im Folgenden im Mittelpunkt. Es
geht um die Frage, wie sich die Einhaltung der oben genannten Regeln fiir Information
und Konsultation auf Biirgerentscheide auswirkt:
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— Wie konnen sich dialogorientierte Beteiligungsverfahren auf den ,,Erfolg™ von
Biirgerentscheiden auswirken? Welche Rolle spielten Dialoge vor dem Zustande-
kommen von Biirgerentscheiden?

— Wenn die Entscheidung fiir einen Biirgerentscheid getroffen wurde: Mit welchen
kommunikativen MaBBnahmen (Information und Dialog) konnen Biirgerentscheide
gut begleitet werden?

Einschitzungen zu diesen Fragen basieren auf vier Biirgerentscheiden zu Projekten in
Baden-Wiirttemberg:

— Justizvollzugsanstalt (JVA) in Rottweil
Hangebriicke in Rottweil

— Neubau eines Fuf3ballstadions in Freiburg

— Bundesgartenschau 2023 (BUGA) in Mannheim.

Studierende des Master-Studiengangs ,,Kommunikationsmanagement* an der Universi-
tit Hohenheim haben die Kommunikation zu diesen vier Vorhaben untersucht.” Ihre
Analysen werden zur Beantwortung der oben genannten Fragen herangezogen. Endgiil-
tige Antworten sind auf dieser Basis nicht mdglich. Es handelt sich um erste Eindrii-

cke, die durch weitere Studien iiberpriift werden miissen.

Die untersuchten Einzelfille weisen einige Besonderheiten und einige Gemein-
samkeiten auf (vgl. Tabelle 2). Sie geben erste Hinweise auf Zusammenhédnge zwi-
schen Biirgerentscheiden und dialogorientierten Verfahren.

Tabelle 2: Uberblick iiber vier Biirgerentscheide und die damit verbundene
dialogorientierte Beteiligung

Vorhaben

Biirgerentscheid

dialogorientierte Beteiligung

JVA Rottweil

Hangebrucke in Rottweil

Stadionneubau Freiburg

Bundesgartenschau in Mannheim

20.9.2015

Beteiligung: 48,5 %

Ergebnis: 58,4 % fir den Neubau
der JVA

19.3.2017

Beteiligung: 48,4 %

Ergebnis: 71,6 % fir den Bau der
Hangebricke

1.2.2015

Beteiligung: 46,5 %

Ergebnis: 58,2 % fiir den Stadi-
onneubau

22.9.2013
Beteiligung: 59,5 %
Ergebnis: 50,7 % fir die BUGA

sehr umfangreiche informelle Beteiligung un-
ter Einbeziehung samtlicher Gruppen; ko-
operative Begleitgruppe zur Vorbereitung des
Biirgerentscheids; anfanglich polarisierte
Stimmung wurde zu einem respektvollen
Umgang

sehr umfangreiche informelle Beteiligung un-
ter Einbeziehung samtlicher Gruppen; ko-
operative Begleitgruppe zur Vorbereitung des
Biirgerentscheids; Grund fiir Ablehnung des
Baus: v.a. NIMBY

sehr umfangreiche informelle Beteiligung un-
ter Einbeziehung samtlicher Gruppen; Grund
fur Ablehnung des Baus: v.a. NIMBY

umstrittene informelle Beteiligung; Fehler in
der Kommunikation auf Seiten des Vorha-
bentragers; stark polarisierte und teilweise
unsachliche Auseinandersetzung

Quelle: Eigene Darstellung.
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Bundesgartenschau 2023
Die Diskussion iiber die Bundesgartenschau (BUGA) in Mannheim startete im Jahr
2010. Damals gab die US-Armee ihren Abzug aus Mannheim bekannt. Die Stadt be-
gann mit Planungen zur Nutzung der Konversionsfliche. Dazu fiihrte sie im Oktober
2011 ein erstes Biirgerforum durch. Der Gemeinderat beschloss dann im Dezember
2011, eine mogliche BUGA als Instrument fiir die Konversion in die Planung aufzu-
nehmen. Eine entsprechende Machbarkeitsstudie wurde 2012 vorgelegt. Im Jahr 2013
wird das Projekt konkret: Der Gemeinderat beschlieft im Februar mit Zwei-Drittel-
Mehrheit, Mannheim solle sich fiir die BUGA 2023 bewerben. Im Mai 2013 erteilt die
Deutsche Bundesgartenbaugesellschaft den Zuschlag fiir die BUGA 2023. In dieser
Zeit wurden — vor allem aus den Reihen der Politik — erste Forderungen nach einem
Biirgerentscheid laut. Und in der Biirgerschaft regte sich Protest gegen das Projekt. So
beschloss der Gemeinderat im Juni 2013, einen Biirgerentscheid durchzufiihren. Kurz
darauf formierten sich Biirgerinitiativen pro und contra BUGA. Die Auseinander-
setzung wurde sehr hitzig, emotional und teilweise unversohnlich gefiihrt. Einige Biir-
ger warfen der Stadt vor, zu wenig und teilweise falsch zu informieren und die Biirger
nicht ausreichend zu beteiligen. Der Biirgerentscheid am 22. September 2013 endete
pro BUGA — mit einem knappen Vorsprung von 0,7 Prozent (ca. 2.000 Stimmen). Die
Grében in der Biirgerschaft hat er jedoch weiter vertieft. Die Biirgerinitiative ,,Mann-
heim 23 — Keine BUGA 2023 reichte im Oktober vor dem Verwaltungsgericht Klage
gegen den Biirgerentscheid ein. Sie begriindet dies mit einer angeblichen Verletzung
des Sachlichkeitsgebots und Verstoen gegen die Grundsitze der Abstimmungsfreiheit.
Auch hilt sie die Abstimmungsfrage fiir tendenzids. Die Studierenden kommen in ihrer
Analyse zu dem Fazit: ,,Die Griinde fiir den Konflikt um die Bundesgartenschau liegen
nicht nur im Projekt selbst, sondern in einem Zusammenspiel aus weitreichenden Mo-
tiven und fehlerhafter Kommunikation“. Sie gelangen zu der Einschitzung, dass es an
einer aufgeschlossenen und wertschiatzenden Grundhaltung auf beiden Seiten geman-
gelt habe. Zudem seien die umfassende Faktenklarung, eine Diskussion {iber Alternati-
ven und die Transparenz iiber die Finanzierung zu kurz gekommen.

Anders war dies in den drei weiteren untersuchten Fillen. Hier haben die Kommu-
nen intensive dialogorientierte Beteiligungsverfahren eingesetzt — mit positiven Aus-
wirkungen auf die Biirgerentscheide.

Fupfballstadion Freiburg

Die Diskussion iiber den Neubau eines FuBlballstadions in Freiburg begann sehr friih-
zeitig, wurde offen gefiihrt (incl. der Diskussion iiber mdgliche alternative Standorte)
und bezog zahlreiche dialogorientierte Beteiligungsformate ein. Dazu gehorten neben
moderierten Biirgerversammlungen auch Gespriche mit der Biirgerinitiative gegen den
geplanten Standort. Sie setzte sich iiberwiegend aus Anwohnern zusammen, die vor al-
lem Larm und Parkplatzsuchverkehr befiirchteten (NIMBY). Im September 2014 be-
schlieB3t der Gemeinderat einen Biirgerentscheid zum Neubau des Stadions. Im Oktober
2014 findet ein ,,Dialogforum® statt, an dem alle betroffenen Akteursgruppen beteiligt
waren. Der Biirgerentscheid am 1. Februar 2015 endet mit gut 58 Prozent Zustimmung
zum Neubau am vorgesehen Standort eindeutig. Das Ergebnis wird von den meisten
Akteuren akzeptiert.
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JVA Rottweil und Hdngebriicke Rottweil

Noch intensiver war die Kommunikation bei den beiden Projekten in Rottweil. Bei der
Diskussion iiber den Neubau einer Justizvollzugsanstalt (JVA) setzten Stadt und Land
auf umfassende dialogorientierte Biirgerbeteiligung. Nach einer langen Vorgeschichte
der Standortsuche fiir eine JVA in Baden-Wiirttemberg startete das Land als Vorhaben-
triger 2014 einen neuen Suchlauf. Dazu gehdrten auch Standorte in Rottweil. Zu die-
sen Standorten fiihrte das Land Anfang 2015 Informations- und Diskussionsveranstal-
tungen in Rottweil durch. Auch die Stadt Rottweil startete umfassende Informations-
und Dialogmafinahmen. Im April 2015 spricht sich der Rottweiler Gemeinderat fiir den
Standort Esch aus. Im Mai folgen ein Runder Tisch mit 40 Vertretern aller Akteurs-
gruppen sowie eine Biirgerversammlung zur geplanten JVA. Danach startet die Biirger-
initiative ,,Neckarburg ohne Gefingnis* ein Biirgerbegehren. Am 10. Juni 2015 gibt
der Gemeinderat mit 19 zu 5 Stimmen sein Einverstindnis zum Standort Esch. Fiinf
Tage spiter gibt der Rottweiler Biirgermeister die Bewerbung der Stadt bei der Landes-
regierung ab. Im Juli entscheidet sich das Kabinett fiir den Standort. Der damalige Jus-
tizminister schldgt die Ausschreibung eines Architektenwettbewerbs fiir die JVA vor.
Staatsratin Gisela Erler wirbt vor Ort fiir den Standort und fiir eine umfassende Biirger-
beteiligung. Auf ihre Initiative hin wird am 14. August eine Begleitgruppe zum Ge-
féngnisneubau gegriindet. In ihr sind relevante Akteure vertreten — Beflirworter wie
Gegner, Politik und Verwaltung. Die Begleitgruppe soll sicherstellen, dass der Biirger-
entscheid zu dem strittigen und grundsétzlich auch emotionalen Thema sachorientiert,
gemeinschaftlich und mit gegenseitigem Respekt durchgefiihrt wird. Dort werden die
Inhalte der Informationsbroschiire zum Biirgerentscheid ebenso vorbesprochen wie die
Organisation der Informationsveranstaltungen und die Pressearbeit.

Zehn Tage spiter griindet sich das Biirgerforum ,,Perspektive fiir Rottweil*. Am 10.
September findet eine Informationsveranstaltung mit Fithrung am Standort statt. Am 11.
September gibt die Stadt eine Informationsbroschiire heraus, in der auch Gegner des
Standortes zu Wort kommen. Es folgt eine Biirgerversammlung mit Staatsrétin Erler
und dem Justizminister. Auch auf dem Beteiligungsportal des Landes® werden umfas-
sende Informationen zur Verfligung gestellt. Dort konnen auch die Protokolle der Be-
gleitgruppe, Gutachten und Planungsunterlagen eingesehen werden. Mehr Transparenz
geht nicht. Am 20. September ging dann der Biirgerentscheid mit 58,4 Prozent fiir den
Standort Esch aus. Auch danach setzt die Begleitgruppe ihre Arbeit fort — nun mit dem
Schwerpunkt der Biirgerbeteiligung bei der Planung und Umsetzung der BaumaBnahme.

Zu der sehr sachlichen Atmosphire haben einerseits die dialogorientierten Forma-
te, die Transparenz und die Ergebnisoffenheit beigetragen. Dariiber hinaus haben die
Lokalzeitungen mit ihrer an Sachthemen orientierten Berichterstattung zu dem respekt-
vollen Umgang beigetragen. Auch wenn die Gegner des Standortes Esch vom Ergebnis
des Biirgerentscheids enttduscht waren, einen Graben in der Stadtgesellschaft hat der
Biirgerentscheid — anders als in Mannheim — nicht aufgerissen.

Die gesammelten Erfahrungen flossen auch in die Prozessgestaltung zur Hénge-
briicke in Rottweil ein. Die bewéhrte Vorgehensweise bei der Diskussion iiber den
JVA-Standort wurde erneut eingesetzt und verfeinert. Der Biirgerentscheid am 19.3.
2017 erbrachte eine Zustimmung von 71,6 Prozent fiir den Bau der Héngebriicke.

Ob Biirgerentscheide erfolgreich sind, héngt also davon ab, wie sie in dialogorien-
tierte Beteiligungsformate eingebettet sind, wie umfassend, transparent und offen die
Information erfolgt und wie ernsthaft der Dialog stattfindet. Unter ,,Erfolg™ wird hier
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nicht verstanden, wer gewinnt. Unter ,,Erfolg® wird auch nicht verstanden, wie viele
Menschen sich am Biirgerentscheid beteiligt haben. Stattdessen soll ,,Erfolg® an drei
Merkmalen festgemacht werden:

— sachliche Diskussion
— respektvoller, konstruktiver Umgang von Befiirwortern und Gegnern miteinander
— breite Akzeptanz des Verfahrens in der Kommune.

Um dies zu erreichen, miissen einige Voraussetzungen erfiillt sein. Zu Beginn miissen
Politik und Verwaltung gemeinsam mit der Zivilgesellschaft eine umfassende Stake-
holderanalyse und eine Themenfeldanalyse durchfiihren (siehe Kapitel 5). Ferner miis-
sen Politik und Verwaltung frithzeitig und dauerhaft kommunizieren — ehrlich, offen
und transparent. Sie miissen den oben genannten allgemeinen Regeln fiir Kommunika-
tion folgen (siche Kapitel 4).

Es lésst sich also festhalten:

— Je besser die dialogorientierte Beteiligung im Vorfeld eines Biirgerentscheides,
desto groBer sind die Chancen, dass in der Diskussion Sachargumente gehort und
beriicksichtigt werden.

— Je besser die dialogorientierte Beteiligung im Vorfeld eines Biirgerentscheides,
desto wahrscheinlicher wird die Akzeptanz des Verfahrens und desto weniger reif3t
der Biirgerentscheid weitere Griben in der Biirgerschaft auf.

— Je besser wihrend der konkreten Ausgestaltung eines Biirgerentscheides Vertreter
unterschiedlicher Interessen zusammenarbeiten, desto grofler ist seine legitimie-
rende Wirkung.

Sowohl Information als auch Dialog sind dabei immer wesentliche Bestandteile fiir ein
gutes Miteinander von Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft bei Biirgerentschei-
den. Und dieses Miteinander ist umso eher zu erwarten, je ausgeprigter die Beteili-
gungskultur in einer Kommune ist. Das Beispiel Rottweil kann hier als Vorbild dienen.

7 Fazit

Friihzeitige, umfassende und dialogorientierte Kommunikation sichert die inhaltliche
Angemessenheit der technischen Losung fiir den gesellschaftlichen Bedarf und senkt
damit die Wahrscheinlichkeit eskalierender Konflikte. Daher ist sie der Effizienz und Ef-
fektivitdt von Infrastrukturprojekten zutrdglich. Vorhabentrager, Verwaltung sowie die
weiteren Beteiligten sollen daher bereits in der Entwicklungsphase von Infrastruktur-
projekten in intensiven Austausch mit dem gesellschaftlichen Umfeld treten und sich ei-
nem ernst gemeinten Dialog stellen. In dessen Mittelpunkt steht einerseits die grundsétz-
liche Notwendigkeit von Infrastrukturprojekten. Andererseits geht es um die gesamt-
gesellschaftliche Abwiagung der technischen, wirtschaftlichen, 6kologischen und sozialen
Auswirkungen dieser Projekte. Denn: Durch dialogorientierte Kommunikation kdnnen
gesellschaftlich ,,unsinnige” Projekte vermieden werden (in der Vergangenheit haben
Biirgerinitiativen dies wiederholt auf dem Weg des Protests erreicht). Und durch dialog-
orientierte Kommunikation kdnnen Projekte inhaltlich verbessert werden.

Formelle Verfahren, die der Gewéhrleistung von Rechtssicherheit und Klagerech-
ten dienen, sollten daher durch Information und durch dialogorientierte Konsultation
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begleitet und ergidnzt werden. Welche Kommunikationsinstrumente im jeweiligen Fall
bzw. in der jeweiligen Planungs- oder Bauphase einzusetzen und welche Instrumente
wann und wie miteinander zu kombinieren sind, hangt von verschiedenen Faktoren ab:
u.a. vom Konflikt- und Eskalationspotenzial, vom in der 6ffentlichen Debatte wahrge-
nommenen Nutzen des Infrastrukturprojekts, von den vorhandenen Verhandlungsspiel-
rdumen sowie von den zur Verfiigung stehenden finanziellen und personellen Ressour-
cen. Um die Informations- und Dialoginstrumente passgenau einsetzen zu koénnen,
miissen sich die Projektverantwortlichen zwingend am Anfang des Projekts ein umfas-
sendes Bild iiber Stimmen und Stimmungen verschaffen. Sie miissen versuchen, Kon-
fliktlinien und deren Hintergriinde zu ergriinden und zu verstehen.

Neben der ausfiihrlichen Bestandsaufnahme ist eine klare Zielformulierung fiir die
Strategie-Entwicklung unablédssig. Dabei sind die drei Ebenen Information, Konsulta-
tion und Konfliktbearbeitung ebenso zu beriicksichtigen wie die zehn Grundregeln gu-
ter Kommunikation und Offentlichkeitsbeteiligung. Die oben genannten allgemeinen
und spezifischen Regeln zu beriicksichtigen, erleichtert die Realisierung von gesell-
schaftlich getragenen Infrastrukturprojekten, aber garantiert keinen Konsens. Mit Wi-
derstinden werden Infrastrukturprojekte weiterhin leben miissen, denn sie beriihren
vielfdltige Interessen. Sehr wahrscheinlich stehen Biirgerinitiativen auch kiinftig Pro-
jekten vor der eigenen Haustiir skeptisch gegeniiber. In der Frithphase eines Projektes
sind sie aber selten unversohnliche Gegner. Oft suchen sie zunéchst das Gespriach, um
ihre Bedenken und Interessen geltend zu machen. Das sollte nicht von vornherein als
»storend abgetan werden. Ein transparenter Fakten-Check zu Beginn eines Projektes
kann die Basis fiir konstruktive Gespriache schaffen.

Diese Gespriche miissen um eine Diskussion iiber die Ziele ergéinzt werden, die
mit einem Infrastrukturprojekt verfolgt werden sollen. In solchen Gesprichen sollten
Vorhabentrager und Biirger, Parlamente, Verwaltungen und Biirgerinitiativen ihre
Standpunkte darlegen kénnen und versuchen, einen Interessenausgleich herbeizufiih-
ren. Nicht immer wird dies gelingen, aber von dem ernsthaften und ehrlichen Versuch
wird es abhingen, ob das Ergebnis von mdglichst vielen Menschen mitgetragen wird.

Fiir all dies — und damit fiir die gesellschaftliche Akzeptanz von Infrastrukturpro-
jekten — ist die Kommunikation der Vorhabentrager und der Verwaltung von enormer
Bedeutung. Das proaktive Kommunizieren mit allen relevanten Anspruchsgruppen en-
det nicht mit dem Planfeststellungsbeschluss. Gerade bei Infrastrukturprojekten gentigt
der Verweis darauf, dass sich Parlamente wiederholt und mit groBer Mehrheit fiir ein
Projekt ausgesprochen haben, nicht mehr. Selbst wenn, wie etwa im Fall von Stuttgart
21, sdmtliche damit befassten Parlamente im Rahmen zahlreicher Sitzungen sowie die
Gerichte im Rahmen von Planfeststellungsverfahren eindeutige Entscheidungen getrof-
fen haben, muss neben diese Legitimation durch Verfahren die Legitimation durch
Kommunikation treten. Diese ersetzt die unabdingbare rechtsstaatliche Legitimation
durch Verfahren nicht, sondern ergénzt sie.

Anmerkungen

1 Die Kapitel 3 bis 5 basieren auch auf den Ergebnissen der VDI-Expertengruppe ,,Kommunikation* der
VDI-Initiative ,,Gesellschaftliche Akzeptanz von Infrastrukturprojekten. Sie enthalten Ausziige aus der
VDI-Richtlinie 7001. An der Erarbeitung der VDI-Richtlinie waren beteiligt: Henning Banthien, Prof. Dr.
Frank Brettschneider, Dr. Brigitte Dahlbender, Dipl.-Ing. Wolfgang Feldwisch, Prof. Dr.-Ing. Oliver Fi-
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scher, Prof. Dr. Christoph Hubig, Dipl.-Ing. Christof Kerkhoff, Dr.-Ing. Franz-Hermann Schliiter, Domi-
nic Schwickert, Dipl.-Ing. Peter Steinhagen und Prof. Dr. Andrea Versteyl. Sieche auch Brettschneider
(2012 und 2013). Der Verfasser dieses Beitrags ist Vorsitzender des VDI-Richtlinienausschusses 7001.

2 Die Berichte sind online abrufbar unter: https://komm.uni-hohenheim.de/case studies, Stand: 04.02.
2018.

3 https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/informieren/beteiligungsprojekte-der-
landesregierung/gefaengnisneubau/, Stand: 04.02.2018.
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Abhandlungen

Sabine Kuhimann, Markus Seyfried, John Siegel

Was bewirken Gebietsreformen? Eine Bilanz
deutscher und europdischer Erfahrungen

Zusammenfassung

Der vorliegende Beitrag fasst die bisherige For-
schung iiber die Wirkungen von Gebietsreformen
zusammen und analysiert diese aus inhaltlicher und
methodischer Perspektive. Basierend auf einer
Auswertung von ausgewdhlten nationalen und eu-
ropédischen Studien werden Wirkungsbefunde in
drei zentralen Dimensionen dargestellt: (1) Leis-
tungsfahigkeit, Verwaltungs- und Veranstaltungs-
kraft, (2) Einsparungen, Skalenertrige und Wirt-
schaftlichkeit und (3) Partizipation und demokrati-
sche Kontrolle. Im Ergebnis kann festgestellt wer-
den, dass die Leistungs- und Handlungsfahigkeit
kommunaler Verwaltungen durch Gebietsreformen
iberwiegend positiv beeinflusst wird. Dagegen
sind die empirischen Befunde beziiglich Wirt-
schaftlichkeit, Einsparungen und Skalenertrige
sowie zur Partizipation und demokratischen Kon-
trolle nicht eindeutig.

Schlagwérter: Gebietsreform, Verwaltungsmoder-
nisierung, Kommunalverwaltung, Leistungsféhig-
keit, Wirtschaftlichkeit, Partizipation

1 Einleitung

Abstract

Effects of Territorial Mergers: an Account of
German and European Experiences.

This paper summarizes the state of research availa-
ble so far on the effects of territorial mergers at the
local level of government from a content-wise and
methodological perspective. Based on a comprehen-
sive analysis of selected national and international
studies it outlines empirical findings on merger ef-
fects along three major dimensions of local govern-
ment performance: (1) administrative capacity, ef-
fectiveness and organizational robustness; (2) cost
savings and efficiency; (3) integration, participation,
and democratic control. It can be concluded from
our findings that territorial mergers tend to enhance
the administrative capacity, effectiveness and organ-
izational robustness of local self-government. By
contrast, the empirical evidence concerning effects
on efficiency and cost savings as well as on partici-
pation and integration is rather mixed.

Key words: Territorial reforms, administrative
modernization, local government, institutional ca-
pacity, efficiency, participation

Wenige Verwaltungsreformen haben in jlingerer Zeit die Gemiiter so sehr erhitzt wie
Gebietsreformen — zuletzt insbesondere in Thiiringen und Brandenburg. Dort haben
sich die Landesregierungen dem politischen Druck, der auch iiber die Mobilisierung
von Biirgern” in den Landkreisen und kreisfreien Stidten erreicht wurde (Jann 2017),

*  Im Folgenden wird aus Griinden der Lesbarkeit ausschlieBlich das ménnliche Genus verwendet. Die
weibliche Form ist selbstversténdlich jeweils eingeschlossen.
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gebeugt und die Reformvorhaben bis auf Weiteres gestoppt. Gleichwohl gehort die ter-
ritoriale Umstrukturierung der Kommunalverwaltung aktuell zu den zentralen verwal-
tungspolitischen Themen hierzulande, aber auch im internationalen Kontext. Kenn-
zeichnend fiir diese Debatten gerade im deutschen Kontext ist, dass nur wenig auf die
vorhandenen Wissensbesténde iiber die Wirkungen von Gebietsreformen zuriickgegrif-
fen wird und deshalb viele Befiirchtungen, die mit diesen Reformen verbunden sind,
cher auf Annahmen und Behauptungen als auf wissenschaftlicher Evidenz basieren.
Vor diesem Hintergrund befasst sich der vorliegende Beitrag mit dem nationalen und
europdischen Forschungsstand iiber die Wirkungen von Gebietsreformen.

Der Beitrag geht dabei der Frage nach, welche Wirkungen Gebietsreformen — und
damit sind explizit Gemeinde- und Kreisgebietsreformen gleichermalen gemeint —
ausweislich nationaler und internationaler Forschungsbefunde zeitigen. Damit wird
herausgearbeitet, welche Wissensbestéinde nach aktuellem Forschungsstand als empi-
risch abgesichert gelten, aber auch in welchen Bereichen sich erhebliche Ambivalenzen
und Unsicherheiten zeigen. Dazu gehort auch die kritische Auseinandersetzung mit be-
stehenden Forschungsansétzen, deren Befunde teilweise inkonsistent sind. Das Ge-
samtziel des vorliegenden Beitrags ist es, zentrale Erkenntnisse iiber die Effekte von
Gebietsreformen systematisch und umfassend darzustellen.

Der Beitrag ist folgendermalien aufgebaut: Nach der Einleitung folgt ein Kapitel,
das sich mit der allgemeinen Vorgehensweise und dem Forschungsdesign befasst. Da-
ran anschliefend werden zunéchst zentrale Merkmale und methodische Probleme der
bisher durchgefiihrten Untersuchungen identifiziert und ihre Befunde anhand der fol-
genden drei Wirkungsdimensionen von Gebietsreformen betrachtet: (1) Leistungsfd-
higkeit, Verwaltungs- und Veranstaltungskraft; (2) Einsparungen, Skalenertrige und
Wirtschaftlichkeit und (3) Partizipation und demokratische Kontrolle (vgl. Wagener
1969; Kuhlmann/Wollmann 2011, 2013; Kuhlmann/Wayenberg 2016) betrachtet. Die
zentralen Erkenntnisse werden im Fazit zusammengefasst und es werden Schlussfolge-
rungen gezogen.

2 Wirkungsanalyse — Vorgehen und Forschungsdesign

Das Design der Forschungsarbeit ldsst sich am treffendsten mit dem Begriff der quali-
tativen Inhaltsanalyse umschreiben. Diese Form der Inhaltsanalyse bietet sich zum ei-
nen an, weil ein umfangreicher nationaler wie internationaler Forschungsbestand ver-
fligbar ist, der vergleichende Perspektiven erdffnet und empirisch informierte Antwor-
ten auf die Forschungsfrage verspricht. Zum anderen sind qualitative Inhaltsanalysen
der Literatur vor allem dann ertragreich, wenn bestehende Forschungsprobleme ver-
gleichend untersucht, ein tieferes Verstindnis hinsichtlich des Forschungsgegenstandes
erlangt, vorliegende Forschungsergebnisse kritisch reflektiert und neue Perspektiven
erarbeitet werden sollen. Zu diesem Zweck wurden Kategorien gebildet, die sich aus
der gingigen Literatur (siche Wirkungsdimensionen) aber auch direkt aus der Untersu-
chung selbst ergeben.

Charakteristisch fiir die vorliegende Untersuchung ist, dass die in die Analyse ein-
bezogenen Studien hinsichtlich ihres Designs, ihrer methodischen Anlage und konkre-
ten Forschungsfrage variieren, wobei die Varianz nicht nur auf den unabhéngigen, son-
dern auch auf abhédngigen Variablen auftreten kann. Aufgrund dieser Varianz in der
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Konzeption der Studien sind allerdings zumeist direkte Vergleiche, etwa von Effekt-
groflen, methodisch nur eingeschrankt moglich, weil nicht durchgéngig dieselben oder
dhnliche Forschungsansitze zugrunde liegen. Dariiber hinaus wéren zahlreiche Dritt-
und Kontextfaktoren zu beriicksichtigen, um die externe Varianz der untersuchten Fille
einigermafen kontrollieren zu konnen (Peters 1998, S. 30).

Den Ausgangspunkt fiir den vorliegenden Beitrag bilden 83 wissenschaftliche Un-
tersuchungen, die nicht nur die inhaltliche Breite der Wirkungsdiskussion bei Gebiets-
reformen im nationalen und europdischen Kontext abbilden, sondern auch unterschied-
liche methodische Herangehensweisen und Zeitrdume (vgl. Kuhlmann u.a. 2017). Dazu
gehoren Forschungsartikel in Fachzeitschriften und Buchpublikationen, Forschungs-
gutachten, aber auch Berichte offizieller Institutionen, etwa von Rechnungshéfen. Inso-
fern sind die zentralen Auswahlkriterien fiir die in die vorliegende Analyse einbezoge-
nen Studien deren inhaltliche Relevanz, die methodische Vielfalt der ausgewéhlten
Studien und ein moglichst breites und differenziertes Abbild der territorialen Reform-
landschaft fiir Deutschland und Europa. Daraus ergibt sich ein Ansatz fiir die Fallaus-
wahl, der dem Prinzip der Varianzmaximierung im Sinne eines selektiven Samplings
entspricht (Schatzmann/Strauss 1973; Kelle/Kluge 2010, S. 50).

Das gewihlte Vorgehen im Sinne einer qualitativen Inhaltsanalyse erlaubt Riick-
schliisse auf die Giite der empirischen Evidenz, wenn beispielsweise unterschiedliche
methodische Herangehensweisen dhnliche Befunde hervorbringen oder umgekehrt,
dhnliche Methoden zu unterschiedlichen Befunden fithren. Gerade deshalb erscheint es
fiir diese Form der Inhaltsanalyse auch angemessen, die Befunde zu Gemeinde- und
Kreisgebietsreformen zusammenzufiihren, da dies nicht nur eine umfassendere, son-
dern auch differenziertere Untersuchung von Territorialreformeffekten zulésst, die zu-
dem die Reformpraxis in den europdischen Léndern realitétsgerechter abbildet.

Fiir die Strukturierung der Befunde und ihre systematische Einordnung werden die
angenommenen Wirkungen als abhéngige Variable in den Blick genommen. Unbestrit-
ten ist jedoch, dass diese im Zeitverlauf selbst wiederum zu unabhéngigen oder endo-
genen Variablen werden konnen. Die Gliederung der Analyse von Wirkungen von
kommunalen Gebietsreformen orientiert sich an drei Basiskategorien, die fiir den Un-
tersuchungsgegenstand als anerkannt gelten kdnnen (vgl. Wagener 1969; Kuhlmann/
Wollmann 2011, 2013; Kuhlmann/Wayenberg 2016): (1) Leistungsfahigkeit, Verwal-
tungs- und Veranstaltungskraft; (2) Einsparungen, Skalenertrige und Wirtschaftlichkeit
und (3) Partizipation und demokratische Kontrolle.

Die Leistungsfahigkeit, Verwaltungs- und Veranstaltungskraft beschreiben insbe-
sondere die lokale Problemlosungsfihigkeit sowie die Féhigkeit, bestehende Heraus-
forderungen und Entwicklungen innerhalb der jeweiligen territorialen Einheit zu be-
waltigen bzw. zu gestalten. Dies schlie3t die Féhigkeit ein, 6ffentliche Aufgaben in ho-
her Qualitdt, bilirgernah, rechtméfig und effizient zu erfiillen (Verwaltungskraft) und
als leistungsstarker Triger Offentlicher Einrichtungen zu fungieren (Veranstaltungs-
kraft). Die Bewertung dieser Dimension ergibt sich somit aus den Handlungs- und Ge-
staltungsspielriumen, aber auch den zur Verfiigung stehenden Ressourcen. Insofern
spielen finanzielle Mittel, politische Akteure, organisationale Rahmenbedingungen und
qualifiziertes Personal eine zentrale Rolle.

Einsparungen, Skalenertrige und Wirtschaftlichkeit bilden die zweite Wirkungs-
dimension. Im Zusammenhang mit Gebietsreformen liegt ihr die 6konomische An-
nahme zugrunde, dass mit solchen Reformvorhaben Skaleneffekte bzw. -ertrdge ver-
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bunden sind. Die Ausgangshypothese ist, dass mit zunechmender GroB3e der Gebiets-
korperschaft relativ weniger Ressourcen — in Form von Personal und Fixkosten — not-
wendig werden, da in groBeren Gebieten auch mehr Einwohner leben. Daraus ergeben
sich dann die sogenannten Skaleneffekte oder economies of scale (vgl. bspw. Kalb
2010 und Rosenfeld 2013; kritisch dazu: Bonisch u.a. 2011; Haug/Illy 2011). Ein rela-
tiv groBerer Personalbestand erlaubt zudem weitere Differenzierung und Spezialisie-
rung, sodass angenommen wird, dass mit den Skaleneffekten auch eine professionelle-
re Erfiillung der Aufgaben moglich wird. Der Annahme nach steigt somit die fachliche
Qualitét der Aufgabenerfiillung, was wiederum zu einer gestiegenen Wirtschaftlichkeit
des Verwaltungshandelns fiihrt (economies of scope). Die Bewertung dieser Dimension
ergibt sich somit aus den realisierten und nachweisbaren Einsparungen, Skaleneffekten
und einer Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns. Zu beachten
ist in diesem Zusammenhang das ,,Common-Pool“-Problem (vgl. z.B. Jordahl/Liang
2010; Fritz 2015). Es besteht darin, dass sich Gemeinden vor einer unmittelbar bevor-
stehenden (meist schon beschlossenen) Fusion zusétzlich verschulden oder hohe Aus-
gaben titigen, da diese Kosten dann in der fusionierten Gemeinde ,,geteilt werden.
Durch diesen Mechanismus werden potenziell mogliche Effizienzgewinne vergroBerter
Kommunen im Vorfeld beschnitten. Dabei ist dieser Mitnahmeeffekt umso grofier, je
hoher der erwartete (Effizienz-)Gewinn der Fusion ist.

Die dritte Dimension bezieht sich auf die Partizipation und demokratische Kontrol-
le. Dabei handelt es sich um klassische Fragestellungen politikwissenschaftlicher Ver-
waltungsforschung, die sich mit dem Zusammenhang zwischen der GebietsgroBe und
zahlreichen anderen abhéngigen Variablen befassen, wie etwa sozialer Zusammenhalt,
Partizipation und demokratische Kontrolle. Die grundlegende Annahme ist, dass mit
zunehmender GebietsgroBBe negative Effekte auf die politischen Orientierungen oder
den sozialen Zusammenhalt zu erwarten sind (decline of community model). Denkbare
Folgen konnten beispielsweise ein sinkendes politisches Interesse oder etwa ein zu-
riickgehendes zivilgesellschaftliches Engagement sein (Dahl/Tufte 1973, S. 41ff.; Ver-
ba/Nie 1972, S. 2291t.; Verba u.a. 1978, S. 2691f.; Oliver 2000, 2001; Putnam 2000, S.
204ft.). Als Gegenthese dazu kann jedoch eine Spezialisierung in der Interessenrepré-
sentation angenommen werden. Mit steigender Gebietsgrofie steigt auch die Anzahl
und die Vielfalt der zur Verfligung stehenden sozialen und politischen Organisationen,
die dann wiederum viel spezifischer als Interessenvertretung in Erscheinung treten, um
die Interessen von verschiedenen Personen zu artikulieren und zu vertreten (Dahl/Tufte
1973, S. 30ff. sowie S. 89ff.; Baglioni u.a. 2007). Hinzu kommt, dass die Relevanz
groflerer Gebietskdrperschaften als hoher eingeschitzt wird, was — je nach Entschei-
dungsbefugnissen — zu einer Aufwertung der Entscheidungen von lokalen Gremien
filhren kann. Damit einher ginge auch ein Bedeutungszuwachs kommunalpolitischer
Entscheidungen, die wiederum zu einem gesteigerten politischen Interesse fithren kon-
nen.

3 Aktuelle Gebietsreformen in Deutschland und Europa
Die neueren Ansitze zur Gebietsreform resultieren aus einem wachsenden Problem-

druck, der in demographischer, fiskalischer und strukturpolitischer Hinsicht besteht
bzw. in Zukunft erwartet wird. Beispielhaft seien hier die Bundesldnder Brandenburg
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und Thiiringen erwihnt, in denen entsprechende — zwischenzeitlich gescheiterte — Re-
formvorhaben auf erheblichen Widerstand stieBen und den Landesregierungen die
Grenzen ihrer Durchsetzungsféhigkeit aufzeigten. Zuvor waren ab 2007 auch bereits in
anderen Bundesldndern, beispielsweise in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-
Vorpommern — nach einer ersten Reformwelle Mitte der 1990er Jahre — weitere Re-
formprojekte auf den Weg gebracht worden (vgl. Bogumil 2016, S. 23ft.).

Tabellel: Ergebnisse der Gebietsreformen in den ostdeutschen Bundeslédndern

Bundesland Ergebnisse Gemeindegebietsreform
Anzahl Anzahl Verdnderung Mittelwert
Gemeinden 1990 Gemeinden 2018 (in %) Einwohnerzahl 2014
Sachsen-Anhalt 1.367 218 -84 10.255
Brandenburg 1.793 417 -76 5.894
Sachsen 1.626 421 -74 9.519
Thiringen 1.707 849 -50 2.540
M.-Vorpommern 1.117 750 -33 2.124
Ergebnisse Kreisgebietsreform
Anzahl Anzahl Veranderung Mittelwert
Kreise 1990 Kreise 2018 (in %) Einwohnerzahl 2014
Sachsen-Anhalt 37 11 -70 153.428
Brandenburg 38 14 -63 147.547
Sachsen 48 10 -79 273.097
Thiringen 35 17 -51 94.487
M.-Vorpommern 31 6 -80 217.139

Quelle: Bogumil 2016 (S. 24) und eigene Zusammenstellung.

Im internationalen Kontext kann Danemark als ein besonders drastisches Beispiel der
Gebietsreform genannt werden. Dort ist im Jahre 2007 die Zahl der Gemeinden (kom-
muner) von 271 auf 98 reduziert worden mit einer Durchschnittsgrofle von nunmehr
55.400 Einwohnern, wéihrend die 14 Kreise (amter) zu finf neuen Regionen zusam-
mengeschlossen wurden. Fiir den siideuropdischen Kontext ist insbesondere auf Grie-
chenland zu verweisen, wo nach zwei Reformphasen in den 1990er und 2000er Jahren
(Capodistrias-Reform von 1998 und Kallikratis-Reform von 2010) die Zahl der Ge-
meinden von 5.800 auf 325 reduziert und ihre durchschnittliche Einwohnerzahl auf
33.600 erhoht wurde (Hlepas 2010, S. 233ff.; Hlepas 2012, S. 259; Hlepas 2016). Im
Ergebnis hat sich Griechenland damit territorial dem sog. Nordeuropdischen Reform-
profil angenéhert (vgl. Kuhlmann/Wollmann 2014, S. 156; Kuhlmann/Bouckaert 2016,
S. 18).
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Tabelle 2: Veranderung der Gemeindezahlen (1973-2013 in %) und durchschnittliche
Einwohnerzahlen der Gemeinden (2014) in ausgewéhlten européischen

Léandern
Veranderung Anzahl Mittelwert

Land Gemeinden in % Einwohnerzahl 2014
Nordeuropa
Norwegen -3,4 11.442
Finnland -33,7 12.660
Schweden -37,5 32.483
Danemark -64,4 55.480
Island -67,0 4.267
Osteuropa
Polen +4,8 15.543
Siideuropa
Slowenien +44,2 9.730
Portugal +1,3 34.293
Spanien +0,8 5.651
Italien +0,4 7.493
Griechenland -94.6 34.800
Westeuropa
Schweiz -22,6 3.502
Deutschland -25,4 7.265
Niederlande -55,3 40.833
Belgien -75,0 18.676

Quelle: Steiner u.a. 2016, S. 29; Bouckaert/Kuhlmann 2016, S. 11f.; Heinelt u.a. 2018 (m.w.N.).

4 Methoden und Probleme vorliegender Wirkungsstudien tGber
Gebietsreformen

4.1 Methoden und Forschungsansatze

Untersuchungen zu Gebietsreformen lassen sich grob in drei Gruppen unterteilen.
Demnach liegen ex-ante-, begleitende (ongoing) und ex-post-Studien vor, die unter
Verwendung verschiedenster methodischer Ansitze durchgefiihrt wurden. Hinzu kommt,
dass Untersuchungen zu Gebietsreformen jeweils verschiedene Untersuchungsebenen in
den Blick nehmen. Dabei ist zwischen der Mikroebene, der Mesoebene und der Makro-
ebene zu differenzieren. Auf der Mikroebene werden das Individuum und dessen
Handlungen und Wahrnehmungen untersucht. Dazu gehoren Effekte von Reformen auf
einzelne Individuen wie etwa Biirger und Mandatstréger, aber eben auch auf das Ver-
waltungspersonal in Kommunen und Kreisen (vgl. u.a. Ems/Greiner-Bild 2017; Biich-
ner/Franzke 2001a; Eglé 2011; Hesse 2008; Steiner/Kaiser 2016). Die Mesoebene be-
zieht sich dagegen auf Effekte von Gebietsreformen auf Organisationen bzw. Organisa-
tionseinheiten und fokussiert die Gemeinden und Kreise als kollektive Akteure (vgl.
u.a. etwa Hesse 2000; Biichner/Franzke 2001a). Die Makroebene betrifft Gesellschaf-
ten und ihre Teilsysteme. Sie betrachtet die gesamtgesellschaftlichen Dynamiken und
wie sich diese auf die Organisationen selbst, aber auch auf deren Interaktionen auswir-



Was bewirken Gebietsreformen? Eine Bilanz deutscher und europdischer Erfahrungen 125

ken (Donges 2011, S. 2171f.; Schaap/Karsten 2017; Blume/Blume 2007; Hanes 2015;
Rosel 2016a, 2016b; Blom-Hansen u.a. 2016, 2014).

4.2 Methodische Probleme

Fiir die Erforschung von Gebietsreformen stellen sich einige grundlegende Herausfor-
derungen. Drei zentrale methodische Probleme sind neben den iiblichen Schwierigkei-
ten empirischer Forschung besonders hervorzuheben (Seyfried/Veit 2017, S. 649ff.).
Diese sind (1) die Verfiigbarkeit von Daten, (2) die Identifikation von Kausalbeziehun-
gen sowie (3) die Generalisierbarkeit der Befunde. Diese Probleme werden im Folgen-
den néher beschrieben.

(1) Datenverfiigbarkeit: In der empirischen Verwaltungsforschung sind die beschrie-
benen Forschungsansitze mit verschiedensten Erhebungen und Datentypen ver-
bunden (Primér- oder Sekundérdaten; latente oder manifeste Daten etc.). Insbeson-
dere flir Gebietsreformen zeigt sich, dass nur sehr wenige Studien mit Primérdaten
arbeiten. Oftmals wird aus Griinden der Datenverfiigbarkeit auf Sekundirdaten zu-
rliickgegriffen. Der zentrale Nachteil dieser Daten ist jedoch, dass sie nicht originir
zum Zweck der jeweiligen Untersuchung erhoben werden. Ein weiteres zentrales
Problem, das zwangslaufig Auswirkungen auf die Ergebnisse von Untersuchungen
zu Gebietsreformen hat, ist die Verwendung von sogenannten Proxies. Dabei han-
delt es sich um Naherungsmale oder ,,Stellvertreter-Variablen. Diese kommen
immer dann zum Einsatz, wenn es an entsprechenden Daten fehlt (Callanan u.a.
2014; Allers/Geertsema 2016).

(2) Kausalitét: Dariiber hinaus kénnen die besonderen Schwierigkeiten bei Studien zur
Identifizierung von eindeutigen Kausalitdten bei Gebietsreformen dazu fiihren,
dass jegliche Korrelationen als tatsdchlich existierende Zusammenhénge fehlinter-
pretiert werden. Gerade dann, wenn Zusammenhéinge sehr komplex und vielschich-
tig sind, ist die Gefahr groB, relevante Einflussgroflen zu vernachlissigen, alterna-
tive Erkldrungen angemessen zu beriicksichtigen und Zusammenhinge zu iiber-
schitzen. Fiir kausale Annahmen {iiber die Wirkungen von Gebietsreformen sind
auflerdem die nationalen und regionalen Kontextbedingungen zu beriicksichtigen,
unter denen diese stattfinden. Ferner hidngen die Effekte der Reform von ihrer kon-
kreten Umsetzung und flankierenden MafBinahmen ab (etwa zusétzlichen Aufga-
beniibertragungen, Zu-/Abnahme des Serviceniveaus oder der Servicequalitét, Ta-
rifentwicklungen im Personalbereich etc.). Diese unterschiedlichen Bedingungen
und Einflussfaktoren erkldren auch zu einem guten Teil, dass Gebietsfusionen in
Europa in ihren Wirkungen, sowohl im Léndervergleich als auch nach einzelnen
Wirkungsdimensionen, stark variieren — ein Befund, der auch fiir andere Reform-
bereiche empirisch nachgewiesen worden ist (vgl. Kuhlmann/Wollmann 2013;
Kuhlmann/Bouckaert 2016; Schwab u.a. 2017).

(3) Generalisierbarkeit: Ferner stellt sich die Frage, wie die unterschiedlichen Befunde
und Ergebnisse weiterverwendet werden konnen. Hierbei spielen die Generalisier-
barkeit und das Transferpotenzial eine grofle Rolle. Nicht jede Studie ist geeignet,
daraus unmittelbar politische Konsequenzen oder Empfehlungen abzuleiten. Viele
der einschldgigen Untersuchungen werfen sogar selbst die Frage auf, inwieweit die
erhobenen Befunde iiberhaupt iibertragbar sind. Ausgangspunkt dieser Fragestel-
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lung ist der oft festgestellte Mangel an Vergleichbarkeit infolge unterschiedlicher
Methoden, Fokusse und Erhebungszeitpunkte (Schaap/Karsten 2017). Vor diesem
Hintergrund ist die Ubertragbarkeit von Forschungsbefunden grundsitzlich mit
Vorsicht zu behandeln.

5 Wirkungen kommunaler Gebietsreformen

5.1 Auswirkungen auf die Leistungsfahigkeit

Deutschland

Zum Zusammenhang von Gebietsreform und Leistungskraft der Kommunen liegt eine
Reihe von Gutachten und Berichten vor. So kommt der Landesrechnungshof Schles-
wig-Holstein, dessen Bericht [2014] auf der Priifung von 140 kreisangehorigen Ver-
waltungen basiert, zu dem Befund, dass ,,durch die VergroBerung (...) die Verwaltun-
gen professioneller geworden (sind). Die Vertretung ist besser gewiahrleistet, Speziali-
sierungen sind moglich, Arbeitsspitzen konnen abgefedert und Leistungen optimaler
gebiindelt werden® (LRH SH 2014, S. 10). Es wird konstatiert, dass die Leistungsfahig-
keit der Kommunalverwaltungen erhoht worden sei und den Biirgern sowie dem Eh-
renamt ein verbessertes Dienstleistungsangebot zur Verfiigung gestellt werden konnte.
Ferner verzeichnet der Rechnungshof Fortschritte beim Abbau von ,,Mehrfachverwal-
tungen®. Allerdings wird ein Problem darin gesehen, dass zu viele — auch aus Sicht der
Biirgerndhe nicht notwendige — Auflenstellen gebildet wurden. Diese Tendenz habe zur
Zersplitterung des Personalbestandes gefiihrt und verhindert, dass GrdBenvorteile
durch Ressourcenkonzentration optimal genutzt und Professionalisierungsgewinne auf
Seiten der Verwaltung maximiert werden konnten (ebenda, S. 23).

Einer Studie von Hesse (2015) sind empirische Befunde iiber die Auswirkungen
der Kreisgebietsreform in Mecklenburg-Vorpommern auf die administrative Leistungs-
kraft, Organisations- und Innovationsfihigkeit der Kreise zu entnehmen. Uber einen
Zeitraum von drei Jahren wurden die Folgen der Kreisneugliederung fiir die kommuna-
le Selbstverwaltung untersucht. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass insgesamt
klare Professionalisierungsgewinne und ein Ausbau des Leistungsangebots als Folgen
der Reform zu verzeichnen sind, u.a. im Bereich des Biirgerservice. Im Rahmen der
neuen territorialen MafBstdbe wurden kontaktintensive Dienstleistungsangebote ver-
stirkt ,,in der Flache* angesiedelt, dezentrale Biirgerservices ausgebaut und teils mit
der Einfithrung der Behordenrufnummer 115 verkniipft. Aulerdem wurden mobile
Biirgerbiiros eingerichtet. Ahnlich argumentiert der Landesrechnungshof Mecklenburg-
Vorpommern in seinem Bericht von 2015, in dem festgestellt wird, dass die organisato-
rische und personelle Konsolidierung im dritten Jahr nach der Landkreisneuordnung
gut vorangekommen sei und diese auch in finanzieller Hinsicht positive Effekte gezei-
tigt habe (LRH MV 2015, S. 25).

Auch in einer jiingeren Studie iiber die Effekte der Gebietsreform in Mecklenburg-
Vorpommern werden diese Befunde bestétigt (vgl. Hammerschmid v.a. 2015, 2016).
Beispielsweise wird mit Blick auf die kommunalen Einrichtungen und Unternehmen
konstatiert, dass bestimmte Kooperationen, die vor der Reform oft am politischen Wil-
len oder technischen Mdglichkeiten scheiterten, infolge der Gebietsreform reibungslo-
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ser ablaufen und es dadurch eher zu Synergieeffekten kommt (Hammerschmid u.a.
2016, S. 28).

Europa

Aus einer international vergleichenden Studie, in welche 15 européische Lander einbe-
zogen wurden (vgl. Steiner u.a. 2016), geht hervor, dass Gebietsreformen zur Verbes-
serung der Aufgabenerledigung bzw. Servicequalitit sowie zu gestérkter Verhand-
lungs- und Durchsetzungsfihigkeit der Kommunen gegeniiber héheren Verwaltungs-
ebenen fiihren, da sie im Rahmen groferer Gebietsstrukturen mehr Aufgaben, Funktio-
nen und teils Autonomie erhalten (ebenda, S. 26). Dabei sehen die befragten Experten
in der Verbesserung der Servicequalitiit ein wesentliches Resultat von Gebietsfusionen
(mit Ausnahme Italiens). Dagegen spielen Kostenreduzierungen nicht durchweg eine
zentrale Rolle (ebenda, S. 35). Weitere bedeutsame Effekte von Gebietsreformen in
Europa sind die stirkere Professionalisierung und teilweise Standardisierung der Leis-
tungserbringung. Auch Autonomiegewinne der Kommunen werden in mehreren Lén-
dern konstatiert (Griechenland, Italien, Niederlande, Schweden, Schweiz), da den
Kommunen gréBere finanzielle Handlungsspielriume und ein erweitertes Aufgaben-
portfolio eingerdumt wurden und sie sich aulerdem von fritheren interkommunalen
Kooperationszwingen ,,befreien” kdnnen (ebenda, S. 36).

Auch mehrere vorliegende Studien iiber Gemeindezusammenschliisse in der
Schweiz belegen in der Grundtendenz die Aussage ,,Gemeindegrofle — ein Erfolgsfak-
tor (vgl. Lauber 2014, S. 145). Im Kanton Luzern war es im Ergebnis von Gemein-
defusionen moglich, mehr Verantwortung und Kompetenzen auf die Gemeinden zu
tibertragen. AuBlerdem konnten die Verantwortung fiir die eigene Organisation in den
Gemeindeordnungen verankert, vermehrt Fachspezialisten flir die Gemeindeverwal-
tung rekrutiert und die Gemeinderite verstdrkt mit strategischen Aufgaben befasst
werden. Vorteile ergaben sich auch in den Bereichen Raumplanung, insbesondere der
konzentrierten Siedlungsentwicklung, und Bodennutzung, da eine groBrdumigere, fle-
xiblere und rationellere Nutzungsplanung mdglich wurde. Im Ergebnis waren Kosten-
reduzierungen bei Planungsverfahren und der Gemeindeinfrastruktur festzustellen.
Ausweislich der genannten Studie sind diese Effekte aber eher mittel- bis ldngerfristig
zu erwarten, da die Reorganisation und Konsolidierung der institutionellen Grundstruk-
turen zwingende Voraussetzungen darstellen (vgl. Lauber 2014, S. 144£f.). Positive Ef-
fekte von Gemeindefusionen in der Schweiz werden auch in einer Studie von Stei-
ner/Kaiser (2016) konstatiert, die 28 Leistungsfelder unterscheiden. Zwar wurden auch
eine Reihe von Aufgabenbereichen ausgemacht, bei denen zwischen fusionierten und
nicht-fusionierten Gemeinden (Untersuchungs- und Kontrollgruppe) keine Performan-
zunterschiede festzustellen waren (Steiner/Kaiser 2016, S. 14). Jedoch wird insgesamt
geschlussfolgert, dass es durch die Gemeindefusionen zu einer Qualititssteigerung in
der Leistungserstellung gekommen sei, was insoweit mit anderen internationalen Stu-
dien konsistent ist (OECD 2014; Schimmelpenick u.a. 1984).

Ein stirker ambivalentes Bild ergibt sich fiir den Zusammenhang von Gemeinde-
groBBe und Biirgerzufriedenheit mit kommunalen Leistungen. Hier kommen weitere
Faktoren ins Spiel, die den Zusammenhang von Gebietsgrofle und Leistungszufrieden-
heit beeinflussen. Fiir Ddnemark liegen Befunde vor, wonach die Gebietsfusionen mit
geringeren Zufriedenheitswerten der Biirger mit den lokalen Leistungen, Infrastruktur-
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einrichtungen und der Kommunalperformanz generell verbunden sind. Dies spricht aus
Sicht des Autors fiir einen negativen Zusammenhang von GroéBe und Zufriedenheit
(Hansen 2015, S. 385). Denters u.a. (2014) kommen jedoch in ihrer Vier-Lander-Stu-
die zu einem differenzierteren Ergebnis. Sie stellen fest, dass mindestens zwei interve-
nierende Variablen zu beriicksichtigen sind, wenn der Wirkungszusammenhang von
GroBe und Zufriedenheit erhellt werden soll, ndmlich erstens die Wahrnehmung der
kommunalen Herausforderungen durch die Biirger (perception of government challen-
ges) und zweitens das lokale Politikvertrauen (local political confidence). Zwar stellen
die Autoren zunichst fest, dass Biirger kleinerer Gemeinden zufriedener mit der kom-
munalen Leistungserstellung zu sein scheinen als Biirger groBer Gemeinden. Jedoch
»verschwindet™ dieser Zusammenhang, sobald die o.g. intervenierenden Variablen be-
riicksichtigt werden. In diesem Falle ldsst sich keine Varianz mehr hinsichtlich der
Biirgerzufriedenheit feststellen, welche sich durch die GebietsgroBe erkldren lasst. Im
Ergebnis wird also kein direkter, sondern nur ein indirekter GroBeneffekt der Biirger-
zufriedenheit gemessen (Denters u.a. 2014, S. 211 und 303).

Fasst man diese Befunde zusammen, so gibt es in der internationalen Literatur ei-
nen recht klaren Konsens dahingehend, dass Gebietsfusionen die institutionelle Kapa-
zitdt der Kommunen stirken. Dies zeigt sich beispielsweise in robusteren Organisati-
onsstrukturen der Verwaltung, einem hoheren Professionalisierungsgrad der Mitarbei-
ter, verbesserten Kapazititen fiir strategische Politikgestaltung und die Bearbeitung
komplexerer Probleme im Territorium, dem Abbau von Leistungsbeschriankungen und
der Anhebung von Standards (siehe oben; ferner Bleker/De Koningh 1987; Denters u.a.
1990; Berghuis v.a. 1995; Toonen u.a. 1998; Fraanje u.a. 2008; Alta uv.a. 2002; zu-
sammenfassend Schaap/Karsten 2017).

Fragt man nach den tatséchlich realisierten Service- und Effektivitdtsverbesserun-
gen, so gibt es sowohl positive Befunde (siche oben; ferner Alta u.a. 2002; Fraanje u.a.
2008) als auch kritische Bilanzen. In einigen niederlédndischen Studien wurde kein di-
rekter Zusammenhang von Gebietsreform und verbesserter Aufgabenerfiillung, Ser-
vicequalitit/-niveau und Effektivitit nachgewiesen (Denters u.a. 1990; Hoogerwerf
1999; Denters/Geurts 1998; Toonen u.a. 1998; Van Twist u.a. 2013; Allers/Geertsema
2016). Bezugnehmend auf die oben erwéhnte Wichtigkeit nationaler Kontextbedingun-
gen fiir Kausalerklarungen ist hier allerdings zu beriicksichtigen, dass die Niederlande
zu den Spitzenreitern in Europa hinsichtlich der Gemeindegrof3e zéhlen (durchschnitt-
liche Einwohnerzahl: 40.000; siche oben Tabelle 2). Hinzu kommt, dass die niederldn-
dischen Kommunen — im Gegensatz zu den skandinavischen oder deutschen — sehr
wenig Autonomie besitzen (vgl. Ladner u.a. 2015), was bei vergleichenden Betrach-
tungen ebenfalls als intervenierender Faktor zu beriicksichtigen ist.

5.2 Auswirkungen auf Einsparungen und Wirtschaftlichkeit

Deutschland

Fiir Deutschland ist der empirische Erkenntnisstand zur Frage nach den Wirkungen
kommunaler Gebietsreformen auf Ausgaben bzw. Einsparungen sowie zur Wirtschaft-
lichkeit des Verwaltungshandelns sehr begrenzt. Es dominieren (durchaus mit empiri-
schen Daten unterlegte) ex-ante-Studien, die insbesondere im Zusammenhang mit ent-
sprechenden Reformpldnen in Ostdeutschland erstellt wurden. Belastbare ex-post-



Was bewirken Gebietsreformen? Eine Bilanz deutscher und europdischer Erfahrungen 129

Studien sind hingegen kaum verfiigbar. In einer der ersten Untersuchungen zu diesem
Thema iiberhaupt konnten Brockmann/Rosenfeld (1984) keine Ausgabenreduzierungen
als Folge der niederséchsischen Gemeindegebietsreformen zwischen 1964 und 1980
nachweisen. Zu dhnlichen Befunden gelangt aktuell auch Résel (2016a, 2016b) fiir die
jingste Verwaltungsstrukturreform in Sachsen. Bei ihrer Analyse von Gemeindege-
bietsreformen in Brandenburg kommen Blesse/Baskaran (2013, 2016) zu dem Ergeb-
nis, dass Zwangsfusionen insbesondere dann zu Reduzierungen der Verwaltungsausga-
ben fiihren, wenn es kurz vor der Reform zu einem Ausgabenanstieg kam (bspw. durch
das ,,Common Pool““-Problem; siche unten).

Hinsichtlich der Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit und Skaleneffekte sind die
Befunde ebenfalls mehrdeutig und unklar. Tendenziell positiv beurteilt wurden diese Ef-
fekte in den relativ anspruchsvollen ex-ante-Studien von Seitz. In einer Untersuchung zu
Effekten der Kreisgebietsreform in Mecklenburg-Vorpommern kam er (2005, S. 105) zu
dem Resultat, ,,dass auf der Landkreisebene erhebliche bevolkerungszahlbedingte eco-
nomies of scale bei den Personalausgaben vorliegen. Dabei wurde eine Vielzahl von
Kontrollvariablen beriicksichtigt, so dass der Einfluss der Bevolkerungsgrofle und der
Kreisfliche vergleichsweise gut isoliert werden konnte. Diese Ergebnisse wurden in wei-
teren Studien bestitigt, etwa flir Schleswig-Holstein und Sachsen (Seizz 2007a, 2007b).
Fiir Schleswig-Holstein beispielsweise errechnete Seizz (2007b, S. 105) je nach Reform-
variante Einsparpotenziale von mindestens 14% innerhalb von zehn Jahren bei den Per-
sonal- und 9% bei den Sachausgaben; fiir Sachsen waren es in der seinerzeit untersuchten
Variante sogar 25% bzw. 18% (vgl. Seitz 2007a, S. 19). Auch wenn es sich dabei um
Schétzungen handelt und methodische Limitationen zu beachten sind (vgl. Hesse 2007,
S. 130f)), sollten die Kernaussagen aufgrund der Vielzahl der beriicksichtigten Faktoren
und der soliden empirischen Datenbasis nicht ignoriert werden. Seitz kommt im Ubrigen
auch das Verdienst zu, in diesen Studien die Kosten fiir die Reformen, insbesondere den
verwaltungsinternen Mehraufwand fiir die Umsetzung, mit in Betracht gezogen zu haben,
zumal dieser auch recht hoch angesetzt wurde. Ragnitz u.a. (2010) bestétigten derartige
Schitzungen und ermittelten ihrerseits mogliche Einsparungen bei den Personalausgaben
von ca. 16%. Ob solche Berechnungen sich nach entsprechenden Reformen tatséchlich
bestétigen, ist zumindest fiir Deutschland eine weitgehend offene Frage. Hinweise dafiir
bietet bspw. die Unterrichtung der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern (2015)
zur Umsetzung der Landkreisneuordnung nach 2012. Dort wurde festgestellt, dass bis
2014 Personalkapazitit der Landkreise um 2,9% reduziert wurde; in den Jobcentern wa-
ren es dariliber hinaus 3,1% (Ragnitz u.a. 2010, S. 6ff.). Zu beachten ist allerdings, dass es
aufgrund der Wahrehmung neuer Aufgaben, der Erh6hung von Standards bei der Auf-
gabenerfiillung oder steigender Fallzahlen zu steigenden Kosten kommen kann. Aufler-
dem ist zu beachten, dass die Schaffung von Einsparungsmdglichkeiten nicht mit deren
tatsdchlicher Nutzung zu verwechseln ist. So weist der Landesrechnungshof Sachsen
(2009) in seiner Evaluierung der Funktional- und Kreisgebietsreform darauf hin, dass
zwar infolge der Kreisneugliederung die Anzahl der nachgeordneten Einrichtungen auf
der Landkreisebene leicht reduziert werden konnte, was zu Einsparungen im Schul- und
Bildungsbereich (14% der Ausgaben), im Brand-, Rettungs-, und Katastrophenschutz
(15%) und in der Abfallwirtschaft (38%) gefiihrt habe (SRH 2009, S. 338). Jedoch wurde
weiteres Konsolidierungs- und Straffungspotenzial, etwa fiir die Querschnitts-, Jugend-
und Sozialdmter sowie die Ordnungs- und Verkehrsdmter nicht voll genutzt, da weiterhin
mehrere Verwaltungsstandorte existieren (SRH 2009, S. 329).
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Haug/llly (2011) bestdtigen, dass Effizienzgewinne nicht ,,automatisch aus der
GebietsvergroBerung hervorgehen, sondern Umsetzungs- und Rahmenbedingungen no-
tig sind, um Reform-,,Renditen* auch lokal zu realisieren. Sie errechneten beziiglich
der kreisangehorigen Stidte und Gemeinden in Sachsen-Anhalt, dass ,,Effizienzsteige-
rungen (...) weder von GemeindevergroBerungen noch von der pauschalen Umwand-
lung von Verwaltungsgemeinschaften in Einheitsgemeinden zu erwarten [sind].” Ein-
deutig bestétigt wird durch empirische Untersuchungen hingegen fiir Deutschland das
oben bereits erwdhnte ,,Common-Pool“-Problem, das Fritz (2015) fiir die Gemeinde-
gebietsreformen in Baden-Wiirttemberg nachweist.

Fiir Deutschland gibt es also zwar Hinweise auf mogliche Einsparungen und Ver-
besserungen in der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns, diese lassen sich aber
bislang nicht eindeutig empirisch belegen. Dies bedeutet aber nicht zwangslaufig, dass
derartige Effekte nicht bestehen oder nicht erreicht werden kdnnen.

Europa

Wihrend in der Gesamtbilanz die empirische Evidenz iiber positive Auswirkungen von
Gebietsfusionen auf die kommunale Leistungsfahigkeit im europdischen Ausland ten-
denziell iberwiegt, sind die Befunde hinsichtlich der (postulierten) Einsparwirkung, Ska-
leneffekte und Effizienzsteigerung insgesamt unbestreitbar weniger eindeutig. Ausweis-
lich einer Metastudie von Byrnes/Dollery (2002) iiber den Forschungsstand in GroBbri-
tannien und den USA konnten 8% der einbezogenen Studien Skaleneffekte nach Gebiets-
fusionen nachweisen, 39% verneinten sie und in 29% der Studien wurde ein u-formiger
Zusammenhang von Gebietsgrofle und Kostenentwicklung festgestellt. 24% der Studien
wiesen negative Skaleneffekte der GebietsvergroBerung nach (dis-economies of scale;
vgl. Swianiewicz/Lukomska 2017). Auch eine Meta-Studie (Walker/ Andrews 2013), die
sich auf 490 empirische Untersuchungen zu Gebietsreformen, iberwiegend aus den USA
und Europa, bezieht, kommt zu dem Ergebnis, dass ca. die Hélfte der Studien keine Ska-
leneffekte nachweisen konnten, wéhrend sie in der anderen Hilfte der Studien gefunden
wurden, wenn auch nicht unbedingt als linearer Zusammenhang. Das hier beschriebene
heterogene Bild steht mit anderen internationalen Studien im Einklang (bspw. Sancton
1996; Kushner/Siegel 2005; Fox/Gurley 2006; Dollery/Byrnes 2007). In einer Einzelfall-
studie zu einer ,,Kreisgebietsreform™ in Irland ermittelten O’Riordan/Boyle (2015) kiirz-
lich, dass die Einsparziele (vor allem durch Personalabbau) nicht nur erreicht wurden,
sondern sogar gegeniiber den urspriinglichen Plinen vorzeitig realisiert werden konnten.
Auch in anderen Landern konnten Einspareffekte nachgewiesen werden. Fiir Israel wur-
de fiir die Gemeindegebietsreformen von 2009 von Reingewertz (2012) eine statistisch
signifikante Reduktion der Ausgaben bestitigt (um 9%). Hinsichtlich des — ,,umgekehr-
ten* — polnischen Falls ergab eine Untersuchung von 15 Gemeindeteilungen, dass diese
sich in 13 Féllen negativ auf die Verwaltungskosten auswirkte, woraus die Autoren
schlieBen, dass auch ,,Fragmentierungsreformen® die universale Bedeutung der Gebiets-
grofle von Kommunen als Einflussfaktor fiir die Kostenentwicklung lokaler Leistungen
belegen (vgl. Swianiewicz/Lukomska 2017). In mehreren anderen Studien stellen sich die
entsprechenden Befunde jedoch differenzierter und widerspriichlicher dar. So bewertet
Nelson (1992) die schwedischen Gemeindereformen von 1952 und 1974 kritisch. Er er-
mittelte ein verringertes Ausgabenwachstum bei den Reformen der 1950er Jahre und ein
verstarktes Ausgabenwachstum als Folge der zweiten Reformwelle in den 1970er Jahren.
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In Studien zu dénischen Erfahrungen, die insbesondere mit der sogenannten difference-
in-difference-Methode arbeiteten, konnten Einsparungen bei den Verwaltungskosten der
fusionierten Gemeinden nachgewiesen werden; demnach haben die Gebietsfusionen ins-
gesamt die wirtschaftliche und fiskalische Steuerungsfihigkeit sowie die Haushaltser-
gebnisse (fiscal outcomes) der Kommunen verbessert. Allerdings treten diese Effekte erst
mit einiger Verzogerung auf und sind auch ,,storanféllig” gegeniiber neuen Regulierun-
gen oder institutionellen Eingriffen iibergeordneter Ebenen (Hansen u.a. 2014, S. 209).
Als zentrale Erklarung fiihren die Autoren die gestiegene Organisationskapazitit der
Kommunen, gerade im Bereich der Finanzsteuerung, in Verbindung mit hoherer Profes-
sionalisierung, Spezialisierung und Verwaltungskraft an (ebenda, S. 210). In einer Unter-
suchung der Effekte von kommunalen Gebietsreformen in Finnland kamen Moi-
si/Uusitalo (2013) zu dem Ergebnis, dass die Pro-Kopf-Ausgaben fusionierter im Ver-
gleich zu nichtfusionierten Gemeinden nicht sanken; vielmehr nahmen diese in einigen
Kategorien stérker zu. Wahrend diese Studien unterschiedliche Auswirkungen belegen,
konnten Untersuchungen zu Island und der Schweiz keine eindeutigen Effekte einschla-
giger Reformen beziiglich der Ausgabenentwicklung nachweisen. In Island wurde beo-
bachtet, dass Effizienzgewinne, die durch Skaleneffekte, straffere Verwaltungsstrukturen
und Ausgabenreduzierungen bei den Verwaltungskosten entstanden sind, direkt in den
Ausbau oder die Qualititsverbesserung lokaler Dienstleistungen (z.B. Kinderbetreuung,
soziale Sicherheit, Arbeitslosenprogramme) investiert wurden, sodass in der Gesamtbi-
lanz keine reformbedingten Einsparungen nachweisbar waren (vgl. Eythorsson 2009, S.
175f.). Fiir die Schweiz konnten Steiner/Kaiser (2016) weder klar positive noch durch-
weg negative Ausgabeneffekte feststellen. Auch Studerus (2016) kam zu &hnlichen Be-
funden.

Hinsichtlich der Wirkungen von kommunalen Gebietsreformen auf die Wirtschaft-
lichkeit des Verwaltungshandelns und entsprechende Skaleneffekte ergibt sich eben-
falls ein sehr differenziertes Bild. Fiir die Niederlande, Israel und Portugal gibt es Be-
lege fiir entsprechende Verbesserungen. Allers/Geertsema (2016) weisen (allerdings
nicht-signifikante) Einsparungen bei den Verwaltungskosten nach Gebietsfusionen in
den Niederlanden nach, wobei jedoch die Auswirkungen auf andere Ausgabenarten
unklar, teils steigend oder ebenfalls statistisch nicht signifikant sind. Schaap/Karsten
(2015) stellen in ihrem Uberblicksartikel fest, dass sich laut der meisten Studien Ska-
leneffekte in niederlindischen Kommunen nicht belegen lassen. Ein interessanter Be-
fund stammt von Bikker/Van der Linde (2016), die in einer Modellrechnung anhand
empirischer Daten ermittelten, dass durchschnittlich 17-prozentige Skaleneffekte mog-
lich wiren, wenn sich Kommunen durch Fusionen der optimalen BetriebsgroBe (fiir
2014 mit 66.260 Einwohnern berechnet) anndhern wiirden. In der bereits erwihnten
Studie von Reingewertz (2012) zur Gemeindegebietsreform in Israel von 2009 wurde
eine signifikante Reduktion der Ausgaben bei gleichzeitiger Stabilitéit des Leistungsni-
veaus festgestellt. Tavares/Rodrigues (2015) untersuchten die Frage, ob Fusionen (im
Sinne von De-Fragmentierung) auf Gemeinde- und Ortsteilebene in Portugal Skalenef-
fekte erwarten lassen und bejahen diese anhand ihrer Berechnungen. Ferner stellen sie
fest, dass fragmentierte Gemeindestrukturen zu héheren Ausgaben fiihren. Zu mehr-
deutigen und teilweise widerspriichlichen Erkenntnissen fithrten andere Untersuchun-
gen, insbesondere in Skandinavien: In Ddnemark, einem der drastischsten Félle von
Gebietsfusionen in den letzten Jahren, wurden im Zuge der Gebietsreform von 2007
Skaleneffekte festgestellt, die im Wesentlichen einer u-Kurve folgen (vgl. Mouritzen
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2010, S. 34 m.w.N.). Konkret zeigte sich, dass moderate Gebietsvergroflerungen zu
deutlichen Skaleneffekten fiithren, die aber bei weiterer VergroBerung abflachen, um
dann ab einer Gemeindegrofle von 40.000 zu verschwinden. In Gemeinden mit mehr
als 50.000 Einwohnern sind eher negative Skaleneffekte zu beobachten und die Effekte
in Kommunen zwischen 20.000 und 50.000 Einwohnern unterscheiden sich nur wenig
(vgl. Mouritzen 2010, S. 34). In einer weiteren Untersuchung (Blom-Hansen u.a. 2014)
zu den Auswirkungen auf die Ausgabenentwicklung nach dieser Reform konnten signi-
fikante Skaleneffekte nachgewiesen werden; mit zunechmender GréBe sanken die Ver-
waltungskosten pro Kopf um ca. 10%. Hansen u.a. (2014) bestétigten diese Befunde,
die allerdings vier Jahre nach der Reform statistisch signifikant waren. Fiir den schwe-
dischen Fall unterzog Hanes (2015) die fiskalischen Auswirkungen der Reformen der
1950er Jahre einer erneuten, vertieften Analyse und kam zu dem Ergebnis einer Ver-
ringerung der Pro-Kopf-Ausgaben, so lange die betreffenden Kommunen eine be-
stimmte GrofBe nicht liberstiegen. AuBBerdem stellte er fest, dass eine Fusion mehrerer,
etwa gleich groBer Kommunen mit hoherer Wahrscheinlichkeit zu Skaleneffekten fiihrt
als ein Zusammenschluss von kleineren Gemeinden mit groferen Stidten. In ihrer
Analyse kommunaler Gebietsreformen in Irland kommen Callanan u.a. (2014) zu dem
Schluss, dass eigentlich eine nach Aufgabenbereichen differenzierte Betrachtung von
Wirkungen derartiger Reformen erforderlich ist. Auerdem gelte es, die Ausgangslage
angemessen zu beachten, insbesondere hinsichtlich der Grofen der kommunalen Ge-
bietskorperschaften im internationalen Vergleich. Sie stellen fest, dass Skaleneffekte ins-
gesamt nicht signifikant sind und sich am ehesten in den Bereitstellungskosten fiir Infra-
struktur und ausgewihlten Teilen der Verwaltungskosten niederschlagen. Kettunen
(2014) konnte in Finnland keine wesentlichen Unterschiede zwischen fusionierten und
nicht-fusionierten Gemeinden hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung
ermitteln — allerdings auch keine negativen Effekte der Reformen. Vielmehr weist er da-
rauf hin, dass die Effizienz weniger von der GroBle der Kommune als von den jeweiligen
wirtschaftlichen Bedingungen und Entwicklungen beeinflusst wird. Auch fiir die
Schweiz wurden keine eindeutigen Effekte festgestellt (Liichinger/Stutzer 2002).

Eindeutig bestdtigt wird durch empirische Untersuchungen hingegen das ,,Com-
mon-Pool“-Problem (siehe oben), dass sich Gemeinden vor einer unmittelbar bevorste-
henden (meist schon beschlossenen) Fusion zusétzlich verschulden oder hohe Ausga-
ben tdtigen, da diese Kosten dann in der fusionierten Gemeinde ,,geteilt werden. Fiir
Déanemark identifizierte Blom-Hansen (2010) kurz vor den Fusionen Mitte der 2000er
Jahre einen kurzzeitigen Ausgabenanstieg in den betroffenen Kommunen; zu dhnlichen
Ergebnissen kam spéter auch Hansen (2014). Saarimaa/Tukainen (2015) fanden kiirz-
lich auch fiir Finnland Belege fiir das ,,Common-Pool“-Problem, wie zuvor bereits
Jordahl/Liang (2010) fiir die schwedischen Reformen.

Insgesamt ergibt sich also ein ausgesprochen heterogenes Bild, das nahelegt, vor
allem die konkreten Kontext- und Rahmenbedingungen sowie den Durchfiihrungspro-
zess der Reformen zu beriicksichtigen. Aus den mehrdeutigen Befunden kann kaum
abgeleitet werden, dass diese Wirkungen nicht vorhanden bzw. erreichbar sind. Viel-
mehr besteht das Kernproblem in der Komplexitét der vielféltigen Einfluss- und Erkla-
rungsfaktoren, der aufgrund unzureichender bzw. undifferenzierter Daten methodisch
oft nicht entsprochen werden kann.
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5.3 Partizipation und demokratische Kontrolle

Deutschland

Gebietsreformen und Biirgerndhe bzw. -orientierung stehen in einem ambivalenten
Verhiéltnis zueinander. Einerseits erhoht sich die Verwaltungskraft infolge der steigen-
den Professionalisierung, wovon die Biirger als Leistungsadressaten profitieren (Bogumil
2016, S. 39). Andererseits vergroern sich die Anfahrtswege, was direkt von den Biir-
gern wahrgenommen wird (Biichner/Franzke 2001b, S. 28; Rdosel/Sonnenburg 2016, S.
71f.). Gebietsreformen konnen aber so ausgestaltet werden, dass negative Konsequen-
zen fur die Leistungsbereitstellung und Partizipation internalisiert werden, worauf etwa
Tessmann (2009) verweist, der von Kompensationseffekten infolge einer Dekonzentra-
tion der Kommunalverwaltung (Aufenstellen) ausgeht. Auch durch Digitalisierung
kann moglicherweise die personliche Priasenz und Kommunikation des Biirgers mit der
Verwaltung durch elektronische Angebote erginzt werden (ebenda, S. 169).

Uberdies gehen Gebietsreformen mit einem Anwachsen des Reprisentationsquoti-
enten (Einwohner je Mandat) einher (Bogumil 2016). Aktuellere Studien vermuten da-
rin Auswirkungen auf das aktive Wahlrecht und damit eine der Ursachen fiir die riick-
laufige Wahlbeteiligung sowie einen Grund fiir das Erstarken populistischer Parteien,
wie etwa der AfD in Mecklenburg-Vorpommern (vgl. Rosel/Sonnenburg 2016, S. 12).
Insofern wird in diesem Zusammenhang auch von den politischen Kosten der Refor-
men geschrieben (Résel/Sonnenburg 2016; Rosel 2016¢).

Relevant sind jedoch nicht nur Auswirkungen auf das aktive, sondern auch auf das
passive Wahlrecht. Hierzu gibt es eine Reihe von Untersuchungen, die dieses Thema
genauer in den Blick nehmen. Seitz (2007c¢) stellt beispielsweise keine sinkende Bereit-
schaft fiir die Kandidatur um ein Mandat im Kreistag fest und auch die Auswirkungen
auf die Beteiligung an Kommunalwahlen werden als eher gering eingeschétzt (Seitz
2007¢c, S. 35f.; Ems/Greiner-Bild 2017), nicht zuletzt weil mit groBeren Gebietszu-
schnitten auch eine hohere Bedeutung des Mandats einhergeht (Bogumil 2016, S. 41f.).
Damit verbunden sind beispielsweise gestiegene Entscheidungsbefugnisse und sich
verdndernde Entscheidungsmaterien, die aber wiederum auch mit einem Aufwandszu-
wachs korrespondieren. So weisen Ems (2016) sowie Ems/Greiner-Bild (2017) bei-
spielsweise fiir die Kreisebene einen von den Mandatstrdgern wahrgenommenen Zu-
wachs an Fiihrungsaufgaben nach. Insofern hat sich die Uberschaubarkeit der {iberért-
lichen Gegebenheiten in den neuen Landkreisen verschlechtert, wenngleich dies nicht
dazu fiihrt, dass die Mandatstriiger den Uberblick verlieren (Ems 2016, S. 98). AuBer-
dem zeigt sich kein Riickgang der Legitimitit lokalen Handelns, denn auch die Bewer-
berzahlen aus den unterschiedlichen Personengruppen sind ausreichend (ebenda, S.
101). Auch Hesse (2015) weist in seinen Untersuchungen solche Mehrbelastungen
nach. Eine grundlegende Gefahrdung des Ehrenamts kann jedoch nicht erkannt werden
(Hesse 2015, S. 136).

Im Zusammenhang mit Gebietsreformen wird auch die subjektiv wahrgenommene
Identitétsbildung in den Fokus genommen. Die zentrale Vermutung ist, dass die Identi-
titsbildung durch sich dndernde Gebietszuschnitte oder immer groBer werdende Ge-
bietseinheiten sinkt, was beispielsweise Probleme von Politikverdrossenheit befordern
sowie die Biirger und die Verwaltung entfremden kann (Rdsel/Sonnenburg 2016, S. 6).
Allerdings lassen sich in der Literatur dazu differenziertere Befunde finden. Biichner
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und Franzke (2001b) konnen beispielsweise fiir die Identitdtsentwicklung keine ein-
deutigen Effekte aufzeigen (Biichner/Franzke 2001b). Sie stellen zwar eine Irritation
von Identititen fest. Allerdings konnen sich diese im Zeitverlauf wieder neu entwi-
ckeln, auch wenn dies Zeit in Anspruch nimmt (Biichner/Franzke 2001b, S. 22).

Europa

Die international vergleichende Forschung befasst sich mit ganz &hnlichen Fragestel-
lungen. Auch sie hat sich mit der GebietsgroB3e befasst und schlussfolgert, dass diese al-
lenfalls einen moderaten Effekt auf die lokale Demokratie hat (siche Denters u.a. 2014).
Insofern darf der Zusammenhang zwischen Gebietsverdnderungen und der Ausiibung
demokratischer Teilhaberechte nicht iiberschitzt werden. Dies gilt nicht zuletzt, weil es
auch andere relevante Erklarungsfaktoren gibt wie beispielsweise sozio-demografische
Merkmale (so etwa Geschlecht oder Bildung; Houlberg 2010, S. 325). Van Houwelin-
gen (2014) kann in seiner 15 internationale Untersuchungen einbeziehenden Metastudie
nur sehr selten positive Zusammenhénge zwischen der Gemeindegrofe und verschiede-
nen Dimensionen politischer Beteiligung feststellen (vgl. Van Houwelingen 2014, S.
417). Auch Denters u.a. (2014) kommen zu dhnlichen Ergebnissen. In einer verglei-
chenden Untersuchung iiber Gemeinden in Dénemark, Norwegen, den Niederlanden
und der Schweiz weisen sie fiir drei der vier Lander keinen Zusammenhang von Ge-
bietsgrofle und Wahlbeteiligung nach. Nur fiir die Niederlande wurde ein negativer Ef-
fekt zwischen steigender Gebietsgrofle und Wahlbeteiligung aufgezeigt. Stattdessen zei-
gen andere Variablen wie etwa die zivilgesellschaftliche Einbettung der Bewohner (z.B.
Mitgliedschaft in Vereinen, Verbanden) mehr Erklarungskraft fiir die Entwicklung der
Wahlbeteiligung (vgl. Denters u.a. 2014, S. 229ff. und 304). Diese aktuelleren Befunde
stehen im Widerspruch zu élteren Studien, die fiir die Niederlande einen negativen Zu-
sammenhang von Gemeindefusionen und Wahlbeteiligung feststellen (Denfers u.a.
1990; Berghuis u.a. 1995; Denters/Geurts 1998; Toonen u.a. 1998; Frandsen 2002;
Fraanje u.a. 2008; vgl. zusammenfassend Schaap/Karsten 2017). Insgesamt sind jedoch
die Befunde iiber den Einfluss von Gemeindegrofe auf verschiedene Dimensionen poli-
tischer Beteiligung eher widerspriichlich und ohne eindeutige Tendenz.

In diesem Zusammenhang sind auch die Befunde zu zivilgesellschaftlichen Aktivi-
titen relevant. So finden Denters u.a. (2014) beispielsweise fiir die Schweiz keine ne-
gativen Auswirkungen der steigenden Gebietsgroflen von Gemeinden auf die Bereit-
schaft zur Teilnahme an Referenden (Denters u.a. 2014, S. 305). Dariiber hinaus spielt
in diesem Zusammenhang auch das Politikinteresse eine wichtige Rolle. Denters u.a.
(2014) finden fiir die Niederlande einen negativen Effekt, der aber in den drei anderen
Landern nicht bestétigt werden kann. Im Gegensatz dazu zeigt Mouritzen (2010) fiir
Gebietsreformen in Dédnemark einen positiven Zusammenhang zwischen kollektiver
demokratischer Beteiligung (etwa in zivilgesellschaftlichen und politischen Organisati-
onen) und zunehmender GemeindegroBe. Begriindet wird dies dadurch, dass die demo-
kratische Beteiligung in politischen Organisationen in gréfleren Gemeinden eher zu
den tiblichen Formen von Beteiligung gehort (Mouritzen 2010, S. 35). Demnach gibt es
keinen direkten Zusammenhang von Gebietsreformen und der Gefdhrdung lokaler De-
mokratie (Mouritzen 2010, S. 36).

Es gibt aber auch eine Reihe von Studien, die negative Effekte fiir ausgewihlte
Teilaspekte demokratischer Teilhabe aufweisen. Denters u.a. (2014) gelangen zu dem
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Ergebnis, dass der Grad der parteipolitischen Aktivitit der Gemeindebiirger in kleine-
ren Gemeinden hoher ist als in groferen. Zwar lassen sich diese Befunde nicht fiir die
Schweiz erhirten, sie werden aber durch frithere Studien aus den Niederlanden gestiitzt
(Berghuis u.a. 1995; Fraanje u.a. 2008; Toonen u.a. 1998; Schaap/Karstens 2017). Ein
moglicher Zusammenhang des Représentationsquotienten (Einwohner je Mandat) mit
der zunehmenden Gemeindegrofle ist nicht auszuschlieBen (Denters/Geurts 1998;
Bogumil 2016, S. 41).

Insofern mag es kaum verwundern, dass der stirkste negative Zusammenhang
zwischen der GebietsgroBle und der Kontaktneigung von Biirgern mit lokalen Amts-
tragern festgestellt wird (Denters u.a. 2014). In allen vier Landern sinkt diese Neigung
signifikant mit zunehmender Gemeindegrofe. Allerdings stehen diese Befunde im
Widerspruch zu den Ergebnissen aus anderen Untersuchungen (vgl. Fraamje u.a.
2008, S. 81f.; Denters u.a. 1990; Steiner/Kaiser 2016); so konnen beispielsweise Stei-
ner/Kaiser (2016) keinen Riickgang in der Identifikation der Biirger mit der Gemeinde
feststellen (Steiner/Kaiser 2016, S. 13f.). Deshalb ergibt sich in der Summe ein eher
gemischtes und teilweise widerspriichliches Bild. Einerseits gibt es Evidenz fiir eine
Verstiarkung der Kontaktorientierung gegeniiber lokalen Amtstrigern. Andererseits
zeigen die Autoren aber auch Befunde, die eine Schwichung in dieser Dimension in-
folge von Gebietsfusionen nachweisen (Mouritzen 1989; Ladner 2002; Denters/Geurts
1998; Schaap/ Karstens 2017). Aulerdem kommt hinzu, dass die selbstwahrgenom-
mene Politikkompetenz der Biirger sinkt. Sie sehen sich selbst somit immer weniger
dazu in der Lage, lokale Politikprozesse kompetent mitgestalten und verstehen zu kon-
nen (Denters u.a. 2014; internal political efficacy — IPE; vgl. Lassen/Serritzlew 2011,
S. 238 und 255).

6 Zusammenfassung und Ausblick

Im vorliegenden Beitrag wurden auf der Grundlage des nationalen und internationalen
Forschungsstandes die bisherigen wissenschaftlichen Erkenntnisse liber die Wirkungen
von Gebietsreformen anhand von drei zentralen Dimensionen zusammengefasst: (1)
Leistungsfahigkeit, Verwaltungs- und Veranstaltungskraft, (2) Einsparungen, Skalener-
trage und Wirtschaftlichkeit und (3) Partizipation und demokratische Kontrolle. Im Er-
gebnis kann festgestellt werden, dass die Leistungs- und Handlungsfahigkeit kommu-
naler Selbstverwaltung durch Gebietsreformen iliberwiegend positiv beeinflusst wird.
Dagegen sind die empirischen Befunde im Bereich der Wirtschaftlichkeit, Einsparun-
gen und Skalenertrdge eher widerspriichlich. Ein Teil der Studien konstatiert unter be-
stimmten Bedingungen Kostenreduzierungen und Wirtschaftlichkeitsgewinne, wéhrend
andere cher gegenteilige oder unklare Wirkungen feststellen. Die konkrete Entwick-
lung scheint von den konkreten Kontextbedingungen und der Art und Weise der Re-
formumsetzung abzuhdngen. In der Dimension der Partizipation und demokratischen
Kontrolle zeigt sich, dass es fiir einzelne Teilaspekte zu problematischen Entwicklun-
gen in den fusionierten Gebietskorperschaften kommen kann, wie z.B. zu riicklaufigem
Parteiengagement oder abnehmender Lokalidentitat.

In der Zusammenschau fillt die empirische Evidenz zu den Wirkungen von Ge-
bietsreformen fiir die verschiedenen Dimensionen gemischt aus. Solche durchwachse-
nen Wirkungsbilanzen sind auch fiir andere VerwaltungsreformmafBnahmen nicht un-
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gewohnlich. Zweifellos besteht ein erheblicher Bedarf fiir weitere Forschung, insbe-
sondere im Hinblick auf multivariate Erklarungsansitze, die in der Lage sind, die
Komplexitit der wesentlichen Einflussfaktoren und Kausalzusammenhinge zu erfas-
sen. Neben der anspruchsvollen Konstruktion entsprechender Erkldrungsmodelle liegt
die grofite methodische Herausforderung in der Schaffung einer vielfaltigen und soli-
den Datenbasis iiber langfristige Zeitrdume hinweg.

Fiir Entscheidungstrdger in der politischen und administrativen Praxis ergibt sich
aus der vorliegenden Betrachtung, dass die Ausgestaltung und Umsetzung von Gebiets-
reformen mafBgeblich dafiir sind, inwiefern sich die Handlungs- und Leistungsfahigkeit
kommunaler Kdrperschaften verbessern lassen. Angesichts der zentralen Herausforde-
rungen flir die kommunale und regionale Ebene — Digitalisierung, demografischer
Wandel und Fachkréiftemangel (auch in der Verwaltung), finanzielle Nachhaltigkeit —
erscheint es legitim, der Sicherung der Funktions-, Leistungs- und Zukunftsféhigkeit
der kommunalen Selbstverwaltung hochste Prioritdt einzurdumen. Die Wissenschaft
kann dazu einen wichtigen Beitrag leisten, um zentrale Funktionszusammenhénge zu
untersuchen und die Ursachen der Folgewirkungen von Gebietsreformen besser zu ver-
stehen.
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Svenja Ems, Henrik Ndirnberger

KreisgebietsgréBe und kommunales Ehrenamt -
schwindende Motivation durch lange

Anfahrtswege?

Zusammenfassung

Mogliche Auswirkungen der Kreisgebietsgrofle auf
die Mandatsausiibung von Kreistagsmitgliedern
wurden vor allem im Zusammenhang mit (geplan-
ten) Territorialreformen immer wieder diskutiert.
Bisherige Untersuchungen belegen, dass mit groflen
Kreisgebieten der Zeit- und Arbeitsaufwand fiir
Kreistagsmitglieder zwar steigt, die Bereitschaft zur
Kandidatur dadurch jedoch nicht zwangslaufig ab-
nimmt. Der vorliegende Beitrag untersucht nun, ob
Kreistagsmitglieder, die in peripheren Lagen zur
Kreisstadt wohnen und damit in der Regel auch ldn-
gere Anfahrtswege flir die Teilnahme an Kreistags-
und Ausschusssitzungen auf sich nehmen miissen,
ihre Amtsausiibung im Kreis anders bewerten als je-
ne, die vergleichsweise zentrumsnah wohnhaft sind.
Betrachtet werden hierfiir Aussagen zur Wahrneh-
mung des Zeit- und Arbeitsaufwands, der attestierten
., Uberschaubarkeit* des Kreises und der Motivation
zur Kandidatur in Abhéngigkeit zum Wohnort der
Mandatstrdger. Als empirische Grundlage dienen
zum einen eine bisher unverdffentlichte Befragung
von Kreistagsmitgliedern des Regionalkreises Meck-
lenburgische Seenplatte aus dem Jahr 2014 und zum
anderen die Befragungsergebnisse aus einer erwei-
terten Studienauswertung zum Freistaat Sachsen im
Jahr 2016. Die Analyse zeigt einen ,territorialen
Faktor” im Antwortbild der Mandatstrdger im Kreis
Mecklenburgische Seenplatte, wohingegen sich in
den sichsischen Landkreisen kaum wohnortsabhén-
gige Bewertungsmuster erkennen lassen.

Schlagworte: Kreisgebietsreform, Sachsen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Partizipation, Ehrenamt

Abstract

County size and local political office — decreasing
motivation due to longer distances?

Potential effects of county size on the capacity of
local representatives to exercise their mandate have
been repeatedly discussed in relation to (planned)
territorial reforms in Germany. Previous studies
have shown that the time and effort for council
members increases with county size, whereas the
willingness to run for office does not necessarily
decrease. This article investigates whether council
members living far away from the district town
(hence generally traveling longer distances to par-
ticipate in council and committee meetings) assess
the exercise of their office differently than those
living relatively closer to the center. We consider
the representatives’ statements concerning their
perception of the time and effort, the attested
“manageability” of the county and their motivation
to run for office in relation to their place of resi-
dence. An unpublished survey among regional
council members of the Mecklenburg Lake District
from 2014 as well as an extended analysis of a
study by the Free State of Saxony from 2016 serve
as empirical foundation for this study. The analysis
shows that the answers of council representatives
from the Mecklenburg Lake District do include a
certain “territorial factor”, while no correlation be-
tween the assessment of the mandate and the place
of residence can be identified in Saxony.

Key words: county-level territorial reforms, Saxo-
ny, Mecklenburg-West Pomerania, Participation,
public office
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1 Einleitung

Der fortschreitende demografische Wandel und die prekidre Haushaltslage vieler Bun-
deslander haben seit 2000 zu einer dritten Welle von Verwaltungsstrukturreformen ge-
fiihrt (vgl. Franzke 2013, S.12-13). Vor allem in den ostdeutschen Bundeslandern, die
besonders stark vom Bevolkerungsriickgang betroffen sind, kam es allein in den ver-
gangenen zehn Jahren in drei Bundeslédndern zu weitreichenden Kreisneugliederungen.
Wihrend in Sachsen-Anhalt 2007 die Zahl der Landkreise von 21 auf 11, in Sachsen
2008 von 22 auf 10 und Mecklenburg-Vorpommern 2011 von 12 auf 6 verringert wur-
de, fiihrte der 6ffentliche Widerstand und parteipolitische Streit um die geplanten Ge-
bietsreformen in Brandenburg und Thiiringen zu einem Stopp der Reformvorhaben.

Ein wesentliches Merkmal der bisher gefiihrten Reformdebatten ist eine Dis-
kurskultur, die vor allem durch Angste und Befiirchtungen geprigt ist (vgl. Ems 2016,
S. 15; Kuhlmann/Seyfried/Siegel 2017, S. 6-7). Wie aus Abbildung 1 hervorgeht, wird
ein negativer Zusammenhang zwischen vergroferten Kreisgebieten und der Ausiibung
des Kreistagsmandats angenommen. Ein gestiegener Zeit- und Arbeitsaufwand sowie
eine schlechtere Uberschaubarkeit der Kreisgebiete fithren demnach zu einer abneh-
menden Bereitschaft, fiir ein Kreistagsmandat zu kandidieren.

Entgegen dieser Annahmen haben aktuelle nationale und internationale Untersu-
chungen gezeigt, dass mit vergroBerten Kreisgebieten zwar die Uberschaubarkeit leidet
und der Zeit- und Arbeitsaufwand fiir Kreistagsmitglieder steigt, damit jedoch nicht
zwangsldufig die Motivation zur Kandidatur abnimmt (vgl. Ems 2016; Bogumil 2016;
Kuhlmann/Seyfried/Siegel 2017; Niirnberger 2015; Hesse 2014, 2015; Seitz 2008).

Abb. I:  Angenommener Zusammenhang zwischen der gewachsenen territorialen
Dimension und der Einstellung zum Kreistagsmandat

GroRere territoriale | Veranderte Einstellung

Dimension

- langere — - geringere Motivation

Wegstrecken zur Kandidatur

gestiegener Zeitaufwand |

| gestiegene Arbeitsbelastung |

- Héhere Komplexitat - negativere

der Aufgaben — Bewertung der
Territorialreform
insgesamt

| mangeinde Uberschaubarkeit |

—

Quelle: Eigene Darstellung.

Um kiinftige Reformentscheidungen verstérkt auf wissenschaftlicher Evidenz begriin-
den zu kénnen, nimmt der vorliegende Beitrag eine neue Perspektive ein und befasst
sich auf der Mikroebene mit mdglichen Auswirkungen des territorialen Neuzuschnitts
von Landkreisen auf die Ausiibung des Kreistagsmandats. Dafiir wird erstmals der
Frage nachgegangen, ob Kreistagsmitglieder, die in groBerer Distanz zur Kreisstadt
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wohnen und damit in der Regel auch ldngere Anfahrtswege fiir die Teilnahme an Kreis-
tags- und Ausschusssitzungen haben, ihre Amtsausiibung im Kreis anders bewerten als
jene, die vergleichsweise zentrumsnah wohnhaft sind.! Inwieweit verindern sich also
Bewertungen iiber die Auswirkungen von Kreisgebietsreformen, wenn die Antworten
der Befragten in Relation dazu gesetzt werden, wie weit ein Kreistagsmitglied vom
Kreissitz entfernt wohnt? In Abhingigkeit zum Wohnort der Mandatstriiger” werden
Aussagen zur Wahrnehmung des Zeit- und Arbeitsaufwands, zur ,,Uberschaubarkeit*
des Kreises, zur Motivation zur Kandidatur sowie zur Bewertung der Reform insge-
samt betrachtet.

2  Aktueller Forschungsstand

Kurz bevor die beiden Landesregierungen in Brandenburg und Thiiringen dem 6ffent-
lichen und politischen Druck nachgaben, wurden zwei Gutachten (vgl. Bogumil 2016;
Kuhlmann/Seyfried/Siegel 2017) vorgelegt, die den sehr emotional gefiihrten Diskurs
durch wissenschaftliche Evidenz versachlichen sollten (vgl. Kuhlmann/Seyfried/Siegel
2017, S. 6-7). Wéhrend sich Bogumil in seinem Gutachten zur Neugliederung der Land-
kreise und kreisfreien Stidte in Thiiringen ausschlieBlich auf bisherige Erkenntnisse zu
den Effekten von Kreisgebietsreformen in Deutschland konzentrierte, haben sich
Kuhlmann/Seyfried/Siegel in ihrem Gutachten mit den Wirkungen von Gebietsrefor-
men sowohl im nationalen als auch im internationalen Kontext beschéftigt. Hierfiir
fiilhrten Sie eine umfassende Meta-Analyse von insgesamt 83 wissenschaftlichen Stu-
dien und weiteren Untersuchungen durch (vgl. Kuhlmann/Seyfried/Siegel 2017). Beide
Stellungnahmen bezogen dabei drei Wirkungsdimensionen ein, die als anerkannte Ziel-
bzw. Basiskategorien der Wirkungsanalyse von Verwaltungsreformen betrachtet wer-
den (vgl. Kuhimann/Wollmann 2011; Kuhlmann/Wayenberg 2016). So wurde — wenn
auch mit unterschiedlichen Begrifflichkeiten — zwischen der Leistungsfahigkeit bezie-
hungsweise Wirksamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der demokratisch-partizipativen
Dimension differenziert (vgl. Bogumil 2016, S. 7; Kuhlmann/Seyfried/Siegel 2017, S.
9-13).

Gleichwohl darf nicht aufler Acht gelassen werden, dass sich diese drei Bewer-
tungsmafstibe in einem Zielkonflikt befinden (vgl. Bogumil 2016, S. 7). Typischer-
weise sollen GebietsvergroBerungen dazu beitragen, die Leistungsfahigkeit und Effizi-
enz der kommunalen Verwaltungsstrukturen zu erhéhen, und gleichermalien die Legi-
timitdt lokalen Handelns durch biirgerschaftlich-demokratische Partizipation zu erhal-
ten (vgl. Tessmann 2012, S. 165-181; Wollmann 2008, S. 28; Franzke 2013, S. 20). So
wird insbesondere von kommunaler Seite kritisiert (vgl. hierzu u. a. Rocke/Riisen 2003:
230), dass eine allzu ambitionierte Flachenausdehnung von Landkreisen die zumutba-
ren duleren Bedingungen fiir eine ehrenamtliche Mandatsausiibung deutlich erschwe-
ren und sogar zu einer Gefdhrdung der kommunalen Selbstverwaltung fithren konnen.
Zu diesem Ergebnis kamen auch die Richter des Landesverfassungsgerichts Mecklen-
burg-Vorpommern. Im Jahr 2007 erklérten sie die geplante Kreisgebietsreform fiir ver-
fassungswidrig und wiesen insbesondere darauf hin, dass das Gericht die geplanten
Flachendimensionen gerade unter dem Gesichtspunkt der ehrenamtlichen Mandatsaus-
iibung fiir dullerst fragwiirdig hélt (vgl. LVerfG MV 2007, S. 42). Demnach wiirde die
geplante GroBe der neuen Kreise das Ehrenamt ,.betréchtlich erschweren® (LVerfG MV
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2007, S. 50). Indessen betonen Reformbefiirworter vor allem die 6konomischen Ein-
sparpotenziale einer solchen Reform (vgl. hierzu u.a. Landtag Mecklenburg-Vorpom-
mern, Drs. 5/1380: 7). Sie weisen darauf hin, dass eine kraftvolle kommunale Selbst-
verwaltung nur stattfinden kann, wenn die kommunalen Koérperschaften mit ausrei-
chend materiellen Kompetenzen und Handlungsmdglichkeiten ausgestattet sind (vgl.
Ems 2016, S. 13).

Im Folgenden werden unter Beriicksichtigung der eingangs formulierten Fragestel-
lung bisherige Erkenntnisse zum Wirkungszusammenhang zwischen Kreisgebietsver-
groBerungen und der biirgerschaftlich-demokratischen Dimension der kommunalen
Selbstverwaltung zusammengefasst.’

Im Hinblick auf das aktive und passive Wahlrecht kommen Kuhlmann/Seyfried/
Siegel in ihrer oben genannten Meta-Studie zu dem Ergebnis, dass es zwar negative Ef-
fekte von Gebietsreformen auf den Zeit- und Arbeitsaufwand fiir die ehrenamtliche
Mandatsausiibung gibt, diese sich aber durch die Ausgestaltung des Reformprozesses
abmildern oder gar vermeiden lassen (Kuhlmann/Seyfried/Siegel 2017, S. 50). Einen
Anstieg der Zeit- und Arbeitsbelastung konnen auch Ems (2016), Ems/Greiner-Bild
(2017), Niirnberger (2015) und Hesse (2008, 2014, 2015) in ihren auf selbst erhobenen
Datenquellen basierenden Untersuchungen nachweisen. Demnach geben in Mecklen-
burg-Vorpommern knapp 90 Prozent der befragten Kreisrdte an, dass ihr individueller
Zeitaufwand seit der Kreisreform gestiegen ist (vgl. Hesse 2014, S. 28). Dies wird
durch eine gesonderte Befragung der Mitglieder des Kreistags Mecklenburgische Seen-
platte bestitigt. So geben 88 Prozent der Befragten (n=30) an, dass der Zeitaufwand fiir
das kommunale Amt vor der Reform im Jahr 2011 geringer war (vgl. Niirnberger
2015, S. 22). Und auch die Belastung durch das Mandat hat sich verdndert: Wéhrend
diese vor der Reform fiir 74 Prozent der befragten Kreistagsmitglieder ausgeglichen
war, nennen 81 Prozent der Befragten die Belastung durch das Mandat seit der Kreisre-
form hoch oder sehr hoch (vgl. Hesse 2014, S. 30). Zu dhnlichen Ergebnissen kommt
eine Studie von Ems, in der 138 sichsische Kreisrite befragt wurden: So ist der indivi-
duelle Aufwand zur Mandatsausiibung zwar sowohl hinsichtlich der aufzubringenden
Zeit als auch der Arbeitsbelastung nach Ansicht von 70 Prozent der Befragten gestie-
gen (vgl. Ems 2016, S. 65, 68). Dies bewegt sich jedoch in einem Rahmen, der es wei-
terhin ermoglicht, das Kreistagsmandat ehrenamtlich wahrzunehmen (vgl. Ems 2016,
S. 72).

Ein weiteres, hdufig von kommunaler Seite vorgebrachtes Argument bezieht sich
auf die ,,Uberschaubarkeit* der Kreise. Demnach gebe es eine Obergrenze der zulis-
sigen GroBe von Kreisen, bei deren Uberschreitung nicht mehr von ,,iiberschaubaren
Einheiten gesprochen werden kann (vgl. Bull 2007, S. 65; Tessmann 2008, S. 122). So
wird auch durch die Befragung der Kreisrdte in Mecklenburg-Vorpommern deutlich,
dass sich eine zunehmende Flichenausdehnung negativ auf die Uberschaubarkeit des
Kreisgebiets auswirkt. Wahrend knapp 80 Prozent der Befragten die ortlichen Gege-
benheiten in ihrem Altkreis gut oder sehr gut iiberschauen und einschétzen konnten,
geben dies nur noch 19 Prozent fiir ihren heutigen Landkreis an. Von knapp 40 Prozent
wird die Situation in den heutigen Landkreisen sogar als ,,mangelhaft oder ,,ungenii-
gend” beurteilt (vgl. Hesse 2014, S. 61). Auch in Sachsen lésst sich diese Tendenz er-
kennen: Wihrend die Uberschaubarkeit der iiberdrtlichen Gegebenheiten in den alten
Kreisgebieten von den befragten Kreisrdten im Durchschnitt als ,,gut bewertet wird,
ist sie in den neuen Landkreisen hingegen durchschnittlich nur noch ,,befriedigend. 16
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Prozent der befragten Kreisrite beurteilen die Uberschaubarkeit der iiberortlichen Ge-
gebenheiten in ihrem heutigen Landkreis ebenfalls als ,,mangelhaft” oder ,,ungenii-
gend” (vgl. Ems 2016, S. 75). Allerdings macht die vorliegende Empirie deutlich, dass
trotz der gesunkenen Uberschaubarkeit der {iberortlichen Gegebenheiten die zu behan-
delnden und damit relevanten Themen mehrheitlich auch in den neuen Kreisgebieten
tiberblickt werden koénnen (vgl. Ems 2016, S. 97). So lehnen 64 Prozent der séchsi-
schen Kreisréite die These ab, dass ihnen aufgrund der GroBe ihres Landkreises oft der
Uberblick iiber die zu behandelnden Themen fehlt (vgl. Ems 2016, S. 75). Diese Ein-
schitzung zeigt sich auch in der Umfrage unter den Kreistagsmitgliedern des Landkrei-
ses Mecklenburgische Seenplatte (vgl. Niirnberger 2015, S. 25-26).

Insgesamt kann durch die Untersuchungen fiir Mecklenburg-Vorpommern und
Sachsen konstatiert werden, dass es trotz der groferen Belastungen der Mandatstriger
nach wie vor ausreichend viele Bewerber aus unterschiedlichen Personengruppen fiir
die Kreistagswahlen gibt. Zwar ist insgesamt bei einzelnen Mandatstrigern ein gewis-
ser Unmut zu erkennen, ein tendenzieller Riickgang der Motivation macht sich bei den
befragten aktiven Politikern jedoch nicht bemerkbar. So verneinten 68 Prozent der be-
fragten Kreisrdte aus dem Landkreis Mecklenburgische Seenplatte die Frage, ob sie
heute weniger motiviert seien, ein Mandat im Kreistag zu iibernehmen (vgl. Niirnber-
ger 2015, S. 27). Und auch mit Blick auf die Bewerberzahlen fiir die Kreistagsmandate
in Sachsen lésst sich keine Gefdhrdung des kommunalpolitischen Ehrenamts und der
Legitimitdt lokalen Handelns erkennen (vgl. Ems 2016, S. 101). Zwar sind die absolu-
ten Bewerberzahlen im Jahr 2014 im Vergleich zu 2008 und auch zu 2004 leicht ge-
sunken, doch ist zu vermuten, dass der zu verzeichnende Riickgang durch allgemeine
gesellschaftliche Entwicklungen wie die zunehmende Parteienverdrossenheit und eine
wachsende berufliche Inanspruchnahme potenzieller Kandidaten (vgl. Hesse 2008: 52)
zu erkldren ist. Wird die Zahl der Kreistagsbewerber im Freistaat Sachsen in Relation
zur Zahl der zur Verfiigung stehenden Mandate gesetzt, l4sst sich ebenfalls kein syste-
matisch negativer Zusammenhang zwischen der Flachenausdehnung der Kreise und der
Bereitschaft zur Kandidatur feststellen. Vielmehr zeigen die Ergebnisse, dass sich bis-
lang eine ausreichend grofle Zahl an Bewerbern gefunden hat und damit der befiirchte-
te Personalmangel bei der Besetzung der Kreistagsmandate ausgeblieben ist (vgl. Ems
2016, S. 90).* Zudem ist zu beachten, dass in groBeren Gebietszuschnitten die Bedeu-
tung des Mandats zunimmt (vgl. Bogumil 2016, S. 41-42). So konne sich die Moglich-
keit, weitreichenderen Einfluss in einem groBeren Gebiet auszuiiben und damit mehr
Verantwortung zu iibernehmen, sogar deutlich motivationsfordernd auswirken (vgl.
Baumann 2005, S. 107).

Neben diesen Befunden weist auch Seitz in fritheren Untersuchungen nach, dass es
keine empirischen Belege fiir einen Zusammenhang zwischen der GroBe der Kreise
und der Bereitschaft zur Kandidatur bei Kreistagswahlen gibt (vgl. Seitz 2008, S. 95;
Seitz 2007a, S. 33). Fiir die Ldnder Rheinland-Pfalz und Brandenburg konnte Seizz die
Wohnorte der Kreistagsbewerber ermitteln. Die Hypothese, dass die Zahl der Kandida-
turen pro verfiigbares Mandat mit zunehmender Entfernung zum Kreissitz in beiden
Landern systematisch abnehmen wiirde, bestitigt die Korrelationsanalyse nicht. Selbst
die Kreissitze, fiir die ein besonderer ,,Ortsvorteil” gelten konnte, lassen keine héhere
Wabhrscheinlichkeit fiir eine Kreistagskandidatur erkennen (Seizz 2008, S. 100; Seitz
2007a, S. 35). Zwar konnte mit Brandenburg ein Land mit vergleichsweise groBen
Kreisflachen untersucht werden, doch kann auch Seitz — wie er in einer FuBlnote an-
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merkt — nicht vollends ausschlieBen, dass bei einem weiteren Distanzanstieg die Kan-
didaturbereitschaft abnehmen konnte (vgl. Seizz 2008, S. 99).

Somit Idsst sich konstatieren, dass es fur Deutschland eine Reihe von Gutachten
gibt, die sich empirisch und in unterschiedlicher Intensitit mit der Frage nach mdogli-
chen Auswirkungen von Kreisgebietsreformen auf die Kreistagsmitglieder befassen —
hierbei wurden vor allem die Aspekte Zeit- und Arbeitsbelastung, Uberschaubarkeit
und/oder Motivation untersucht. In keiner der genannten Studien wurde jedoch danach
gefragt, ob sich das Antwortbild der Kreisrdte verdndert, wenn die Entfernung zwi-
schen den Wohnorten der Kreisrdte und dem Kreissitz in der Analyse beriicksichtigt
wird. Anders ausgedriickt: Bisher liegen keine umfassenden empirischen Untersuchun-
gen zu der Frage vor, ob die Distanz zwischen Wohnort und Kreissitz einen Einfluss
auf die Bewertung der Auswirkungen von Kreisgebietsreformen hat. Diese For-
schungsliicke wurde als Anlass genommen, im vorliegenden Beitrag der Frage nachzu-
gehen, welche Bedeutung dem individuellen Wohnort von Mandatstragern bei der Be-
wertung der Gebietsreform beizumessen ist.

3 Untersuchungsleitende Hypothesen

In dem kontrovers diskutierten Urteil des Landesverfassungsgerichts Mecklenburg-
Vorpommern, in dem die Richter die geplante Kreisgebietsreform als verfassungswid-
rig einstuften (vgl. LVerfG MV 2007), wurde unter anderem die These aufgestellt, dass
bei einer zu grolen Flichenausdehnung insbesondere Mandatstrager aus den entfernt
beziehungsweise peripher gelegenen Wahlkreisen nur unter unzumutbarem Aufwand
ihrem ehrenamtlichen Kreistagsmandat nachkommen konnen. Dies fiihre zwangslaufig
dazu, dass viele der Betroffenen von einer Kandidatur zum Kreistag absehen wiirden
(vgl. Nierhaus 2008, S. 11).

Auf diese Weise argumentieren auch Vertreter des sogenannten ,,decline of com-
munity model” (vgl. Dahl/Tufte 1973, S. 41-65; Verba/Nie 1972, S. 229-247; Verba
u.a. 1978, S. 269-285; Oliver 2000, 2001; Putnam 2000, S. 204-215). Hierbei wird da-
von ausgegangen, dass ein Anstieg der GebietsgroBe unter anderem einen negativen
Effekt auf die Bereitschaft der Biirger hat, sich politisch zu engagieren. Einen ent-
scheidenden Faktor stellen die Kosten der politischen Partizipation dar (political eco-
nomy approach). So fithren unter anderem Dahl/Tufte (1973) an, dass die Kosten fiir
direkte Formen des politischen Engagements in gro3en Kommunen héher ausfallen als
in kleinen Gebietseinheiten.

Dieser Annahme folgend, soll auf der Mikroebene untersucht werden, ob sich die
Folgenbewertung der Kreisgebietsreformen durch die Mandatstrager in Abhéngigkeit
von threm Wohnort unterscheidet. In Anlehnung an die von Denters u.a. (2014, S. 17
ff.) auch als ,,Lovely Lilliput-Theorie* bezeichnete pessimistische Sicht (vgl. Kuhl-
mann/Seyfried/Siegel 2017, S. 12) wird vermutet, dass jene Mandatstriger, die beson-
ders weit vom Kreissitz entfernt wohnen, den Zeit- und Arbeitsaufwand sowie die sich
daraus ergebenden Folgen, deutlich schlechter bewerten, als jene, die am Kreissitz be-
ziehungsweise im ndheren Umkreis wohnen.

Ausgehend von dieser Annahme, werden vier Hypothesen formuliert, die sich auf
die einschligigen Kriterien Zeit- und Arbeitsaufwand, Uberschaubarkeit, Bewertung
der Reform sowie Motivation zur Kandidatur beziehen:
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Mitglieder des Kreistags, die in zunehmend groferer Distanz zum Kreissitz wohnen, attestieren
eine hohere Zeit- und Arbeitsbelastung, als jene, die vergleichsweise zentrumsnah anséssig sind.
(HI)

Mitglieder des Kreistags, die in zunehmend groBerer Distanz zum Kreissitz wohnen, bewerten
die Uberschaubarkeit schlechter als jene, die vergleichsweise zentrumsnah ansissig sind. (H2)

Als Folge der hoheren Arbeitsbelastung und verschlechterten Uberschaubarkeit wird
angenommen, dass — ebenfalls abhéngig vom Wohnort — sowohl die Kreisgebietsre-
form insgesamt als auch die eigene Motivation zur Kandidatur anders bewertet werden:

Mitglieder des Kreistags, die in zunehmend groBerer Distanz zum Kreissitz wohnen, bewerten
die Reform negativer als jene, die vergleichsweise zentrumsnah anséssig sind. (H3)

Mitglieder des Kreistags, die in zunehmend groBerer Distanz zum Kreissitz wohnen, sind auf-
grund der groferen Kreise weniger zur Kandidatur motiviert als jene, die vergleichsweise zent-
rumsnah ansissig sind. (H4)

4 Methodisches Vorgehen und Fallauswahl

Als empirische Grundlage fiir die folgende Untersuchung dienen zum einen bisher un-
verOffentlichte Daten einer schriftlichen Befragung von 51 der insgesamt 77 Mitglieder
(Riicklaufquote: 66 Prozent) des Kreistags Mecklenburgische Seenplatte aus dem Jahr
2014. Ausgewdhlt wurden in der Regel die Antworten jener Mandatstriager (n=34), die
bereits vor der Kreisgebietsreform Mitglied des Kreistags waren und die auf die entspre-
chenden Items geantwortet haben. Zum anderen werden in gleicher Form die Daten einer
Onlinebefragung von 138 sichsischen Kreistagsmitgliedern (Riicklaufquote: 24 Prozent)
aus der Studie von Ems (2016) aufgegriffen und mit den Antwortbildern aus dem Seen-
platte-Kreis verglichen. Als Datengrundlage dienen auch hier die Antworten jener Kreis-
rite, die bereits vor der Kreisgebietsreform ein Mandat innehatten (n=55).

Die ausgewdhlten Fallbeispiele sind insofern besonders von Interesse, als dass sie
sowohl die Verhéltnisse des flichenmifig groften Landkreises Deutschlands widerspie-
geln, als auch Aussagen zu den Verhéltnissen in einem Flachenland erméglichen, das
durch eine moderate Flichenausdehnung gekennzeichnet ist. Eine Beriicksichtigung der
Folgen der Kreisgebietsreform in Sachsen-Anhalt im Jahr 2007 flir die Ausilibung des
Kreistagsmandats wire wiinschenswert, kann jedoch aufgrund einer fehlenden Daten-
grundlage an dieser Stelle nicht geleistet werden. Gleiches gilt fiir die weiteren fiinf Krei-
se Mecklenburg-Vorpommerns, zu denen ebenfalls keine Befragungsdaten vorliegen.

In beiden zugrundeliegenden Studien wurden anhand der personlichen Einschét-
zungen der befragten Mandatstriger die individuellen Distanzen zwischen Wohnort
und dem jeweiligen Kreissitz erfasst. Um fiir die folgenden Untersuchungen die Inter-
pretation zu erleichtern, werden die Mandatstréger in drei Cluster eingeteilt: Mandats-
trager, die weniger als 20 Kilometer zum Kreissitz zuriicklegen miissen, gehdren dem
Cluster 1 an. Jene, die angaben, einen Anfahrtsweg zwischen 20 und 39 Kilometern zu
haben, bilden das Cluster 2 und diejenigen mit mehr als 39 Kilometern Entfernung
zwischen Wohnort und Kreissitz werden dem Cluster 3 zugeordnet. Durch die Eintei-
lung in die drei Cluster, in denen die Zahl der befragten Mandatstréger (n) jeweils rela-
tiv gleichméBig verteilt ist, kann nun zwischen kurzen, mittleren und langen Wegstre-
cken unterschieden werden.’
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Der Untersuchungsansatz betrachtet fiir beide Fallbeispiele die Antworten der
Mandatstriager in Abhingigkeit von den Anfahrtswegen (gemessen an der Distanz zwi-
schen ihrem Wohnort und dem Kreissitz). Mdgliche residuale Variablen, etwa die Par-
teizugehorigkeit oder das Alter der Mandatstrager, werden aufgrund fehlender Daten
nicht beriicksichtigt, kdnnten neben dem Wohnort aber als weitere EinflussgroBen fiir
die Bewertung der Amtsausiibung von Bedeutung sein (vgl. u.a. Hesse 2008; 2014).
Bevor im Folgenden die Ergebnisse der Befragungen vorgestellt werden, werden zu-
nichst die Auswirkungen der Kreisgebietsreformen hinsichtlich der territorialen Di-
mensionen der Landkreise iiberblickshaft zusammengefasst.

a) Landkreis Mecklenburgische Seenplatte

Die Kreisgebietsreform im September 2011 in Mecklenburg-Vorpommern sorgte schon
im Vorfeld fiir Aufsehen: Die urspriinglichen Reformpléne, aus zwolf Kreisen und sechs
kreisfreien Stidten fiinf groBe Regionalkreise (,,5+0-Modell*) zu bilden, wurden durch
das Urteil des Landesverfassungsgerichts gestoppt. Vor allem infolge der zum Teil sehr
pauschalen Annahmen iiber die Auswirkungen der geplanten Kreise fiir die Mandatsaus-
tibung wurde das Urteil sehr kritisch und kontrovers diskutiert (vgl. Biichner/Franz-
ke/Nierhaus 2008). Durch Nachbesserungen des Gesetzgebers wurden schlielich sechs
neue Kreise gebildet sowie die Kreisfreiheit von Rostock und Schwerin erhalten.

Fiinf der sechs neu geschaffenen Kreise gehoren zu den flaichenméBig grofiten der
Bundesrepublik, wobei der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte die Liste anfiihrt:
Mit einer Flidche von 5.468 km?, mit der er mehr als doppelt so grol wie das Saarland
(2.570 km?) ist, muss der Landkreis im Vergleich als Extremfall betrachtet werden (Tab.
1). Mit einer Bevolkerungszahl von 262.517 Einwohnern (vgl. Statistisches Amt Meck-
lenburg-Vorpommern 2017, S. 25) liegt der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte im
oberen Drittel aller deutschen Kreise. Gleichzeitig zahlt er bei einer Zahl von 48 Einwoh-
nern pro Quadratkilometer jedoch zu den am diinnsten besiedelten Kreisen Deutschlands.

Tab. 1: Bevolkerung und Fliache nach Kreisfreien Stadten und Landkreisen
(Mecklenburg-Vorpommern, 2015)

Land Bevolkerung Flache in km? Einwohner je km?
Kreisfreie Stadt
Landkreis
Mecklenburg-Vorpommern 1612 362 23213 69
Rostock, Stadt 206 011 181 1137
Schwerin, Stadt 96 800 131 742
Kreisfreie Stadte 302 811 312 971
Ludwigslust-Parchim 214 113 4752 45
| Mecklenburgische Seenplatte 262 517 5470 48
Nordwestmecklenburg 156 270 2119 74
Landkreis Rostock 213 473 3423 62
Vorpommern-Greifswald 238 358 3930 61
Vorpommern Rigen 224 820 3207 70
Landkreise 1309 551 22901 57

Quelle: Statistisches Amt Mecklenburg-Vorpommern 2017, S. 25; eigene Berechnung.
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Neubrandenburg als Kreissitz ist nicht nur die grofte Stadt des Kreises (ca. 64.000
Einwohner), sondern auch aufgrund der zentralen Lage und guten Verkehrsanbindung
in einer vorteilhaften Position (Abb. 2). Aus entlegeneren Gemeinden kénnen dennoch
Anfahrtswege von bis zu 70 Kilometern entstehen, was einer PK W-Fahrtzeit von ma-
ximal eineinhalb Stunden entspricht. Jene Entfernungen bilden aber die Ausnahme:
Von den 51 befragten Kreistagsmitgliedern im Jahr 2014 gaben lediglich drei Personen
(5,9 Prozent) an, dass sie Distanzen dieser Lange bis zum Kreissitz zuriicklegen. 39,2
Prozent der Befragten haben nach eigenen Angaben Wegstrecken von mindestens 40
Kilometern und mehr zu bewéltigen.

Abb. 2:  Der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte mit Darstellung der Lage der
Kreisstadt und jener Orte, an denen 2014 Ausschusssitzungen stattfanden

Quelle: Eigene Darstellung.

Neben Neubrandenburg finden Ausschusssitzungen allerdings auch an anderen Orten
statt: Nach Auflistung fiir das Erhebungsjahr 2014 finden diese neben dem Kreissitz
hdufig in Neustrelitz, Waren (Miiritz), Wulkenzin, Demmin, Stavenhagen und Neu-
kalen statt, die sich im Umkreis von Neubrandenburg befinden. Fiir einige Ausschuss-
mitglieder diirften deshalb Wegstrecken von iiber 80 Kilometern entstehen. Dazu
kommt es insgesamt zu groBeren Fahrtenbewegungen aufgrund des zahlenméBig hohe-
ren Anteils an Kreistagsmitgliedern aus der Kreisstadt Neubrandenburg.
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b) Kreisstrukturen im Freistaat Sachsen

Im Zuge der sdchsischen Kreisgebietsreform wurde am 1. August 2008 die Zahl der
Landkreise von 22 auf 10 und die Zahl der kreisfreien Stddte von 7 auf 3 reduziert. Als
viertkleinstes Fldchenland gehort der Freistaat Sachsen seit der Reform neben Meck-
lenburg-Vorpommern (6 Landkreise) und dem Saarland (6 Landkreise) zu den Fla-
chenldndern mit der geringsten Anzahl an Landkreisen. Die durchschnittliche Einwoh-
nerzahl stieg um mehr als 100 Prozent an und betrug im Jahr 2015 273.191 Einwohner
(vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen 2017b, S. 45) (Tab. 2).

Mit diesem Durchschnittswert zdhlen die neu geschaffenen Kreise zu den einwoh-
nerstirksten in Deutschland. Mit durchschnittlich 155 Einwohnern pro Quadratkilome-
ter iibersteigen die sdchsischen Landkreise zudem den Wert fiir den Landkreis Meck-
lenburgische Seenplatte um mehr als das Dreifache. Die durchschnittliche Flache der
Landkreise betrégt seit der Reform ca. 1.760 km?, was mehr als eine Verdopplung be-
deutet. Gleichzeitig entspricht dies jedoch nur einem Drittel der Flache des Landkreises
Mecklenburgische Seenplatte.

Tab. 2: Bevolkerung und Fliache nach Kreisfreien Stadten und Landkreisen (Sachsen,

2015)
Land Bevolkerung Flache in km? Einwohner je km?
Kreisfreie Stadt
Landkreis
Freistaat Sachsen 4084 851 18 449 221
Chemnitz, Stadt 248 645 221 1125
Dresden, Stadt 543 825 328 1656
Leipzig, Stadt 560 472 298 1882
Kreisfreie Stadte 1352 942 847 1597
Erzgebirgskreis 347 665 1828 190
Mittelsachsen 312 450 2116 148
Vogtlandkreis 232 318 1412 164
Zwickau 324 534 950 342
Bautzen 306 273 2 396 128
Gorlitz 260 000 2111 123
MeilRen 245 244 1455 169
Séchsische Schweiz-Osterzgebirge 247 412 1654 150
Leipzig 258 408 1651 156
Nordsachsen 197 605 2028 97
Landkreise 2731909 17 601 155

Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen 2017b, S. 45; eigene Berechnung.

Obwohl eine mdglichst zentrale Lage und gute Verkehrsanbindung der Kreisstidte®
dazu beitragen sollen, dass auch Kandidaten aus entfernteren Gemeinden den Kreissitz
mit moglichst geringem Zeitaufwand erreichen, kdnnen auch in Sachsen in Einzelfillen
Anfahrtswege von bis zu 70 Kilometern und mehr entstehen (siehe Abb. 3). Unter den
befragten Kreisrdten gaben lediglich vier (3 Prozent) an, eine solche Distanz zuriickle-
gen zu miissen (vgl. Ems 2016, S. 66). Und auch unter Einbezug der Wegstrecken von
60 Kilometern ergibt sich ein dhnliches Bild: Insgesamt gaben 7 Prozent der Befragten
an, Entfernungen von 60 Kilometer und mehr zwischen Wohnort und Kreisstadt zu-
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riicklegen zu miissen. Eine Modellrechnung fiir die vier groBten Landkreise Mit-
telsachsen, Nordsachsen, Bautzen und Gorlitz zeigt zudem, dass die Anfahrtswege aus
entfernten Gemeinden in die jeweilige Kreisstadt zwischen 57 und 71 Kilometern be-
tragen’ und damit Anreisewege von maximal eineinhalb Stunden entstehen kénnen.

Anders als im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte finden die Ausschusssit-
zungen der sdchsischen Landkreise iiberwiegend am jeweiligen Kreissitz statt,® sodass
auch durch die Teilnahme an diesen zahlenmiBig héufiger stattfindenden Terminen in
der Regel keine weiteren Anfahrtswege entstehen.

Abb. 3:  Kreisfreie Stadte und Landkreise im Freistaat Sachsen mit dem zustédndigen
Verwaltungssitz am 1. Januar 2017

Landesamt des Freistaates Sachsen

© Statistisches
Kartengrundlage: Verwaltungsgrenzen, © GeaSN 2017

Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, 2017a.

5 Ergebnisse

Nachfolgend werden die Ergebnisse der jeweiligen Themenblocke vorgestellt. Da die
Fragestellungen sowie die dazugehdrigen Antwortkategorien aus den zwei Befragun-
gen nicht immer identisch und daher nicht uneingeschréinkt vergleichbar sind, finden
die Datenauswertungen fiir den Landkreis Mecklenburgische Seenplatte und den Frei-
staat Sachsen zundchst separat statt. In einem néchsten Schritt werden sodann die zent-
ralen Erkenntnisse zu den einzelnen Themenfeldern und erkennbare Grundtendenzen
vergleichend betrachtet.
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a) Zeitaufwand

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte

Wie zu erwarten, attestieren die Mandatstrager im Antwortbild (Abb. 4) einen deutlich
erhohten Zeitaufwand. Nur wenige finden die Aussage, der Zeitaufwand sei frither ge-
ringer gewesen, als ,,weniger* oder ,,gar nicht* zutreffend. Wéahrend etwa drei Viertel
derer, die mehr als 20 Kilometer zuriicklegen miissen, der These ,,voll“ zustimmen,
treffen nur etwa ein Viertel mit weniger als 20 Kilometern Entfernung zwischen Woh-
nort und Kreissitz die gleiche Einschitzung (23,1 Prozent). Die Korrelation zwischen
Anfahrtsweg und Bewertung der These liegt statistisch in einem mittleren Bereich
(r=0,45) bei einem hohen Signifikanzwert (p=0,007).’

Abb. 4:  ,Vor der Kreisgebietsreform war der Zeitaufwand fiir das kommunale Amt
im Kreis/in der kreisfreien Stadt geringer.*
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Freistaat Sachsen

Anders als im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte ergeben die Antworten der
sdchsischen Mandatstriger in Abhédngigkeit zur Distanz zwischen Wohnort und Kreis-
sitz kein so eindeutiges Bild (Abb. 5). Zwar wird auch in diesem Fall mehrheitlich an-
gegeben, dass der Zeitaufwand zur Mandatsausiibung ,,stark” und ,,etwas gestiegen*
ist, doch unterscheiden sich die Einschitzungen nicht so gravierend zwischen den
Mandatstragern mit unterschiedlichen Distanzen zum Kreissitz. Auffallend ist vor al-
lem, dass sich die Antworten derjenigen, die angaben, Anfahrtswege zwischen 20 und
39 Kilometer und weniger als 20 Kilometer zu haben, nur marginal unterscheiden.
Wihrend in beiden Gruppen jeweils circa 70 Prozent der Befragten angeben, dass ihr
Zeitaufwand ,,stark* beziehungsweise ,,etwas gestiegen™ ist, gaben dies immerhin 84
Prozent der Kreisrdte an, die einen Anfahrtsweg von mehr als 39 Kilometern haben.
Auch statistisch belegt der schwache Korrelationskoeffizient (r=0,03) bei fehlender
Signifikanz (p=0,811) einen fiir Sachsen fehlenden Zusammenhang zwischen An-
fahrtsweg und der Einschétzung der eigenen Zeitsituation.
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Abb. 5: ,Mein Zeitaufwand zur Mandatsausiibung ist...
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b) Arbeitsbelastung

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte

Auf die Frage nach der verdnderten Arbeitsbelastung zeigt sich bei den Kreistagsmit-
gliedern ein dhnliches Antwortbild (Abb. 6) wie beim Zeitaufwand. Auch hier stimmen
die zwei Gruppen, die in mehr als 20 Kilometern Entfernung zum Kreissitz wohnen,
der Aussage ,,voll* zu, dass die Arbeitsbelastung heute hdher sei als im alten Kreistag
beziehungsweise der Stadtvertretung Neubrandenburg. Bei der Gruppe derer, die weni-
ger als 20 Kilometer zuriicklegen, stimmen dieser Aussage etwa ein Drittel ,,voll* (30,8
Prozent) und 38,5 Prozent ,,etwas* zu. Damit bescheinigt die weit iberwiegende Mehr-
heit, dass die Arbeitsbelastung angestiegen ist. Die Korrelation zwischen Anfahrtsweg
und der Einschétzung der Arbeitsbelastung ist schwach ausgeprigt (r=0,33) und liegt
mit p=0,055 knapp auBlerhalb des definierten Signifikanzniveaus.

Abb. 6: ,Die Arbeitsbelastung im Kreistag ist heute hoher als im alten Kreistag bzw.
frither in der Stadtvertretung Neubrandenburg.*
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Freistaat Sachsen

Hinsichtlich der Bewertung der Arbeitsbelastung (Abb. 7) lésst sich flir den Freistaat
Sachsen erneut kein klares Antwortmuster in Abhéngigkeit zu den Anfahrtswegen der
befragten Kreisrite erkennen. Die Aussage ,,Meine Arbeitsbelastung durch das Mandat
ist...” konnte auf einer Ser-Skala zwischen ,,stark gestiegen* und ,,stark gesunken* be-
wertet werden. Unabhéngig davon, welche Distanz zwischen dem Wohnort der Man-
datstriger und dem Kreissitz liegt, geben die Kreisrite aller Gruppen mehrheitlich an,
dass ihre Arbeitsbelastung ,,stark™ und ,,etwas gestiegen* ist (r=-0,08 bei p=0,557).

Abb. 7: ,Meine Arbeitsbelastung durch das Mandat ist...
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¢) Uberschaubarkeit

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte

Fiir den Landkreis Mecklenburgische Seenplatte wurden die Mandatstréger gefragt, ob
ihnen aufgrund der KreisgebietsgroBe oft der Uberblick iiber die zu behandelnden
Themen fehle. Das Antwortbild (Abb. 8) zeigt eine erkennbare Tendenz: Jene Man-
datstriger, die 40 Kilometer und weiter vom Kreissitz Neubrandenburg entfernt woh-
nen, bestitigen den Eindruck eines ,,fehlenden Uberblicks* mehrheitlich (58,4 Prozent)
als ,,voll*“ oder ,,etwas* zutreffend; bei jenen mit weniger als 20 Kilometern Anfahrts-
weg antwortet so eine Minderheit (15,4 Prozent). Insgesamt zeigen die Antworten, dass
die ,,Uberschaubarkeit* nicht als ein vordergriindiges Problem angesehen wird. Der
Korrelationskoeffizient (r=0,391) im Bereich des Signifikanzniveaus (p=0,024) lasst
auf einen schwachen Zusammenhang schlieflen.
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Abb. 8: , Aufgrund der KreisgebietsgroBe fehlt mit oft der Uberblick iiber die zu be-
handelnden Themen.*
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Ausgehend von der gleichen Fragestellung ergibt sich bei den Antworten zu der Uber-
schaubarkeit (Abb. 9) des Kreisgebietes zwischen den séchsischen Kreisrdten und den
Mitgliedern des Kreistags Mecklenburgische Seenplatte ein dhnliches Antwortmuster,
wenn auch mit einer schwéicheren Ausprigung: Von jenen Mandatstriagern, die 40 Ki-
lometer und weiter vom Kreissitz entfernt wohnen, teilen 43 Prozent den Eindruck ei-
nes ,.fehlenden Uberblicks* als ,,voll* oder ,,etwas* zutreffend. Bei jenen mit weniger
als 20 Kilometern Anfahrtsweg antworten so nur 21 Prozent. Insgesamt zeigt das Ant-
wortbild fiir Sachsen ebenfalls, dass die ,,Uberschaubarkeit* nicht als zentrales Prob-
lem anzusehen ist. Ein moglicher Zusammenhang zwischen Anfahrtsweg und der Be-
wertung der Uberschaubarkeit muss bei einem schwachen Korrelationskoeffizienten
(r=0,09) aufgrund fehlender Signifikanz (p=0,532) ausgeschlossen werden.

Abb. 9: , Aufgrund der GroBe meines Landkreises fehlt mir oft der Uberblick iiber
die zu behandelnden Themen.*
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d) Motivation

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte

Hinsichtlich der Motivation zeigt sich ein sehr ambivalentes Antwortbild. Der Satz
»Aufgrund der Kreisgebietsgrofle bin ich heute weniger motiviert, bei Wahlen zum
Kreistag zu kandidieren als noch vor der Reform™ war hier als These zu bewerten
(Abb. 10). Nach Einschitzung der Befragten ergibt sich ein ,,Motivationsverlust® vor
allem bei der Gruppe, die in mehr als 39 Kilometern Entfernung leben: Fiir etwas we-
niger als der Hélfte dieser trifft die These ,,voll* (30,8 Prozent) oder ,,etwas* (15,4 Pro-
zent) zu. Bei der zweiten Gruppe (20 bis 39 km) ist ebenso die Hélfte der Auffassung,
dass die These ,,voll“ (12,5 Prozent) oder ,,etwas“ (37,5 Prozent) zutrifft. Ein anderes
Bild ergibt sich erneut bei den Mandatstrager mit weniger als 20 Kilometern Wohnort-
Entfernung zum Kreissitz, bei der fast alle die These als ,,weniger* (38,5 Prozent) oder
»gar nicht” (53,8 Prozent) zutreffend ansehen. In der Summe werden fiir die Kandida-
tur im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte merkliche ,,Motivationsverluste® attes-
tiert. Auch der Korrelationskoeffizient (r=0,437) im signifikanten Bereich (p=0,010)
weist auf einen zumindest schwachen Zusammenhang zwischen Anfahrtsweg und
schwindender Motivation zur Kandidatur hin.

Abb. 10: ,,Aufgrund der KreisgebietsgroBe bin ich heute weniger motiviert, bei
Wahlen zum Kreistag zu kandidieren als noch vor der Reform."
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Im Hinblick auf eine mdgliche verdnderte Motivation sollten die séchsischen Kreisréte
die Aussage ,,Meine Motivation, bei den Wahlen zum Kreistag zu kandidieren, ist seit
der Reform insgesamt..." mit Hilfe der Antwortkategorien von ,stark gestiegen* bis
»stark gesunken® erginzen (Abb. 11). Insgesamt geben die Befragten mehrheitlich an
(58 Prozent), dass sich ihre Motivation seit der Reform nicht veréndert hat, wobei den-
noch ein gewisser Unmut bei einzelnen Mandatstrigern zu erkennen ist (vgl. Ems
2016, S. 85). Werden die Antworten in Abhingigkeit zur Distanz zwischen Wohnort
und Kreissitz gesetzt, fallt auf, dass Kreisrdte mit Anfahrtswegen von mehr als 20 Ki-
lometern mehrheitlich angeben, dass ihre Motivation unveridndert geblieben ist (68
bzw. 62 Prozent). Lediglich 48 Prozent der ,,zentrumsnahen* Gruppe gab dies so an.
Gleichzeitig ist die Motivation zur erneuten Kandidatur bei immerhin einem Drittel
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dieser Gruppe ,.etwas gesunken®. Insgesamt ldsst sich fiir Sachsen statistisch (r=0,04
bei p=0,764) kein Zusammenhang zwischen Anfahrtsweg und Motivation zur Kandida-

tur erkennen.

Abb. 11: ,Meine Motivation, bei den Wahlen zum Kreistag zu kandidieren, ist seit der
Reform insgesamt...
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e) Bewertung des Ehrenamts

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte

Mandatstriager im Kreis Mecklenburgische Seenplatte sollten abschlieBend bewerten,
ob sie Bedenken teilen, die Flichenausdehnung konnte die ehrenamtliche Kreistagsar-
beit erschweren (Abb. 12). Erneut zeigt sich ein deutlich anderes Antwortbild bei der
Gruppe, die nahe zum Kreissitz wohnt (<20 km). Hier sehen 42,9 Prozent Bedenken
als ,,angebracht™ an. Bei den zwei Gruppen mit iiber 20 Kilometern Entfernung zum
Kreissitz ist dies bei ganzen 80 Prozent (20 — 39 km) und 73,3 Prozent (>39 km) der
Fall. Bedenken hinsichtlich einer Auswirkung der Kreisgro3e auf das Ehrenamt werden
also mehrheitlich geteilt. Den Zusammenhang zwischen der Bewertung des Ehrenamts
in Abhingigkeit vom Anfahrtsweg belegt ein schwacher Korrelationskoeffizient
(r=0,37) im signifikanten Bereich (p=0,010).
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Abb. 12: ,Bedenken, die ehrenamtliche Partizipation im Kreistag konnte aufgrund der
Flachenausdehnung des Kreises leiden, beurteile ich angesichts der
derzeitigen Arbeit des Kreistags als...*
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»Aufgrund der verinderten Anforderungen und Bedingungen ist seit der Kreisgebiets-
reform eine ehrenamtliche Kreisratstitigkeit kaum noch moglich® — diese zugespitzte
Aussage (Abb. 13) verneinen alle drei Gruppen mit deutlicher Mehrheit. Wahrend im-
merhin knapp 29 Prozent der ,,zentrumsnah® ansdssigen Kreisrdte und 25 Prozent de-
rer, die einen Anfahrtsweg von 40 Kilometern und mehr haben, Bedenken &ufern, tun
dies lediglich 13 Prozent, die eine Distanz von 20 bis 39 Kilometern zuriicklegen miis-
sen. Erneut ist auch statistisch kein Zusammenhang (r=0,01 bei p=0,941) zwischen
dem Anfahrtsweg und der Bewertung der These zu erkennen.

Abb. 13: ,,Aufgrund der verdanderten Anforderungen und Bedingungen ist seit der

Kreisgebietsreform eine ehrenamtliche Kreisratstétigkeit kaum noch
moglich.*
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6 Zusammenfassung und Ausblick

Im vorliegenden Beitrag wurde auf der Mikroebene der Frage nachgegangen, ob Man-
datstrdger aus peripher gelegenen Wahlkreisen die Folgen der Kreisgebietsreform fiir
ihre Amtsausiibung anders beziehungsweise schlechter bewerten als jene, die ver-
gleichsweise nah am Kreissitz wohnen. Entlang der einschldgigen Kriterien Zeit- und
Arbeitsaufwand, Uberschaubarkeit, Bewertung der Reform sowie Motivation zur Kan-
didatur (vgl. Kapitel 2) wurden die Antworten der Kreistagsmitglieder in Abhéngigkeit
zur Distanz zwischen Wohnort und Sitz der Kreisverwaltung gesetzt. Hierfiir erfolgte
eine Einteilung der Befragten in drei Cluster:

—  Cluster 1: <20 Kilometer
—  Cluster 2: 20 bis 39 Kilometer
—  Cluster 3: > 39 Kilometer

Die vom LVerfG MV hervorgebrachte Befiirchtung, dass ab einer bestimmten Grofien-
ordnung der Kreise negative Effekte vor allem fiir Mandatstrager aus entfernteren Be-
reichen auftreten und damit eine Amtsausiibung erschweren wiirden (vgl. LVerfG MV
2007, S. 54), lassen sich in der vorliegenden Untersuchung fiir den Landkreis Meck-
lenburgische Seenplatte bestétigen. Die statistisch schwachen bis mittleren Zusammen-
hiange zwischen dem Anfahrtsweg und der jeweiligen Einschitzung der eigenen Man-
datsausiibung liegen nahezu alle im signifikanten Bereich. Dahingegen zeigt die Ana-
lyse der Antworten der séchsischen Kreisrdte in Abhéngigkeit zur Distanz zwischen
Wohnort und Kreissitz kein eindeutiges Muster. Die befragten sdchsischen Kreisrite,
die aus peripheren Orten kommen, bewerten die Folgen der Gebietsreform nicht anders
als jene, die im Nahbereich wohnen. Auch die statistischen Kennzahlen lassen auf kei-
nen Zusammenhang schlieflen.

Hinsichtlich des Zeit- und Arbeitsaufwandes konnte fiir den Landkreis Mecklen-
burgische Seenplatte gezeigt werden, dass Mandatstrager, die mehr als 20 Kilometer
entfernt vom Kreissitz wohnen, einen fiir sich deutlich hoheren Aufwand sehen als je-
ne, die im Umkreis von weniger als 20 Kilometern wohnen. Gleiches gilt fiir die Ver-
einbarkeit der ehrenamtlichen Kreistagsarbeit mit dem Beruf oder der Haupttatigkeit.
In Sachsen konnte hingegen kein Einfluss des Wohnorts auf die Bewertung des Zeit-
und Arbeitsaufwands festgestellt werden. Und auch beziiglich der Frage nach der Ver-
einbarkeit ldsst sich fiir Sachsen kein Muster zwischen den Clustern erkennen. Insge-
samt zeigt sich dennoch sowohl im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte als auch
im Freistaat Sachsen, dass sich der Zeit- und Arbeitsaufwand bei den befragten Man-
datstragern erhoht hat. Dies spiegelt auch Ergebnisse aus fritheren Untersuchungen wi-
der (vgl. Hesse 2014; Ems 2016).

Bei der Frage nach der ,,Uberschaubarkeit der Kreise zeigt sich fiir den Kreis Meck-
lenburgische Seenplatte und die séchsischen Kreise ein vergleichbares Antwortbild, in
dem mit groBerer Wohnort-Entfernung zum Kreistag ,.der Uberblick iiber die zu behan-
delnden Themen® durchschnittlich als schwieriger bewertet wird. Allerdings muss betont
werden, dass die ,,Uberschaubarkeit” bezichungsweise der ,.fehlende Uberblick als ein
nicht auffélliges Problem angesehen wird und daher diese héufig vermutete Variable
grundsétzlich in Zweifel gezogen werden kann (vgl. Hesse 2008; Seitz 2007b).

Eine schwindende Motivation zur Kreistagskandidatur, wie sie als hiufiges Argu-
ment gegen GroBkreise hervorgebracht wird, ldsst sich nur im leichten Umfang aus
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dem Antwortbild im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte ablesen. Erneut zeigt sich
hier ein Muster, wonach die attestierte Motivation in groBerer Wohnort-Entfernung
zum Kreissitz abnimmt. Fiir Sachsen zeigen die Antworten hingegen weder eine
schwindende Motivation, noch einen territorialen Zusammenhang und untermauern
damit Ergebnisse von Seitz* Untersuchungen (vgl. Seitz 2008).

Bei der Bewertung der Thesen, ob die Mandatstrager sinngemif3 die territorialen
AusmalBe selbst als negativen Faktor fiirs Ehrenamt ansehen, artikulieren sich — im Ge-
gensatz zu Sachsen — vor allem im Kreis Mecklenburgische Seenplatte starke Beden-
ken. Es zeigt sich erneut, dass Kreistagsmitglieder aus dem Landkreis Mecklenburgi-
sche Seenplatte, die mehr als 20 Kilometer zum Kreissitz zuriicklegen miissen, die F14-
chenausdehnung deutlich problematischer einschitzen als jene, die zentrumsnah woh-
nen. Fiir den Freistaat Sachsen ldsst sich ein solches Antwortmuster hingegen nicht er-
kennen. Vielmehr sehen die sdchsischen Befragten die ehrenamtliche Kreisratstétigkeit
durch die vergroBerten Kreisgebiete ilibereinstimmend und damit unabhidngig von ih-
rem Wohnort als nicht gefdhrdet an (vgl. hierzu auch Hesse 2014; Ems 2016).

Insgesamt lésst sich also der vermutete ,territoriale Effekt®, dass die Auswirkun-
gen groferer Kreise vor allem jene als kritischer bewerten, die lange Wegstrecken zur
Amtsausiibung im Kreis zurlicklegen miissen, nur fiir den Landkreis Mecklenburgische
Seenplatte bestdtigen. Auffallend sind die oft deutlich anderen Bewertungsmuster zwi-
schen der ,,zentrumsnahen Gruppe (<20 km) und jenen zwei Gruppen (>20 km und
>39 km) mit weiteren Anfahrtswegen, die einen ,,Ortsvorteil* fiir Mandatstriager in und
um den Kreissitz Neubrandenburg vermuten lassen.

In Sachsen kann dieser territoriale Effekt hingegen nicht nachgewiesen werden. Es
zeigen sich also keine systematischen Unterschiede im Antwortverhalten der Kreisréte
in Abhéngigkeit zur Distanz zwischen Wohnort und Kreissitz. Doch wie kdnnen diese
unterschiedlichen Ergebnisse aus dem Landkreis Mecklenburgische Seenplatte und
dem Freistaat Sachsen erklart werden und welche Schliisse konnen daraus gezogen
werden?

Wie bereits erwédhnt, handelt es sich bei dem Landkreis Mecklenburgische Seen-
platte um den flichenmifBig groBten Landkreis Deutschlands und damit um einen Ex-
tremfall, der besonders weite Anfahrtswege von den Mandatstriagern fordert. Vor allem
die Ausschusssitzungen, die in umliegenden Orten zum Kreissitz stattfinden, konnen
die Fahrtzeiten fiir einige Mandatstrager noch einmal deutlich erhdhen. Es kann also
angenommen werden, dass die wahrgenommenen negativen Effekte auf das Ehrenamt
erst ab einer bestimmten GréBenordnung der Kreise (ca. 5.000 km?) auftreten und dann
vor allem diejenigen Mandatstridger betroffen sind, die in peripheren Wahlkreisen
wohnen.

Die Landkreise des Freistaates Sachsen bewegen sich hingegen in einer Grofenord-
nung, bei der auch Mandatstréger aus entlegenen Regionen keine deutlich negativeren
Effekte wahrmehmen. Es kann also konstatiert werden, dass Gebietsgro3en zwischen 950
km? (Zwickau) und 2.400 km? (Bautzen) zwar einen Mehraufwand hinsichtlich der auf-
zubringenden Zeit und der Arbeitsbelastung fiir die Mandatstrager insgesamt bedeutet
(vgl. Ems 2016, S. 97), dies jedoch von Kreistagsmitglieder mit weiteren Anfahrtswegen
zur Kreisstadt nicht negativer bewertet wird und damit die Ausiibung des Ehrenamtes
grundsétzlich weiterhin fiir Kandidaten aus allen Wahlkreisen moglich ist.

Die hier vorgestellten Ergebnisse bestitigen zum einen die Befunde von Seitz
(2007a) fiir Landkreise mit einer Flachenausdehnung bis zu circa 3.000 km? und zum
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anderen seine Vermutung, dass sich bei einem weiteren Distanzanstieg die Reformef-
fekte negativ auf die Kandidaturbereitschaft auswirken konnen (vgl. Seizz 2008, S. 99).
Es kann also nicht ausgeschlossen werden, dass sich die Flichenausdehnung der Land-
kreise, wie sie in Mecklenburg-Vorpommern gebildet wurden, zumindest am Rande
einer flir das Amt zumutbaren Grofle bewegen. Weitere Vergleichsuntersuchungen —
gerade einschlielich der anderen fiinf Kreise des Landes — konnten eine belastbare
Empirie fiir kommende Reformdebatten liefern.

Anmerkungen

1 Einen dhnlichen Ansatz wihlte bereits Seitz (vgl. Seitz 2007a, 2008), der einen Zusammenhang zwi-
schen der Entfernung der Gemeinden zum Kreissitz und der Bereitschaft der Gemeindeeinwohner, sich
um ein Kreistagsmandat zu bewerben, vermutet (siche hierzu Kapitel 2 — Aktueller Forschungsstand).

2 Im Folgenden wird zu Gunsten der Lesbarkeit ausschlieBlich die ménnliche Form verwendet. Selbst-
verstandlich ist jeweils das weibliche Genus eingeschlossen.

3 Der vorliegende Beitrag befasst sich ausschlieBlich mit Untersuchungsbefunden fiir die Kreisebene in
Deutschland. Auf diese Weise soll eine bessere Vergleichbarkeit der Ergebnisse erreicht und das Prob-
lem der Ubertragbarkeit der Befunde aus anderen Lindern oder Verwaltungseinheiten eingegrenzt
werden. Nicht zuletzt sind diese Herausforderungen ein Grund dafiir, dass es bisher eine vergleichs-
weise geringe Anzahl an internationalen Vergleichsstudien zu Gebietsreformen gibt (vgl. Kuhl-
mann/Seyfried/Siegel 2017, S. 65-68; siche u.a. Denters u.a. 2014; Van Houwelingen 2014).

4 Zu einer abweichenden Einschitzung kommen Blesse/Rosel (2017) in ihrer Untersuchung zu Sachsen.
So sehen die Autoren einen signifikanten Riickgang der Bewerberzahlen seit der Kreisgebietsreform
und schlussfolgern, dass Gebietsreformen die Attraktivitidt ehrenamtlicher kommunalpolitischer Man-
date schmilern wiirde. Gleichwohl weisen sie darauf hin, dass sie lediglich sechs von zehn sdchsischen
Landkreisen in ihrer Berechnung berticksichtigen und angesichts dieser niedrigen Zahl von Beobach-
tungen weiterer Forschungsbedarf besteht (vgl. Blesse/Rdsel 2017, S. 19).

5  Eine dhnliche Einteilung wurde auch vom LVerfG MV verwendet. So wird zwischen Nahbereich und
Fernbereich unterschieden, wobei der Fernbereich einer Distanz von mehr als 40 Kilometern zwischen
Kreissitz und Wohnort entspricht (vgl. LVerfG MV 2007, S. 51).

6 Vgl auch die Urteile des Verfassungsgerichtshofs des Freistaates Sachsen aus den Jahren 2008 und
2009 zur Bestimmung, den Sitz des Landratsamtes im neu gebildeten Landkreis Leipzig der Grofien
Kreisstadt Borna zuzuweisen (SdchsVerfGH 2008; SdchsVerfGH 2009).

7  Beriicksichtigt wurden die schnellsten Routen fiir PKWs: Schkeuditz — Torgau: 66 km; Bockelwitz —
Freiberg: 57 km; Elsterheide — Bautzen: 71 km; Bad Muskau — Gérlitz: 69 km.

8  Dies gilt nicht fiir den Landkreis Nordsachsen. Hier finden die Ausschusssitzungen an wechselnden

Orten statt.

9  Von einem signifikanten Zusammenhang wird bei einem {iblichen Signifikanzniveau von p<5% aus-
gegangen.
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Wirksame Finanzaufsicht GUber die Kommunen.
Dimensionen und Determinanten der

Umsetzungspraxis

Zusammenfassung

In Zeiten einer in vielen Kommunen Deutschlands
ungebremsten Haushaltskrise kommt der Frage
nach der Rolle der staatlichen Finanzaufsicht iiber
die Kommunen eine ungebrochene praktische Be-
deutung zu. Obwohl die Finanzaufsicht in allen
deutschen Léndern die Vorgabe ausgeglichener
kommunaler Haushalte garantieren soll, beschrank-
te sich die wissenschaftliche Auseinandersetzung
mit dieser Institution meist nur auf rechtlich-
formale Betrachtungen. Dieser Beitrag nimmt ex-
plizit die bisher vernachldssigte Vollzugspraxis der
kommunalen Finanzaufsicht in den Blick und ana-
lysiert drei fiir ihre Wirksamkeit als konstitutiv er-
achtete Aspekte: Die politische Unabhdngigkeit der
Aufsichtsbehorden, deren Durchsetzungsfahigkeit
sowie die Kooperation mit den Kommunen. Der
zentralen Frage nach der Bedeutung dieser Dimen-
sionen und deren Bewertung in der Praxis wird in
einem ersten, deskriptiven Schritt auf der Basis von
bislang einzigartigen Umfragedaten und qualitati-
ven Interviews begegnet. Konsequenterweise er-
gibt sich daraus die Frage nach zentralen Determi-
nanten der einzelnen Dimensionen, die in einem
zweiten, analytischen Schritt durch theoretisch
hergeleitete politische und haushaltsbezogene Va-
riablen empirisch beantwortet wird. Die Ergebnisse
sind eindeutig: Die Wahrnehmung der Praxis
kommunaler Finanzaufsicht ist am ehesten von der
fiskalischen Problemlage vor Ort determiniert,
Parteicouleur oder parteipolitische Kongruenz zwi-
schen Biirgermeister und Landrat spielen keine
Rolle.

Schlagworte: Kommunalfinanzen, kommunale Fi-
nanzaufsicht, Haushaltskrise, Kassenkredite

Abstract

Effective financial supervision at the local level.
Dimensions and determinants of its implementation
From both a practical and scientific perspective,
the controlling authorities for financial supervision
play a crucial role at the local level in Germany,
especially in the context of the enduring fiscal cri-
sis (faced by a large part of municipalities for years
and decades now). Despite their exceptionally im-
portant responsibility for ensuring balanced budg-
ets in all municipalities, most prior research has fo-
cused solely on legal and formal, but not on practi-
cal aspects. By considering three central dimen-
sions of financial supervision — political independ-
ence, assertiveness, cooperation with local authori-
ties — we shift the focus to more practical, actor-
based aspects. In a first descriptive step, we elabo-
rate on the role of these three dimensions and their
practical relevance by using novel survey data and
evidence from qualitative interviews. In a second
analytical step, we theoretically derive external po-
litical and fiscal determinants of these dimensions
and test them empirically. The results reveal that
the respective local fiscal pressure is much more
meaningful in explaining the perception of the su-
pervisory authorities than party affiliation or shared
party affiliation between mayor and supervisor.

Keywords: local government; public finance; fi-
nancial supervision; fiscal authorities
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1 Einleitung

Das kommunale Haushaltsrecht ist auf den ersten Blick klar und unmissverstindlich:
Der kommunale Haushalt ist jéhrlich in Planung und Rechnungslegung auszugleichen.
Permanente Defizite sind im Grundsatz untersagt. Die kommunale Finanzaufsicht ist
dafiir zusténdig, die Einhaltung des Haushaltsrechts zu iiberwachen, Regelverstofe zu
sanktionieren und eine geordnete Haushaltswirtschaft zu gewahrleisten (Briining/Vo-
gelsang 2009). Trotz dieses Aufsichtssystems und aktuell giinstigen makrookonomi-
schen Rahmenbedingungen erreichen viele Gemeinden keinen Haushaltsausgleich
(Boettcher u.a. 2017; Junkernheinrich/Markert 2016). So unmissverstdndlich das Haus-
haltsrecht allerdings mit Blick auf den gebotenen Haushaltsausgleich auch erscheint,
bei der Durchsetzung dieses Zieles sind die Handlungsoptionen der Finanzaufsicht
deutlich beschriankt: Aufgrund ihrer Einordnung als Rechtsaufsicht und der verfas-
sungsrechtlich gebotenen, herausgehobenen Stellung der kommunalen Finanzhoheit
darf staatliche Finanzaufsicht bei Fehlbetrigen nur auf Ebene des Gesamthaushaltes
Ausgabenreduzierungen oder EinnahmenerhShungen anmahnen. Solange eine Kom-
mune einen Haushaltsausgleich oder ein genehmigungsfahiges Haushaltssicherungs-
konzept darstellen und vollziehen kann, hat die Finanzaufsicht keine rechtlichen Mog-
lichkeiten, auf konkrete, nicht sinnvolle und gegebenenfalls sogar auf lange Sicht die
Stabilitit eines Haushalts gefahrdende Investitionsentscheidungen Einfluss zu nehmen.
Eine allgemeine Wirtschaftlichkeitspriifung wie beispielsweise die in Osterreich zyk-
lisch durchgefiihrte Gebarungskontrolle existiert von Seiten der Finanzaufsicht nicht
(vgl. Niemann/Ebinger 2017).

Angesichts der in vielen Kommunen seit Jahren ungebremst wachsenden Schul-
denberge (Seuberlich 2017, S. 17ff; Bogumil u.a. 2014, S. 616ff.) steht daher das Sys-
tem der kommunalen Finanzaufsicht vielerorts in der Kritik. Das in der 6ffentlichen
Debatte von den Aufsichtsbehdrden gezeichnete Bild reicht dabei von einem aggressi-
ven ,,Wachhund® des Staates, der Investitionen verhindert und die kommunale Selbst-
verwaltung unterminiert, bis hin zu einer weitgehend ,,zahnlosen* Institution, die aus
systemimmanenten Griinden unféhig ist, das geltende Recht durchzusetzen (Ebinger
u.a. 2017, S. 3; Oebbekke 2009, S. 2).

Auch in der einschldgigen Fachliteratur bleibt die Rolle der staatlichen Finanzauf-
sicht weitgehend unhinterfragt. So wurden mittlerweile eine Vielzahl unterschiedlicher
Erklarungsfaktoren fiir die Entwicklung der Kommunalverschuldung (z.B. soziodko-
nomische Rahmenbedingungen, der institutionelle Rahmen der Lokal- und Haushalts-
politik, parteipolitische Konstellationen auf lokaler Ebene etc.) diskutiert und empi-
risch tberpriift (Zabler/Person/Ebinger 2016; Bogumil u.a. 2014; Holtkamp 2007).
Welchen Anteil an der beachtlichen unerklarten Varianz im Verschuldungsgrad zwi-
schen den Kommunen die jeweilige Arbeitsweise der Finanzaufsicht verursacht, blieb
jedoch mit wenigen Ausnahmen (Ebinger u.a. 2017; Person/Niemann 2016) im Dun-
keln. Zwar wird allgemein anerkannt, dass die Finanzaufsicht einen wichtigen Einfluss
auf die gemeindliche Haushaltssituation ausiibt (Boettcher 2013; Holler 2012, S. 3;
Geifsler 2011b, S. 65ft.), und der Effektivitdt aufsichtsrechtlichen Handelns wird eine
zentrale Rolle bei der Erklarung kommunaler Verschuldung zugeschrieben (Holtkamp
2016; Zabler/Person/Ebinger 2016; Christofzik/Kessing 2014; Geifiler 2013), aber im
Wesentlichen bleibt ,,die Aufsicht™ ein Mysterium, deren potentieller Einfluss entwe-
der basierend auf anekdotischer Evidenz diskutiert wird oder iiber die Riickschliisse auf
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Basis von Makro-Daten-Vergleichen gezogen werden, ohne die konkreten Mechanis-
men kommunaler Finanzaufsicht in den Fokus zu nehmen. Insgesamt existiert somit
wenig gesichertes Wissen {iber Handeln und Wirken der Aufsicht.

Dieser Aufsatz leistet einen Beitrag zur SchlieBung dieser Forschungsliicke. Hierzu
werden die drei folgenden Fragestellungen beantwortet:

Was ist wirksame Aufsicht — welche Wirkungsdimensionen miissen unabdingbar
vorhanden sein, um den angestrebten Effekt stabiler Haushalte zu erreichen? Wie
schitzen die Adressaten die Wirksamkeit der Aufsichtssysteme der Lander gegenwir-
tig ein und wie kommt es zu ihrer Einschidtzung? Welche Faktoren beeinflussen die
Wahrnehmung der Wirksamkeit wesentlich?

Die Beantwortung dieser Fragen baut auf Erkenntnissen aus dem Forschungspro-
jekt Finanzaufsicht 2020" auf. Die Wirksamkeit der Aufsicht wird nicht, wie bisher
meist der Fall, iber den Proxy der Finanzsituation der Kommunen konzeptualisiert,
denn diese wird in hohem MaBe durch soziodemografische Faktoren bestimmt
(Bogumil et al. 2014). Stattdessen steht die Aufsichtstatigkeit selbst im Fokus. Der vor-
liegende Beitrag analysiert den Einfluss von theoretisch abgeleiteten — fiir eine erfolg-
reiche Aufsichtstitigkeit konstitutiven — Arbeitsweisen und Rahmenbedingungen.
Hierbei kristallisierten sich drei Dimensionen der Aufsichtstitigkeit als zentral heraus:
Die politische Unabhdngigkeit der Aufsicht, die Durchsetzungsfihigkeit der Aufsicht
und die Zusammenarbeit zwischen Aufsehern und Aufsichtsbetroffenen. Diese drei
Elemente der Wirksamkeit wurden nicht nur im Rahmen der qualitativen Untersuchung
in Experteninterviews regelmafig genannt, sondern finden sich hédufig auch an promi-
nenter Stelle, wenn es um Kritik an der Finanzaufsicht geht. Damit bieten sich diese
drei Performanzdimensionen als abhéngige Variablen fiir die empirische Analyse an (s.
die detaillierte Herleitung in Abschnitt 2). Defizite bei diesen Aufsichtsdimensionen
diirften eine wesentliche Ursache dafiir sein, dass die Finanzaufsicht die ihr zugedachte
Rolle nicht erfiillen kann. Thre Auspriagungen aus Sicht der Adressaten der Aufsicht
(der Gemeindekdmmerer) wird in einem ersten empirisch-deskriptiven Schritt unter-
sucht.

Da sich die wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in den Kommu-
nen stark voneinander unterscheiden, stellt sich konsequenterweise die Frage nach dem
Einfluss dieser Bedingungen auf die Zielerreichung der Finanzaufsicht. Deshalb wer-
den in einem zweiten Schritt exogene fiskalische und polit-6konomische Determinan-
ten der Wirksamkeit der Finanzaufsicht theoretisch hergeleitet und ihr Erklérungspo-
tential empirisch getestet. Datengrundlage ist eine flichendeckende Befragung der
primédren Kontaktpersonen der Finanzaufsicht, der Stadt- und Gemeindekdmmerer, in
den drei ausgewéhlten Bundesldndern Sachsen, Hessen und Nordrhein-Westfalen.

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Im néchsten Abschnitt wird zunichst in das
Themenfeld ,,kommunale Finanzaufsicht* eingefiihrt, das Konstrukt ,,wirksame Auf-
sicht™ hergeleitet und die Forschungsfrage zur ,,Wirksamkeit™ der Aufsicht aus Sicht
ihrer Adressaten beantwortet. Im dritten Kapitel wird das Kausalmodell zur Erkldrung
der berichteten deskriptiven Befunde theoretisch hergeleitet, die Datengrundlage und
Methodik erldutert und die empirischen Ergebnisse prisentiert. Der letzte Abschnitt
fasst die Befunde zusammen.
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2 Dimensionen der Wirksamkeit der kommunalen
Finanzaufsicht

In der Literatur lassen sich vereinfachend drei fiir die Wirksamkeit kommunaler Fi-
nanzaufsicht relevant erscheinende Dimensionen differenzieren: Thre politische Unab-
héingigkeit, ihre Durchsetzungsfihigkeit und ihre Zusammenarbeit mit den Aufsichts-
adressaten. Nach der Herleitung dieser drei Dimensionen wird ihre empirische Aus-
pragung — aus Sicht der Adressaten — dargestellt. Hierdurch wird nicht nur eine empi-
risch fundierte Einschiatzung der Wirksamkeit der Aufsichtstitigkeit mdglich, sondern
insbesondere auch die Varianz innerhalb dieser Einschétzung offengelegt.

Die empirische Basis flir diesen ersten theoretisch-deskriptiven Schritt besteht aus
qualitativen Interviews sowie aus einer standardisierten Befragung der Gemeindekdm-
merer in insgesamt drei Bundesldndern im Rahmen des Projekts Finanzaufsicht 2020,
das explizit die Umsetzungsebene der Finanzaufsicht {iber die Gemeinden zum Ziel
hatte. Die drei betrachteten Bundeslander Hessen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen
wurden dabei gezielt zur Umsetzung eines Most Similar Systems Designs ausgewéhlt:
Sie haben einen grundsitzlich identischen dreistufigen Verwaltungsaufbau und verfii-
gen iiber ein sehr dhnliches Repertoire an aufsichtsrechtlichen Instrumenten (vgl. Per-
son/Niemann 2016). Dariiber hinaus zeigt sich in allen drei Léndern sowohl in der Poli-
tik wie auf der Fachebene eine verhiltnismafBig starke Auseinandersetzung mit dem
Thema Finanzaufsicht: Sachsen etablierte mit dem ,,Friihwarnsystem* bereits 2003 ein
System zur friihzeitigen Identifikation von finanziellen Problemlagen einzelner Kom-
munen und zeichnet sich durch ein verhéltnismifBig restriktives Aufsichtssystem aus.
Auch Nordrhein-Westfalen und Hessen nehmen die Finanzaufsicht als Element zur
Adressierung kommunaler Haushaltsprobleme ernst und reformierten im Kontext von
Entschuldungsprogrammen vor gut fiinf Jahren ihre Aufsichtsregime grundlegend (Ebin-
ger u.a. 2017, S. 3). Insofern konnte erwartet werden, dass die Finanzaufsicht in allen
drei Liandern eine bedeutende Rolle im Finanzgebaren der kommunalen Ebene spielt,
auch wenn die finanzielle Lage zwischen den Lindern wie auch innerhalb der Lander
stark variiert.

Die qualitative Evidenz wurde in einem ersten Schritt auf der Basis von Leitfaden-
interviews mit Vertretern der Aufsicht auf allen Ebenen, den Kdmmerern und Experten
aus Spitzenverbdnden und angrenzenden Bereichen gewonnen. Ein zusitzliches quali-
tatives Erhebungsinstrument waren lidnderspezifische Fokusgruppen mit den Beschéf-
tigten der unteren Aufsichtsbehorden (Kreisverwaltungen). Diese Erkenntnisse wurden
fiir die Erstellung der quantitativen Erhebung sowie deren Einordnung und Interpreta-
tion genutzt. Fiir die sich anschlieBende deskriptive Darstellung und die spéitere Analy-
se dienen die individuellen Befragungsergebnisse der Kdmmerer. Die Haushaltsver-
antwortlichen in den Kommunen sind jene Akteure, die aus erster Hand Erfahrungen
mit dem Handeln der Aufsichtsbehdrden sammeln. Aulerdem kann erwartet werden,
dass die Kdmmerinnen und Kdmmerer trotz aller personlichen Wertungen vergleichs-
weise objektiv antworten, da sie selbst weder die Aufsicht noch die Lokalpolitik mit ih-
ren fachpolitischen Interessen représentieren.

SchlieBlich bildet die Fallzahl von 291 ausgewerteten Fragebdgen eine hinreichend
breite Datenbasis fiir die Analyse.2 Einschriankend muss man festhalten, dass dadurch
zwar keine grundsitzliche Generalisierbarkeit garantiert werden kann, die Herausforde-
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rungen der Datenerhebungen allerdings eine pragmatische Herangehensweise notwen-
dig machen.

2.1 Politische Unabhangigkeit

MaBnahmen der Finanzaufsicht sind héufig konfliktbehaftet und aus Sicht der be-
troffenen Gemeinden auch umstritten. Gleichzeitig stellt der haushalts- und aufsichts-
rechtliche Rahmen den Aufsichtsbehorden Ermessensspielrdaume zur Verfiigung. Daher
werden Aufsichtsentscheidungen vielfach als intransparent kritisiert und die politische
Unabhéngigkeit der Aufsichtsbehorden angezweifelt. So konnen Aufsichtsmitarbeiter
prinzipiell aus unterschiedlichen Richtungen beeinflusst werden: Einerseits organisa-
tionsintern durch ihre unmittelbaren Vorgesetzten, andererseits organisationsextern durch
die beaufsichtigten Kommunen, durch héhere Aufsichtsebenen oder durch die Landes-
politik. Infolgedessen wird der Aufsicht wiederholt vorgeworfen, dass Aufsichtsent-
scheidungen aufgrund verschiedenster Einflussnahmen in sachfremde Richtungen ge-
lenkt und Aufsichtsbetroffene ungleich behandelt werden (Timm-Arnold 2011, S. 7,
Mensch 2011, S. 165f.).

Aufgrund vielfiltiger personeller und politischer Interdependenzen zwischen der
Gemeinde- und der Kreisebene bestehen insbesondere bei den auf der Kreisebene an-
gesiedelten Aufsichtsbehorden umfangreiche Moglichkeiten der Einflussnahme durch
die kreisangehorigen Gemeinden. Daher wird hinterfragt, ob diese Einheiten im {iber-
tragenen Sinne weit genug von den Aufsichtsbetroffenen entfernt sind, um harte Kon-
solidierungsmaBnahmen gegen lokale Widerstinde durchsetzen zu konnen. Ist dies
nicht der Fall, konnten sie regelméfig das Ziel von Einflussversuchen der Lokalpolitik
sein. Die Lokalpolitik besitzt aus wahltaktischen Griinden geringes Interesse an Haus-
haltskonsolidierung, da diese das Ausgabeverhalten und damit die Befriedigung unter-
schiedlicher Wihlerklientele hemmt (Sdchsischer Rechnungshof 2006; S. 16, Drefler
2012, S. 290). Um die Behorden vor dieser Form des Drucks zu schiitzen, wurde wie-
derholt gefordert, ihre Handlungsfreiheit durch eine Verfasstheit als unabhingige Fi-
nanzaufsichtsbehérden zu schiitzen. Dies wiirde erfordern, die Finanzaufsicht aus der
allgemeinen Kommunalaufsicht herauszuldsen und sie analog zu den Rechnungshdfen
institutionell unabhéngig zu institutionalisieren (Junkernheinrich u.a. 2014, S. 91f;
Weeke 2011, S. 180f.; Glockner/Miihlenkamp 2009, S. 414ff.). Als Reaktion auf diese
Problemlage entschieden sich einige Lénder fiir einen Mittelweg: Zwar wurden keine
unabhéngigen Kontrollbehorden errichtet, allerdings verlagerte man im Kontext von
Entschuldungsprogrammen die Aufsicht iiber Kommunen auf héhere Aufsichtsebenen,
denen man aufgrund der groBeren Distanz eine stdrkere Unabhéngigkeit unterstellt
(Person/Zabler 2017).

Grundsétzliches Interesse an Einflussnahme ist jedoch nicht nur bei den kommuna-
len Adressaten der Aufsichtstitigkeit anzunehmen. Auch der Landespolitik kann ein
solches unterstellt werden (Boettcher 2013, S. 65). Den Landesregierungen wird re-
gelmifBig ein mangelndes Engagement in Richtung einer ernsthaften Konsolidierung
der kommunalen Haushalte nachgesagt. Dies ist nachvollziehbar, denn letztlich miiss-
ten sie bei einer konsequenten Durchsetzung des Haushaltsrechts die Konsequenzen
auf kommunaler Ebene mittragen: Sie wiirden als Mitschuldige fiir die strukturelle Un-
terfinanzierung der Kommunen angeprangert (Geifler 2011b, S. 66; Herrmann 2011,
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S. 471f.; Grépl/Heinemann/Kalb 2010, S. 187f.). Entsprechend ist anzunehmen, dass
die Angst vor dem Unmut des Wahlvolkes wie auch den resultierenden finanziellen
Forderungen sich in einer wenig ambitionierten Ahndung von VerstoBen gegen das
Haushaltsrecht niederschlidgt. Ein weiteres Motiv fiir eine wenig durchsetzungswillige
Landesebene liegt in den unterschiedlichen Zielen der Ministerien. Fiir die Fachmini-
sterien mit ihren Forderprogrammen bestehen Anreize, diese prestigetrdchtigen Vorha-
ben durch die Kommunen umsetzen zu lassen — selbst wenn die Haushaltslage vor Ort
dies eigentlich nicht zuliee und das Innenministerium als oberste Finanzaufsichtsbe-
horde die Kommune zur Sparsamkeit dringt (Junkernheinrich u.a. 2014, S. 84). Dieser
Widerspruch ist vor dem Hintergrund des demokratischen Wettbewerbs kaum aufzul6-
sen.

SchlieBlich sind zwei weitere Quellen fiir Vollzugsschwéchen und politisch moti-
vierte Ungleichbehandlung denkbar. Zum einen wird kritisiert, dass parteipolitische
Netzwerke eine Rolle fiir eventuelle Ungleichbehandlungen durch die Aufsicht spielen
(Beck 2014, S. 40; Stolzenberg/Heinelt 2013, S. 476). Zum anderen wird argumentiert,
dass sich der Druck auf die Aufsicht mit zunehmenden Haushaltsproblemen und wach-
sender politischer Bedeutung der betroffenen Kommune erhoht. Demnach setzt die
Aufsicht ihre Instrumente primér bei kleineren Gemeinden ein, nicht jedoch bei GroB-
stidten, die selbstbewusst auftreten, politisch gut vernetzt sind und ihre Kontakte in die
Landespolitik nutzen, um Aufsichtsentscheidungen abzuschwichen (Junkernheinrich
u.a. 2014, S. 84; Boettcher 2012, S. 7; Weeke 2011, S. 180).

Die vielfaltige Kritik an der fehlenden Unabhéngigkeit der Aufsichtsbehdrden wirft
die Frage auf, wie diese wichtige Voraussetzung einer wirksamen Aufsichtstétigkeit
von den Adressaten der Aufsicht eingeschétzt wird. Abbildung 1 zeigt entsprechende
Einschitzungen der Kémmerer fiir vier Items, welche die politische Unabhéngigkeit
der Aufsichtsbehdrden (in der Wahrnehmung der Aufsichtsbetroffenen) messen.”

Abb. I: Wahrnehmung der politischen Abhéngigkeit der Aufsichtsbehdrden

Im Grofien und Ganzen kann die Finanzaufsicht NICHT politisch unabhangig arbeiten.

27.3% 15.2% 3.9%

Lokalpolitiker versuchen gelegentlich, die Aufsicht durch gezielte Informationsweitergabe zu instrumentalisieren

222% 20.8% 1%

Kommunale undf/oder landespolitische Mandatstrager versuchen haufig,
unliebsame Aufsichtsentscheidungen in ihrem Sinne zu beeinflussen

27.5% 22.1% 3.4%

Die Schwéche der Finanzaufsicht ist nicht das Fehlen passender Instrumente,
sondern der fehlende politische Wille, bestehende Instrumente anzuwenden.

25% 23% 6.5%
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Das erste Item® verdeutlicht die Ansicht der knappen Mehrheit der Befragten, dass die
Finanzaufsicht politisch unabhingig arbeiten konne. Wéhrend knapp ein Viertel dies-
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beziiglich unentschlossen ist, stellt nur eine Minderheit von ca. 19% die politische Un-
abhéngigkeit der Aufsicht in Frage. Diese Einstellung spiegelt sich auch im zweiten
Item wider: Wéhrend lediglich eine Minderheit von ca. 28% der Befragten den Lokal-
politikern unterstellt, dass diese versuchen, die Aufsicht durch gezielte Informations-
weitergabe zu instrumentalisieren, verneint die Hilfte der Befragten entsprechende
Handlungsstrategien. Eine dhnliche Einschétzung ergibt sich mit Blick auf die Frage,
ob kommunale oder landespolitische Mandatstridger hdufig versuchen, unliebsame Auf-
sichtsentscheidungen zu beeinflussen. Da in der Literatur oftmals ein nicht addquates
Aufsichtsinstrumentarium als Ursache fiir die unzureichende Umsetzung der Auf-
sichtsaufgabe diskutiert wird, sollten die Kdémmerer auch hierzu eine Einschéitzung ab-
geben. Leicht von den obigen Befunden abweichend, stimmen ca. 30% der Befragten
zu, dass die Schwiche der Aufsicht nicht im Fehlen passender Instrumente begriindet
liegt, sondern im mangelnden politischen Willen, diese zu nutzen. Wahrend ein Viertel
der Befragten diesbeziiglich unentschlossen ist, lehnen etwa 45% die entsprechende
Aussage ab.

Alles in allem zeigt sich in Bezug auf die Einschitzung der politischen Unabhén-
gigkeit der Aufsichtsbehérden eine relativ grofle Varianz im Antwortverhalten. Grund-
sétzlich stellt sich dabei die Frage, ob diese Unterschiedlichkeit auf abweichende Voll-
zugspraktiken zurlickzufiihren ist oder auf abweichende MaBstdbe in der Wahrneh-
mung. Wie Interviews und quantitative Erhebungen zeigen, spielt letztlich beides eine
Rolle: Zum ersten stehen die Kommunen abhingig von ihrer Finanzsituation unter-
schiedlich intensiv mit ihrer Aufsichtsbehérde in Kontakt. Gemeinden ohne strukturel-
le Defizite stehen nicht im Fokus der Aufsichtstétigkeit. Ihre Haushaltsentwiirfe sind
im Grundsatz genehmigungsfédhig bzw. gar nur anzeigepflichtig und die Aufsichtsté-
tigkeit bleibt fiir die Gemeinden weitgehend ohne Riickwirkungen auf lokalpolitische
Entscheidungen. Entsprechend konfliktfrei verlduft die Zusammenarbeit, was sich in
einer abweichenden Einschéitzung der Unabhéngigkeit der Aufsicht niederschlagen
konnte im Vergleich zu Problemkommunen, die sich durch Eingriffe der Aufsicht un-
gerecht behandelt fiihlen. Zum zweiten zeigte sich, dass die Aufsichtspraxis der unte-
ren Aufsichtsbehdrden grundsitzlich voneinander abweicht — und zwar nicht nur iiber
Bundeslénder hinweg, sondern auch innerhalb einzelner Bundeslédnder zwischen den
Kreisen. Da die Aufgabe , Finanzaufsicht™ in der Personal- und Organisationshoheit
der einzelnen Landkreise liegt, variieren institutionelle Ansiedlung, Vollzugskapazité-
ten und Selbstverstindnis der Aufsichtsbehorden deutlich (Person/Niemann 2016).
Wihrend manche Landréte ihre Aufsichtsbehdrden organisatorisch starker an sich bin-
den (z.B. in Form einer Stabsstelle), um das Handeln der Aufsicht besser kontrollieren
und beeinflussen zu kdnnen, mithin eine stirker interventionistische Linie verfolgen,
gewihren andere Landrite ihren Aufsichtsbehdrden organisatorisch und inhaltlich eine
groBere Unabhingigkeit. Diese beiden Punkte legen nahe, dass die Varianz in der Ein-
schitzung durch die Aufsichtsbetroffenen nicht nur divergierende Wahrnehmungen,
sondern tatsdchliche Unterschiede in der Aufsichtspraxis widerspiegelt. Die grof3e
Spanne im Antwortverhalten macht somit deutlich, dass die politische Unabhingigkeit
der Aufsicht zwar grofBitenteils gegeben scheint, aber punktuell durchaus auch Proble-
me existieren, welche die Wirksamkeit der Aufsicht beeintrichtigen konnten. Insofern
kann angenommen werden, dass die Varianz auf dieser Dimension eine der Ursachen
fiir die widerspriichliche Charakterisierung der staatlichen Finanzaufsicht und ihre
Wirksamkeit in der 6ffentlichen Debatte ist.
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2.2 Durchsetzungsfahigkeit der Aufsicht

Neben der Unabhéngigkeit wird auch die Durchsetzungsféhigkeit der Aufsichtsbehor-
den vielfach bezweifelt. Méngel in der Durchsetzungsfahigkeit schwichen die Wirk-
samkeit der Aufsicht in ihrem Kern. Prinzipiell kann sich die Aufsicht zwar auf einen
klaren Rechtsrahmen stiitzen, der ihr anhand gesetzlich determinierter Tatbestdnde
weitgehende Eingriffsrechte ermdglicht. Allerdings sind die Aufsichtsbehdrden durch
die Geltung des Opportunitdtsprinzips nicht dazu verpflichtet, die vorhandenen Ent-
scheidungsspielrdume auszunutzen. In der Praxis scheint daher der formale Rechts-
rahmen fiir die Einddmmung der Verschuldung wenig effektiv. Dies liegt nach Ein-
schiatzung mancher Autoren daran, dass die Aufsichtsbehérden ihre Handlungsspiel-
rdume nicht ausschopfen und aufsichtsrechtliche Instrumente hiufig nicht anwenden.
Insbesondere die langfristige Finanzierung kommunaler Haushalte durch Kassenkredite
stelle eine ,,Dauerrechtsverletzung* (Piinder 2012, S. 1) dar, die von der Finanzaufsicht
schweigend hingenommen werde (Holler 2012, S. 1). Damit billigt die Aufsicht rechts-
widrige Zustinde, deren Unterbindung ihre Kernaufgabe wére (Junkernheinrich u.a.
2014, S. 82). Diese Praxis, fortdauernde Rechtsbriiche stillschweigend zu tolerieren
(Oebbekke 2011, S. 8; Gropl/Heinemann/Kalb 2010, S. 186; Schwarting 2005) bzw.
aufgrund des Fehlens realistischer Sanktionsmdglichkeiten bei hoch verschuldeten
Kommunen tolerieren zu miissen, kann als wesentliche Ursache fiir das kontinuierliche
Anwachsen der Verschuldung bis hin zur ,,Vergeblichkeitsfalle angesehen werden
(Holtkamp 2007, S. 14ff.). Die unzureichende Durchsetzung des Rechts wurde auch
von den Landesrechnungshdéfen wiederholt geriigt (Hessischer Rechnungshof 2015, S.
153ff.; Sédchsischer Rechnungshof 2006). Insgesamt wird die Aufsicht somit haufig als
zu weich und zu entgegenkommend kritisiert. Sie geht nicht hart und entschieden ge-
nug gegen kommunale Haushaltsprobleme vor und wird sogar als ,kommunale Nach-
sicht® oder ,Wegsicht® verspottet. Es kann daher kaum {iberraschen, dass die Landesge-
setzgeber als Reaktion auf entsprechende Kritik die Implementierung kommunaler Ent-
schuldungsfonds mit einer gleichzeitigen Verschiarfung der einschldgigen Rechtsnor-
men und einer Hochzonung (d.h. Ubertragung von der Kreis- auf eine staatliche Ebene)
der Aufsichtszusténdigkeit verbunden haben (Person/Zabler 2017).

Allerdings wird der Ansatz, kommunale Haushaltsprobleme primir durch eine
konsequentere Aufsicht eindimmen zu wollen, auch kritisiert. Die Gegenposition leitet
aus dem teilweisen Scheitern der Aufsicht keine Durchsetzungsschwéche ab, sondern
kritisiert die trotz allem zu beobachtende starke Einmischung der Aufsicht in die lokale
Haushaltspolitik. Diese fiihre zu einem Verlust lokaler Handlungsspielrdume, verletze
die kommunalen Selbstverwaltungsrechte und unterminiere die kommunale Demokra-
tie (Holtkamp 2016; Holtkamp/Fuhrmann 2014; Holtkamp 2013). Beispielsweise stellt
der Druck der Aufsicht zu stetigen Hebesatzerh6hungen einen massiven Eingriff in die
grundgesetzliche Hebesatzautonomie dar, die nach Holtkamp (2013, S. 54) einer ,,Ab-
wicklung der kommunalen Selbstverwaltung® entspricht.

Letztlich spiegeln diese unterschiedlichen Bewertungen das dem Handeln der Fi-
nanzaufsicht inhdrente Spannungsverhiltnis zwischen Aufsichtspflicht und kommuna-
ler Selbstverwaltung wider, die je nach Analyst unterschiedlich gewichtet werden.
Wird die Perspektive auf die Wirksamkeit der Aufsicht gerichtet, scheint jedoch gerade
die frithzeitige konsequente Durchsetzung von Haushaltsdisziplin der beste Schutz lo-
kaler Selbstverwaltung. Nur so kann es gelingen — eine grundséitzlich auskdmmliche
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Finanzausstattung vorausgesetzt —, die Abwértsspirale des Haushaltes aufzuhalten und
nachhaltige Handlungsspielrdume sicherzustellen. Verschiedene Studien legen entspre-
chend einen positiven Zusammenhang zwischen der Durchsetzungsfahigkeit der Auf-
sicht, Haushaltsdisziplin und dem Niveau der Verschuldung nahe (Niemann/Ebinger
2017; Holtkamp/Bathge 2014, S. 228) und heben die Rolle der Aufsicht im Sinne einer
unterstiitzenden Begleitung endogener Konsolidierungsprozesse hervor (Geifler
2011b).

Die empirischen Daten spiegeln die in der Literatur vorzufindenden, widerspriich-
lichen Einschétzungen zur Durchsetzungsfahigkeit der Finanzaufsicht und zu der Rolle
von Kontrolle und Konflikt im Aufsichtsprozess (Abbildung 2).

Abb. 2: Wahrnehmung der Hérte der Aufsichtsbehorden

Wie verhalt sich die Aufsicht bei Eingriffen in Inren Haushalt? (Zu nachgiebig - zu streng)

58.2% 20.3% 4%

In den letzten Jahren hat die Bedeutung von Kontrolle zugenommen

30.1% 30.1% 14.1%

In der jungeren Vergangenheit selzt die Aufsicht klare Vorgaben, ohne die eine Genehmigung des Haushaltes nichl maglich ist.

16.5% 30.9% 30.5%

In der jungeren Vergangenheit fahrt die Aufsicht einen harteren Kurs gegeniiber den Gemeinden.

20.9% 28.2% 12.8%

In der jiingeren Vergangenheit nahmen die Konflikte mit der Aufsicht zu.

8.5% 78% 28%
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In Bezug auf das erste Item zeigt sich, dass lediglich ein Viertel der Befragten die Ein-
griffe der Aufsicht in den Gemeindehaushalt als zu streng empfindet, wohingegen im-
merhin 18% das Aufsichtshandeln als zu nachgiebig und somit wenig konsequent klas-
sifizieren. Die liberwiegende Mehrheit der Befragten nimmt eine Mittelposition ein.
Allerdings zeigen die Antworten auf die Items zwei bis fiinf, dass sich das Aufsichts-
verhalten in der jiingeren Vergangenheit deutlich gewandelt hat. So attestiert eine rela-
tive Mehrheit von 44% der Kémmerer, dass in den letzten Jahren die Bedeutung von
Kontrolle zugenommen hat, lediglich 26% lehnen diese Aussage ab. Eine deutliche
Mehrheit von 61% der Befragten weist zudem darauf hin, dass die Aufsichtsbehérden
in der jiingeren Vergangenheit verstirkt klare Auflagen erlassen haben, ohne die eine
Genehmigung des Haushaltes nicht moglich ist, und immerhin 41% konstatieren, dass
die Aufsicht einen zunehmend hérteren Kurs gegeniiber den Gemeinden fahrt. Trotz
der zunehmenden Bedeutung von Kontrolle, Auflagen und Hérte im Aufsichtsprozess
sieht die iiberwiltigende Mehrheit von 78% der Befragten iiberraschenderweise keine
Zunahme von Konflikten mit der Aufsicht, d.h. eine hértere Gangart der Aufsichtsbe-
horden muss sich aus Sicht der Betroffenen nicht zwangsldufig in ein héheres Kon-
fliktniveau der Aufsichtsbeziehungen iibersetzen. Allerdings ist darauf hinzuweisen,
dass die Perspektive der oft konsolidierungsorientierten Kémmerer nicht zwingend von



176 Falk Ebinger u.a.

der Lokalpolitik geteilt werden muss. Bemerkenswert ist auch hier wiederum die oft
extreme Varianz im Antwortverhalten, die die Widerspriichlichkeit in der 6ffentlichen
Wahrnehmung der Aufsicht mitbegriinden konnte.

2.3 Zusammenarbeit zwischen Aufsichtsbehdérden und
Aufsichtsbetroffenen

Im Hinblick auf die dritte Dimension wirksamen aufsichtsrechtlichen Handelns, der Zu-
sammenarbeit zwischen Aufsichtsbehérden und Aufsichtsbetroffenen, wird in der Litera-
tur wie auch in der 6ffentlichen Diskussion grundsétzlich davon ausgegangen, dass das
Verhéltnis zwischen Aufsichtsbehdrden und Gemeinden konfliktbehaftet sei. Demnach
versuchten die Aufsichtsbehorden, tiber hierarchische Eingriffe steuernd in die Kommu-
nalhaushalte einzugreifen, um sie finanzpolitisch auf Kurs zu halten. Diese Fremdsteue-
rung der Kommunalhaushalte ruft jedoch &rtliche Widerstdnde gegen das Aufsichtshan-
deln hervor, welche darin einen unzuléssigen Eingriff in die kommunale Selbstverwal-
tung sehen (Ebinger u.a. 2017, S. 8; Geifsler 2011a, S. 26f, 2011b, S. 87ff.). Die Empirie
scheint dieses Bild nicht zu bestdtigen. So gab die Mehrheit der Kémmerer an, grundsitz-
lich ein gutes Verhéltnis zu ihrer Aufsichtsbehorde zu haben, und zwar unabhingig von
Bundesland, GemeindegroBBe oder Haushaltssituation. Sowohl Aufsichtsbetroffene als
auch Mitarbeiter der Aufsichtsbehorden sind sich einig, dass konstruktive Aufsicht vom
guten Verhéltnis der Beteiligten lebt. Demnach zeichnet sich die Beziechung von Auf-
sichtsbehdrden und Aufsichtsbetroffenen ,,durch ein partnerschaftliches, von Respekt ge-
tragenes, kooperatives Miteinander aus, um das iibergreifende Ziel, den Haushaltsaus-
gleich, in gemeinsamer Anstrengung zu erreichen (Ebinger u.a. 2017, S. 10). Dies ent-
spricht durchaus einem modernen Verstdndnis der Aufsichtstatigkeit, welches ,,Aufsicht
weniger als punktuell-korrigierend denn als handlungsbegleitend-steuerndes Instrument*
begreift (Briining/Vogelsang 2009, S. 62), einen Wandel des Aufsichtsstils weg ,,von ei-
ner Befehlsaufsicht im Subordinationsverhiltnis [hin] zur kooperativen Aufsicht im Ko-
ordinationsverhéltnis“ (Knemeyer 2007, S. 221) diagnostiziert und die Hilfs- und Unter-
stiitzungsfunktion der Aufsicht hervorhebt. Demnach ist die Interaktion zwischen Auf-
sichtsbehdrden und Aufsichtsbetroffenen zunehmend weniger durch direkte Steuerung
und hierarchische Eingriffe geprigt, sondern stirker durch konstruktive und dialogorien-
tierte Verfahren im Rahmen von Beratung und Uberzeugung. Diese Interaktion kann
phasenweise auch als eine Form der Verhandlungen charakterisiert werden, die jedoch
stets im Schatten der Hierarchie stattfindet. Die Aufsicht verfiigt immer iiber eine Riick-
fallposition, da sie im Falle des Scheiterns der Verhandlungen wieder hierarchische Steu-
erungsinstrumente einsetzen kann (Timm-Arnold 2011, S. 196; Geifiler 2011b, S. 891f.).
Die Verbindung zur Wirksamkeit der Aufsicht ist hier weniger offensichtlich als bei den
beiden vorhergehenden Dimensionen: Der Mechanismus wird im Abbau von Informati-
onsasymmetrien und der Moglichkeit zur Entwicklung gesichtswahrender Handlungs-
strategien gesehen. Es wird argumentiert, dass eine kooperative Vorgehensweise der
Aufsicht und das damit einhergehende tiefere Verstindnis fiir die Probleme und Bediirf-
nisse der Stidte und Gemeinden zu besseren Losungsvorschldgen und einer hoheren Ak-
zeptanz derselben fiihren wiirden. Als am erfolgreichsten werden folglich jene Félle be-
trachtet, in denen es gelingt, eine Konsolidierungskoalition zwischen Verwaltungsfiih-
rung (Biirgermeister und Haushaltsverantwortlichen) und Aufsicht zu etablieren.
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Abb. 3:  Wahrnehmung der Zusammenarbeit zwischen Aufsichtsbehdrden und
Gemeinden

Die Einbindung der Finanzaufsicht erleichtert es der Lokalpolitik, unpopulare Entscheidungen zu treffen

20.7% 30.4% 12.3%

In Sachen HaushaltsdisziplinfHaushaltskonsalidierung ziehen Kammerer und Finanzaufsicht an einem Strang

35.1% 37.3% 15.9%

Die Einbindung der Finanzaufsicht unlerstiitzt die Kammerei bei der Erreichung des Haushaltsausgleichs.

27.4% 24.1% 11.1%

Je angespannter die Haushaltslage, desto enger die Zusammenarbeit mit der Aufsicht.

21.5% 32.8% 27.2%
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Die Befunde aus der Analyse der Zusammenarbeit zwischen Aufsichtsbehérden und
Gemeinden werden in Abbildung 3 dargestellt. Beziiglich der Unterstiitzungsleistung
der Finanzaufsicht vertritt eine relative Mehrheit von ca. 43% der Befragten die An-
sicht, dass die Einbindung der Finanzaufsicht der Lokalpolitik hilft, auch unpopulére
Entscheidungen zu treffen. Lediglich 27% verneinen dies, der Rest ist unentschieden.
Mit Blick auf das zweite Item bestdtigt eine Mehrheit der Kdmmerer (ca. 53%), dass
Kammerei und Finanzaufsicht in Fragen der Haushaltskonsolidierung an einem Strang
ziehen, lediglich eine Minderheit von 12% verneint dies. Dieses Antwortverhalten ist
nachvollziehbar unter der oben formulierten Annahme, dass Aufsichtsbehorden wie
auch Kédmmereien tatsdchlich das Ziel eines ausgeglichenen Haushaltes und einer
nachhaltigen Finanzpolitik verfolgen und daher dhnliche Handlungsrationalititen auf-
weisen (Geiffler 2011a). Wenig iiberraschend wird dabei geméaf Item vier die Zusam-
menarbeit von der Mehrheit der Befragten (60%) als umso enger beschrieben, je ange-
spannter die Haushaltslage ist. Nur eine Minderheit von 18% lehnt diese Aussage ab.
Wesentlich umstrittener ist die Einschitzung, ob die Einbindung der Finanzaufsicht die
Kéammerei dabei unterstiitzt, den Haushaltsausgleich zu erreichen. Eine knappe Mehr-
heit von 38% lehnt diese Aussage ab, wohingegen 35% diese bejahen. Zusammenfas-
send bestatigt sich auch hier wieder das bereits bei den beiden vorhergehenden Dimen-
sionen vorgefundene Bild einer ausgesprochen hohen Varianz im Antwortwortverhal-
ten.

In der Gesamtschau zeigt dieser erste empirisch fundierte Blick auf die Wirksam-
keit der Finanzaufsicht eine extreme Varianz unter den Adressaten. Insofern scheint die
Literatur nicht (nur) unterschiedliche Positionen wiederzugeben, sondern tatséchlich
auch unterschiedliche Wahrnehmungen zu spiegeln. Diese hohe Varianz wirft nun die
Frage auf, ob es exogene Faktoren gibt, die einen systematischen Einfluss auf diese
Einschétzungen ausiiben. Um diese Frage zu beantworten, soll im néchsten Kapitel ein
theoretischer Rahmen entwickelt werden, der anschlieBend explorativ mit den zur Ver-
fiigung stehenden Daten konfrontiert wird.
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3  Polit-6konomische Erklarungen zur Bewertung der
Wirksamkeit der Finanzaufsicht

Zur Erkldrung unterschiedlicher Wirksamkeit von Finanzaufsicht sind unzéhlige theore-
tische Ansédtze denkbar. Insbesondere kommen institutionelle Ansétze auf der Makro-
(bspw. Landerunterschiede in den Verwaltungsstrukturen und -kulturen) wie der Mikro-
ebene (bspw. Rechtliche Rahmenbedingungen, Instrumentarien etc.), Ressourcen-
aspekte (bspw. Personalausstattung und -qualifikation), politische Aspekte und die
wirtschaftliche Situation der Kommunen selbst in Frage. Im Zuge weiterer Untersu-
chungen zeigte sich, dass der gesetzliche Rahmen wie auch Instrumentarien im Voll-
zug sehr dhnlich gelagert sind (vgl. Person/Niemann 2016). Die Experteninterviews im
Vorfeld der quantitativen Untersuchung betonten dariiber hinaus eine starke Bedeutung
politischer Faktoren wie auch der Haushaltssituation selbst, weshalb diese — unter Kon-
trolle der makro-institutionellen Faktoren im Léndervergleich — im Folgenden im Fo-
kus der Untersuchung stehen sollen.

Wie obenstehend dargelegt, haben die Behérden der Finanzaufsicht trotz des auf
den ersten Blick rigiden gesetzlichen Rahmens verhiltnismiBig grole Spielrdume in
der Ausilibung ihres Mandats. Opportunititserwédgungen sind unverzichtbarer Teil ihrer
Entscheidungsprozesse. Dennoch wird nicht angenommen, dass der sich aus der Litera-
tur ableitende und im ersten Analyseschritt bestitigende Befund einer sehr groen Va-
rianz im Handeln (und folglich in der Wirksamkeit der Finanzaufsicht) allein Ausdruck
dieser Autonomie wire. Dies wiirde dem Aufsichtshandeln eine Beliebigkeit unterstel-
len, die in der qualitativen Analyse des Aufsichtshandelns (insbesondere mittels Ge-
sprichen tiiber alle Ebenen) so nicht zu finden ist. Vielmehr scheint die vermeintliche
»Freiheit” im Vollzug der Aufsicht mehr Fluch als Segen fiir die Aufsicht zu sein. Wie
bei allen komplexen, auf fachlicher Bewertung und Abwigung beruhenden Verwal-
tungsentscheidungen erdffnet die jenseits der formalen Vorgaben (sprich: Haushalt-
sausgleich) doch sehr hohe Unbestimmtheit des Ergebnisses (d.h. Abweichungsmdg-
lichkeiten in Anwendung des Opportunitétsprinzips) Spielrdume fiir informelle Wege
der Einflussnahme. Dies konnte die beobachtete groe Varianz in der Wirksamkeit des
Vollzugs der Aufsichtsbehdrden erkldren: So ist es ein von Praktikern und Politikern
mehr oder weniger offen kolportiertes Geheimnis, dass Finanzaufsicht gerade in den
relevanten Grenzfillen hdufig eher von der politischen Rationalitdt der libergeordneten
Ebenen denn von gesetzlichen Grundlagen und freier Abwigung getrieben sei (Oeb-
bekke 2009, S. 12). Strenge oder insbesondere Nachsicht im Aufsichtsvollzug sei Kon-
fliktvermeidungsstrategie und Wahltaktik aller politisch verantwortlichen Ebenen —
von den Kreisspitzen bis zur Landesregierung — geschuldet (Holtkamp 2016). Neben
der Haushaltssituation selbst muss also die politische Situation im Sinne der — letztlich
durch die Wahldmter an der Spitze von Kommunen wie auch Kreisverwaltungen — in
den Vollzug hineingetragenen parteipolitischen Priferenzen bei der Erkldrung der un-
terschiedlichen Wirksamkeit der Finanzaufsicht beriicksichtigt werden.

3.1 Politisierung der Aufsichtsbehérden

In Anlehnung und Weiterfilhrung der parteipolitischen Differenzhypothese (Hibbs
1977) konnte die ideologische Farbung der Wahlbeamten an der Spitze von Kommu-
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nen wie auch von Kreisverwaltungen zu unterschiedlichen Politikergebnissen fiihren.
Konkret geht diese in der vergleichenden Staatstétigkeitsforschung prominent rezipier-
te Theorie davon aus, dass Regierende ihre jeweilige Wihlerklientel besserzustellen
versuchen. Da sich die Préiferenzen der durch die Parteien adressierten Klientele unter-
scheiden, fiihrt dies zu voneinander abweichenden politischen Entscheidungen — (Seu-
berlich 2017, S. 213, 217; Bogumil u.a. 2014, S. 624; Goerres/Tepe 2013, S. 174ff.).
Wagschal (1996, S. 306) fasst zusammen:

,.Es wird davon ausgegangen, dass linke Regierungen in Krisenzeiten eine héhere Verschuldung
in Kauf nehmen als rechte Regierungen, da das vorrangige Ziel linker Regierungen — gemadss ih-
rer Kernwihlerschaft — eine niedrige Arbeitslosenquote ist. Zudem sind linke Regierungen eher
der Politik des ,,deficit spending® verhaftet, was als ,,intellektueller Motor* fiir eine steigende
Verschuldung angesehen werden kann (Buchanan und Wagner 1977).“

Ubertriigt man dieses bekannte Theorem auf den Topos der Finanzaufsicht und denkt
die hier angelegte Kausalkette entsprechend weiter, so konnte bspw. — in vereinfachen-
der Fortschreibung der etablierten Argumentation — zuerst angenommen werden, dass
“linke* Biirgermeister einer expansiveren Haushaltspolitik anhdngen und ihre Gestal-
tungsmoglichkeiten zu maximieren suchen.” Sehr viel spannender ist jedoch die Wei-
terfilhrung der Argumentation, indem fiir die Ebene der aufsichtsfithrenden Kreisver-
waltungen angenommen wird, dass linke Landritinnen oder Landrite anders mit ihrer
Aufsichtsrolle umgehen, bspw. da sie groBBeres Verstindnis fiir expansiv wirkende Po-
litikziele hegen konnten, als biirgerliche oder rechte Wahlbeamte. SchlieBlich, und auf
Basis der Experteninterviews am vielversprechendsten, konnte als dritter Mechanismus
auch eine Wirkung parteipolitischer Kongruenz der Leitungsebenen von Aufsicht und
Aufsichtsadressat angenommen werden. Hintergrund ist die Annahme, dass die gleiche
Parteiangehorigkeit von Wahlbeamten in Stadt und Kreis eine engere Verbindung der
Akteure bewirkt und zusétzliche politische Kommunikationswege erdffnet, und gleich-
zeitig auch durch gemeinsame politische (Wahl-)Ziele ein Motiv fiir spezifische For-
men der Einflussnahme vorliegt.® Alle Argumentationen eint, dass politische Motive in
den Aufsichtsprozess eingebracht werden konnten, die sich potentiell in einer Margina-
lisierung der Fachebene niederschlagen kénnten. Diese Grundhaltung kénnte durch ak-
tive Steuerung des Wahlbeamten wie auch durch vorauseilende Antizipation der politi-
schen Wiinsche im Sinne einer funktionalen Politisierung (Ebinger/Schmitt 2010, S.
75) zu einer entsprechend angepassten Verhaltensweise der Gemeindebediensteten,
auch in ihrer Interaktion mit der Finanzaufsicht, fithren.

3.2 Haushaltslage der Gemeinden

Neben potentiellen politischen Erklarungsfaktoren des Handelns und der Wirksamkeit
von Finanzaufsicht betonen Praktikerinnen und Praktiker in Interviews die aus ver-
schiedenen Griinden gebotene, sehr unterschiedliche Intensitit der Befassung mit den
zur Genehmigung vorgelegten Haushaltenssatzungen. Allein schon die fast iiberall
knappen Ressourcen erlaubten keine einheitliche und intensive Priifung aller Haus-
haltsentwiirfe. Dies sei auch nicht notwendig. Allerdings konzentriere man sich in fast
allen Gebietskorperschaften zu stark auf die sehr problematischen, bereits mit Aufstel-
lung und Vollzug eines Haushaltsicherungskonzepts belegten Kommunen. Kritische
Haushalte, die aber noch (teils mit Auflagen) genehmigungsfihig seien, wiirden ver-
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nachléssigt. Dabei sei allen Beteiligten klar, dass angesichts der Komplexitét der Haus-
halte insbesondere im Beteiligungsbereich leicht Risiken iibersehen — oder verschleiert
— werden koénnten.

Die sehr unterschiedliche Intensitdt der Priifung, offensichtlich abhéngig von der
Verschuldungssituation der Kommunen, konnte entsprechend die wahrgenommene
Wirksamkeit der Finanzaufsicht wesentlich beeinflussen. Konkret sollten eine prekire
Haushaltslage und die damit einhergehende intensive Befassung der Finanzaufsicht mit
dem Haushaltsentwurf den Druck auf Steuerungspolitiker wie auch Kdmmerinnen und
Kadmmerer erhéhen. Gleichzeitig sollte jedoch auch die Zusammenarbeit intensiver
sein, da die Finanzaufsicht insbesondere fiir konsolidierungsorientierte Akteure in
Kommunalpolitik und -verwaltung ein wichtiger Partner (aber auch Siindenbock) zur
Durchsetzung von Sparbemiihungen im Rat ist (Ebinger 2015, S. 118f.). Welche Effek-
te dies auf die einzelnen Dimensionen der wahrgenommenen Wirksamkeit der Finanz-
aufsicht hat, soll empirisch ermittelt werden.

3.3 Daten, Methode und Operationalisierung

Ausgangspunkt der Analyse bilden die in Abschnitt 2 beschriebenen quantitativen Be-
fragungsdaten, die bei den Kdmmerinnen und Kdmmerern erhoben wurden. Das zu er-
klarende Konstrukt ist die Wirksamkeit des Aufsichtshandelns, welches iiber drei sepa-
rate Dimensionen erfasst wird (politische Unabhdngigkeit, Durchsetzungsfihigkeit und
Zusammenarbeit zwischen Aufsehern und Aufsichtsbetroffenen). Erklarungsfaktoren
sind politische und 6konomische Faktoren, welche die wahrgenommene Wirksamkeit
des Aufsichtshandelns prigen konnten. Eine empirische Analyse mit den fiir die Kreise
aggregierten Wahrnehmungsdaten wiirde dem klassischen Problem eines dkologischen
Fehlschlusses Vorschub leisten (Schnell/Hill/Esser 2008, S. 253).

Die drei Dimensionen der Wirksamkeit staatlicher Finanzaufsicht iiber die Kom-
munen werden von den in Abschnitt 2 vorgestellten Items repréasentiert. Die Selektion
dieser Items fiir die Nutzung zur Analyse erfolgte in einem ersten Schritt auf inhaltli-
cher Basis und wurde in einem zweiten Schritt durch ein empirisches Verfahren zur Se-
lektion von Items fiir eine Skala ergénzt. Konkret handelt es sich hierbei um ein Skalie-
rungsverfahren von Mokken (1971), das sich fiir den Nachweis der Eindimensionalitét
von ordinalen Items eignet. Dieses aus der ltem Response Theory (IRT) stammende
Werkzeug besitzt entscheidende methodische Vorteile gegeniiber den Verfahren der
klassischen Testtheorie oder faktoranalytischen Verfahren, die teilweise unrealistische
Verteilungsannahmen treffen und weniger priazise Messungen liefern (van Schuur
2003, S. 140f.). Bei dieser empirischen Selektion sind drei der urspriinglich sieben Va-
riablen zur politischen Unabhéngigkeit aussortiert worden, sodass die vier in Abbil-
dung 1 {ibrig blieben. Im Fall der Durchsetzungsfahigkeit und der Zusammenarbeit
sind alle inhaltlich ausgewéhlten Items von der Mokken-Analyse bestitigt worden.

Zur Optimierung der Indexbildung wird ebenfalls auf ein IRT-Verfahren zuriick-
gegriffen. Im Vergleich zu den {iblichen additiven Indizes hat dieses Verfahren den
Vorteil, dass die Items einer Skala in Abhéngigkeit von Personen- und Item-spezifisch
geschitzten Parametern zu einem Index kombiniert werden, der je nach Antwortmuster
der/des Befragten einen metrisch skalierten Wert liefert. Genauer wird dazu eine Er-
weiterung des besser bekannten Rasch-Modells, ein Generalized Partial Credit Model
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(GPCM) genutzt, das die einzelnen Stufen ordinal skalierter Items modelliert (Muraki
1997). Konkret bedingt diese Skalierung eine prézisere Messung der zugrundeliegen-
den Einstellung, da die Items nicht gleichwertig in den Index eingehen, sondern in Ab-
héngigkeit ihres Beitrags zur Messung des Konstrukts, wogegen bei einem additiven
Index alle Items mit gleichem Gewicht kombiniert werden. Der Wertebereich und die
Verteilung der drei daraus gebildeten abhéngigen Variablen sind in Abbildung 4 darge-
stellt; diese sind um null zentriert.

Abb. 4:  Wertebereich und Verteilung der verwendeten abhdngigen Variablen.
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— Pal. Unabhangigkeit
-—- Harte/Konseguenz
----- Zusammenarbeit

0.6

0.5
1

— -2.51bis 192
== -1.77 bis 2.27
----- -2.23 bis 1.83

Dichte
0.3

0.2

0.1

T T T T T T
=3 -2 -1 0 1 2

Wertebereich fur die Indizes der abhéngigen Variablen

Quelle: Eigene Darstellung.

Fiir die zentralen unabhéngigen Variablen und die Kontrollvariablen wird auf die Da-
ten der statistischen Landesdmter und des Bundes zuriickgegriffen. Der Einfluss der
parteipolitischen Couleur sowohl des Biirgermeisters als auch des jeweiligen fiir die
Aufsicht zustindigen Landrats wird {iber zwei Dummy-Variablen operationalisiert.
Diese erfassen, ob es sich um einen ,linken Biirgermeister (31%) bezichungsweise
Landrat (36%) (Parteizugehorigkeit zu SPD, Die Linke oder Biindnis 90/Die Griinen)
handelt. Um die These des Einflusses parteipolitischer Kongruenz zu testen, wurde
dariiber hinaus mit einem Dummy kodiert, ob Biirgermeister und Landrat derselben
Partei angehoren (44%). Abseits der politischen Logik wird der im Theorieabschnitt
thematisierten funktionalen Logik des Aufsichtshandelns mithilfe zweier Indikatoren
Rechnung getragen. Zum einen werden die Kassenkredite pro Kopf (@ = 490,28, sd =
710,68, min = 0, max = 4087,00) beriicksichtigt, zum anderen wird ein Dummy fiir den
Status der Haushaltssicherung (67%) in das Modell integriert. In diesem Dummy wird
erfasst, ob die jeweilige Kommune innerhalb der letzten zehn Jahre zur Aufstellung ei-
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nes Haushaltssicherungskonzepts verpflichtet war oder in diesem Zeitraum sogar dem
Nothaushaltsrecht unterlag. Verstindlicherweise hingen die Hohe der Kassenkredite
und der Status der Haushaltssicherung eng zusammen. Aus technischer Sicht besteht
allerdings kein Problem der Multikollinearitit, da der Variance Inflation Factor (VIF)
unbedenkliche Werte zeigt. Aus inhaltlicher Sicht ergibt die Differenzierung Sinn, da
die Haushaltssicherung einen noch direkteren Kontakt mit der Aufsicht bedingt als
schlicht eine hohe Kassenkreditverschuldung. Schlie8lich werden als Kontrollvariablen
noch die Einwohnerzahl (@ = 31470,14, sd = 89747,58, min = 1853, max = 1046680),
die Landerzugehdrigkeit (37% NRW, 43% HE, 20% SN; NRW als Referenzkategorie)
und der Status als kreisfreie Stadt (4%) hinzugefiigt.

Der hier gewihlte Ansatz, auf Einstellungsdaten (statt auf hirtere Indikatoren) als
abhéngige Variablen und auf externe Faktoren als unabhédngige Variablen zu fokussie-
ren, dient dabei im Wesentlichen zwei Zwecken. Zum einen soll er die bisherigen, auf
haushalterische Kennzahlen zuriickgreifenden Ansitze (vgl. Allers/Geertsema 2016)
um eine Komponente erweitern, die sich stidrker mit den inhaltlichen — und aus unserer
Sicht deutlich aussagekréftigeren — Dimensionen der Aufsichtsbeziehung auseinander-
setzt. Zum anderen eliminiert die Nutzung externer unabhingiger Variablen das Prob-
lem des Common Source Bias. Die Nutzung zweier unabhéngiger Datenquellen ist eine
der ,,procedural remedies®, die ,,statistical remedies™ zur Kontrolle dieses Effekts vor-
zuziehen ist (Favero/Bullock 2014, S. 304).

3.4 Analyse und Ergebnisse

Da die drei definierten abhingigen Variablen als metrisch angenommen werden kdnnen
und keine zeitliche Komponente in den Daten vorliegt, wird auf ein OLS-Regressions-
modell zuriickgegriffen. Dabei wird flir jede der abhingigen Variablen ein getrenntes
Modell gerechnet. Nicht unerwihnt bleiben soll an dieser Stelle, dass Regressionsmodel-
le per se meist keine eindeutigen Riickschliisse auf tatsdchliche kausale Zusammenhénge
leisten konnen. Dazu miisste ein solches Modell alle konfundierenden Effekte identifizie-
ren (Morgan/Winship 2007, S. 132); eine eher unwahrscheinliche Annahme. Nichtsdes-
totrotz kann ein Regressionsmodell zumindest als ein Datenbeschreibungsmodell unter
gewissen kontrollierten Randbedingungen verstanden werden, das Hinweise auf existie-
rende Zusammenhénge liefert.

In Tabelle 1 sind die Regressionsergebnisse fiir die drei Aufsichtsdimensionen dar-
gestellt. In Modell 1, in dem die Varianz in der Einschédtzung der Unabhingigkeit der
Aufsichtsbehorden erkliart werden soll, erweist sich lediglich der Einfluss einer einzi-
gen Variablen als signifikant von Null verschieden: Die Dummy-Variable zur Haus-
haltssicherung steht in einem negativen Zusammenhang zur wahrgenommenen politi-
schen Unabhéngigkeit der Aufsicht. Kommunen, die sich in der Haushaltssicherung
befinden, nehmen folglich die Aufsicht als weniger unabhingig wahr, wobei der Wert
von -0,27 die Anderung auf dem Index, der von -2,51 bis 1,91 reicht, beschreibt. Die
Hohe der Pro-Kopf-Kassenkredite ist nicht signifikant, wobei sich die Ergebnisse auch
nicht d&ndern, wenn man beide Variablen getrennt in das Modell integriert. Sowohl die
parteipolitische Couleur des Biirgermeisters und des Landrats als auch eine Uberein-
stimmung der Parteibiicher zeigen keinen Effekt. Genauso scheint es in diesem Fall
weder einen Grofleneffekt noch systematische Unterschiede in den Bundesldandern oder
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den kreisfreien Stddten zu geben. Bemerkenswert ist der ausbleibende Effekt der politi-
schen Variablen. Gerade bei der Wahrmehmung der politischen Unabhéngigkeit hétte
man ihn am ehesten erwarten konnen. Der signifikante Effekt der Haushaltssicherung
spricht folglich fiir stirker funktionelle statt politische Erkldrungsmuster der wahrge-
nommenen Wirksamkeit der Aufsicht, wenngleich der genaue Mechanismus etwas
spekulativ bleibt: Zum einen ist vorstellbar, dass Kommunen in der Haushaltssicherung
meist stirker von hierarchischen Eingriffen der Aufsicht betroffen sind und aufgrund
dieser Eingriffe die Aufsicht generell negativer bewerten. Zum zweiten konnte die
Haushaltssicherung — als Indiz fiir eine angespannte Haushaltslage — iiberhaupt erst die
Notwendigkeit fiir Kommunalpolitiker erzeugen, zu versuchen, Einfluss auf die Auf-
sicht zu nehmen. Die empfundene geringere Unabhéngigkeit wiirde so eine faktische
Reaktion der Aufsicht auf duBleren Druck spiegeln. Ebenso ist auch denkbar, dass ein
real existierender Einfluss auf die Aufsicht iiberhaupt erst bei der gesteigerten Kon-
takthdufigkeit und -intensitit im Rahmen der Haushaltssicherung wahrgenommen wird.
SchlieBlich kénnten Aufsichtsfithrende, die Kommunen zu harten Einschnitten bringen
miissen, deutlich hdufiger auf strikte Vorgaben ,,von oben* verweisen, um sich vor Ge-
gendruck und Einflussnahme durch Kommunalvertreter zu schiitzen.

Tabelle I: Ergebnisse der Regressionsanalysen

Abhéngige Variable:

Pol. Unabhéangig- Durchset S-
ol. Un ngig urchsetzung Zusammenarbeit

keit fahigkeit
1) (2) (3)
Kongruenz Landrat-Burgermeister 0.125 -0.049 -0.090
(0.087) (0.089) (0.100)
Linker Blrgermeister -0.089 0.012 0.050
(0.097) (0.098) (0.111)
Linker Landrat 0.019 0.019 0.192
(0.115) (0.117) (0.131)
Haushaltssicherung -0.272* 0.188 0.287*
(0.113) (0.115) (0.130)
Kassenkredite (in 1000€ pro Kopf) -0.020 0.118 0.012
(0.073) (0.074) (0.084)
Bevolkerung (in 1000) 0.0001 0.001 -0.0002
(0.001) (0.001) (0.001)
Hessen -0.016 0.897* 0.094
(0.125) (0.127) (0.143)
Sachsen 0.107 0.410° 0.079
(0.132) (0.135) (0.151)
Kreisfreie Stadt 0.198 -0.558 0.265
(0.341) (0.347) (0.390)
Konstante 0.121 -0.656* -0.301*
(0.114) (0.116) (0.130)
N 281 281 281
Adjusted R? 0.030 0.258 0.046
F Statistic (df = 9; 271) 1.974* 11.806* 2.486*

Unstandardisierte OLS-Regressionskoeffizienten; Standardfehler in Klammern; p < 0.05

In Modell 2 zur Erkldrung der Varianz in der wahrgenommenen Durchsetzungsfahig-
keit der Aufsicht sind keine politischen oder funktionalen Variablen statistisch signifi-
kant; es scheint keine systematische Variation dieser Variablen in Bezug auf die Hérte
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und Konsequenz der Aufsicht zu geben. Sdmtliche Mutmafungen iiber die Effekte par-
teipolitischer Einflussnahme scheinen insofern keine empirische Bestétigung zu finden.
In diesem Modell ist allerdings der Blick auf die Kontrollvariablen spannend. Wahrend
auch hier kein Effekt der Grof3e oder des kreisfreien Status zu beobachten ist, scheint
die Landerzugehorigkeit eine vergleichsweise grofle Erklarungskraft zu besitzen, da
beide Variablen signifikant sind und auch das R? in diesem Modell bedeutend hoher
ausfillt. Substantiell besagen die Ergebnisse, dass im Vergleich zur Referenzkategorie
NRW die Aufsicht in Sachsen um 0,41 und in Hessen um 0,90 konsequenter wahrge-
nommen wird bei einem Wertebereich des Index von -1,77 bis 2,17. Dies deutet abseits
der Frage nach politischen oder funktionalen Erklarungen durchaus auf unterschied-
liche Rollenwahrnehmungen seitens der Aufsicht in den Bundesldndern hin. Tatséch-
lich gibt es hierfiir Anhaltspunkte: Das Land Hessen hat im Zuge des Sanierungspro-
gramms ,,Schutzschirm den Rechtsrahmen geéndert und so einen Wandel der Aufsicht
hin zu mehr Stringenz bewirkt. Die séchsische Finanzaufsicht ist seit jeher streng ge-
gen die Entwicklung von Haushaltsdefiziten vorgegangen.

Modell 3 zur Erklidrung der Varianz in der Bewertung der Zusammenarbeit dhnelt
Modell 1, da die Kontrollvariablen wiederum keine Rolle spielen und lediglich Haus-
haltssicherung einen signifikanten Effekt zeigt. Die politische Couleur der Wahlbeam-
tinnen und -beamten spielt keine Rolle. Im Fall der Haushaltssicherung wird die Zu-
sammenarbeit zwischen Aufsicht und Adressat um 0,29 positiver bewertet. Damit
scheint der engere Kontakt zur Aufsicht im Rahmen der Haushaltssicherung zu einer
gesteigerten Wertschitzung der Zusammenarbeit zu fithren. Diese Erkenntnis spricht
fiir das Erfolgspotential einer engen Kdmmerei-Aufsicht-Beziehung.

4 Diskussion und Fazit

Unter den “Tieren im administrativen Zoo* (Bach/Jann 2010) nimmt die staatliche Fi-
nanzaufsicht am ehesten die Rolle eines Fabelwesens ein. Zwar ist ihre formale Exis-
tenz belegt; aber alle, die sie gesehen haben wollen, erzéhlen etwas anderes iiber ihre
Gestalt und ihr Wesen. Fiir ihre Wirkung gibt es nur schwache und widerspriichliche
Belege — insbesondere durch die Stakeholder selbst. Diese erscheinen stark von den
gegebenen sozio-6konomischen Rahmenbedingungen und den jeweiligen Partialinte-
ressen gepriagt zu sein. Wie dieser Zusammenhang jedoch genau aussicht, welche
Kommunen also eine wirksame Aufsicht erfahren und welche nicht, ist ebenfalls unge-
klért.

In diesem Beitrag wird auf Basis der Erkenntnisse aus dem Forschungsprojekt Fi-
nanzaufsicht 2020 versucht, die Diskussion iiber die staatliche Finanzaufsicht tiber die
kommunalen Haushalte zu versachlichen. Dazu werden vor allem die Fragen nach der
Wahrnehmung der Wirksamkeit der Aufsicht sowie nach der Erklarungskraft theore-
tisch abgeleiteter Faktoren beantwortet. Datengrundlage der Analyse ist eine flichen-
deckende Befragung der Kédmmerinnen und Kdmmerer in Sachsen, Hessen und Nord-
rhein-Westfalen.

Der erste, deskriptive Analyseschritt bringt einen einerseits iiberraschenden, ande-
rerseits auf Basis der zahlreichen im Projekt gefiihrten Interviews auch erwartbaren Be-
fund ans Licht: Die Finanzaufsicht ist in der Tat ein so vielfdltiges und chimédrenhaftes
Wesen, wie es der politische und Praktikerdiskurs suggeriert. Innerhalb jeder der drei
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untersuchten Performanzdimensionen von Wirksamkeit — politische Unabhdngigkeit,
Durchsetzungsfihigkeit und Zusammenarbeit mit den Adressaten der Aufsicht — weist
die Mehrheit der analysierten Items eine extreme Varianz in den Antworten auf.
Gleichzeitig bestehen insbesondere bei der Wahrnehmung der Durchsetzungsféhigkeit
der Aufsicht aber auch systematische Bundeslédnderunterschiede, die auf unterschiedli-
che Aufsichtsregime hindeuten. Die Verteilung gleicht in vielen Items nicht den in Ex-
pertenbefragungen innerhalb eines Feldes zu erwartenden Mustern: Teils sind nicht ein-
mal im Ansatz Trends in den Antworten zu identifizieren, sie erscheinen wie gleichver-
teilt. Dieser Befund ist hochst interessant, da er fir eine tatsdchliche Unterschiedlich-
keit in der Aufsichtspraxis jenseits individueller BewertungsmaBstéibe spricht. Dies wiir-
de auch den Erkenntnissen aus zahlreichen Interviews in den unteren Aufsichtsbehor-
den entsprechen.

Gleichzeitig wird insbesondere in der Offentlichen Debatte regelméBig kolportiert,
dass die Arbeitsweise und damit auch die Wirksamkeit der Aufsichtstétigkeit von weite-
ren, politischen und wirtschaftlichen Faktoren abhéngen wiirde. Der in diesem Beitrag
vorgeschlagene theoretische Rahmen 6ffnet das Feld fiir eine explorative Untersuchung
dieser Behauptungen, ohne die vielfiltigen kausalen Mechanismen zu pradeterminieren.
Allerdings zeigte sich, dass die externen politischen Variablen in Form von Parteizugehd-
rigkeiten oder parteipolitischen Kongruenzen in keinem der empirischen Modelle syste-
matisch die Ausprigung der Performanzdimensionen Unabhdngigkeit, Durchsetzungsfd-
higkeit und Zusammenarbeit modifizierten.” Aus Sicht der Aufsichtsbetroffenen bestitigt
sich empirisch weder die Annahme der parteipolitischen Differenzhypothese — in die eine
oder andere Richtung — noch bestétigen sich die regelméfBig behaupteten Doppelstan-
dards im Vollzug der Finanzaufsicht. Entgegen der Befunde rein haushaltsdatengetriebe-
ner Analysen (vgl. Rdsel 2017) sind sowohl die parteipolitische Couleur des Biirgermeis-
ters und des Landrats als auch eine Ubereinstimmung der Parteibiicher irrelevant. Auf-
sichtstétigkeit erweist sich in der Gesamtschau nicht als Beute des Parteienwettbewerbs
und Instrument zur parteipolitisch motivierten Géngelung von Gebietskorperschaften.
Die letztverantwortlichen Landrétinnen und Landréte scheinen — wie von den Aufsichts-
mitarbeitenden in zahlreichen Interviews bestdtigt — tatséchlich auch aus dieser Adressa-
tenperspektive ihrer Rolle ganz iiberwiegend gerecht zu werden und von dieser eher
plumpen Form der Instrumentalisierung der Aufsicht abzusehen.

Der Einfluss der Haushaltslage der Kommune als potentieller Einflussfaktor auf
die wahrgenommene Wirksamkeit der Finanzaufsicht bestétigte sich jedoch zumindest
teilweise. So zeigte sich, dass zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzepts ver-
pflichtete Kommunen der fiir sie zustdndigen Finanzaufsicht einerseits eine statistisch
signifikant niedrigere politische Unabhdngigkeit, andererseits aber auch eine hdhere
Intensitit in der Zusammenarbeit zwischen Aufsichtsbehérden und Aufsichtsadressaten
attestieren. Bemerkenswert ist, dass genau in diesen beiden Modellen keine systemati-
schen Unterschiede in den Bundesldndern oder den kreisfreien Stiddten zu beobachten
sind. Im zweiten Modell, welches die Durchsetzungsfahigkeit der Finanzaufsicht er-
fasst, ist jedoch genau dies der Fall: Wiahrend der haushaltsrechtliche Status hier keine
Rolle spielt, gibt es einen sehr starken Landereffekt. Insgesamt scheinen damit funktio-
nale Aspekte eine deutlich wichtigere Determinante fiir die Wahrnehmung der Aufsicht
durch die Kdmmerer zu sein.

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die Wirksamkeit der Aufsicht von den
Adressaten der Aufsicht maximal unterschiedlich wahrgenommen wird, dass diese Va-
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rianz jedoch nicht auf die liblicher Weise unterstellen externen Einflussfaktoren zu-
riickzufiihren ist. Fiir die verwaltungswissenschaftliche Forschung deutet dies darauf
hin, dass eher endogene, in der Verwaltung und insbesondere den Aufsichtseinheiten
selbst zu suchende Einflussfaktoren (bspw. institutionelle Anlagerung der Aufsicht;
Personalausstattung und -qualifikation; fachliche Fithrung und Uberwachung der Auf-
sicht; horizontaler Austausch und Kooperation der Aufsichtsbehdrden; Standards und
Kennzahlen etc. pp.; vgl. auch Person/Niemann 2016) in den Fokus genommen werden
miissen. Diese Fragestellungen miissen weiteren Forschungsarbeiten vorbehalten blei-
ben. Womoglich erdffnet ein solcher tieferer Blick in die Black Box der Finanzaufsicht
nicht nur Erkldrungsansitze fiir die extreme Varianz in der wahrgenommen Wirksam-
keit der Finanzaufsicht, sondern auch fir die bisher unerkliarte Varianz in der kommu-
nalen Verschuldung.

Anmerkungen

1 Die Autoren danken dem Programm LebensWerte Kommune der Bertelsmann Stiftung fiir die grozii-
gige Forderung des Forschungsprojekts.

2 Grundgesamtheit waren alle Stddte und Gemeinden iiber 5.000 Einwohner. Angeschrieben wurde pro
Gemeinde jeweils nur die Kdmmerin oder der Kdmmerer. Insgesamt betrug der Riicklauf der Befra-
gung 358 Gemeindekdmmerer (32 Prozent). Aufgrund einiger anonymisierter Antworten konnten al-
lerdings nicht alle Befragungsdaten mit Kontextfaktoren kombiniert werden und mussten daher von
der Analyse ausgeschlossen werden.

3 Die in Abbildung 1, 2 und 3 dargestellten Items wurden aufgrund ihrer inhaltlichen Relevanz beziig-
lich des zugrundeliegenden Konstrukts ausgewdhlt. Zusdtzlich wurde deren Passung fiir das jeweilige
Konstrukt empirisch validiert, da eine rein subjektiv-inhaltliche Bewertung grofen Interpretations-
spielraum bietet. Genaueres zum gewahlten empirischen Vorgehen siehe Abschnitt 3.3.

4  Die im Fragebogen verwendete Formulierung lautet: ,,Jm Grofen und Ganzen kann die Finanzaufsicht
politisch unabhéngig arbeiten”. Um aus Darstellungsgriinden bei allen vier Items mit zunehmenden
Werten groBere Abhingigkeit zu verdeutlichen, wurde das Item gedreht und mit dem Zusatz ,,NICHT*
versehen.

5  Bogumil et al. (2014, S. 625) weisen zu Recht auf das solchen Uberlegungen inhirente Kausalitits-
und Endogenititsproblem hin: Soziodokonomisch schwache oder bereits verschuldete Kommunen
konnten linke Biirgermeisterinnen oder Biirgermeister bevorzugen; oder in Reaktion auf eine vergan-
gene hohe Verschuldung eher rechte Biirgermeisterinnen oder Biirgermeister.

6  Alle Argumentationen kdnnen natiirlich auch in inverser Form formuliert werden.

7  Ebenfalls wurde mithilfe von Interaktionseffekten getestet, ob der Einfluss der politischen Variablen
nur in Abhéngigkeit der Haushaltssicherung relevant ist. Dies ist nicht der Fall.
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Abhandlungen

Diskurs und Entscheiden: Zu den Mdéglichkeiten
der Erklarung politischer Entscheidungsprozesse
in der interpretativen Policy-Forschung

Zusammenfassung

In ihrem Bestreben, die Differenz gegeniiber posi-
tivistischen Zugingen zu markieren, hat die inter-
pretative Policy-Forschung ein Selbstverstidndnis
kultiviert, wonach das Ziel einer Erklarung politi-
scher Entscheidungsprozesse zugunsten des Ver-
stehens vernachldssigt und bisweilen gar als prob-
lematisch zuriickgewiesen wird. Demgegeniiber
unterbreitet der vorliegende Beitrag einen Vor-
schlag, wie sich ein diskurstheoretischer Ansatz
und der Begriff des politischen Entscheidens in ei-
ner interpretativen Erkldrungsperspektive zusam-
menbringen lassen. Illustriert wird das Argument
anhand der Umsetzung der EU-Feinstaubrichtlinie
in Frankfurt und Dortmund, indem unter Riickbe-
zug auf die Moglichkeitsrdaume der stidtischen Eu-
ropadiskurse interpretativ erklart wird, weshalb
beide Stidte die Richtlinie in jeweils spezifischer
Weise bearbeitet und in lokalpolitische Entschei-
dungen iiberfiihrt haben.

Schlagworte: interpretative Policy-Forschung, poli-
tisches Entscheiden, interpretative Erklarung, Dis-
kursanalyse, lokale Politikforschung

1 Einleitung’

Abstract

Discourse and decision: On the possibilities of ex-
plaining political decision-making in interpretive
policy analysis

In their attempt to refrain from positivist strands of
policy analysis, interpretive approaches tend to dis-
regard or even reject the aim of explaining political
decision-making, focussing instead on understanding
and thick descriptions. In contrast, this paper argues
in favour of combining a discourse-theoretical ap-
proach with the notion of political decision-making
in order to interpretively explain the dynamics and
results of specific policy-making initiatives. Using
the local implementation of the EU directive on am-
bient air quality in Frankfurt and Dortmund as an
empirical example, the paper shows how the differ-
ent local implementation strategies can be explained
by relating the local decision-making processes to
the scope of possibilities opened up by the specific
EU discourses in both cities.

Keywords: interpretive policy analysis, political
decision-making, interpretive explanation, dis-
course analysis, urban policy analysis

Interpretative Ansitze sind mittlerweile in der Politikwissenschaft angekommen. Das
gilt insbesondere fiir die Policy-Forschung, wo sich mit der ,interpretativen‘ bzw.
,postpositivistischen Wende* ein distinkter Strang etabliert hat, der die wirklichkeits-
konstitutive Bedeutung von Sprache, Diskursen und Wissen hervorhebt (Gottweis
2003; Yanow 2007; Wagenaar 2011; Miinch 2016). Die Identifikation von sozialen
Problemen und das Treffen einer Entscheidung werden in diesen Zugéngen nicht als
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Reaktionen auf eine objektiv gegebene Welt verstanden, sondern als soziale Praktiken,
die aktiv an dem Hervorbringen dieser Welt beteiligt sind. Ihre Identitdt gewinnen in-
terpretative Ansdtze nicht zuletzt mittels einer Distanzierung von positivistischen Zu-
gingen und deren Ziel kausalanalytischer Erklarung (Miinch 2016, S. 136-138). Am
deutlichsten tritt diese Distanzierung dort hervor, wo die interpretative Policy-
Forschung das Ziel des Erklédrens zuriickstellt und sich mit ,dichten Beschreibungen®
und ,Rekonstruktionen® befasst (Yanow 2007; Bacchi/Goodwin 2016, S. 3-12). Andere
Stimmen des interpretativen Lagers zeigen sich indes offener gegeniiber dem Erkla-
rungsanspruch, wenn sie von den Moglichkeiten einer ,,contextualized explanation®
(Paul 2009, S. 243; ebenso Braun 2014, S. 83) als einer Alternative zur Logik des ge-
neralisierenden Kausalmodells sprechen. Doch auch hier wird sich meist bedeckt ge-
halten, wie eine ,kontextualisierte Erklarung‘ theoretisch-konzeptionell arrangiert wer-
den kann (siche aber Nullmeier 2012).

Der vorliegende Beitrag startet mit der Pramisse, dass sich die interpretative Po-
licy-Forschung mit Blick auf ihre weitere Profilierung als relevantes Forschungspara-
digma dezidierter mit ihrer ,,Erkldrungsnot* (Miinch 2016, S. 136) auseinandersetzen
sollte. Zwar kann es angesichts der radikalen Kontingenz sozialer Phdnomene nicht das
Ziel sein, allgemeingiiltige Modelle mit kontextunabhéngigen Erkldrungsfaktoren zu
formulieren — doch muss damit nicht das Ziel aufgegeben werden, politische Prozesse
in spezifischen soziohistorischen Kontexten erkldren zu wollen. Eine interpretative Po-
licy-Forschung kann sich durchaus der Erklarung politischer Phdnomene — hier: politi-
scher Entscheidungen — verschreiben, ohne ihr wissenschaftstheoretisches Fundament
tiber Bord werfen zu miissen.

Im Folgenden soll dieser Herausforderung begegnet werden, indem eine diskurs-
theoretische Position mit dem Begriff des politischen Entscheidens verbunden wird.
Hierzu ist, so das zu entwickelnde Argument, eine zweifache Annéherung an den inte-
ressierenden Gegenstand erforderlich: Einerseits sind die im Hinblick auf den Ent-
scheidungsprozess relevanten, kollektiv giiltigen symbolischen Ordnungen zu rekon-
struieren, um diese als einen diskursiven Maoglichkeitsraum hervortreten zu lassen; an-
dererseits sind das Aushandeln von Problemdefinitionen, das Ringen um Handlungsop-
tionen und die finale Festlegung auf eine Entscheidungsalternative als Bewegungen
und Positionierungen innerhalb dieses Mdglichkeitsraums zu betrachten. Mittels einer
prozessanalytisch-interpretativen Perspektive ldsst sich dann retrospektiv erkliaren, wie
es einer bestimmten Position gelingen konnte, sich als sachlich und normativ ,ange-
messene‘ Handlungsweise gegen andere Optionen durchzusetzen. Diese Verortung ei-
nes einzelnen Entscheidungsprozesses in einem grof3formatigen diskursiven Moglich-
keitsraum soll dabei als grundlegendes Prinzip einer interpretativen Erklarung vorge-
schlagen werden, das allgemein anwendbar erscheint, ohne jedoch allgemeingiiltige
Wirkungszusammenhinge zu postulieren. Mit diesem Vorschlag soll der interpretati-
ven Policy-Forschung ein neuartiger Akzent verlichen werden, indem das Ziel des Er-
klérens offensiv angegangen und das in der Literatur oftmals nur kursorisch angespro-
chene Potenzial, ,kontextspezifisch® erkléren zu kdnnen, begrifflich-konzeptionell aus-
buchstabiert, theoretisch begriindet und empirisch illustriert wird.

Dazu sind zunichst die Grundpfeiler einer diskurstheoretischen Policy-Forschung
als einer spezifischen Variante interpretativer Zugénge zu setzen (Abschnitt 2). Daran
ankniipfend wird ein strukturzentrierter Diskurs- mit einem akteurszentrierten Ent-
scheidungsbegriff zusammengebracht (Abschnitt 3), woraus dann ein allgemeines
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Prinzip fiir interpretative Erklarungsversuche entwickelt wird (Abschnitt 4). Es folgt
eine empirische Illustration anhand des Zusammenhangs zwischen stidtischen Europa-
diskursen und den lokalpolitischen Entscheidungen im Zuge der Umsetzung der sog.
EU-Feinstaubrichtlinie (Abschnitt 5). Der Beitrag schlieft mit einer Abstraktion von
analytischen Bausteinen, die auch jenseits des hier behandelten empirischen Beispiels
fiir interpretative Erkldrungen politischer Phdnomene genutzt werden kdnnten (Ab-
schnitt 6).

2 Grundlagen einer diskurstheoretischen Policy-Forschung

Ideen, Wissen und Diskurse gehdren seit geraumer Zeit zum Standardrepertoire der Po-
licy-Forschung. Ein prominentes Beispiel ist Sabatiers (1993) Advocacy-Koalitions-
ansatz, der Akteurskoalitionen in Policy-Konflikten anhand geteilter Grundiiberzeu-
gungen identifiziert und diese gegeniiber ,,exogene[n] Variablen“ absetzt, die die
»Restriktionen und Handlungschancen der Subsystemakteure beeinflussen® (Sabatier
1993, S. 121). Kennzeichnend fiir diesen Zugang ist somit eine Logik, wonach Ideen
und Wertiiberzeugungen eine distinkte Sphéire beschreiben, die neben objektiv verfiig-
baren Ressourcen, Institutionen und Interessen existiert und mit diesen um relative Er-
klarungskraft konkurriert. Mit Bezug auf die Kategorie des Diskurses konnen fiir die-
ses Verstdndnis Schmidt/Radaelli (2004, S. 184) Pate stehen: ,,.Discourse, just as any
other factor, sometimes matters, sometimes does not in the explanation of policy chan-
ge*“. Im Unterschied zu dieser ,ideas® bzw. ,discourses matter‘-Forschung gehen inter-
pretative Ansdtze davon aus, dass Ideen, Wissen oder Diskursen eine wirklichkeitskon-
stitutive Funktion zuféllt. Sie kdnnen nicht als separierbare Faktoren begriffen werden,
da auch Institutionen und Interessen iiber soziale Deutungsleistungen, d.h. wiederum
iiber Wissensbestinde und Diskursformationen vermittelt, verfiigbar gemacht werden
miissen. Sie sind nicht als analytische Kategorien neben anderen zu begreifen — womit
ein kausalanalytischer Erklarungsbegriff ausfillt (siche Abschnitt 4) —, sondern als on-
tologische Grundbegriffe. Von dieser Pramisse ausgehend markiert ,interpretativ® eine
methodologische Grundhaltung, gemil der es zu rekonstruieren gilt, wie ,,die soziale
Welt ihre Gleichformigkeit iiber sinnhafte Wissensordnungen, iiber kollektive Formen
des Verstehens und Bedeutens, durch im weitesten Sinne symbolische Ordnungen er-
hélt™ (Reckwitz 2003, S. 287). Dieses Ziel wird auch von diskurstheoretischen Ansdt-
zen geteilt, sodass ,interpretativ* hier nicht, wie etwa bei Bacchi/Goodwin (2016, S. 38-
40) der Fall, den wissenssoziologischen und auf subjektive Deutungsleistungen fokus-
sierenden Perspektiven vorbehalten ist, sondern auch diskurstheoretische Ansitze um-
fasst (vgl. Diaz-Bone 2006).

Der Begriff des Diskurses verbindet sich in der sozial- bzw. politikwissenschaftli-
chen Forschung mit einer Vielzahl an Theorietraditionen, Erkenntnisinteressen und
Methodiken (vgl. Keller 2011, S. 99-122; Herschinger/Nonhoff 2014). Innerhalb dieses
heterogenen Feldes steht der vorliegende Beitrag in einer poststrukturalistischen Tradi-
tion, die ihre Grundannahmen vor allem aus dem Denken Foucaults (1991a, 2013) be-
zieht. Die Foucault’sche Diskurstheorie steht wiederum in der Linie der strukturalisti-
schen Zeichentheorie, die Sprache als ein relationales System begreift. Hiernach ergibt
sich die Bedeutung eines sprachlichen Zeichens nicht aus dessen Kopplung an eine au-
Bersprachliche Entitét, sondern aus der Beziehung zu anderen Zeichen (Gottweis 2003,
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S. 123). Der Poststrukturalismus folgt diesem Grundgedanken, um ihn zugleich zu ra-
dikalisieren (Diaz-Bone 2006, S. 71): Anstatt davon auszugehen, dass die Relationen
von Zeichen zu einem stabilen und ahistorischen Sprachsystem gerinnen, wird ange-
nommen, dass die Beziechungen innerhalb eines Zeichensystems durch die Praxis des
Sprachgebrauchs fortdauernd neu gebildet werden (Gottweis 2003, S. 123). Hiervon
ausgehend zeigt sich auch Foucaults Werk ,,deeply suspicious of any approach to so-
cial and historical analysis that assumed a foundational or essentialist stance toward
social reality” (Wagenaar 2011, S. 113). Der Foucault’sche Diskursbegriff fokussiert
dementsprechend die Praxis des Sprachgebrauchs, wobei diese nicht als Ansammlung
singuldrer Sprechakte interessiert, sondern als Manifestation von Aussageordnungen.
Sprachliche Artikulationen hétten immer auch anders getitigt werden konnen, und fiir
Foucault (1991b, S. 63) ist es ein Diskurs, der differenziert ,,between what one could
say correctly at one period (under the rules of grammar and logic) and what is actually
said“. Diese Differenz wird als Moment von diskursiven ,,Formationsregeln® gedeutet,
die die ,,Existenzbedingungen* fiir kollektiv anschlussfihige AuBerungen aufspannen
(Foucault 2013, S. 58) — und den Schliissel zur vielzitierten Frage liefern, wie es
kommt, ,,daB} eine bestimmte Aussage erschienen ist und keine andere an ihrer Stelle*
(Foucault 2013, S. 42).

Dabei sind die ,Formationsregeln® fiir Aussagen nicht der Sprache duflerlich, son-
dern ein ,,Biindel an Beziehungen* (Foucault 2013, S. 70), das durch Aussageereignis-
se selbst (re-)produziert wird. Entsprechend charakterisiert Diaz-Bone (2006, S. 72)
Diskurse als ,,strukturierte und strukturierende Praxis®: strukturiert im Sinne eines zwar
kontingenten und stets in Bewegung befindlichen, aber nach bestimmten Prinzipien
aufgebauten Gefiiges, und strukturierend dahingehend, dass dieses Gefiige die Mog-
lichkeiten der Anschlusskommunikation regelt. Zugleich handelt es sich bei Aussagen
nicht um ein sprachliches Abbild einer aulersprachlichen Realitét, denn man diirfe sich
,,hicht einbilden, dal} uns die Welt ein lesbares Gesicht zuwendet, welches wir nur zu
entziffern haben* (Foucault 1991a, S. 34). Vielmehr sind Aussagepraktiken performa-
tive Leistungen, ,,die systematisch die Gegenstéinde bilden, von denen sie sprechen*
(Foucault 2013, S. 74). Zwar sind (physische) Objekte auch unabhingig von ihrer
sprachlichen Aneignung ,existent’, ,,but their meaning and significance — and how they
are engaged by social actors — depend on their position within particular symbolic
frameworks®™ (Howarth/Griggs 2012, S. 307). Daraus folgt mit Blick auf die Analyse
politischer Phanomene die Frage ,,nach den historisch tiberkommenen Aussageordnun-
gen, die unsere Wahrnehmung von der Wirklichkeit, die aktuelle Definition politischer
Probleme und damit insgesamt die politische Ordnung der Gegenwart bestimmen
(Kerchner/Schneider 2006, S. 10).

Mit diesem Verstindnis geht schlieBlich eine spezifische Konzeptualisierung des
Akteurs einher. Akteure bzw. Subjekte sind nach Foucault nicht als vordiskursive Enti-
titen zu begreifen, die auBerhalb von Symbolsystemen stehen und zur Abbildung einer
aullersprachlichen Realitdt iiber einen Diskurs frei verfiigen, ihn gleichsam ,fiihren°
konnen. Vielmehr sind es die diskursiven Ordnungen, die ,,verschiedene Positionen der
Subjektivitit (Foucault 2013, S. 82) erst hervorbringen. Dies bedeutet nun wiederum
nicht, ,,die Existenz des schreibenden und erfindenden Individuums zu leugnen®, was
nabsurd® wire (Foucault 1991a, S. 21). Gleichwohl findet auch individuelles ,Erfin-
den nicht im luftleeren Raum statt, sodass Kreativitit ebenfalls in Abhingigkeit von
historischen Wissensbestdnden zu betrachten ist. Mit Keller (2011, S. 223) lésst sich
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somit unterscheiden zwischen Subjektpositionen, die typisierte Identititsangebote be-
reithalten, Sprecherpositionen, von denen aus kollektiv anerkannte Aussagen getétigt
werden konnen, und sozialen Akteuren, die als Individuen oder Kollektive die diskur-
siv erzeugten Subjekt- und Sprecherpositionen besetzen und realisieren. Dabei stehen
die drei Kategorien in einem Interdependenzverhéltnis (vgl. Hajer 1995, S. 49-52), da
soziale Akteure Identitdten und Sprecherpositionen als strukturelle Angebote vorfinden
und diese zugleich im Zuge der Ubernahme bzw. Besetzung reproduzieren und ggf.
verschieben.

3 Entscheiden in Diskursen: Versuch einer theoretischen
Integration

Die obigen diskurstheoretischen Prdmissen haben in verschiedener Weise Eingang in
die interpretative Policy-Forschung gefunden. Dabei steht typischerweise die Frage im
Zentrum, wie Diskurse mit der Konstruktion ,sozialer Probleme und der Herbeifiih-
rung allgemeinverbindlicher Entscheidungen zusammenhingen (Herschinger/Nonhoff
2014, S. 195-196; Bacchi/Goodwin 2016, S. 57-68). Mit dem Entscheidungsbegriff ist
somit ein weiterer konzeptioneller Bezugspunkt eingefiihrt, den die unterschiedlichen
diskurstheoretischen Ansitze in aller Regel mit dem Akteurskonzept in Beziehung set-
zen, um sodann die Relevanz entweder von Diskursen oder von handelnden Akteuren
herauszustreichen. Aufseiten der strukturzentrierten Zugénge steht etwa der policy-
analytische Strang der ,Essex School of Discourse Analysis® (Glynos/Howarth 2008;
Howarth/Griggs 2012). Deren Vertreter betrachten politische Programme nicht als Er-
gebnis autonomer Entscheidungen von rationalen Akteuren, sondern ,,as more or less
sedimented systems of discourse* (Howarth/Griggs 2012, S. 307). Zwar wird in die-
sem Verstindnis von einer radikalen Kontingenz sozialer Phdnomene ausgegangen
(Glynos/Howarth 2008, S. 11), sodass sich Akteure einer indeterminierten und mithin
deutungsbediirftigen Welt gegeniibersehen, und doch bleibt diese Perspektive der An-
nahme verhaftet, ,that agency is only the expression of powerful discourses” (Lei-
pold/Winkel 2017, S. 514), weshalb der analytische Fokus auf diskursiven Ordnungen
und darin eingelassenen Machtverhéltnissen liegt. Individuelle Handlungsféhigkeit
wird allenfalls dann fiir moglich gehalten, ,,when contingent social structures fail to
confer identities to social actors™ (Griggs/Howarth 2002, S. 102), d.h. wenn Subjekt-
und Sprecherpositionen (krisenbedingt) briichig werden und ein Raum fiir ,abweichen-
de* Entscheidungen entsteht.

Demgegeniiber stehen akteurszentrierte Ansitze wie der ,Diskursive Institutiona-
lismus® nach Schmidt (2008, 2012). Im Zentrum ihres Ansatzes stehen akteurseigene
Ideen im Sinne eines ,,substantive content of discourse* (Schmidt 2008, S. 306), wih-
rend Diskurse als sprachliche Materialisierung bzw. als Medium der Vermittlung dieser
Ideen verstanden werden. Damit wiirden, so Schmidt (2012, S. 85), Diskurse nicht nur
als kollektive Wissensvorrite konzeptualisiert, sondern auch als interaktive Prozesse,
iiber die Wissen hergestellt und kommuniziert wird. Fiir ihren Ansatz folgt daraus letzt-
lich eine Priorisierung des Akteurs, wobei dessen Handlungsmoglichkeiten auf seine
diskursiven Fahigkeiten zuriickgefiihrt werden, d.h. auf das Vermdgen, sich strategisch
zu existierenden Regelsystemen zu verhalten und diese den eigenen Priferenzen ent-
sprechend zu transformieren (Schmidt 2012, S. 92-95). Im Unterschied zur Essex
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School und ohne systematischen Bezug auf die Annahme diskursiv konstruierter Sub-
jekt- und Sprecherpositionen schlégt sich Schmidt auf die Seite des Akteurs, sodass
Diskurse eher als formbares Instrument denn als strukturelle Bedingung politischen
Entscheidens gedacht werden.

Im Unterschied zu diesen beiden Stringen nimmt Hajer (1995, 2008) mit seiner
,/Argumentativen Diskursanalyse® eine mittlere Position ein. Hajer (1995, S. 44) defi-
niert einen Diskurs ,,as a specific ensemble of ideas, concepts, and categorizations [...]
through which meaning is given to physical and social realities*. Hiervon ausgehend
liegt der Fokus auf den Praktiken von sog. Diskurskoalitionen, die sich um eine ge-
meinsame Erzdhlung gruppieren und die politische Sphére als Kampf widerstreitender
Erzéhlungen konstituieren. In diesen Auseinandersetzungen um die ,richtigen® politi-
schen Entscheidungen kommt wiederum die strukturelle Wirkméchtigkeit von diskur-
siv erzeugten Subjekt- und Sprecherpositionen zum Vorschein, denn ,,actors are not to-
tally free but are, as holders of specific positions, entangled in webs of meaning*
(Hajer 1995, S. 56). Einer dhnlichen Logik folgen Leipold/Winkel (2017), die im Rah-
men ihres ,Discursive Agency‘-Ansatzes fragen, wie Akteure Subjekt- und Sprecher-
positionen zu besetzen suchen, um von dort aus ihre politischen Ziele zu realisieren.
Dahinter steht die Annahme, dass ,.the dominance of a particular policy solution is
constituted through the agency ascribed to its proponents in dynamic discursive pro-
cesses™ (Leipold/Winkel 2017, S. 529). Damit richtet sich der Blick auf Akteure, aller-
dings geht es bei der Bemessung von deren Handlungsfahigkeit weniger um individuel-
le Kapazititen als vielmehr um die Autoritét, mit der bestimmte Positionen diskursiv
ausgestattet werden.

Diese mittleren Vorschldge zeichnen sich somit dadurch aus, dass sie das Wech-
selverhiltnis zwischen Diskursen, Positionen und Akteuren explizit nicht aufzuldsen
versuchen. Fiir diese Unauflosbarkeit lassen sich zwei zentrale Argumente ins Feld
fiihren. Erstens ist ein Diskurs (wie oben skizziert) nicht als auBersprachliche Substanz
zu verstehen, sondern als Gesamt an faktisch ergangenen Aussageereignissen, die
fortwédhrend produziert werden miissen. Dies bedarf wiederum sprechender Akteure,
die zwar nicht autonom iiber das Symbolsystem verfiigen, deren Artikulationen aber
notwendig sind, damit sich ein Diskurs in der Zeit reproduzieren kann. Die soziohisto-
risch geronnenen Wissensbestinde werden durch Sprechende also im doppelten Sinne
aktualisiert: ,,[ Akteure] setzen sie ein, realisieren sie also in ihrem Tun und bringen sie
gleichzeitig auf den ,neuesten Stand‘“ (Keller 2011, S. 186). Hiernach erscheint das
Verhéltnis von Diskursen, Subjekt- und Sprecherpositionen sowie Akteuren als zeitlich
voranschreitender Prozess der wechselseitigen Erméglichung, weshalb die Fokussie-
rung einer dieser Komponenten die Analyse eher versperren als erhellen wiirde.

Gegen die Priorisierung von Diskursen oder Akteuren spricht zweitens, dass Ak-
teure stets ,,im Kreuzfeuer zahlreicher diskursiver Anrufungen (Keller 2012, S. 70)
stehen, sodass sie angesichts einer komplexen Welt mit vielfiltigen Méglichkeits- und
Erwartungshorizonten konfrontiert sind. Diese zu erkennen, zwischen ihnen abzuwa-
gen und sie in spezifischen Handlungssituationen zu interpretieren, ist als sozialer Akt
zu verstehen. Akteure werden unter den Bedingungen einer mehrdeutigen Welt und
multipler Wissensbestéinde gleichsam gezwungen, Entscheidungen fiir und gegen et-
was zu treffen; gleichzeitig aber miissen diese Entscheidungen unter den ermdg-
lichenden und einschrinkenden Bedingungen diskursiver Ordnungssysteme getroffen
werden. Dies schliet freilich nicht die Mdglichkeit aus, sich dem Regelsystem be-
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wusst zu widersetzen — so wie auch der Diskursanalytikerin die Fahigkeit zugespro-
chen wird, Diskurse erkennen, beschreiben und gegebenenfalls kritisieren zu kénnen.
Gleichwohl kann auch ein solches Verhalten keinen Standpunkt auBerhalb der kol-
lektiven Wissensbestinde beanspruchen, denn auch im Falle der Kritik ,,people are
expected to position their contribution in terms of known categories” (Hajer 1995, S.
57).

Fiir den Gegenstandsbereich der Policy-Forschung ergibt sich hieraus, erstens, Dis-
kurse als Moglichkeitsrdume zu betrachten, deren Strukturierung bestimmte Handlungs-
potenziale erzeugt. Dies gilt auch flir den spezifischen Fall einer politischen Entschei-
dungssituation, in der Akteure nicht vollstdndig autonom agieren konnen, sondern in der
ebenso diskursive Ordnungssysteme zu einer systematischen Verknappung des Sag- und
Machbaren fiihren (Landwehr 2006, S. 108). Daher sollen, zweitens, die Prozesse des
Aushandelns von Problemdefinitionen, Handlungsoptionen und Argumenten sowie das
Treffen einer allgemeinverbindlichen Entscheidung als Bewegungen und Positionierun-
gen innerhalb diskursiver Moglichkeitsrdume verstanden werden. Damit wird ein Ent-
scheidungsbegriff angesetzt, der ,.die prinzipielle Kontingenz aller Entscheidungssitua-
tionen™ (Riib 2011, S. 25) anerkennt und das sich-Festlegen als Kulminationspunkt eines
»ongoing discursive struggle over the definition and conceptual framing of problems,
the public understanding of the issues, the shared meanings that motivate policy respon-
ses, and criteria for evaluation® (Fischer/Gottweis 2012, S. 7) begreift. Mit der Veror-
tung des Entscheidungsaktes in einem diskursiven Geschehen wird die Beschrinkung
auf den sich entscheidenden Akteur geldst, um diesen in einer von ,,symbolische[n]
Ordnungen* (Reckwitz 2003, S. 287) strukturierten Entscheidungskonstellation zu veror-
ten, was wiederum die Moglichkeit erdffnet, einen strukturzentrierten Diskursbegriff zu
integrieren. Im Unterschied etwa zu einer systemtheoretischen Position wird Entschei-
den hier also durchaus mit dem Handeln von Akteuren identifiziert, ohne jedoch eine
akteurszentrierte Uberformung der diskurstheoretischen Primissen vorzunehmen.

Die hier gewéhlten Metaphern des Raumes, der Bewegung und Positionierung ma-
chen dabei deutlich, dass Diskurse Handlungsweisen nicht determinieren, denn Rédume
sind stets mit Freiheiten verbunden. Zugleich ist die Plausibilitdt der Bewegungen und
Positionen, die in einer Entscheidungssituation von Akteuren vollzogen bzw. einge-
nommen werden, von den Infrastrukturen abhéngig, die in ebendiesen Rédumen kollek-
tiv zur Verfligung stehen. Argumente und Vorschlige, die nicht von diesem Repertoire
an plausiblen Positionierungsmoglichkeiten gedeckt sind, sehen sich somit tendenziell
mit dem Vorwurf konfrontiert, ,unangemessen‘ oder gar ,unwahr‘ zu sein (vgl. Foucault
1991a, S. 10-17). Metaphorisch gesprochen stehen sie am Rande oder auflerhalb des
Mébglichkeitsraums.” Diese Annahme ist im Grundsatz bereits bei Foucault (2013, S.
261) angelegt, wenn er feststellt, dass sich das diskursiv konstituierte Wissen einer
Gemeinschaft auch ,,in politischen Entscheidungen® niederschligt. Diskurse erscheinen
hiernach als systemische Infrastrukturen, denen im Vergleich zur gegenstandsbezoge-
nen und singuldren Entscheidungssituation eine gewisse (obgleich nicht vorsoziale und
ahistorische) Generalitdt und Stabilitdt zufdllt. Sie lassen sich als ,,grundlegende und
grofsflichige Sinneinheiten* (Nullmeier 2011, S. 330) und als ,,Wissensformationen
grofserer Stabilitdt” (Nullmeier 2011, S. 319) begreifen, die die ,,/angfristigen Voraus-
setzungen aktuellen politischen Handelns* (Kerchner/Schneider 2006, S. 10; alle Her-
vorhebungen durch d. Verf.) konstituieren. Auf einem ,,sociocultural macro level*
(Fischer/Gottweis 2012, S. 11) liegend stellen Diskurse Infrastrukturen bereit, die in
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einer spezifischen Entscheidungssituation die Plausibilitit von Problemdefinitionen,
Argumenten und Handlungsvorschldgen strukturieren.

Diese Verkopplung von Diskurs und Entscheiden steht somit in einer Linie mit den
oben diskutierten ,mittleren‘ Vorschldgen, im Unterschied bzw. in Weiterentwicklung
zu diesen riickt sie jedoch die Frage ins Zentrum, wie spezifische Entscheidungssitua-
tionen durch die sie umgebenden Diskurse strukturiert und mithin bestimmte Wege der
politischen Bearbeitung er6ffnet und andere verschlossen werden. Eine weitere Spezi-
fik des hier unterbreiteten Vorschlags geht auf den Umstand zuriick, dass sich die obi-
gen Ansétze nicht dezidiert mit dem Erklarungsanspruch auseinandersetzen. Nach
Hajer/Versteeg (2005, S. 177, Hervorhebungen durch d. Verf.) besteht jedoch genau
darin ein potenzieller analytischer Beitrag der Diskurstheorie, kdnne diese doch ,,help
to illuminate why certain definitions do or do not catch on at a particular place and time
and to explain the mechanisms by which a policy does or does not come about®. Wie
dieses Potenzial ausgeschopft werden kann, soll im folgenden Abschnitt diskutiert
werden.

4 Entscheidungsprozesse in diskursiven Moéglichkeitsraumen
rekonstruieren: Grundprinzipien einer interpretativen
Erklarung

Wie eingangs bereits festgestellt, steht die Auseinandersetzung mit den Erklarungspo-
tenzialen der interpretativen Policy-Forschung bisher selten explizit im Zentrum (sie-
he aber Nullmeier 2012), was vermutlich mit der Verankerung des Erklérungsbegriffs
in positivistischen Theorietraditionen zusammenhéngt. Eine Erklarung zu liefern, be-
deutet hiernach die Abstraktion eines allgemeingiiltigen Modells, das die kausalen Ef-
fekte unabhingiger Variablen {iber den betrachteten Einzelfall hinausgehend ausweist.
Eine interpretative Erklarung muss sich hiervon in zweierlei Hinsicht abgrenzen. Ers-
tens kann es nicht darum gehen, die Kategorie des Diskurses analytisch zu isolieren
und anderen Einflussgrofen, beispielsweise Institutionen oder Interessen, zur Seite zu
stellen, denn auch Institutionen und Interessen werden erst durch Prozesse der diskur-
siven Vermittlung sozial wirksam (Hajer 1995, S. 51; Nullmeier 2013, S. 24; siche
Abschnitt 2). Zweitens kann es nicht darum gehen, ,,universale, kontextunabhingige
Regeln oder Modelle zu ermitteln, sondern eine plausible Deutung des Geschehens im
jeweiligen Bedeutungskontext [zu] geben® (Braun 2014, S. 83). Interpretativ Erklédren
heilt zundchst (Detailliertes folgt unten), den Einzelfall in seiner spezifischen Dyna-
mik nachzuvollziehen, womit zugleich einer Formulierung abstrakter Wirkungszu-
sammenhénge aufgrund der radikalen Kontingenz sozialer Phinomene mit Skepsis zu
begegnen ist. Befreit man den Erklarungsbegriff in dieser Weise von seiner positivis-
tischen Féarbung, so wird deutlich, dass die Alternative zum kausalanalytischen und
generalisierenden Erkldren nicht notwendigerweise die Deskription (als Vorstufe des
kausalen Erklérens) ist, sondern ein substanziell anderes Verstindnis des Erkldrens
selbst: Durch die Rekonstruktion der kollektiv wirksamen symbolischen Ordnungen in
einem spezifischen soziohistorischen Kontext soll nachvollziehbar gemacht werden,
weshalb in ebendiesem Kontext ein bestimmtes Handeln (im Wortsinne) sinnvoll ist
und ein anderes nicht.
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Im Hinblick auf die hier interessierenden Prozesse der allgemeinverbindlichen Ent-
scheidungsfindung muss es somit Ziel einer interpretativen Erkldrung sein, eine ,plau-
sible Deutung* dafiir zu liefern, weshalb sich — aus der Binnensicht des diskursiven
Moglichkeitsraums heraus — eine bestimmte Sichtweise auf einen politischen Sachver-
halt als ,richtige® Antwort durchzusetzen vermochte. Oder um Foucault (2013, S. 42)
zu paraphrasieren: ,Wie kommt es, dass eine bestimmte Entscheidung getroffen wurde
und keine andere an ihrer Stelle?* Ein solcher Erkldrungsanspruch ist bereits bei
Foucault (2013, S. 277) selbst angelegt, wenn er die Frage aufwirft, inwiefern das ,,po-
litische Verhalten einer Gesellschaft® von einer ,,diskursiven Praxis durchlaufen wird®.
Gelingt es also, in der Analyse einer spezifischen Entscheidungssituation einen Zu-
sammenhang zwischen der ,diskursiven Praxis® und dem ,politischen Verhalten®, das
durch diese Praxis ,durchlaufen® wird, plausibel zu machen, so kann gesagt werden,
dass Zweitgenanntes mittels Erstgenanntem interpretativ erkldrt worden ist (vgl. Keller
2011, S. 272-273). Eine solche Erkldrung behauptet jedoch nicht, dass zwischen Dis-
kursen und politischen Entscheidungen eine kausale Beziehung besteht. Vielmehr han-
delt es sich um ein wechselseitiges Bedingungsverhéltnis, da (wie oben dargelegt) dis-
kursive Ordnungen Subjekt- und Sprecherpositionen sowie Handlungsmoglichkeiten
erzeugen und zugleich von den von Akteuren faktisch eingenommenen Positionen und
realisierten Handlungen aktualisiert werden. Zudem wird nicht davon ausgegangen,
dass Interessen und strategisches Handeln in politischen Entscheidungsprozessen keine
Rolle spielen wiirden. Stattdessen soll erschlossen werden, wie Interessen in diskursiv
regulierten Umwelten entstehen und unter den ermdglichenden und einschrédnkenden
Bedingungen diskursiver Ordnungssysteme in spezifischer Weise ausgespielt werden
konnen (vgl. Hajer 2008, S. 212).

Um zu einer plausiblen Deutung des Zusammenhangs zwischen Diskursen und
Entscheidungen gelangen zu konnen, scheint eine prozessanalytische Perspektive ange-
raten (Nullmeier 2013, S. 35-37). Damit ist eine interpretative Verfahrensweise ge-
meint, die politische Ereignisse als kumulatives Geschehen rekonstruiert, bei dem ein
Argument an vorherige Argumente, ein politischer Vorschlag an vorherige Vorschldge
und eine Entscheidung an vorherige Entscheidungen anschlieBen muss, um im spezifi-
schen Handlungszusammenhang als plausibel gelten zu konnen. Eine interpretative Er-
klédrung politischen Entscheidens verweist somit auf zwei Aspekte: einerseits auf den
Prozess der Herstellung einer Entscheidungssituation, in der Problemdefinitionen vor-
gebracht, Optionen abgeleitet und Argumente entwickelt werden, und andererseits auf
den punktuellen Akt der Festlegung auf eine bestimmte Option. Zugleich sind diese
Ausschnitte nicht isoliert, sondern im Kontext des diskursiven Moglichkeitsraums zu
betrachten, um anhand der dort verfligbaren Infrastrukturen plausibilisieren zu kdnnen,
weshalb eine bestimmte Position fiir die an dem jeweiligen Prozess Beteiligten offen-
bar ,mehr Sinn‘ ergeben hat als eine andere. Eine diskursanalytische Perspektive auf
die Praxis politischen Entscheidens ,,aims, therefore, not just to describe or characterize
it, but to capture the various conditions which make that practice ‘work’ or ‘tick’*
(Glynos/Howarth 2008, S. 11).

Fiir die Konzeptualisierung und analytische Erfassung der bereits mehrfach ange-
sprochenen diskursiven Infrastrukturen soll auf das Konzept des Deutungsmusters zu-
riickgegriffen werden. Als ,,quasi vor-gedeutete Sinnzusammenhénge* (Schetsche/
Schmied-Knittel 2013, S. 25) sind Deutungsmuster als Schemata zu verstehen, die vor-
strukturieren, mit welchen konkreten Bedeutungen inhédrent mehrdeutige Phinomene
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,plausiblerweise® versehen werden konnen. Dabei sind Deutungsmuster als kollektive
Produkte zu verstehen, ,,die im gesellschaftlichen Wissensvorrat vorhanden sind und
sich in konkreten sprachlichen AuBerungen manifestieren (Keller 2011, S. 240). Der
Begriff des Deutungsmusters macht zudem deutlich, dass diese von generisch-typisier-
ter Qualitdt sind und mithin nicht an einzelne Entscheidungsgegenstinde gebunden
sind — was der oben dargestellten Konzeptualisierung von Diskursen als ,grundlegen-
de‘ und ,grofflachige‘ Sinneinheiten entspricht.

Insgesamt betrachtet ist es diese Verkopplung zwischen groBflichigem diskursiven
Moglichkeitsraum und fallbezogener Entscheidungssituation, die den Kern des inter-
pretativen Erkldrungsangebots darstellt. Es geht mithin nicht ,nur‘ darum, einen ein-
zelnen Entscheidungsprozess in seiner Kontingenz und spezifischen Dynamik verste-
hend zu rekonstruieren, sondern um den systematischen Riickbezug dieses Prozesses
auf die diskursiven Umweltbedingungen, um erkldren zu kénnen, weshalb es so kom-
men konnte, wie es gekommen ist. Damit wird zugleich die Dichotomie Verstehen vs.
Erkléren aufgelost zugunsten einer Perspektive, die das dem Verstehensprozess inhé-
rente erklirende Moment explizit herausstreicht und es iiber die Relationierung von
Moglichkeitsraum sowie politischen Bewegungen und Positionierungen analytisch ein-
zufangen versucht. Uber diese Grundprinzipien und -begriffe hinausgehend kdnnen
und sollen an dieser Stelle keine allgemeingiiltigen Wirkungszusammenhénge prokla-
miert werden. Die Fragen nach der Identifikation und Eingrenzung des diskursiven
Moglichkeitsraums, in dem eine Entscheidungssituation verortet ist, sowie nach der
analytischen Verkopplung von Diskursen und Entscheidungen sind somit jeweils am
empirischen Gegenstand zu entscheiden. In der folgenden empirischen Illustration soll
ein solcher Versuch beispielhaft unternommen werden.

5 Entscheidungen lokaler Feinstaubpolitik im
Moglichkeitsraum stadtischer Europadiskurse: Eine
empirische lllustration

5.1 Vorbemerkungen zu Methodologie und Methodik

Zur empirischen Illustration der oben entwickelten Perspektive soll im Folgenden un-
tersucht werden, welche Bedeutung der ,EU* in den Stddten Frankfurt am Main und
Dortmund zugeschrieben wird (vgl. Barbehdon 2015). Ausgehend von der Annahme,
dass auch Phinomene der Entgrenzung stets in konkreten sozialrdumlichen Kontexten
erfahren und gedeutet werden miissen (vgl. Léw 2010), wird den beiden zusammen-
hiangenden Fragen nachgegangen, durch welche Muster sich die diskursive Konstruk-
tion ,der EU" in einer Stadt auszeichnet und inwiefern dieser Europadiskurs die jewei-
lige Umsetzung der sog. EU-Feinstaubrichtlinie strukturiert.’ Diese doppelte Frage
entspricht der oben dargelegten Verkopplung von Diskurs und Entscheiden: Die
Struktur des stiddtischen Europadiskurses wird als lokalspezifischer diskursiver Mog-
lichkeitsraum verstanden, innerhalb dessen die Entscheidungsprozesse in Bezug auf
die Umsetzung der Feinstaubrichtlinie verlaufen. Das Ziel der komplementir angeleg-
ten Analyse besteht somit darin, innerhalb einer Stadt die lokale Umsetzung der
Feinstaubrichtlinie unter analytischem Riickbezug auf den jeweiligen Europadiskurs
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interpretativ zu erkldren. Die Kontrastierung der Stidte soll es dabei ermoglichen, die
Kontingenz der Diskursordnungen erkennen sowie die Verkopplung zwischen Diskur-
sen und Entscheidungen nachweisen zu konnen, da im Falle einer Einzelfallstudie der
Verdacht autkommen konnte, die lokalpolitische Richtlinienumsetzung sei von allge-
meiner Natur und gerade nicht riickgebunden an die spezifische diskursive Umwelt
der Stadt.

Die europdische Feinstaubpolitik besteht im Kern aus der Festsetzung von Grenz-
werten fiir Luftschadstoffe (u.a. fiir Kleinstpartikel, weshalb sie meist als ,Feinstaub-
richtlinie‘ verhandelt wird), die seit 2005 verbindlich einzuhalten sind (siehe 96/62/EG,
99/30/EG und 2008/50/EG). Im Falle einer Uberschreitung besteht seitens der be-
troffenen Kommune und der zustindigen Landesregierung die Pflicht, Luftreinhalte-
und Aktionsplédne zu erstellen (Haus/Zimmermann 2007). Angesichts regelmiBiger
Grenzwertiiberschreitungen erzeugte die Richtlinie auch in Frankfurt und Dortmund
Handlungsbedarf, der in lokal variierende verkehrs- und umweltpolitische Mafinahmen
miindete. Dabei scheint das Feinstaubproblem aus Sicht der stddtischen Akteure auf
das Engste mit der europdischen Ebene verwoben, taucht der Begriff ,Feinstaub® in den
offentlichen Debatten doch erst ab dem Jahr 2004 und damit wenige Monate vor der
EU-weiten Verbindlichkeit der Grenzwerte auf. Es kann mithin angenommen werden,
dass bei den Implementationsprozessen mit denjenigen Deutungsmustern operiert wird,
die vom Moglichkeitsraum des jeweiligen stidtischen Europadiskurses bereitgestellt
werden. Damit soll nicht gesagt sein, dass nicht auch andere diskursive Rdume ge-
kreuzt werden, wie etwa der der stidtischen Klimapolitik (vgl. Heinelt/Lamping 2015).
Gleichwohl ldsst sich aufgrund der Thematisierung der lokalen Feinstaubpolitik als ei-
ner unmittelbaren Reaktion auf eine EU-Richtlinie annehmen, dass die politischen Ent-
scheidungsprozesse schwerpunktmifig innerhalb der stidtischen Europadiskurse ver-
laufen, was es analytisch rechtfertigt, die Europadiskurse als die maB3geblichen diskur-
siven Moglichkeitsrdume zu konzeptualisieren.

Fiir beide Teilfragestellungen wurden separate Materialerhebungen auf der Basis
jeweils drei lokaler Tageszeitungen, der Protokolle der beschlussfassenden Gremien
sowie (im Falle der Feinstaubpolitik) der einschldgigen Policy-Dokumente durchge-
fithrt. Auf Tageszeitungen wurde zuriickgegriffen, da sich anhand von Massenmedien
nachvollziehen ldsst, wie eine potenzielle Unendlichkeit an Phidnomenen in eine Aus-
wahl kollektiv relevanter Themen und, daraus folgend, in politisch entscheidbare
Konstellationen transformiert wird (fiir den lokalen Raum siehe Tenscher 2013). Fiir
die Materialerhebung wurden je Stadt die drei auflagenstirksten Zeitungen beriicksich-
tigt, die zugleich unterschiedliche politische Ausrichtungen reprisentieren. Hinzu
kommen die Ratsprotokolle und (im Falle der Feinstaubpolitik) einschldgige Policy-
Dokumente, die Auskunft iiber die 6ffentlich sichtbaren Aushandlungsprozesse und
Entscheidungsergebnisse geben. Fiir die Zusammenstellung des Materials zu den stid-
tischen Feinstaubpolitiken wurden aus den Jahren 2004 bis 2011 alle Zeitungsartikel
der Lokalteile und alle Protokolle der Frankfurter Stadtverordnetenversammlung (Stvv)
bzw. des Dortmunder Rates der Stadt (Rat) aufgenommen, in denen der Begriff ,Fein-
staub‘ auftaucht. Hinzu kamen einschldgige Policy-Dokumente aus den lokalen Um-
weltdmtern und -dezernaten sowie die offiziellen Luftreinhalte- und Aktionspléne (ins-
gesamt 633 Zeitungsartikel, 61 Ratsprotokolle und 19 Policy-Dokumente). Mit diesem
Zeitraum sind die lokalen Umsetzungsprozesse von der erstmaligen Thematisierung
der Richtlinie bis zur (vorldufigen) Konsolidierung der stidtischen MaBnahmen abge-
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deckt. Fiir die Rekonstruktion der Europadiskurse wurde eine analoge Erhebung mittels
des Begriffs ,EU‘ durchgefiihrt, wobei hier aufgrund der Materialmenge nur die Jahre
2005, 2007, 2009 und 2011 beriicksichtigt wurden (insgesamt 1.858 Zeitungsartikel
und 66 Ratsprotokolle).

Die Materialauswertung verfolgte mit Blick auf die stiadtischen Europadiskurse das
Ziel, die stadtspezifischen Diskursordnungen herauszuarbeiten, die das Reden iiber das
Verhéltnis von Stadt und EU strukturieren. Dazu wurde, wie oben bereits dargelegt, auf
das Konzept des Deutungsmusters zuriickgegriffen. Da Deutungsmuster als typisierte
Schemata zu verstehen sind, die der konkreten Konstruktion von Phdnomenen vorgela-
gert sind, bedarf es eines hermeneutischen Vorgehens, in dessen Zuge von einer Viel-
zahl manifester AuBerungen sukzessive auf eine latente Struktur an Deutungsroutinen
riickgeschlossen wird. Durch das mehrfache und stidtevergleichend angelegte Lesen
der Materialbestinde und die Abstraktion von Einzelbefunden zu generischen Codes
(vgl. Keller 2011, S. 273-274) trat sukzessive ein Ensemble aus lokalspezifischen Deu-
tungsmustern hervor, das iiber Zeitrdume, Themen und Sprecher hinweg die diskursive
Konstruktion der EU organisiert. Mit Blick auf die stddtischen Feinstaubpolitiken wur-
de die Richtlinienumsetzung geméal einer prozessanalytisch-interpretativen Perspektive
chronologisch rekonstruiert, um die Abfolge von Problemdefinitionen, Handlungsvor-
schldgen, Argumenten und Entscheidungen aus dem Material zu destillieren. Dieser
zweite Analyseschritt erfolgte dezidiert im Lichte des jeweiligen stiddtischen Europa-
diskurses, um bemessen zu konnen, inwiefern dieser im Sinne eines diskursiven Mog-
lichkeitsraums die Bewegungen und Positionierungen der Akteure im Zuge der politi-
schen Entscheidungsprozesse erkldren hilft.

Im Folgenden soll anhand zentraler Momente der lokalpolitischen Richtlinienum-
setzung illustriert werden, wie die analytische Verkopplung von Diskursen und Ent-
scheidungsprozessen mit dem Ziel einer interpretativen Erklarung aussehen kann (vgl.
Barbehon 2015). Um die Interpretationen nachvollziehbar zu machen, wird moglichst
eng am Material gearbeitet, wobei die Belegstellen fiir eine groBere Struktur im jewei-
ligen Korpus stehen. Bei der Darstellung der Europadiskurse werden die lokal jeweils
dominanten Deutungsmuster dargelegt, da anzunehmen ist, dass es diese hegemonialen
Wissensbesténde sind, die am wirkméchtigsten in der politischen Sphére einer Stadt
sind — was freilich die Existenz von entgegengesetzten Thematisierungen nicht aus-
schliefit.

5.2 Frankfurt: Das Streben nach einer innovativen Feinstaubpolitik in
der fortschrittlichen Europastadt

In einem der ersten Frankfurter Zeitungsartikel, die sich zur Feinstaubrichtlinie duflern,
artikuliert die stddtische Verwaltung einen akuten Handlungsbedarf — jedoch nicht nur
aufgrund einer europarechtlichen Verpflichtung, sondern aufgrund von Gesundheitsri-
siken: ,,,Die Stadt steht unter Handlungszwang, denn es geht um Immissionen, die
krebserregend sind‘, sagt Ulrich Schéttler, Leiter der StraBenverkehrsbehoérde, und
driickt aufs Tempo® (FR, 2.3.2004). In Frankfurt zeigt man sich unter Verweis auf me-
dizinische Expertise sicher, dass Kleinstpartikel eine Gesundheitsgefahr darstellen. Da-
raus folgt, dass nicht die EU-Richtlinie als Problem erscheint, sondern der stddtische
Zustand der Luftqualitdt, auf den die Richtlinie allenfalls aufmerksam gemacht hat. Eine
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dhnliche Gewissheit stellt sich im Hinblick auf die Ursachen der Feinstaubbelastung
ein. ,Hauptquelle fiir die gesundheitsgefdhrdenden Mini-Teilchen sind der Ruf} aus
Diesel-Abgasen, aber auch Reifen-Abrieb und aufgewirbelter Schmutz®, hélt bereits
der erste Zeitungsartikel fest (FNP, 2.2.2004). Dabei erfolgt die Beweisfiihrung auch
anhand von ,selbstevidenten‘ Alltagserfahrungen: ,,Verkehrsprobleme liegen auf der
Hand und sind fiir jeden deutlich sichtbar* (Umweltamt Frankfurt 2004, S. 28). Da die
Verkehrsbelastung ,unstrittig* sei (FNP, 6.12.2004), griindeten die lokalen Reaktionen
auf die EU-Richtlinie auf einer ,niichterne[n] Feststellung: Hier gibt es ein Feinstaub-
problem. Dieses Feinstaubproblem filihrt zu gesundheitlichen Beeintréchtigungen, und
wir miissen etwas dagegen tun® (Martin Daum, CDU, Stvv, 28.8.2008). Aus Frankfurter
Sicht scheinen somit das Problem, die Problemursache und potenzielle Problemlosungs-
bereiche von Beginn an als eindeutig und lokal verortet, und in der Frithphase der Debat-
te sind keine Stimmen zu vernehmen, die diese Diagnose grundsétzlich herausfordern.

Diese Konstruktion des Feinstaubproblems ldsst sich nachvollziehen, wenn sie im
Lichte des Moglichkeitsraums des Frankfurter Europadiskurses gelesen wird. So ist das
Reden iiber Stadt und EU iiber Themenfelder hinweg durch ein Deutungsmuster ge-
kennzeichnet, wonach europapolitische Impulse eine Leitplanke fiir die Lokalpolitik
darstellen. Européische Vorgaben werden nicht im Hinblick auf ihre Verbindlichkeit
thematisiert, sondern als ,,Wegmarkierungen* dargestellt, ,,an denen sich Frankfurt ori-
entieren [kann]“ (FR, 2.10.2009). Damit zusammenhéngend ldsst sich ein Deutungs-
muster erkennen, wonach die Stadt eine selbstbestimmte, problemlosungsfihige und
innovative Position einnimmt. Nicht selten werden europdische Initiativen und Richtli-
nien zum Anlass genommen, um ein lokales ,,Pilotprojekt™ (FAZ, 4.6.2009; FNP,
26.3.2011) oder ,,Modellprojekt* (FAZ, 24.8.2005; FR, 25.8.2011) zu initiieren, an
dem Frankfurt seine ,,Innovationsfreude* beweisen darf (FR, 31.8.2011). SchlieBlich
wird die Innovationsfahigkeit der Stadt auch hinsichtlich ihrer Wirkung nach auffen
hervorgehoben. Als ,,Europastadt™ (FAZ, 20.3.2009; FNP, 30.8.2007; FR, 24.7.2009),
mitunter gar als ,,Hauptstadt Europas® (FAZ, 12.9.2007) falle Frankfurt auch eine
Funktion als ,,Vorbild“ zu (FAZ, 5.6.2009): ,,ist es nicht auch unsere Aufgabe, alle an-
deren, die nicht so hohe Ziele haben, mit in die Verantwortung zu nehmen?* (Yanki
Piirsiin, FDP, Stvv, 29.3.2007)

Im Lichte dieses diskursiven Moglichkeitsraums betrachtet 1dsst sich die spezifi-
sche Aneignung der Feinstaubrichtlinie plausibilisieren und mithin erkliren. Insofern
europdische Impulse als (willkommene) Herausforderung zur Demonstration der eige-
nen Performanz und Innovationsfédhigkeit wahrgenommen werden, erscheint es aus lo-
kaler Binnensicht gleichsam ,logisch‘, auch in der Feinstaubrichtlinie ein lokales Betd-
tigungsfeld zu erkennen, in dem es um Schnelligkeit und Innovationskraft geht. Exem-
plarisch zeigt sich dies im Falle der Umweltzone, die einen zentralen Fixpunkt der
Frankfurter Feinstaubdebatte darstellt. Fahrverbote fiir schadstoffreiche Fahrzeuge in
innerstiadtischen Gebieten kommen in Frankfurt mittels eines Verweises auf die Bun-
deshauptstadt auf die Agenda: Anders als Frankfurt habe Berlin ,,fiir den Fall der Félle
schon einen konkreten Plan in der Schublade®, den man (so die Meinung eines Stadt-
verordneten der Griinen) ,,fiir Frankfurt ernsthaft priifen sollte* (FNP, 12.2.2005). Da-
raufhin beschwichtigt die Umweltdezernentin (Jutta Ebeling, Stvv, 24.2.2005), dass die
in Berlin geplante Umweltzone — ,,damit wir nicht zu beschdmt sind* — allein fiir die
niedrigste Abgasnorm gelte und damit allenfalls die ,,ganz alte[n] Dreckschleudern*
aus dem Verkehr ziehen wiirde. Gleichwohl wird unter diesem Eindruck die Notwen-
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digkeit attestiert, nunmehr ,,sehr ziigig* ein eigenes Modell einer Umweltzone entwi-
ckeln zu miissen (Stefan Majer, Griine, Stvv, 16.6.2005).

Bezeichnenderweise kommt die Umweltzone in dem Moment auf die Tagesord-
nung, als mit Berlin eine Stadt am Horizont auftaucht, die den Anspruch Frankfurts auf
schnelles und innovatives Handeln zu realisieren scheint. In Frankfurt zeigt man sich
hiervon herausgefordert, bisweilen sogar ,beschimt‘, sicht man sich doch der Gefahr
entgegen, die Vorreiterrolle bei der Bearbeitung europidischer Politik zu verlieren.
Dementsprechend miisse man eine noch weitreichendere Losung entwickeln, schlief3-
lich habe man einen ,,Ruf als wirtschaftlich prosperierende und Skologisch fortschritt-
liche Stadt zu verteidigen™ (Umweltdezernentin Manuela Rottmann, Stvv, 28.8.2008).
Dem gegeniiber stehen kritische Stimmen wie die der Industrie- und Handelskammer
(IHK), die lokale MaBnahmen aufgrund der ,,hohe[n] Grundbelastung* fiir ineffektiv
hilt und argumentiert, ,,dass die Stédte die an sie gestellten Anforderungen nicht erfiil-
len koénnen* (FR, 27.10.2005). Angesichts der vielfiltigen Quellen der Feinstaubbelas-
tung pladiert der Président der IHK dafiir, ,,die Erfahrungen in den bereits vorhandenen
Umweltzonen anderer Stidte ab[zu]warten, um dann eine bundesweit einheitliche Lo-
sung zu finden“ (FR, 16.7.2008). Hinzu tritt die oppositionelle FDP-Fraktion, die fest-
stellt, dass ,,das Wetter weit mehr Einfluss auf die Feinstaubwerte habe als der Ver-
kehr* (FNP, 6.2.2008), weshalb der ,,Sinn einer Umweltzone grundsitzlich in Frage
[zu stellen ist]* (FNP, 29.8.2008).

Im Hinblick auf die Umweltzone ldsst sich somit eine zunichst offene Entschei-
dungssituation konstatieren, in der sich Fiirsprecher und Gegner mit distinkten Argu-
menten gegeniiberstehen. Im weiteren Verlauf der Debatte gelingt es schlieSlich den
Befiirwortern der Umweltzone, ihre Position durchzusetzen, was sich wiederum mittels
des Europadiskurses Frankfurts interpretativ erkldren lisst: Innerhalb dieses Moglich-
keitsraums, der an die lokale Europapolitik die MaBstédbe der Autonomie, Handlungs-
fahigkeit und Innovationstrachtigkeit herantrigt, hat es das Argument, bei der Umset-
zung der Feinstaubrichtlinie angesichts einer lokal begrenzten Problemlésungskapazitét
abzuwarten und auf eine bundesweite Strategie zu setzen, tendenziell schwer, Reso-
nanz zu erzeugen. Zwar wird der Umstand bisweilen schwer zu beeinflussender Pro-
blemursachen auch seitens der Fiirsprecher der Umweltzone nicht in Abrede gestellt,
als Begriindung fiir Nichthandeln wird er jedoch nicht akzeptiert:

,Natiirlich gibt es auch andere Feinstaubverursacher, Frau Rinn [die Vorsitzende der FDP-
Fraktion, Anm. d. Verf.]. Ganz klar, die gibt es. Aber das heifit doch nicht, dass man nicht zu-
nichst einmal da ansetzen muss, wo man ansetzen kann. Die Autos sind nun einmal, besonders
die Dieselfahrzeuge, einer dieser Feinstaubverursacher. Deshalb muss man sich dieses Problem
vornehmen. Es ist ein beliebtes Argument, auf die anderen zu zeigen und zu sagen: Guckt mal
da, guckt mal dort. Das kann auch ein Alibi sein, um am Besten gar nichts zu machen.” (Martin
Daum, CDU, Stvv, 28.8.2008)

Der Frankfurter Europadiskurs impliziert eine Orientierung an den eigenen Hand-
lungsmoglichkeiten, womit die Forderung nach einer Externalisierung von Verantwor-
tung tendenziell ins Leere lduft. Und so dient die Wetterabhéngigkeit nicht als Ent-
schuldigung, sondern als Begriindung fiir den Bedarf einer raschen Implementation der
Umweltzone, ,,um die Belastung mit Feinstaub und anderen Abgasen dauerhaft zu mi-
nimieren® (FNP, 31.12.2007), und zwar ,,egal, wie das Wetter ist (Umweltdezernentin
Manuela Rottmann, Stvv, 10.12.2009). Zugleich wird die Umweltzone als Ausdruck
einer fortschrittlichen Politik gerahmt, was ebenfalls eine besondere Resonanz inner-
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halb des Moglichkeitsraums des stidtischen Europadiskurses erzeugt. So richte sich die
MaBnahme gegen die ,,nicht zukunftsfahig[en]* Fahrzeuge (Robert Lange, CDU, Stvv,
2.9.2010), womit gleichzeitig die Entwicklung ,,moderne[r], Okologische[r] Wirt-
schaftsstrukturen* vorangetrieben werde (Jan Klingelhofer, SPD, Stvv, 28.8.2008).
Durch diese vorwértsgewandte Politik sei in ,,der gefiihlten Landeshauptstadt Frankfurt
[...] die Taufe eines neuen Begriffes (Feinstaubplakette) gelungen (FAZ, 31.12.2008),
was im Lichte des Deutungsmusters einer besonderen Strahlkraft und Vorbildfunktion
der Stadt als wirkméchtiges Argument gelten kann. Demgegeniiber sehen sich die von
FDP und IHK vorgebrachten Alternativen dem Vorwurf ausgesetzt, Frankfurt ,,um
30 Jahre zuriick™ zu werfen (Martina Feldmayer, Griine, Stvv, 24.2.2011), was dem
MaBstab innovativer Losungen denkbar deutlich entgegensteht.

Aus der Binnensicht des Frankfurter Europadiskurses betrachtet wird somit nach-
vollziehbar, weshalb sich die Umweltzone als eine plausible Entscheidung présentiert,
lasst sie sich doch in ,sinnvoller* Weise innerhalb des diskursiven Mdglichkeitsraums
platzieren, sinnvoller zumindest als die zur Debatte stehenden Alternativen. Bezeich-
nenderweise wird die Plausibilitét dieser Position auch nicht durch den Umstand er-
schiittert, dass sich nach der Implementation der Maflnahme im September 2008 kein
eindeutiger Effekt auf die Feinstaubwerte feststellen ldsst. Das Mantra ,,Nichts tun ist
falsch™ behilt auch unter diesen Bedingungen seine Giiltigkeit: Die Umweltzone
,»wirkt bisher nicht in groBem Stil* und sei ,,auch nicht das Allheilmittel”, doch ,,gar
nichts zu tun, wie die FDP letztlich empfiehlt — das kann auch keine Losung sein‘
(FAZ, 1.3.2011). Dementsprechend kann die Umweltzone trotz der ambivalenten Aus-
wirkungen auf die Luftverschmutzung als Erfolgsgeschichte akzentuiert werden, die
(geméil einem Beschluss der schwarz-griilnen Mehrheit) sogar eine ,,Ausweitung® auf
die Rhein-Main-Region verdiene (FNP, 3.9.2010). In diesem diskursiven Terrain kon-
nen Pladoyers fiir eine abwartende Haltung kaum mehr Anerkennung finden.

5.3 Dortmund: Die Minimierung schmerzhafter Einschnitte in der
europarechtlich determinierten Stadt

Im Vergleich zu Frankfurt weist die Feinstaubdebatte in Dortmund markant andere Zii-
ge auf, was sich bereits am ersten Zeitungsartikel des Materialkorpus ablesen lésst.
Dort wird festgestellt, dass die EU-Richtlinie ab Januar 2005 ,strenge Grenzwerte fiir
Feinstdube und Stickstoffoxide vorschreibt — und ,,schon reibt sich verwundert der
Ruhrgebietsmensch die Augen, verweist auf die Wésche draulen im Garten, die seit
zwei Jahrzehnten nicht mehr rulig wird, und fragt nach dem Handlungsbedarf (RN,
20.10.2004). Zudem wiirden die ortlichen Messstationen schon seit Jahren auf Luftver-
schmutzungen hinweisen — ,,nur hat das keinen gejuckt”. Erst mit der ,,blirokratisch-
verbindlich[en]“ Festschreibung von Grenzwerten setze ,.ein riesiges Geplappere ein“
(WR, 1.4.2005). Im Unterschied zu Frankfurt wird somit nicht der Feinstaub, sondern
die Feinstaubrichtlinie problematisiert, da sie ein willkiirlich definiertes Problem er-
zeuge. Hinzu tritt die Betonung von Wissensdefiziten, die Problemdiagnosen und -16sun-
gen unsicher erscheinen lassen. Ob die Kleinstpartikel ,,nun aus dem Russ [sic] von
Dieselkraftstoffen durch den Verkehr oder von Industriestduben oder einer Kombinati-
on aus beidem kommen, steht noch nicht fest, konstatiert das Umweltamt (RN,
17.11.2004). Ein Anstieg der Staubkonzentration kénne ,,am Ende sogar eine Folge der
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den Verkehr steuernden MafBinahmen® sein, sodass Losungsversuche das Problem bis-
weilen verschirfen konnten (WR, 26.1.2005). Die Ursachenanalyse und die Suche nach
effektiven Strategien kdmen somit einem ,,Stochern im Nebel* gleich (WR, 11.5.2005).
Wihrend in Frankfurt die Richtlinie unmittelbar in die lokale Agenda eingepasst wird,
erscheint sie in Dortmund als von auflen herangetragen und als Quelle der Ungewiss-
heit.

Auch im Falle Dortmunds lésst sich diese Konstruktion des Feinstaubproblems un-
ter Riickgriff auf den Moglichkeitsraum des stidtischen Europadiskurses nachvollzie-
hen. Das Reden iiber Stadt und EU ist in Dortmund von einem Deutungsmuster unter-
legt, das eine Grenze zwischen lokalen und iiberlokalen Begebenheiten zieht und
Zweitgenanntes mit Fremdheit assoziiert. Europdische MafBnahmen sind zuallererst
,Briisseler Belange™ (WAZ, 6.6.2009), denen angesichts der ,,hohe[n] Komplexitit und
schwere[n] Nachvollziehbarkeit europdischer Strukturen (RN, 29.7.2005) mit ,,Miss-
trauen (WAZ, 5.1.2005) begegnet wird. Uberdies wird das Verhiltnis der Ebenen als
hierarchisch charakterisiert, sodass die Stadt sich einer Fremdbestimmung gegeniiber-
sieht. Vielfach gipfelt diese Konstellation in eine systematisch iiberforderte Lokalpoli-
tik, da die Stadt immer wieder ,,aus Briissel iiberrascht (WR, 19.8.2005) werde und
die effektive und fristgerechte Umsetzung européischer Vorgaben ein ,,.Ding der Un-
moglichkeit” sei (WAZ, 11.12.2007).

Im Lichte dieses diskursiven Moglichkeitsraums wird verstidndlich, weshalb die
Feinstaubrichtlinie in Dortmund als Ausdruck einer fremden Agenda begriffen wird,
die im stidtischen Raum zuallererst Schwierigkeiten hervorruft. Man sieht sich mit
Ungewissheiten und begrenzten Problemldsungskapazititen bei einer gleichzeitig &u-
Berlich induzierten Handlungsnotwendigkeit konfrontiert, weshalb alle Mafinahmen
auf eine ,,Notlosung zwischen ,Effektverlagerung® und ,Miangelverwaltung‘“ hinaus-
laufen wiirden: ,,[W]ir miissen die beste der schlechten Losungen wihlen®, stellt etwa
das Umwelt- und Tiefbauamt fest (WR, 26.3.2005). Dabei erscheint eine génzlich ,,be-
lastungsfreie Umwelt* als ,,illusorisch®, da dem Verkehrsaufkommen an lokalen Belas-
tungsschwerpunkten nicht effektiv beizukommen sei (RN, 20.10.2004). Angesichts
dieser begrenzten Handlungskapazitéten erfolgt frithzeitig eine Anrufung iibergeordne-
ter Ebenen, etwa wenn die Bearbeitung der EU-Richtlinie als eine Aufgabe des
»Machtzentrums in Diisseldorf oder als ,ein Fall fiir die Bezirksregierung® (RN,
20.10.2004) dargestellt wird, da dort die ,,Federfiihrung“ (WR, 6.4.2005) in Sachen
Luftreinhaltung liege. Wahrend die Akteure in Frankfurt die eigenen Handlungsmdog-
lichkeiten herausstreichen und die Landespolitik mit Bremseffekten assoziieren, findet
sich in Dortmund eine Externalisierung von Verantwortung, was aus Binnensicht des
stiadtischen Europadiskurses als ,plausibler* Weg erscheint, werden europdische An-
forderungen doch zumeist als Quelle einer lokalen Uberforderung wahrgenommen.

In der Folgezeit positioniert sich die Stadt dementsprechend als ausfithrende In-
stanz tiberortlicher Entscheidungen, deren Umsetzung sie zugleich ,,so lange wie mog-
lich [...] hinauszdgern® wolle (RN, 26.8.2005), denn ,,16sen, das weill man in der Ver-
waltung genau, wird die Stadt das Feinstaub-Problem so nicht™ (WR, 28.9.2005). Lo-
kalpolitische Entscheidungen nehmen somit die Gestalt schmerzhafter Einschnitte an,
sodass eine mdglichst minimale Abkehr vom Status quo als Mafstab eines ,angemes-
senen‘ Handelns erscheint. Diese Handlungsorientierung manifestiert sich exempla-
risch in dem seitens der Bezirksregierung eingebrachten Vorschlag, eine rund 300 Me-
ter groBe Umweltzone im Umkreis einer Messstation einzurichten. Ahnlich wie in
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Frankfurt sieht sich auch dieser Vorschlag kritischer Stimmen entgegen, die die MalB-
nahme als ,,Mini-Umweltzone* (WR, 14.6.2007) karikieren und sie (wie etwa ein
Ratsmitglied der CDU) als ,,lacherlich* verwerfen (WAZ, 30.5.2007). Dahingegen be-
griift der Vorsitzende der FDP-Fraktion den VorstoB als ,,verniinftig”, da er die Ein-
schrinkungen so weit wie moglich minimiere: ,,Es macht keinen Sinn, den Standort
Dortmund mit Regeln zu belasten, die es anderswo nicht gibt* (WAZ, 30.5.2007).

Zur Erkldrung des letztlichen Ausgangs dieser Entscheidungssituation hilft erneut
deren Verortung im Moglichkeitsraum des Dortmunder Europadiskurses, der eine Ex-
ternalisierung von Verantwortung angesichts einer Uberforderung stidtischer Kapaziti-
ten im Bereich des Angemessenen positioniert. In diesem Raum nimmt ein politischer
Vorschlag, der von der Bezirksregierung als Vertreterin der ,,iibergeordneten Politik*
(RN, 28.9.2005) eingebracht wird, tendenziell die Gestalt einer gleichsam entlastenden
Handlungsanweisung an. Dementsprechend argumentiert der Oberbiirgermeister bei
der Rechtfertigung der ,Mini-Umweltzone®, dass in der Luftreinhaltepolitik die Be-
zirksregierung die ,,planaufstellende Behorde* sei, weshalb die Stadt lediglich ,,zu rea-
gieren und gegebenenfalls [...] etwas umzusetzen* habe. Dabei sei der Bezirksregie-
rung ,,natlirlich“ klar, dass es sich ,,schlicht und ergreifend um ein Durchfahrverbot an
der Messstelle vorbei handele, jedoch hoffe man, damit ,unter die notwendigen
Grenzwerte zukommen [sic], die uns von der Europdischen Union vorgegeben sind*
(Oberbiirgermeister Gerhard Langemeyer, Rat, 29.3.2007). Angesichts dieser Vertei-
lung von Entscheidungsbefugnissen sei die ,Mini-Umweltzone’ letztlich ohne Alterna-
tive:

,»Bei der Darstellung der Thematik in der Dienstbesprechung der Hauptverwaltungsbeamten bei
der Bezirksregierung Arnsberg ist deutlich gemacht worden, wie die Rollenverteilung ist. Ver-
antwortlich fiir diese Maflnahme ist die Bezirksregierung alleine. Sie ist aufgrund von Europa-
recht, vor allen Dingen dann, wenn Messwerte vorliegen, zum Handeln hier gezwungen. Insofern
gibt es fiir die StraBenverkehrsbehdrde der Stadt Dortmund auch keinen Raum, hier abweichend
von diesem Vorschlag zu votieren. [...] Vor diesem Hintergrund werde ich [...] der Bezirksre-
gierung das stralenverkehrliche Einvernehmen mitteilen.” (Oberbiirgermeister Gerhard Lange-
meyer, Rat, 14.6.2007)

Bezeichnenderweise lassen sich in der Folge dieser Entscheidung keine Stimmen aus-
machen, die dieses Argument problematisieren wiirden. Die (ohnehin kaum vernehm-
bare) Kritik richtet sich allenfalls an die Adressen der Bezirksregierung und der euro-
pédischen Politik, die fiir den ,,300.OOO—Millimeter—Witz“5 verantwortlich gemacht wer-
den (WAZ, 11.1.2008), wohingegen die Stadt ,nur die Schilder auf[stellt] (WAZ,
11.1.2008). Interpretativ erkldrbar wird diese Entscheidungsdynamik, wenn sie im
Lichte des stiddtischen Europadiskurses gelesen wird, der das Mehrebenensystem als
eine hierarchische Weisungskette konstruiert. Dortmund steht am Ende dieser Kette
und sieht sich mit kaum zu bewiltigen Forderungen konfrontiert, sodass deren Bearbei-
tung nicht als Moglichkeit fiir lokalpolitische Profilierungen daherkommt. Steht in die-
sem diskursiven Mdglichkeitsraum eine iibergeordnete Ebene fiir eine politische Ent-
scheidung ein, zeigt man sich geradezu erleichtert, dass sich damit ,,das Hin und Her
um Feinstaub und Umweltzonen gelegt™ habe (WR, 7.4.20009).

Nach analogem Muster gestaltet sich auch die Folgezeit. Nachdem die o6rtlich be-
grenzten Fahrverbote sukzessive auf weitere Straenabschnitte ausgeweitet wurden,
um ,;moglichen Kldgern bis hin zur EU den Wind aus den Segeln“ zu nehmen (WR,
12.2.2008), wird zum Ende des Jahres 2010 deutlich, dass der so entstandene ,,Flicken-
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teppich™ (WAZ, 2.11.2010) nicht zu einer verlésslichen Unterschreitung der Grenzwer-
te filhrt. Angesichts des weiterhin bestehenden ,,Druck[s] aus Briissel (WAZ, 2.11.
2010) bringt die Landespolitik eine stddteiibergreifende Umweltzone im Ostlichen
Ruhrgebiet ins Spiel (die im Januar 2012 auch in Kraft tritt), die jedoch wiederum nicht
als innovative Problemldsung, sondern als notwendige Verschiarfung verstanden wird:
»Warum gibt es eine Ausdehnung der Umweltzone? Es gilt, wie von der EU gefordert,
die Feinstaub-Belastung weiter zu reduzieren* (RN, 28.12.2011). Und erneut sind die
Rollen im Entscheidungsprozess klar verteilt: ,,Entschieden wird fiir Dortmund letzt-
lich beim Regierungsprésidenten in Arnsberg™ (WAZ, 19.4.2011), denn ,,Herr des Ver-
fahrens ist die Bezirksregierung® (RN, 19.4.2011). Im Kontrast zu Frankfurt, wo die
Umweltzone als fortschrittliche und stilbildende Problemldsung gerahmt wird, nimmt
die auf der Oberfliche ,gleiche* Maflnahme in Dortmund erneut die Gestalt eines
schmerzhaften, aber rechtlich notwendigen Einschnittes an.

6 Schlussfolgerungen

Sichtbarkeit und Anschlussfiahigkeit interpretativer Ansétze innerhalb des konzeptio-
nellen Repertoires der Policy-Forschung héngen nicht zuletzt davon ab, wie sich diese
Ansidtze zum legitimen wissenschaftlichen Anspruch des Erkldrens politischer Ent-
scheidungsprozesse verhalten. Ziel muss in dieser Hinsicht sein, ein Angebot zu entwi-
ckeln, das einerseits interpretative Forschung vom géngigen (aber oftmals ungerecht-
fertigten) Vorwurf befreit, sie konne lediglich beschreiben und nicht erkldaren, und das
andererseits nicht einfach einen positivistischen, kausalanalytischen Erkldrungsbegriff
importiert, der hinter die wissenschaftstheoretischen Grundlagen konstruktivistischer
bzw. kulturtheoretischer Zugénge zuriickfallt. In diesem Spannungsfeld hat der vorlie-
gende Beitrag einen Vorschlag unterbreitet, der eine diskurstheoretische Position mit
dem Begriff des Entscheidens zusammenbringt. Diskurse sind hiernach als Moglich-
keitsraume groBeren Formats und groBerer Stabilitit zu begreifen, innerhalb derer sich
Akteure bewegen miissen, um in einer spezifischen Entscheidungssituation ,plausible
Problemdefinitionen, Argumente und Handlungsvorschlige entwickeln zu konnen.
Mittels einer analytischen Riickbindung dieser Entscheidungssituation an das Inventar
des umgebenden diskursiven Mdglichkeitsraums ldsst sich dann retrospektiv plausibili-
sieren und mithin interpretativ erkldren, wie sich eine bestimmte Position als sachlich
und normativ ,angemessen‘ durchsetzen und zu einer kollektiv verbindlichen Entschei-
dung gerinnen konnte.

Diese analytische Verkopplung von grof3formatigen Rdumen einerseits und darin
stattfindenden Bewegungen und Positionierungen andererseits ist dabei als allgemeines
Prinzip einer interpretativen Erkldarung zu verstehen. ,Allgemein‘ heifit dabei nicht,
dass von diskursiven Mechanismen ausgegangen wird, denen eine abstrakt bestimmba-
re Wirkungsrichtung zugerechnet werden kann (zu diesem Verstidndnis im Bereich lo-
kaler Klimapolitik siehe Heinelt/Lamping 2015). Als ,allgemeines Prinzip* erscheint es
vielmehr deshalb, da es die Existenz eines basalen Bedingungsverhéltnisses zwischen
kultureller Umwelt und politischer Entscheidungspraxis behauptet und mithin nicht an
eine diskurstheoretische Position gebunden ist, sondern auch in andere konstruktivisti-
sche Zugénge eingebettet werden kann — wie etwa in die jiingst vorgeschlagene polito-
logische Narrativanalyse, die die Wirkméchtigkeit von politischen Erzdhlungen (,Be-
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wegungen und Positionierungen‘) ebenfalls an das ,,Repertoire kulturell belastbarer
Plot-Muster* (,Mdglichkeitsraum®) riickgebunden sehen mochte (Gadinger/Jarzebski/
Yildiz 2014, S. 74). Der Mehrwert gegeniiber rein rekonstruktiv-verstehenden Perspek-
tiven besteht dabei darin, den Erkldrungsanspruch explizit aufzugreifen und eine darauf
bezogene Systematik an Begriffen und Relationen vorzuschlagen, die eine Bearbeitung
nicht nur von auf Verstehen zielenden Was- und Wie-, sondern auch von an Erklarun-
gen interessierten Warum-Fragen erlaubt. Die Metaphorik von Réumen, Bewegungen
und Positionierungen ist mithin nicht mit dem Anspruch verbunden, die interpretative
Policy-Forschung auf génzlich neue Fiile zu stellen. Sie ist vielmehr ein Pladoyer, sich
explizit in den Erkldrungsdiskurs mit einem distinkten theoretisch-begrifflichen Vor-
schlag einzubringen und den Mehrwert interpretativer Perspektiven nicht vorschnell
darauf zu reduzieren, man konne angesichts der Kontingenz des Sozialen ,nur verste-
hen‘.

Mit Blick auf die analytische Erfassung diskursiver Mdoglichkeitsraume lassen sich
aus der hier vorgenommenen empirischen Untersuchung einige Dimensionen extrahie-
ren, denen eine grundlegende Qualitét bei der Strukturierung von politischen Entschei-
dungssituationen zuzufallen scheinen. Hier ist erstens die Zuordnung von Problemur-
sachen und Verantwortlichkeiten (vgl. Stone 2012, S. 206-228) zu nennen, wo sich
idealtypisch unterscheiden ldsst zwischen einer Praxis der Internalisierung (Frankfurt)
und der Externalisierung (Dortmund). Damit hingt zweitens zusammen, welcher Grad
an Handlungskapazititen dem eigenen politischen Institutionen- und Akteurssystem
zugerechnet wird, wobei sich zwischen einem eher von Zuversicht (Frankfurt) und ei-
nem cher von Skepsis (Dortmund) getragenen Deutungsmuster unterscheiden ldsst
(vgl. Riib 2011, S. 28-32). Drittens schlieBlich legt der Fallvergleich nahe, dass diskur-
sive Moglichkeitsraume Temporalordnungen ausbilden, die die Bedeutungen und das
Verhiltnis von Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft strukturieren (vgl. Strassheim
2016, S. 156-158). In dieser Hinsicht ldsst sich unterscheiden zwischen einer Konfigu-
ration, die eine Orientierung an der gegenwartig-innovativen Gestaltung einer offenen
Zukunft impliziert (Frankfurt), sowie einer Struktur, die eine Ausrichtung des Han-
delns an historisch bewihrten Routinen angesichts einer ungewissen Zukunft nahelegt
(Dortmund). Innerhalb dieser (und fallspezifisch gegebenenfalls weiterer) Deutungs-
muster miissen sich Vorschlige und Argumente mit Plausibilitdt und Legitimitét ver-
sorgen, um sich in politischen Konflikten durchsetzen zu konnen.

Diese analytischen Dimensionen sind freilich nicht trennscharf und bedingen sich
gegenseitig, ebenso konnen sie aufgrund ihres induktiven Ursprungs keine Vollstdn-
digkeit oder Allgemeingiiltigkeit beanspruchen. Gleichwohl lédsst die vielfach diametra-
le Gegensitzlichkeit des Frankfurter und Dortmunder Falls vermuten, dass die jeweili-
gen Auspragungen der drei Dimensionen die Pole und damit die Spannweite der sinn-
haften Einordnung (europa-)politischer Phdnomene abbilden. Die Fragen nach dem fiir
eine spezifische Entscheidungssituation relevanten diskursiven Moglichkeitsraum und
nach dessen innerer Strukturierung bleiben nichtsdestotrotz am Einzelfall zu entschei-
den, weshalb die obigen Dimensionen die kreative Interpretationsarbeit nicht einengen
sollten. Letztlich sind Mehrwert und Giite eines interpretativen Erklédrungsversuchs da-
ran zu bemessen, inwiefern dieser neuartige und plausible Einsichten zu seinem Ge-
genstand zu produzieren vermag (Howarth 2000, S. 130), weshalb ein starrer analyti-
scher Rahmen nicht das Ziel sein kann. Interpretative Erkldrungen bewegen sich somit
im Spannungsfeld zwischen kreativer Offenheit und analytischer Strukturierung. Die
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hier vorgeschlagene Metaphorik von Rdumen, Bewegungen und Positionierungen liee
sich nutzen, um dieses Spannungsfeld produktiv auszufiillen und ein distinktes Terrain
gegeniiber positivistisch-kausalanalytischen Erklarungsansitzen abzustecken.

Anmerkungen

1 Mein Dank gilt Marilena Geugjes und Max-Christopher Krapp fiir ihre wertvollen Hinweise sowie den
beiden anonymen Gutachter*innen fiir ihre auBerordentlich kenntnisreichen Kommentare zu einer
fritheren Fassung des Manuskripts.

2 Es gehort zweifelsohne zu den weit verbreiteten politischen Strategien, die Vorschldge des politischen
Gegners als ,unangemessen‘ auszuweisen. Ob jedoch diese Strategie als ,angemessen‘ erscheint und
tatsdchlich dazu fiihrt, dass die kritisierte Alternative marginalisiert wird, hdngt wiederum von der je-
weils wirksamen diskursiven Ordnung ab.

3 Da der Stidtevergleich zum Ziel hat, die spezifischen Sinnwelten Frankfurts und Dortmunds zu rekon-
struieren, ohne auf eine Grundgesamtheit der Stddte riickzuschlieBen, hingt der Fallauswahl letztlich
etwas Arbitrdres an.

4 Es handelt sich um die Lokalteile der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ), der Frankfurter Rund-
schau (FR) und der Frankfurter Neuen Presse (FNP) sowie um die Lokalteile der Ruhr Nachrichten
(RN), der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung (WAZ) und der Westfélischen Rundschau (WR).

5 Der Begriff ,,300.000-Millimeter-Witz* ist eine polemische Bezeichnung fiir das Fahrverbot, das fiir
einen Straflenabschnitt von 300 Metern Liange im direkten Umfeld einer Messstation ausgesprochen
wurde.
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Abhandlungen

Symbiose von Politik-Lernen mit dem
akteurzentrierten Institutionalismus bei der

Modernisierungspolitik

Zusammenfassung

Die Studie verweist auf die grundsétzliche Wandel-
barkeit staatlicher Strukturen und fiihrt eine Weiter-
entwicklung der Debatte um politische Lerntheo-
rien. Politiklernen stellt eine wichtige Ursache poli-
tischen Wandels dar. Ferner konnen Lernansétze zu
einer besseren Erkldrung von Politikergebnissen
beitragen. Dies tun sie, wenn sie in akteurzentriert-
institutionalistische Konzepte integriert werden,
was den Vorteil hat, dass zentrale Kategorien wie
Macht und Interessen nicht unterbelichtet bleiben.
Genau genommen sind es nicht institutionelle Fak-
toren oder Akteurskonstellationen, die einen Wan-
del auslosen. Sie stimulieren eine Modernisierung
lediglich. Letztlich sind es weitere Komponenten,
die im Zusammenspiel mit diesen Kontextfaktoren
einen Lernprozess und Verdnderungen einleiten.
Entscheidend sind eine politisch-6konomische
Druckkulisse und u.a. die Faktoren Raum und Zeit.
Die Wahrscheinlichkeit von politischem Wandel im
Zuge von Lernprozessen ist demnach hoher, sollten
lernforderliche Faktoren mit giinstigen Rahmenbe-
dingungen zusammentreffen.

Schlagworte: Politisches Lernen, Akteurzentrierter
Institutionalismus, Transformation, Liberalisie-
rung, Digitalisierung

Abstract

Symbiosis of political learning with the actor-
centered institutionalism in the context of
modernization policy

The study deals with the changeability of state
structures and contributes to the debate on poli-
tical learning theories. Policy-learning is an im-
portant cause of political change. Furthermore,
learning approaches can contribute to a better
explanation of policies. This is the case when
these learning concepts are integrated into actor-
centered-institutional approaches, which has the
advantage that central categories, such as power
and interests, are no longer neglected. Strictly
speaking, change is not triggered by institutional
factors or actor constellations. Such factors only
stimulate change. Ultimately, there are other
components, which initiate a learning process
and change in combination with the aforemen-
tioned contextual factors. Crucial for this to
happen are a political and economic pressuring
setting and, inter alia, the factors time and space.
Therefore, the probability that change will fol-
low in the wake of learning processes, is higher,
if the aforementioned factors promoting learning
processes match favorable context factors.

Keywords: political learning, actor-centered in-
stitutionalism, transition, liberalization, digitali-
zation
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1. Erkenntnisleitendes Interesse und komplementare
Anwendung von Lerntheorien

Lernkonzepte erkldren Policy-Ergebnisse besser, wenn diese mit etablierten theoreti-
schen Ansétzen kombiniert werden. Zudem ist damit eine Analyse zentraler Kategorien
der Politikwissenschaft (z.B. Macht, Institutionen, Interessen) moglich, was von Lern-
theorien oft vernachlédssigt wird. Als Lernparameter sind besonders Krisen, Vor-
laufzeiten und Vorbilder interessant. Wirken solche auf das System und existieren un-
terstiitzende Bedingungen, so ist eine Steigerung der Lernwahrscheinlichkeit zu vermu-
ten. Staatlicher Wandel ist im Zuge von Lernprozessen somit eher zu prognostizieren,
sollten lernforderliche Faktoren mit einem konstruktiven akteurzentriert-institutio-
nalistischen Kontext zusammentreffen.

Nahe liegt die Einbettung der Diskussion in einen modernisierungspolitischen
Rahmen, denn Lerntheorien, die vorwiegend Informationen oder Erkenntnisse fokus-
sieren, die die Wahrnehmungen, Priaferenzen und Handlungsspielrdume beeinflussen,
haben Verinderungen im Blick. Auch gilt die staatliche Modernisierung schon immer
als aktuelles Forschungsfeld. Es handelt sich um ein Dauerthema. Allerdings kann das
groBe Feld der ,,Modernisierungspolitik” nur ansatzweise untersucht werden. Betrach-
tet man die jiingere Reformagenda, so ist zu vernehmen, dass der 6ffentliche Bereich
vieler OECD-Staaten besonders seit den 1980er Jahren nachhaltig restrukturiert wurde,
weil moderne Staaten im Laufe der Zeit an die Grenzen ihrer Leistungsféhigkeit gesto-
Ben sind. Aus den zahlreichen Reformthemen lassen sich einige Hauptstromungen her-
auslesen. Ab den 1980er Jahren war in vielen Industrielindern eine Entbiirokratisie-
rungs-/Privatisierungswelle zu beobachten. In diese Zeit dringte sich nach dem Ende
des Kalten Krieges sukzessive eine weitere Welle der Modernisierung — die Transfor-
mation ehemals sozialistischer oder kommunistischer Staaten hin zu mehr Demokratie
und Marktwirtschaft — und seit Jahren ist die Thematik rund um die Digitalisierung
prominent, wobei der Fokus hier auf den Bereich E-Democracy fillt. Der Blick fallt
auf diese drei Stromungen einer Modernisierung von Staaten und daher auf die Trans-
formation ehemals sozialistischer oder kommunistischer Staaten, die Liberalisierungs-
und Privatisierungstendenzen von Staaten und die Implementation eines E-Voting-
Systems.' Hierbei ist zu fragen:

—  Was fordert die Wahrscheinlichkeit einer Transformation in Richtung Demokratie
und Marktwirtschaft?

— Was fordert eine Liberalisierung bzw. Privatisierung innerhalb von EU-/OECD-
Staaten?

— Was fordert die Institutionalisierung eines E-Voting-Systems und damit Digita-
lisierungstendenzen?

Die Fragen fithren zu Leitsdtzen und Annahmen, die mit Blick auf einen iibergreifen-
den Erkenntniszusammenhang eine Achse bilden. Es ist zu erwarten, dass die Wahr-
scheinlichkeit einer Transformation ehemaliger Ostblockstaaten in Richtung Européi-
sche Union (EU), neben der Verwaltungsqualitit, forderliche Vetokonstellationen, eine
entsprechende Druckkulisse und eine langerfristige Orientierung an Vorbildern voraus-
setzt, und die drei letztgenannten Parameter zugleich fiir eine Liberalisierungs- respek-
tive Privatisierungspolitik innerhalb von EU-/OECD-Staaten sprechen. Des Weiteren
ist davon auszugehen, dass die Institutionalisierung von E-Voting-Systemen durch
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strukturelle sowie politisch-6konomische Faktoren und kompatible Akteurskonstella-
tionen unterstiitzt werden und durch eine Orientierung an bestehenden Paradigmen
bzw. einen Informationstransfer aus anderen Systemen.

Die Suche nach einer Beziehung zwischen den Modernisierungsfeldern fiihrt zur
zentralen Frage, unter welchen Bedingungen die Wahrscheinlichkeit von staatlichem
Wandel steigt? Eine solche — so die zentrale These — steigt bei einer hohen Lernwahr-
scheinlichkeit die mit giinstigen Rahmenbedingungen zusammentriftt, weil solche we-
sentliche Auswirkungen fiir Verldufe von Reformen haben.

Den Modernisierungsfeldern liegt die Identifizierung und kontextuelle Einordnung
zentraler Faktoren zugrunde, was staatlichen Wandel vornehmlich stimuliert und leitet.
Blickt man auf den lerntheoretischen Zusammenhang, so steht das Interesse im Fokus,
welche theoretischen Bausteine zu klassifizieren sind und welche Bedeutung ,,poli-
tisch-administratives Lernen® erfihrt.” Zwar wurde schon 6fters nachgewiesen, dass
sich Policy-Lernen auf die Politikgestaltung auswirkt, der Forschungsstand weist je-
doch Liicken auf (vgl. Biegelbauer 2007, S. 231; Bécher 2007, S. 250; Sommerer
2011, S. 271; Bandelow 2014, S. 341-371).

Bei Lernprozessen riicken die Handlungspriferenzen, Ziele, Uberzeugungen, Ver-
haltensmuster und Wahrnehmungen von Akteuren ins Blickfeld respektive die Identifi-
zierung, wann und wie sich solche Maximen &dndern. Im Sinne einer iibergreifenden
Erkenntnis interessieren Aspekte, ob und inwieweit staatliche Einheiten von anderen
Akteuren lernen und dies in ihre Entscheidungen einfliet. Lerntheoretische Ansitze
haben den Anspruch, zu einer umfassenderen Erkldrung von Verdnderungen, Prozessen
und Politikergebnissen beizutragen. Viele Konzepte und Theorien, so besonders (neo-)
institutionalistische Ansitze, haben eine zuweilen verengte Sichtweise. Sie betonen
mehr noch eine institutionelle Stabilitdt und sind etwas weniger auf Wandel fokussiert,
weshalb sich ein solcher auch schwerer begriinden ldsst, was ein Grund dafiir ist, dass
der Stellenwert ideenbezogener, kognitivistischer Konzepte zugenommen hat (vgl.
Sanderson 2002; Bandelow 2003a, S. 289-330, 2014, S. 363; Biegelbauer 2007, S.
231; Bécher 2007, S. 250; Reiners 2008, S. 27; Wenzelburger/Zohlnhdifer 2014, S.
311-339).

Demgegeniiber ist anzufiihren, dass lerntheoretische Ansétze normativ und empi-
risch-analytisch immer noch umstritten sind. Die normative Kritik ist auf die Vernach-
lassigung zentraler politikwissenschaftlicher Kategorien konzentriert. Betont man die
Bedeutung von Policy-Lernen zu sehr, konnten z.B. Macht, Institutionen und Interes-
sen als Erkldrungen fiir Ergebnisse ausgeblendet werden. Auch der empirisch-
analytische Nutzen wird hinterfragt, weil die analytische Klarheit und Reichweite her-
kdmmlicher Modelle unnétig aufgegeben wird, da Lernansétze oft einen geringeren
Grad an Konkretheit aufweisen (vgl. Bandelow 2003a, S. 323-324, 2014, S. 365-366;
Bdocher 2007, S. 250).

Dem ist zu entgegnen, dass lerntheoretische Ansétze mehr die Dynamik politischer
Priaferenzen im Vordergrund sehen und damit Handlungsspielrdume (Bandelow 2003a,
S. 289-330, 2014, S. 365; vgl. Bogumil/Ebinger 2008). Der Verweis auf eine grund-
sdtzliche Weiterentwicklung von Zielsetzungen und Strukturen betont also Gestal-
tungsspielriume und verdnderbare Aspekte. Wird somit Policy-Lernen als Faktor zu-
gunsten analytischer Sparsamkeit ignoriert, werden Lernprozesse gegebenenfalls ver-
nachléssigt und Politikwandel nicht hinreichend erklért werden. Relevant ist daher eine
leistungsfédhigere Beschreibung der Empirie, eine Einordnung eines aufzustellenden
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Lernkonzepts in den Gesamtkontext lerntheoretischer Ansétze, die Benennung von Ur-
sachen politischen Lernens und welche Parameter in ein Lernkonzept zu integrieren
sind. Letztlich besteht die Forderung, lerntheoretische Potenziale und zugleich Mog-
lichkeiten etablierter Ansétze zu nutzen, eine Trennung zwischen diversen Konzepten
aufzugeben und fiir eine Symbiose zu pliadieren (vgl. z.B. Bennett/Howlett 1992;
Bandelow 2003a, S. 294, 2003b, 2014, S. 365; Bdcher 2007, S. 250; Biegelbauer 2007,
S. 232). Die Frage lautet, warum nicht eine komplementéire Anwendung von Lerntheo-
rien und etablierten Konzepten (z.B. mit dem akteurzentrierten Institutionalismus) ge-
lingen kann, die stérker institutionelle Faktoren, Akteursinteressen und -konstellationen
sowie Interaktionsmomente fokussieren (vgl. Mayntz/Scharpf 1995; Scharpf2000).

Noch vor einigen Jahren standen lerntheoretische Ansdtze anderen Konzepten
meist konfrontativ gegeniiber (Braun/Busch 1999). Diese Haltung ist zwischenzeitlich
etwas gewichen. Policy-Lernen ist heute durchaus Bestandteil diverser Konzeptionen.
Die theoretischen und empirischen Perspektiven von Lernansétzen sind jedoch immer
noch unzureichend aufeinander bezogen (Bandelow 2014, S. 341-342; Freeman 2006;
Grin/Loeber 2007; Biegelbauer 2007, 2013). Die geringste Rolle wird Policy-Lernen
in Modellen beigemessen, die nach wie vor in Interessenkonflikten, strukturellen Be-
dingungen und Institutionen die prégenden Faktoren von Politik sehen. Dies gilt beson-
ders fiir den akteurzentrierten Institutionalismus (Bandelow 2014, S. 356; Wenzelbur-
ger/Zohlnhdfer 2014).

Policy-Lernen wird als eigenstindiger Faktor oft ein nachgeordneter Rang zuge-
wiesen, was berechtigt sein mag. Der akteurzentrierte Institutionalismus ist z.B. offen
fiir die Beriicksichtigung von Handlungsorientierungen. Der Ansatz priferiert jedoch
grundsitzlich institutionelle Parameter zur Beschreibung von Ergebnissen. Akteurzen-
trierte Erklarungen treten demnach nur in den Vordergrund, sollten sich institutionell
basierte als unzureichend erweisen. Nur selten wird eine Integration von Lernmomen-
ten als fruchtbar erachtet (Mayntz/Scharpf 1995; Scharpf 2000; vgl. Bandelow 2014, S.
356). Dem ist zu entgegnen, dass eine Zusammenfiithrung diverser Ansétze produktiv
sein kann, weil Lernkonzeptionen die Dimension von Akteuren etwas mehr betonen als
diverse Varianten des Neoinstitutionalismus.

Bei noch exakterer Betrachtung sind es auch weniger institutionelle Faktoren, Ak-
teurskonstellationen oder Vetopositionen, die Wandel auslosen. Vielmehr blockieren
oder befordern sie einen solchen, wobei politische Prozesse vice versa auch einen Insti-
tutionenwandel stimulieren konnen (Scharpf 2000; vgl. Reiners 2008, S. 30). Im vorlie-
genden Kontext bereiten sie ein grundlegendes Umfeld, das giinstiger oder ungiinstiger
fiir Verdnderungen sein mag. Genau genommen sind es jedoch weitere Komponenten,
die im Zusammenwirken mit derartigen Koordinaten einen Wandel einleiten oder ei-
nem solchen ein hoheres ,,.Drehmoment® verleihen. Kommen also bestimmte ,,Deter-
minanten® — wie z.B. eine Druckkulisse — hinzu, so gehen damit unter Umstinden Lern-
momente und Diffusions-/Transferprozesse einher, was Wandel auslésen kann und
womdglich zu Konvergenzen fiihrt (vgl. z.B. Bandelow 2003a, S. 311, 2003b; Holzin-
ger/Knill 2007, S. 85-106; Holzinger/Knill/Sommerer 2007, S. 399; Bocher 2007, S.
256).> Akteurzentriert-institutionalistische (Rahmen-) Bedingungen sind daher im kon-
kreten Fall als unabhéngige Variablen und als Kontextfaktoren zu werten, die eine
Ausgangsbasis fiir Wandel schaffen, der tatsdchlich in Kombination mit anderen Me-
chanismen hervorgerufen wird. Insofern konnen Lerntheorien gegebenenfalls zweck-
méBigere Erklarungen liefern, was besonders dann gilt, wenn sie in bestehende Kon-
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zepte integriert werden und komplementir konzipiert sind. Solche Bausteine kdnnen
sich demnach als wertvolle Ergéinzung anbieten (vgl. Blum/Schubert 2009, 152-153).

2. Theoretisches Fundament

2.1 Terminologie und Erkenntnisse grundlegender Lerntheorien

Bis heute existiert keine allgemein anerkannte lerntheoretische Definition. Politikler-
nen steht fiir eine Anderung politikrelevanten Wissens, von Fihigkeiten und Einstel-
lungen, als Ergebnis neuer Informationen und/oder der Bewertung vergangener, ge-
genwirtiger und zukiinftiger Politiken (Biegelbauer 2013, S. 49-50). Eine &hnliche De-
finition bezieht sich auf dauerhafte Verhaltensinderungen, beruhend auf neuen Infor-
mationen. Die Einordnung kniipft an die Definition von Hall an: ,,Learning is conven-
tionally said to occur when individuals assimilate new information, including that
based on past experience, and apply it to their subsequent actions* (1993, S. 278).* Oft
sind damit auch Verinderungen der Wahrnehmung, Uberzeugungen und Ziele ver-
kniipft. Wesentlich ist ferner, dass damit nicht grundsétzlich eine Verbesserung konno-
tiert wird, z.B. im Vergleich zur Forderung einer besseren Zielerreichung bei Rose
(1991; Bandelow 2003a, S. 311, 2014, S. 342; Biegelbauer 2007, S. 232, 2013, S. 29,
S. 63; Blum/Schubert 2009, S. 152; Dunlop/Radaelli 2013). Wie Heclo und Sabatier
verwendet Hall damit einen Lernbegriff, der nicht an irgendwelche Optimierungen an-
kniipft, was nachvollziehbar ist, denn warum soll durch einen Lernvorgang zwingend
eine Verbesserung des Status quo eintreten (1993, S. 278; vgl. Heclo 1974; Sabatier
1993, S. 121-122)?°

Sowenig wie eine allgemein giiltige Definition liegt bisher eine kohdrente Lerntheo-
rie vor. Der Anspruch ist, die Kernbestandteile aus jliingeren und grundlegenden Ansét-
zen zum Policy-Lernen zusammenzutragen und fiir ein ,,dekomplexes” politisch-
administratives Lernkonzept zu verwenden und ein solches als komplementir zu klas-
sifizieren.® Zudem ist mit dem zu konzipierenden Modell der Anspruch einer gewissen
Generalisierbarkeit verkniipft.

Was 16st nun staatlichen Wandel und Policy-Lernen aus? Wandel wird vielfach
durch Lernen unterstiitzt (vgl. z.B. nur Hall 1989a, 1989b, 1993; Rose 1993). Ihm liegt
eine qualitative Verdnderung des kollektiven Wirklichkeits- und Beziehungsgefiiges
zugrunde. Des Weiteren spielen Rahmenbedingungen des Systems eine Rolle fiir die
Wabhrscheinlichkeit eines Wandels durch Lernen. Dies gilt weniger flir abrupte Para-
digmenwechsel. Solche werden meist auf Verschiebungen im Machtkoordinatensystem
zuriickgefiihrt. Moglich ist jedoch, dass nicht Machtverschiebungen, sondern die Ver-
fligbarkeit neuer Informationen, Fahigkeiten oder Einstellungen die Praferenzen beein-
flussen (Bandelow 2003a, S. 311, 2003b, 2014, S. 342; Bdcher 2007, S. 251, S. 256;
Reiners 2008; Biegelbauer 2013, S. 51). Dabei ist von Bedeutung, dass neue Policy-
Ideen zu Gewinnern und Verlierern fithren. In der Folge kommt es zu Machtkdmpfen,
weshalb es sinnvoll ist, Kategorien wie Macht und Interessen in die Analyse zu integ-
rieren (Bandelow 2003b; Bocher 2007, S. 256).

Uneinigkeit herrscht noch mehr iiber die konkreten Ursachen von Lernen (Bande-
low 2003b, vgl. 2006).” Feststellbar ist allerdings, dass Prozesse vorwiegend dann er-
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lernt und implizit oder explizit vereinbart werden, wenn sie sich als besser, angemesse-
ner oder sinnvoller erweisen. Gerade Devianzen vom iiblichen Ablauf oder Stérungen
gelten als Erklarungen fiir Lernimpulse (Baitsch/Knoepfel/Eberle 1996).

Rose erachtet bei seinem Ansatz (Lesson Drawing), dass Entscheidungstriger un-
zufrieden mit dem Status quo sind. Griinde fiir Verdnderungen sind obsolet, wenn Ziele
erreicht werden und MaBnahmen populér sind. Weiterhin geht er davon aus, dass die
Suche nach Alternativen entlang von Zeit und Raum erfolgt und Lernen mehrstufig ab-
lauft. Die zeitliche Komponente ist dergestalt zu begriinden, dass Entscheidungstriger
selten Innovationen losgeldst von Erfahrungen entwickeln und aus der Vergangenheit
gelernt wird. Eine weitere Moglichkeit besteht angesichts rdumlicher Aspekte darin,
dass vorbildhafte Alternativen gesucht werden (1993; vgl. Stone 2002; Bandelow 2014,
S. 354; Hough/Paterson/Sloam 2006; Biegelbauer 2007, S. 233, 2013, S. 30-31).

Auch Hall legt bei seinem Ansatz (Social Learning) dar, dass sich ein Paradig-
menwechsel prozesshaft vollzieht (1989a, 1989b, 1993; vgl. Bandelow 2003b; Reiners
2008). Ein solcher beginnt damit, dass sich Zielhierarchien &ndern, kognitive Disso-
nanzen entstehen, Erkldrungsdefizite bestehender Paradigmata offenkundig werden,
oder in Krisen. Sodann wird nach besseren Erkldrungen und alternativen Argumenten
gesucht (1993; vgl. Bandelow 2003b,; 2014, S. 350; Biegelbauer 2007, S. 234-235,
2013, S. 33; Bocher 2007, S. 252; vgl. Kingdon 1984; Bandelow 2015).

Eine Bedeutung kommt auch dem von Sabatier und Jenkins-Smith entwickelten
Ansatz (Advocacy Coalition Framework) zu. Hier werden durch Lernprozesse keine
Verbesserungen vorausgesetzt. Ferner geht Sabatier davon aus, dass eine Verdnderung
von Zielen moglich ist, wenn gemeinsame Ziele verfolgt werden und Problemdruck
besteht (1993, S, 139; Sabatier/Jenkins-Smith 1999; Bandelow 2003a, S. 315, 2003b,
2014, S. 357, 2015; Biegelbauer 2007, S. 234, 2013, S. 36; Bocher 2007, S. 252-253;
Jenkins-Smith u.a. 2014).

Weiterhin spielt der Policy-Transferansatz fiir die Betrachtung eine Rolle. Dolowitz
und Marsh definieren einen Policy-Transfer wie folgt: ,,A process in which knowledge
about policies, administrative arrangements, institutions etc. in one time and/or place is
used in the development of policies, administrative arrangements and institutions in
another time and/or place” (1996, S. 344). Die Autoren iibten an Rose Kritik, weil bei
ihm lediglich freiwillige Lernprozesse im Vordergrund stehen (ebd.; vgl. 2000; vgl.
Heclo 1974; Hall 1989a, 1989b, 1993; Sabatier 1993). Dolowitz und Marsh identifizie-
ren hingegen Ursachen fiir Policy-Transfers auf einem Kontinuum, das von Freiwillig-
keit bis hin zum Zwang reicht (1996; vgl. 2000). Die Auffassung erscheint sinnvoll,
denn fast durchweg werden Druck und Krisen oder externe Impulse als Ausloser fiir
Lernprozesse und einen Systemwandel vorausgesetzt, was Lernmomente in eine Zwang-
haftigkeit geradezu einbettet (vgl. Reiners 2008, S. 47-48, S. 85; Lundgren/Squatrito/
Tallberg 2017).

2.2 Zentrale lerntheoretische Parameter: Krisen, Druckkulisse, Raum
und Zeit

Begiinstigende Faktoren fiir Lernverhalten finden sich vielfach (z.B. gemeinsame Kultur,
Sprache oder geografische Gesichtspunkte). Um beziiglich einer Lernkonzeption jedoch
Komplexitdt zu reduzieren, ist der Fokus auf entscheidende Ausloser fiir Policy-Lernen
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und staatlichen Wandel gerichtet. Zentral erscheinen politische, 6konomische und/oder
soziale Krisen (vgl. nur Heclo 1974; Hall 1989a, 1989b, 1993; Rose 1993; Baitsch/
Knoepfel/Eberle 1996; Bandelow 2014; Biegelbauer 2007, 2013; Bécher 2007; Blum/
Schubert 2009). Devianzen entstechen meist unter solchen Umstinden. Auch Unzu-
friedenheit mit dem Status quo oder der Leistungsfahigkeit von Politiken generiert sich
nicht von ungefahr, sondern ist meist extern determiniert, z.B. durch fiskalischen Druck.
Unzufriedenheit entsteht somit im Zuge einer Druckkulisse bzw. in bevorstehenden oder
festgefahrenen Krisensituationen (Rose 1993; vgl. Hall 1989a, 1989b, 1993).

Sozio-6konomische Parameter bilden daher einen starken Ausloser und 6konomi-
scher Druck bildet oft den Motor zahlreicher Modernisierungsmafinahmen. Dabei ist
erkennbar, je stidrker Krisen perzipiert werden, desto hoher ist die Bereitschaft in Struk-
turen einzugreifen und damit die Lernbereitschaft (vgl. Thelen/Steinmo 1992, S. 17; Rei-
ners 2008, S. 37-40, S. 83-85; Lundgren/Squatrito/Tallberg 2017). Bogumil und Ebinger
pointieren die Aussagen dahingehend, dass eine Druckkulisse alleine keine Griinde ent-
faltet, damit die Politik sich mit bestimmten Themen befasst. Attraktiv werden Mal3-
nahmen erst, wenn Moglichkeiten zur Uberwindung von Hemmnissen gefunden wer-
den, was auf Rahmenbedingungen (z.B. Institutionen, Akteurskonstellationen) anspielt
und eine Integration von Lernansdtzen geradezu einfordert (2008; vgl. DiMag-
gio/Powell 1983).%

Des Weiteren werden die Komponenten Raum und Zeit als zentral erachtet (vgl.
Rose 1993). Bandelow spricht von der Verfligbarkeit neuer Informationen iiber Alter-
nativprogramme (2003b). Rose erklirt riumliche Aspekte dergestalt, dass sich Innova-
tionen nicht aus sich selbst heraus entwickeln, sondern die Vergangenheit notig ist und
an Erfahrungen, existierenden Losungen oder vorbildhaften Alternativen gelernt wird.
Ferner bediirfen Lernmomente eines Vorlaufs und sind einer Prozesshaftigkeit unter-
worfen (1993; vgl. Hall 1989a, 1989b, 1993). Lernen bendtigt daher Zeit, besonders je
komplexer die Zusammenhinge sind.” Die Aussagen lassen sich durch ein Schaubild
verdeutlichen:'’

Schaubild 1:  Wahrscheinlichkeit fiir Lernen anhand wesentlicher Faktoren

Raum/Zeit
ja nein
ia Lernen Lernen weniger
! wahrscheinlich wahrscheinlich
politisch-
6konomischer
Druck .
nein Lernen weniger Lernen
wabhrscheinlich unwahrscheinlich

Quelle: eigene Darstellung

Sind demnach Druck vorhanden und giinstige Bedingungen, was u.a. die Faktoren
Raum und Zeit anbelangt, dann besteht eine hohere Lernwahrscheinlichkeit des Sys-
tems respektive seiner Systemkomponenten (z.B. Teilorganisationen, Organisations-
mitglieder) als im gegenteiligen Fall. Auch bei den anderen beiden Konstellationen
nimmt die Lernwahrscheinlichkeit ab.
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2.3 Rahmenbedingungen: Institutionen, Akteure, Vetokonstellationen
und Interaktion

Entscheidend ist ferner der Kontext, der bestimmt, ob ein Wandel blockiert oder stimu-
liert und ermoglicht wird respektive iiberhaupt ein forderliches Umfeld fiir Verdnde-
rungen besteht. Hierzu gehdren beim akteurzentrierten Institutionalismus institutionelle
Ausgangsbedingungen sowie Akteurskonstellationen bzw. Vetopositionen und Interak-
tionsmechanismen.

Ausgangsbedingungen und institutionell vorgepragte Akteurspriaferenzen signali-
sieren einen Modernisierungsbedarf, wodurch Lern-, Entscheidungs- und Umsetzungs-
prozesse sowie Reformkapazititen beeinflusst werden. Der Ausgangssituation kommt
eine handlungspriagende Bedeutung zu, weil dadurch Verhaltensanreize geschaffen und
Handlungsméglichkeiten ausgegrenzt werden. Ublicherweise 16sen solche Bedingun-
gen jedoch keine Reformen aus, allerdings wirken sie fordernd oder blockierend und
beeinflussen deren Ausrichtung und Verlauf. Durch die Einwirkung derartiger Fakto-
ren wird die Art und Weise beeinflusst, wie Kommunikation aktiviert wird, Macht und
Einfluss zum Tragen kommen, ob und wie Normen angewandt oder formuliert werden
und welche Koalitionen sich bilden. Insgesamt ist beziiglich Lernprozessen und der
Durchsetzung von Reformen anzumerken, dass Blockaden eher entstehen, sollte eine
ideologische Distanz zwischen potenziellen Vetokriften vorliegen und sollte eine gro-
Be Zahl destruktiver Krifte existieren bzw. eine hohe Kohésion zwischen solchen aus-
zumachen sein. Analog hierzu ist davon auszugehen, dass eine hohe Anzahl und die
ideologische Geschlossenheit konstruktiver Kréafte bzw. eine hohe Kohision zwischen
solchen, Lernprozesse und Reformen unterstiitzt (vgl. Pollitt/Bouckaert 2000; Sabatier/
Jenkins-Smith 1999).

Wesentlich ist somit, dass der Verlauf sowie das Ergebnis von Lernprozessen und
Reformen von den Akteurskonstellationen, den (partei-) politisch-ideologischen Ak-
teursinteressen, deren Vetopositionen, Strategien, Interaktionen und Zielen geprigt
werden (Tsebelis 1995, 2002; Mayntz/Scharpf 1995, Scharpf 2000; vgl. Reiners 2008,
S. 30; Blum/Schubert 2009, S. 152-153). Grundlegend ist ferner, dass institutionelle
Unterschiede die Machtverteilung bestimmen. Generell gilt dabei, dass ein mit dem
Ziel der Interessendurchsetzung konfliktbeladenes Verhalten nur erfolgreich sein kann,
wenn sich die eine Verdnderung initiierende Institution in einer strukturell {iberlegenen
Position befindet. Eine Rolle fiir die Vorbereitung, Begleitung, Legitimierung und Ab-
sicherung von Prozessen spielen hierbei Reformkoalitionen, strategische Allianzen oder
institutionell geprégte Einstellungen von Stakeholdern. Auch wird erklért, dass die Art
und Weise einer Interaktion, idealiter dadurch, dass diverse Varianten vertreten wer-
den, prinzipiell zu Lernprozessen und Reformen motiviert. Beispielsweise wirkt der
aus einem Parteienwettbewerb entstehende Druck grundsétzlich forderlich, sich in ei-
ner Koalition auf eine Linie zu verstdndigen und zu lernen. Uniiberbriickbare Differen-
zen begiinstigen hingegen den Status quo. Insgesamt liegt der Gedanke zugrunde, dass
sich das System selbst nicht in Frage stellt und grundlegend andert. Fiir Policy-Lernen
ist vielmehr ein steigender, externer Veranderungsdruck nétig (vgl. Jansen 2000, S. 14;
Reiners 2008, S. 37-40, S. 83-85; vgl. Sabatier/Jenkins-Smith 1999). Die Aussagen las-
sen sich durch ein weiteres Schaubild verdeutlichen:
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Schaubild 2:  Wahrscheinlichkeit von Wandel im Zuge von Lernprozessen

Rahmenbedingungen glinstig

ja nein
. Lernen
ia Wandel ohne Wandel
Beglinstigende
Lernfaktoren
nein Wandel kein Wandel
ohne Lernen

Quelle: eigene Darstellung

Die Wahrscheinlichkeit staatlichen Wandels (abhéngige Variable) in der Folge von
Lernprozessen ist demnach hoher, sollten lernforderliche Faktoren mit giinstigen Rah-
menbedingungen (unabhingige Variablen) zusammentreffen. Sollte dies nicht der Fall
sein, scheidet Wandel hochstwahrscheinlich aus. Ungiinstige Lernvoraussetzungen und
giinstige Rahmenbedingungen bedeuten jedoch nicht zwangsldufig, dass ein Wandel
ausbleibt, denn bei einem abrupten Paradigmenwechsel und Machtverschiebungen fin-
den oft keine Lernprozesse statt. Hingegen erzeugen ungiinstige Rahmenbedingungen
und giinstige Lernvoraussetzungen unter Umsténden einen Zustand, der zwar auf Lern-
prozesse schlie3en ldsst, ohne dass allerdings ein Wandel méglich wird.

2.4 Integration lerntheoretischer Konzepte

Die aus den Ausfiihrungen abzuleitende Erkenntnis ldsst sich wie folgt fassen: Akteur-
zentriert-institutionalistische Bedingungen respektive die einzelnen Komponenten des
akteurzentrierten Institutionalismus sind in dieser Untersuchung als Kontextfaktoren
und unabhéngige Variablen zu werten, die zunédchst nur eine Ausgangsbasis fiir Wan-
del schaffen. Die tatsdchliche Einleitung von Verdnderungen erfolgt iiberdies vielfach
im Zusammenwirken mit lerntheoretischen Komponenten (ebenso unabhingige Vari-
ablen), weshalb es produktiv fiir die Erkldrung und Absicherung von Politikergebnis-
sen erscheint, wesentliche lerntheoretische Elemente in derartige theoretische Ansétze
zu integrieren. Insgesamt lassen sich die Ausfithrungen in einem weiteren Schaubild
demonstrieren, das zugleich die Inhalte einer politisch-administrativen Lernkonzeption
verkorpert. Konkret bezogen auf den akteurzentrierten Institutionalismus kénnte man
auch von einer ,,akteurzentriert-institutionalistischen Lernkonzeption® sprechen.
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Schaubild 3:  Kernbestandteile einer politisch-administrativen Lernkonzeption

[ Politischer, 6konomischer, ]

sozialer Druck / Krisen [ Faktoren Raum und Zeit ]

L 4

Rahmenbedingungen: [ politisch-administratives Lernen ] Rahmenbedingungen:
institutionelle Parameter nstitutionelle Parameter
Akteurskonstellationen Akteurskonstellationen
Vetopositionen 1 Vetopositionen
Interessen Interessen

Interaktion [ staatlicher Wandel Interaktion

Quelle: eigene Darstellung

Nachstehend werden die im Modell dargelegten, aus gingigen Lerntheorien abgeleite-
ten Folgerungen reflektiert und das vorstehende lernkonzeptionelle Design mit der
Empirie verkniipft. Im Rahmen der dortigen Zusammenfassung von Forschungsergeb-
nissen findet eine Analyse statt, welchen Beitrag diese zum iibergreifenden Erkenntnis-
fortschritt leistet, und welche Aussagen getroffen werden konnen.

3. Beitrage zum Erkenntnisfortschritt

3.1 Transformation

Seit Ende der Bipolaritit strebten viele osteuropéische Staaten in die EU. In den Jahren
2004/2007 wurden nach ausgiebiger Vorlaufzeit u.a. zehn Transformationslidnder mit
postsozialistischem/-kommunistischem Hintergrund aufgenommen.'' Neben eher giins-
tige institutionelle Voraussetzungen trat der iiberwiegende Wille der Staaten, einen
derartigen Schritt zu vollziehen. Die innerstaatlichen Vetopositionen hielten sich somit
in Grenzen. Der Prozess entspringt der politisch-6konomischen Ausgangslage der Lan-
der. Die Erkenntnis einer Uberlegenheit von Demokratien hat mit Blick auf sozialisti-
sche bzw. kommunistische Gebilde die Handlungspriferenzen der Neumitglieder da-
hingehend geéndert, kiinftig den Anschluss an westliche Systeme zu suchen. Ein sol-
ches Verhalten kann somit als logische Konsequenz maroder 6konomischer Bedingun-
gen angesehen werden. In diesem Zuge wurde ein umfinglicher Lernprozess in Gang
gesetzt, der zum Umbruch fithrte (vgl. Pridham 1994, S. 15; Mayer/Palmowski 2004,
S. 573-598; Blokker 2005, S. 503; Berend 2005, S. 401-416).

Lernfordernd wirkte besonders die Perspektive einer EU-Mitgliedschaft, was trans-
formative Prozesse beschleunigte. Die EU stellt fiir eine Aufnahme hohe Anforderun-
gen, die in einem mehrstufigen, langeren Prozess zu erfiillen sind. Auch hat sich der
Lernprozess iiber Sanktionsmechanismen etabliert. Die Auflagen haben der EU Macht
verliehen, einen Paradigmenwechsel iiber politischen Druck zu stimulieren und darauf
hinzuwirken, dass Reformen implementiert werden (Schimmelfennig/Sedelmeier 2004,
S. 672; Schimmelfennig 2007, S. 126-141; vgl. Reiners 2008, S. 196, 2013a).

Beim politischen Wandel wirkt iiberdies ein (Policy-) Lernmechanismus, demnach
ein Lernen von anderen Staaten (vgl. z.B. Hall 1989a; Sabatier 1993; Rose 1993; Do-
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lowitz/Marsh 2000, S. 6-7). Die Lernfortschritte haben sich daher nicht aus dem Nichts
entwickelt. Die Bewerber konnten sich an den Erfahrungen etablierter Mitglieder oder
anderer Beitrittskandidaten orientieren. Ferner war zeitlicher Spielraum vorhanden,
denn die vergleichsweise wenig komplexen Abldufe unterliegen jahrelangen Zeitldu-
fen. Es wird deshalb von wenig komplexen Abldufen gesprochen, weil relativ viel
Raum fiir Innovationen besteht, da es sich um junge Demokratien mit wenig sakro-
sankten Institutionen handelt. In solchen Strukturen sind Reformen leichter durchsetz-
bar als in etablierten, politikverflochtenen Systemen.

Anzunehmen ist letztlich, dass eine funktionierende Verwaltung einen Transforma-
tionsprozess hin zu mehr Demokratie und Marktwirtschaft besser umsetzen kann. Es
geht somit um eine politische und wirtschaftliche Transformationsleistung (Reiners
2013a, S. 780; vgl. Newland 1996, S. 382-389; Ellison 2007, S. 221-232). Die Admi-
nistration nimmt beim staatlichen Wandel eine steuernde Position ein, sie ist die erste
Stelle, an die Verdnderungen kommuniziert werden, und sie ist fiir die Umsetzung ver-
antwortlich (vgl. Nicolaides 2004; Reiners 2008, S. 57-64, 2013b).

Insgesamt hat die Verwaltungsqualitdt einen signifikant positiven Einfluss auf den
Prozess. Einschrinkend ist jedoch zu betonen, dass sich politische Prozesse nicht auf
einzelne Bestimmungsgroflen zuriickfiihren lassen. Das Argument relativiert sich aller-
dings dadurch, dass der vorliegende Indikator umfassend die Qualitit der Verwaltung,
deren Unabhéngigkeit von politischem Druck und die Qualitéit der Implementation von
Policies misst. Demnach integriert er diverse Faktoren und stellt eine ausfiihrliche Ein-
schitzung bereit (Reiners 2013a, S. 787-789)."” Die Operationalisierung der Verwal-
tungsqualitdt (unabhéngige Variable) erfolgt iiber die ,,Worldwide Governance Indica-
tors® (WGI) der Weltbank, wovon der Indikator ,,Government Effectiveness® (GE)
verwendet wird (World Bank 2012). Der Transformationsstand (abhidngige Variable)
wird durch den Bertelsmann-Transformationsindex (BTI) operationalisiert (Bertels-
mannstiftung 2009a, 2009b). Hier wird nur der Status-Index verwendet, der den Mit-
telwert der Dimensionen ,,politische und wirtschaftliche Transformation* bildet. Die
»politische Transformation* ergibt sich aus dem Mittelwert fiinf politischer, die ,,wirt-
schaftliche Transformation* aus dem Mittelwert sieben wirtschaftlicher Kriterien. Der
BTI legt damit eine weite Definition von Demokratie zugrunde. Bei ihm ist Demokra-
tie eng mit Marktwirtschaft verkniipft."

Festzuhalten ist: Den Transformationsprozessen liegen kaum merkliche innerstaat-
liche Vetopositionen zugrunde. Sie sind durch eine politisch-6konomische Druckkulis-
se ausgeldst und positiv durch die Qualitdt der Administration bzw. deren Steuerungs-
leistung beeinflusst. Die langen Vorlaufzeiten, der von der EU ausgehende Druck, die
Perspektive einer Mitgliedschaft und die Mdglichkeit, sich an anderen Beitrittskandida-
ten sowie etablierten EU-Mitgliedern orientieren zu kdnnen, fordern tendenziell den
Prozess und einen Lerntransfer. Insgesamt existieren forderliche Lernfaktoren und
konstruktive Rahmenbedingungen fiir einen Wandel.

3.2 Liberalisierung

Das Bild des souverénen Staates als dominanter Wirtschaftsteilnehmer hat sich im Zu-
ge des klassischen Wirtschaftsliberalismus und des in den 1930er und 1940er Jahren
aufkommenden Neoliberalismus veréndert und einen Riickzug aus dem Wirtschaftsge-
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schehen bewirkt, was die Balance zugunsten des Marktes verschoben hat. Aufgrund
O0konomischer Determinanten wurden neue Einstellungen und Strategien noétig, die ei-
nen Lernprozess in Gang gesetzt haben. Umfassende Privatisierungen versprachen eine
finanzielle und organisatorische Staatsentlastung. Obwohl neoliberale Ideen als Grund-
lage des Wirtschaftssystems fungieren, blieb es in Deutschland, aber auch anderswo,
bis weit in die 1970er Jahre hinein bei einigen iiberschaubaren Privatisierungen, was
sich sukzessive umkehrte. Das Phdnomen des Neoliberalismus war demnach schon in
den 1930er und 1940er Jahren présent, es wurde jedoch erst etwa ab den 1980er Jahren
handlungswirksam (vgl. Hall 1989a, 1989b).

Der Lernprozess lésst sich an Krisenmerkmalen festmachen, denn vielfach waren
eine steigende Staatsverschuldung, ein bedenklich nachlassendes Wachstum und ein
Beschiftigungsriickgang zu diagnostizieren. Erstmalig realisiert wurde eine Entstaatli-
chung in den 1980er Jahren in GroBbritannien und den USA, u.a. basierend auf den
wirtschaftsliberalen Ideen von Friedman (1976). Eine solche breitete sich somit nach
und nach aus, orientiert am schon lange aufkommenden Neoliberalismus, weshalb fiir
die vergleichsweise wenig komplexen Vorginge — da es ,,lediglich* um die Uberfiih-
rung Offentlicher Unternehmen in privates Eigentum geht — ein breiter, langzeitlicher
Spielraum vorhanden war und die Moglichkeit einer Orientierung (eines Lernens) an
Vorreitern (vgl. Keynes 2009, Erstausgabe 1936; Wood 1994; Karrass 2009; vgl. Rei-
ners 2013b)."* Der Prozess wird im Zuge der Ausbreitung des Phanomens als Politik-
konvergenz aufgefasst, die Drezner als ,,tendency of policies to grow more alike, in the
form of increasing similarity in structures, processes, and performances™ definiert
(2001). U.a. stellen Lernmomente, ein Policytransfer und eine Policydiffusion wichtige
Bausteine dar, die zu einer Angleichung fiihren (vgl. Holzinger/Jorgens/Knill 2007, S.
16; Holzinger/Knill 2007; Reiners 2013b, 2013a, S. 780).

Fraglich ist, welche Mechanismen innerhalb der OECD und EU dariiber hinaus
verantwortlich sind (vgl. Maddison 2003; Armingeon/Beyeler 2004; Schmidt 2010)."
Die EU gilt als Privatisierungsmotor. Sie hilt die Mitglieder trotz gutem Wirtschafts-
wachstum und linksorientierter Regierungen zu Privatisierungen an. Die Ergebnisse
zeigen, dass unabhdngiges Problemldsen sowie Zwang und internationale Harmonisie-
rung als Kausalmechanismen dienen. Die Zugehorigkeit zur EU kann als wichtiger
Faktor fiir eine Privatisierungspolitik diagnostiziert werden, und im OECD-Vergleich
fungiert die Parteizugehdrigkeit der Regierung intervenierend (Zohlnhofer/Obinger
2005; Schneider/Hdge 2008; Reiners 2013b).

Die Hypothese zur Parteizugehorigkeit 1ésst sich fiir die EU hingegen nicht bestéti-
gen, denn die Mitgliedschaft in der EU hat einen iiberwéltigenden Einfluss, d.h. der
Druck aus der EU-Zugehorigkeit wirkt {iberlagernd, was die innerstaatlichen Vetoposi-
tionen quasi harmonisiert und Lernprozesse vorantreibt. Die Gesetzgebung gestaltet
sich durch ihren Zwang und ihre Harmonisierungstendenzen so bedeutsam, dass selbst
linke Regierungen keine andere Mdglichkeit vorfinden als Privatisierungen durchzu-
fiihren. Die Verldufe zeigen auch, dass fiir Policy-Lernen gemeinsame Gremien forder-
lich sind, denn auf (potenzielle) EU-Mitglieder wirkt ein Druck aus der EU, was ideo-
logische Standpunkte (wie Parteipraferenzen) iiberlagert. Damit werden Interaktions-
prozesse gelenkt, Vetopositionen gemifBigt und Lernmomente auf bestimmte Sachge-
setzlichkeiten fokussiert. Es ldsst sich diagnostizieren, dass die Parteizugehorigkeit der
Regierung als intervenierende Variable auftritt, solange sie nicht von anderen Kausal-
mechanismen iiberdeckt wird. Die EU kann somit als institutionelles Korsett angesehen
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werden, was die Staaten in ihrem Handeln begrenzt, aber auch als Lernplattform (vgl.
Reiners 2013D).

Anhand der in der Wissenschaft vorgeschlagenen Konvergenzmechanismen wer-
den diejenigen Kausalmechanismen extrahiert und unter Zugrundelegung zweier unab-
héngiger y-zentrierter Studien analysiert und iiberpriift, die die Ubernahme, Ausbrei-
tung und Angleichung einer Liberalisierungs- bzw. Privatisierungspolitik fordern. Die-
se Analysen weisen dhnliche Fragestellungen auf und erkldren das Ausmal} der Phé-
nomene umfangreich per OLS-Regression (Zohinhéfer/Obinger 2005; Schneider/Hdge
2008; Reiners 2013D).

Festzuhalten ist: Als Ausgangspunkt lassen sich 6konomische Griinde und Krisen-
merkmale verifizieren. Die langerfristig angelegten Vorginge ermdglichen Freirdume
fiir Lernen. Neben anderen Kausalfaktoren fungieren Diffusionsprozesse und Lernmo-
mente sowie langerfristig angelegte Orientierungen an Vorbildern, was oft zu Annéhe-
rungen fithrt. Ferner wirkt ein politischer Druck aus der EU auf (potenzielle) EU-
Mitglieder, und dies iiberlagernd hinsichtlich ideologischer Standpunkte, was inner-
staatliche Vetopositionen diszipliniert. Die Ubernahme von Politiken etablierter Mit-
glieder fordert zudem die Chance auf eine Mitgliedschaft. Die Umsténde fiir Policy-
Lernen gestalten sich generell giinstig und bewirken einen — zumindest innerhalb der
EU — wenig blockierenden Gesamtzusammenhang, was den Wandel unterstiitzt.

3.3 Digitalisierung

Estland bietet als einziges Land seit 2005 ein E-Voting an. Bei der Analyse des Prozes-
ses und der Akteurskonstellationen ist die Frage darauf gerichtet, warum ein derart re-
volutiondres Projekt gerade dort erfolgreich sein konnte. Der die Modernisierung ein-
leitende Lernprozess war begleitet von giinstigen institutionellen Rahmenbedingungen.
Estland hat eine geringe Bevolkerungsdichte und ist mit rd. 1,35 Mio. Einwohnern ein
kleineres Land. Auch die Strukturen lassen insgesamt auf eine iiberschaubare Anzahl
von Vetospielern schlieBen (UN Statistics Division 2008). Dies sind jedoch nicht die
einzigen Griinde, schaut man auf die Entwicklungen vergleichbarer Staaten. Auch
konnten die Akteure kaum auf Erfahrungen anderer Lander zuriickgreifen. Allerdings
entwickelte sich ein Lerntransfer ausgehend von der Privatwirtschaft. Ein weiterer Fak-
tor ist demzufolge das Selbstverstindnis im Bereich E-Government und die Bereit-
schaft, Daten iiber das Internet zu transferieren (Estonian National Electoral Commit-
tee 2007). Verantwortlich hierfiir sind die estnischen Banken. Sie gelten als Protagonis-
ten, denn sie haben schon frith mit Online-Services gearbeitet (Charles 2005). Die Er-
fahrungen, die Netzwerkstrukturen, die Verfiigbarkeit elektronischer Technologien, die
Internetaffinitit des Volkes und das daraus resultierende Vertrauen in die IT haben sich
nach und nach auf den 6ffentlichen Sektor iibertragen. Der sich anhand neuer Informa-
tionen und Erkenntnisse entwickelnde Lernprozess gilt als entscheidendes Moment,
was auf die Priferenzbildung der Akteure gewirkt hat. Die ausgeprigte Vertrauens-
kultur geht zudem auf die elektronische Einkommenssteuererklarung zuriick. Auch hier
ist Estland weit fortgeschritten (Estonian Information Society Strategy 2006, S. 6,
2013).

Eine politisch-6konomische Druckkulisse bestand insoweit, als die Vorginge auf
das ehemals kommunistische System rekurrieren bzw. auf eine offensive Abkehr da-
von, verbunden mit der Hinwendung zu westlichen Systemen. Estland hat das Erbe als
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Motivation fiir einen Neuanfang empfunden, hin zu mehr Demokratie und Marktwirt-
schaft (State Chancellery 2004, S. 12). Der Prozess und der damit verbundene Wandel
haben bereits friih in den 1990er Jahren eingesetzt, demnach schon weit bevor Estland
EU-Mitglied wurde. Ferner sind die Strukturen in einer jungen Demokratie weniger
verflochten. Eine Neukonstruktion ist systemisch betrachtet leichter zu bewerkstelligen
als eine Umorganisation. Man kann somit diagnostizieren, dass u.a. die wenig sakro-
sankten Strukturen und der geringe Institutionalisierungsgrad demokratischer Abldufe
giinstig gewirkt haben (vgl. Reiners 2011).

Allein die GroBe des Projekts und die komplexe Materie, die zahlreiche technische
und juristische Fragen beriihrt, erforderten einen langen Vorlauf. So spielen legislative
Faktoren bzw. Gesetzesneuerungen bereits aus den Jahren 1999 und 2000 eine Rolle. Ei-
nerseits ist die Stimmenauszéhlung und deren Verarbeitung schon frith auf ein internet-
basiertes System umgestellt worden. Andererseits wurde im Jahr 2002 ein elektronischer
Personalausweises eingefiihrt, der in der Bevolkerung stark verbreitet ist, und mit dem
weit mehr als 100 Anwendungen verkniipft sind (Drechsler/Madise 2004; OSZE 2007).
Durch dessen Signatur- und Verschliisselungstechnologie wurden Online-Wahlen tech-
nisch erst moglich. Zweitens hat die Verbreitung vielen iiberhaupt die Chance er6ftnet,
elektronisch zu wiahlen, und drittens wirkten die Anwendungsmdglichkeiten vertrauens-
bildend.

Ferner verhelfen die noch giinstigen Veto- und Akteurskonstellationen dem Projekt
zum Erfolg. Das estnische Kabinett zwingt aufgrund von Mehrparteienkoalitionen zu
umfassenden Verhandlungen. Zur Zeit der Initiierung durch die Regierung im Jahr 2001
bestand die Regierungskoalition aus projektaffinen — ideologisch relativ homogenen —
Parteien (Isamaaliit, Reformierakond, Mdddukad), was durch deren Wéhler (junge, ge-
bildete, finanzstarke Schichten) erklérbar ist (vgl. Drechsler 2006). Die Befiirworter und
Gegner gruppierten sich danach, ob sie von der Einfiihrung profitieren oder nicht (Ma-
dise/Martens 2006, S. 16). Es zeigt sich, dass sich die Akteure am zu erwartenden
Machtgewinn/-verlust ausrichteten. Problematisch war allerdings, dass ab 2002 bis zur
Einfithrung im Jahr 2005 die Regierung mehrfach wechselte. Interessant ist daher, dass
das Projekt trotzdem realisiert wurde, obwohl auch diesbeziiglich distanzierte Parteien
temporér als Juniorpartner mitregierten. Sie waren jedoch durch die Koalitionsvertrige
an den Projektfortgang gebunden (Hobemdigi 2003; Drechsler/Madise 2004, S. 103). Das
Politikergebnis ist somit ein iiber Interaktionen vermitteltes Verhandlungsergebnis und
das Produkt einer bemerkenswerten Steuerungsleistung. Insgesamt zeigt sich ein groBerer
Konsens, neue Kanile in die demokratische Landschaft zu integrieren, um auch die Legi-
timation des Systems voranzubringen, zumindest bei den maBgeblichen Akteuren.'®

Festzuhalten ist: Ausgangspunkt flir das zeitlich groBziigig angelegte Vorhaben
sind politisch-6konomische Griinde bzw. eine offensive Abkehr vom vormaligen Sys-
tem. Der Projekterfolg ldsst sich auf gilinstige institutionelle Parameter zuriickfiihren,
die vielfach vorteilhaften Akteurskonstellationen und eine zielfithrende politische
Steuerung. Die federfiihrenden Akteure sind sich beim reformpolitischen Pfad iiber-
wiegend einig. Entscheidend ist, dass ein langfristig angelegter Lernvorgang und die
hierfiir notwendigen Erkenntnisse auf den Bankensektor rekurrieren, und der Lern-
transfer in einen internetaffinen Kontext eingebettet ist. Insgesamt existieren zutrdgli-
che Faktoren fiir ein ausgeprégtes Policy-Lernen, was mit Blick auf einen Wandel
durch tiberwiegend forderliche Rahmenbedingungen begiinstigt wird.
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4. Zusammenfassung: Staatlicher Wandel durch politisch-
administratives Lernen

Die bisherigen Ausfiihrungen lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Schaubild 4:  Voraussetzungen flir Lernen und Wandel anhand wesentlicher

Faktoren
vergleichsweise kompatible Rahmen-
Studie Politiscl_1er RaurTI & Lernen bedingungfel_'\: Akteurskonstellationen, Wandel
Druck/Krisen Zeit Vetopositionen, Interessen, Inter-
aktion, institutionelle Parameter
Transformationsstudie ja ja ja ja ja
Liberalisierungsstudie ja ja ja ja ja
Digitalisierungs-Studie eher ja ja ja eher ja ja

Quelle: eigene Darstellung

Die Ergebnisse der Studien zeigen ein mehr oder weniger forderliches Lernumfeld.
Ferner gestalten sich die Rahmenbedingungen vergleichsweise kompatibel, sodass sich
ein Wandel durchsetzen konnte. Es ist zu konstatieren:

Die Transformation ehemaliger Ostblockstaaten ist durch eine Druckkulisse ausge-
16st, durch moderate innerstaatliche Vetopositionen begleitet und positiv durch die
Steuerungsleistungen der jeweiligen Verwaltung beeinflusst. Lange Vorlaufzeiten, EU-
Auflagen, die Perspektive einer Mitgliedschaft und die Orientierung an anderen Staaten
fordern einen Lerntransfer, der in ein konstruktives Umfeld eingebettet ist, was den
Wandel nachhaltig stiitzt.

Die Privatisierung innerhalb von EU-/OECD-Staaten ist dkonomisch stimuliert.
Neben diversen Kausalfaktoren ermoglichen die ldngerfristigen Vorgédnge eine Aus-
richtung an Vorbildern und Lernprozesse. Ferner wirkt politischer Druck aus der EU,
der ideologische Standpunkte {iberlagert und potenzielle Vetospieler diszipliniert. Der
Gesamtzusammenhang gestaltet sich giinstig fiir ein Policy-Lernen und bewirkt im Er-
gebnis einen Umstand, der die Verdnderungen befordert.

Die zeitlich groBziigige Einfithrung eines E-Voting rekurriert auf politisch-dkono-
mische Griinde. Der Erfolg reduziert sich auf konstruktive institutionelle Parameter,
vorteilhafte Akteurskonstellationen und eine bemerkenswerte politische Steuerungs-
leistung. Generell werden die Entwicklungen durch forderliche Randbedingungen be-
giinstigt. Der langfristige Lernvorgang ist iiberdies in einen internetaffinen Zusam-
menhang integriert und stiitzt sich auf den Transfer aus dem Bankensektor.

Blickt man auf den lerntheoretischen Zusammenhang und die Integration von Lern-
mechanismen in akteurzentriert-institutionalistische Ansétze, so ist feststellbar:

Zentral war bei der Betrachtung die Bedeutung ,,politisch-administrativen Lernens®
— oder ,,akteurzentriert-institutionalistischen Lernens* — im Zuge staatlichen Wandels.
Politiklernen stellt einerseits eine Ursache politischer Verdnderungen dar. Andererseits
konnen Lernansdtze zu einer besseren Erkldrung von Politikergebnissen verhelfen.
Droht etwa eine Druckkulisse oder ist eine solche vorhanden und existieren forderliche
Bedingungen hinsichtlich der Aspekte Raum und Zeit, dann besteht eine hohere Lern-
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wahrscheinlichkeit. Letztlich ist die Wahrscheinlichkeit von Verdnderungen im Zuge
von Lernprozessen hoher, sollten lernforderliche Umstéinde mit unterstiitzenden Rah-
menbedingungen zusammentreffen.

Der Argumentationsstrang legt nahe, zentrale Bestandteile eines Lernens mit wei-
teren theoretischen Anséitzen zu verbinden, so z.B. mit dem akteurzentrierten Instituti-
onalismus, denn dessen Parameter stimulieren einen Wandel lediglich. Sie schaffen ei-
ne Ausgangssituation fiir Verdnderungen, die vielfach im Zusammenwirken mit Lern-
mechanismen ausgeldst werden. Das Pladoyer fillt daher fiir ein komplementéres lern-
konzeptionelles Design aus. Lerntheoretische Ansétze stellen zur Erkldrung von Re-
formen nicht den institutionellen Rahmen oder akteurzentrierte Machtressourcen und
-interessen in den Mittelpunkt. Sie haben mehr Informationen oder Erkenntnisse im
Blick, die die Wahrmehmungen und Préferenzen sowie Handlungsspielrdume beein-
flussen, was das Augenmerk auf die verdnderbaren Momente lenkt. Beim vorgestellten
relativ ,,dekomplexen* Konzept bleiben allerdings zentrale Kategorien der Politikwis-
senschaft — wie Macht, Institutionen und Interessen — nicht unterbelichtet, was den
symbiotischen Ansatz fiir die Politikforschung interessant macht.

Anmerkungen

1 Es handelt sich hierbei um wesentliche Modernisierungsfelder der letzten Jahre und zentrale For-
schungsfelder des Autors.

2 Lernen wird hier auch als ein ,,politisch-administratives Lernen‘ bezeichnet, weil beide Subsysteme —
das politische und das administrative Teilsystem — untrennbar miteinander verflochten sind.

3 Im Kontext einer wachsenden staatlichen Interdependenz kann man zunehmende Lern- und Anglei-
chungs-/Konvergenzprozesse diagnostizieren. Zum Politiktransfer/einer Politikdiffusion/-konvergenz
vgl. Dolowitz/Marsh (1996); dies. (2000); Tews (2005); Meseguer (2005); Holzinger/Knill (2007, S.
89); Holzinger/Jorgens/Knill (2007, S. 11-35).

4  “Therefore, we can define social learning a deliberate attempt to adjust the goals or techniques of poli-
cy in response to past experience and new information. Learning is indicated when policy changes as a
result of such a process” (Hall 1993, S. 278).

5 Sabatier definiert Lernen ,,als relativ stabile Verdnderung des Denkens oder von Verhaltensintentionen
(...), die aus Erfahrungen resultieren und die sich mit der Realisierung oder Verénderung von Policy-
Zielen befassen (1993, S. 121-122).

6  Das zu entwerfende Lernkonzept hat einen dekomplexen Charakter, weil es sich relativ {iberschaubar
darstellt und aus wenigen Variablen zusammensetzt. Zu einigen zentralen Ansdtzen z.B.: Ether-
edge/Short (1983); Hall (1989a); Rose (1993); Bennett/Howlett (1992); Howlett (1994); vgl. Dolo-
witz/Marsh (1996); Jachtenfuchs (1996); Knoepfel/Kissling-Ndf (1998); Braun/Busch (1999);
Evans/Davies (1999); Sabatier/Jenkins-Smith (1999); Brown (2000); Malek/Hilkermeier (2001).

7  Insgesamt gelten Druck (Heclo 1974), Dynamiken innerhalb/zwischen Koalitionen (Sabatier/Jenkins-
Smith 1993), sich dndernde Kausaldeutungen von Expertennetzwerken (Haas 1992), Krisen (Hall
1993) und Unzufriedenheit (Rose 1991, 2005) als Ursachen (vgl. Biegelbauer 2007, S. 232, 2013, S.
29; Blum/Schubert 2009, S. 142).

8  Moglich wire hier gegebenenfalls auch die Verwendung des Multiple-Stream Ansatzes (Kingdon
1984).

9  Es kann unterstellt werden, dass fiir einfach gelagerte Reformen, die in kurzer Zeit durchgefiihrt wer-
den, weniger Spielrdume fiir Lernvorgéinge existieren als fiir komplexere Verdnderungen, die nach ei-
ner lingeren Implementation verlangen.

10 Die Komponenten Zeit und Raum kdnnten sicherlich auch separat voneinander betrachtet werden. Die
Zusammenfiihrung beider (quasi zusammengehdrender) Faktoren erscheint im Sinne einer Komplexi-
tatsreduktion jedoch durchaus angemessen und sinnvoll.

11 Es handelt sich hierbei um die Lander Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Ruménien, Slowa-
kei, Slowenien, Tschechische Republik und Ungarn.
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12 Das ,,most similar system design‘ basiert auf einer cross-sectional time-series analysis mit einem Zeit-
reihen-Querschnitts-Datensatz fiir die Untersuchungsldnder mit 40 Beobachtungen verteilt auf vier
Jahre (2003, 2005, 2007, 2010).

13 Als problematisch konnte hinsichtlich der Validitit vorgebracht werden, dass der WGI und der BTI in
einer Korrelationsanalyse zusammengefiihrt werden. Dem ist entgegenzusetzen, dass der WGI zwar
auf den BTI zuriickgreift, dies jedoch nur beim Management-Index, der bei der abhéngigen Variable
exkludiert wurde (vgl. Calaminus 2007; Bethke 2012, 19-37). Beim WGI wurde der Subindikator GE
aufgenommen, damit moglichst wenig Redundanzen zur abhingigen Variable entstehen, denn Uber-
schneidungseffekte des BTI Status-Index sind vornehmlich mit den fiinf exkludierten Subindikatoren
des WGI gegeben, zudem auch, weil es explizit um die Operationalisierung der Verwaltungsqualitét
geht, und der Subindikator GE den Anforderungen am néchsten kommt (Reiners 2013a).

14 Die Analyse ist auf materielle Privatisierungstatbestidnde gerichtet, was eine bessere Quantifizierbar-
keit erlaubt (Uberfiihrung 6ffentlicher Unternehmen in privates Eigentum).

15 Konvergenz begiinstigende Faktoren: Unabhéingiges Problemldsen, Zwang/Konditionalitit, internatio-
nale Harmonisierung, internationaler Wettbewerb, Parteiendifferenz (vgl. Holzinger/Jorgens/Knill
2007; Holzinger/Knill 2007). Zu erwihnen ist, dass die Politikkonvergenzthese durchaus in Kritik steht
und u.a. vorgebracht wird, dass es sich um ein nur rudimentéres Versténdnis divers organisierter Wirt-
schafts- und Gesellschaftssysteme handelt und die Diagnose institutionellen Wandels methodologische
Schwichen beinhaltet. Eine kritische Gegenposition beinhalten Theorien iiber die Pfadabhédngigkeit
sozialen Wandels, die aufzeigen, dass sich trotz der Diffusion von innovativen Systemteilen Gesell-
schaftsstrukturen auf einem Pfad entwickeln, der von ihrer Vorgeschichte geprégt ist. Eine kritische
Rezeption bietet auch der Ansatz der Varieties of Capitalism (Hall/Soskice 2001; Cernat 2006).

16 Die zugrundeliegende Einzelfallstudie basiert auf einem qualitativen Paradigma (Reiners 2011). Die
weiteren Initiativen in E-Estonia zeigen, dass die Pfade vielféltig fortgesetzt werden, um Estland als
digitalen Avantgardisten in Europa zu etablieren. Estland sieht sich als Wegbereiter und Schrittmacher
in Sachen digitaler Wirtschaft und Verwaltung.
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Florian Follert

Abhandlung

Die Burger-Politiker-Beziehung
im Lichte der Neuen Politischen Okonomie:

Ein Diskussionsbeitrag

Zusammenfassung

Die jiingste Bundestagswahl hat verdeutlicht, dass
sich in Teilen der Bevdlkerung Protest gegen die
etablierten Parteien des Parteiensystems manifestiert.
Die 6konomische Theorie bietet Ansatzpunkte zur
Optimierung des Verhéltnisses zwischen Wéhlern
und Politikern. Dabei kann die Beziehung zwischen
Wihlern und Politikern als Prinzipal-Agenten-
Beziehung charakterisiert werden, welche typische
(negative) Konsequenzen nach sich zieht. Dieser
Problematik kann aus theoretischer Perspektive
durch Mechanismen zur Milderung der Agentur-
problematik begegnet werden. Vergleicht man die
Politik mit dem privatrechtlichen Wirtschaftsge-
schehen, fallt auf, dass anreizsteuernde Mechanis-
men, die eine Orientierung an den Zielen der Wahler
bewirken konnen, kaum vorhanden sind. Der vorlie-
gende Beitrag arbeitet daher drei exemplarische
Vorschldge heraus, wie das politische System refor-
miert werden konnte, und mochte eine Diskussion
tiber ein neues Politikverstdndnis anstofen.

Schliisselworter: Neue Politische Okonomie, Prinzi-
pal-Agenten-Theorie, Politiksystem, Bundestags-
wahl

Abstract

The Relationship between citizens and politicians
in the light of the New Political Economy: A Dis-
cussion Paper

The last federal election in Germany reveals that an
increasing share of the electorate seeks to protest
against the established political parties. Public
choice offers a starting point to reflect on the rela-
tionship between voters and politicians. This rela-
tionship represents a principal-agent relationship
with typical (negative) consequences. Comparing
the political system with private companies
demonstrates a lack of incentive mechanisms in the
political system which would direct politicians’
orientations towards the goals of voters. This arti-
cle presents three suggestions to reform the politi-
cal system.

Keywords: New political economy, principal-agent
theory, political system, parliamentary election

1 Neue Politische Okonomie — Forschungsstand und
Einordnung in die aktuelle Debatte

Gemal Artikel 20 Abs. 2 S. 1 GG geht alle Staatsgewalt vom Volke aus. Die jlingsten
Erfolge der Alternative fiir Deutschland (AfD) und das Wiedererstarken der Freien
Demokraten (FDP) verdeutlichen, dass Teile der Bevolkerung seit geraumer Zeit skep-

*  Ich danke zwei anonymen Gutachtern fiir wertvolle Hinweise.

dms — der moderne staat — Zeitschrift fur Public Policy, Recht und Management, 11. Jg., Heft 1/2018, S. 235-254
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tisch gegeniiber dem politischen Konsens der bisher im Parlament vertretenen Parteien
und ihren politischen Akteuren sind. Das zidhe Ringen um eine stabile Regierung und
das Scheitern der ,,Jamaika“-Sondierungsgespriche (vgl. hierzu Follert 2018) diirften
dabei nicht unbedingt zu einem Vertrauensbonus seitens der Wahlbevolkerung gefiihrt
haben. Nicht zuletzt tragen die Globalisierung und eine wachsende EU zu einem nach-
haltigen Konfliktpotential zwischen Biirgern und Politikern bei (vgl. Eichenberger/
Frey 2002, S. 268ff.). Vielmehr kann festgestellt werden, dass die politischen Eliten
des Landes Vertrauen einbiiBen mussten (vgl. Frey/Osterloh 2016, S. 1). Um die Situa-
tion zwischen Biirgern und Politikern wieder zu verbessern und das Vertrauen mancher
Teile der Bevolkerung in die Demokratie zuriickzugewinnen, miissen kontroverse De-
batten gefiihrt und neue Wege beschritten werden. Bedauerlicherweise sind derartige
VorstoBe im Schrifttum vergleichsweise selten anzutreffen (als Ausnahmen sind etwa
Frey/Osterloh 2016; Frey 2017a hervorzuheben).

Sowohl der Staat als auch ein Unternehmen koénnen aus dkonomischer Perspektive
als Organisationen verstanden werden, weshalb es sich anbietet, Theorien der Wirt-
schaftswissenschaft auch auf das politische Geschehen zu iibertragen (vgl. Richter/
Furubotn 2003, S. 511). Diese Ausweitung des Forschungsbereichs der Wirtschaftswis-
senschaft auf die Politik und die dort agierenden Institutionen ist Gegenstand der Neuen
Politischen Okonomie (sog. Public Choice, vgl. hierzu grundlegend u.a. Arrow 1951;
Downs 1957a; Buchanan/Tullock 1962), die sich wirtschaftswissenschaftlicher Ansitze,
insbesondere der Neuen Institutionendkonomik und der Spieltheorie bedient (vgl. etwa
Frey 1970, S. 1; Barry 1975, S. 13; Luhmann 1985, S. 115; Persson/Tabellini 2000, S.
21f.; Kirsch 2004, S. 4). Die 6konomische Betrachtung der Politik ist spétestens seit den
1980er Jahren auf dem Vormarsch und wird als weitgehend selbstverstéindlich angesehen
(vgl. Frey 1991, S. 492). Der Erfolg der Public-Choice-Arbeiten wird nicht zuletzt durch
zahlreiche Nobelpreise u.a. an Kenneth J. Arrow, James M. Buchanan und Elinor Ostrom
(vgl. hierzu Frey/Steiner 2012, S. 17) untermauert. Die Ubertragung wirtschaftswissen-
schaftlicher Konzepte auf die Politik ist grundsétzlich naheliegend, da auch die Politik
das Wirtschaften mit knappen Giitern und deren Allokation beinhaltet (vgl. etwa Frey
1970, S. 2; Barry 1975; Persson/Tabellini 2000, S. 7). Auch in der Politik entscheiden
Individuen zwischen verschiedenen Handlungsalternativen (vgl., auch im Folgenden,
Kirsch 2004, S. 3f.), weshalb das auf Kosten-Nutzen-Kalkiilen basierende 6konomische
Entscheidungsmodell in der Analyse des politischen Geschehens Anwendung finden
kann. So entscheidet sich etwa der Wihler bei einer Wahl zwischen Parteien bzw. Kan-
didaten, weshalb sich die Wirtschaftswissenschaft als Analysemodell der Politik anbietet.
Die Neue Politische Okonomie ist ein etabliertes Themengebiet im politikwissenschaftli-
chen Schrifttum, welches eine lange Tradition aufweist (vgl. bereits Downs 1957a). Sie
kann und will nicht die Losung fiir simtliche Probleme im Rahmen des politischen Sys-
tems liefern. Wie jede modelltheoretische Betrachtung geht sie von bestimmten mehr o-
der minder realistischen Annahmen tiiber das Verhalten von Individuen aus und abstra-
hiert zur Komplexititsreduktion von bestimmten Zusammenhingen. Sie ist allerdings
bestens geeignet, um Denkanstoe zu geben und Debatten iiber das Verhiltnis zwischen
den verschiedenen Akteuren innerhalb eines gesellschaftlichen Systems anzustofen. Ins-
besondere bilden die kritischen Akteursannahmen zum eigennutzmaximierenden Han-
deln einen mdglichen Ansatz, um die aktuelle Problematik um eine etwaige ,,Politikver-
drossenheit” (bereits Pickel/Walz 1997) zu beleuchten. Die vorliegende Abhandlung
méchte die bekannten Erkenntnisse der Neuen Politischen Okonomie daher aufgreifen,
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um die jiingst zunehmende Abwendung von den etablierten Parteien und die wachsende
Skepsis gegeniiber den politischen Akteuren zu diskutieren.

Der Beitrag basiert auf der Neuen Politischen Okonomie als Analyserahmen und er-
ortert die Fragen, ob das Verhéltnis zwischen politischer Klasse und Bevolkerung in sei-
ner grundsitzlichen Ausgestaltung reformbediirftig ist und ob eine Orientierung an der
Okonomie hilfreich sein kann, ein stirker am Biirger orientiertes Politikverstindnis zu
fordern. Das Problem der Politikverdrossenheit und die oftmals gedufBBerte Besorgnis, die
,,Politische Klasse* wiirde sich auf Kosten der Wihler bereichern, ist in der Politischen
Okonomie kein neues Phiinomen: Aufbauend auf den Arbeiten von Downs und Schum-
peter schreibt etwa Frey (1994, S. 340) 1994 im renommierten American Economic Re-
view:

“The Schumpeter-Downs model of democracy needs to be complemented by a model in which

(between elections) a coalition of all (established) politicians and parties stands against the vot-

ers and taxpayers. [...] As soon as a politician (party) enters parliament, he or she is drawn into
the coalition. The members of parliament are a well-defined group jointly reaping rents.”

Ein Indiz fiir eine wachsende Politikverdrossenheit bestimmter Gesellschaftsteile konn-
te die langfristig sinkende Wahlbeteiligung darstellen. Abbildung 1 zeigt die Entwick-
lung der Beteiligung an Bundestagswahlen seit 1949.

Abbildung I:  Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen
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Quelle: Bundeswahlleiter 2017

Eine durch das Allensbach-Institut im Auftrag der Bertelsmann Stiftung durchgefiihrte
Umfrage identifiziert die in Abbildung 2 dargestellten Griinde fiir das mangelnde Inte-
resse bestimmter Bevolkerungsteile am politischen Geschehen (vgl. Bertelsmann Stif-
tung, IfD Allensbach 2013). Insbesondere die in der Graphik hervorgehobenen Motive
deuten auf eine wachsende Verdrossenheit der Befragten gegeniiber der Politik hin.
Freilich sind derartige Beweggriinde keinesfalls reprisentativ, sie konnen aber durch-



238 Florian Follert

aus ein Bild einer Stimmungslage vermitteln. Bedenkt man, dass die Daten aus dem
Jahr 2013 stammen, ist es nicht unwahrscheinlich, dass den genannten Griinde in jiin-
gerer Zeit nochmals ein groBeres Gewicht zukommt.

Abbildung 2:  Griinde flir mangelndes politisches Interesse
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Politikist mirzu abgehoben
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Show
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Quelle: Bertelsmann-Stiftung, IfD Allensbach 2013, S. 34

Um mogliche Ansétze zu diskutieren, wie das Verhéltnis zwischen Biirger und Politi-
ker besser auszugestalten wire, bedient sich dieser Beitrag dem Grundmodell der
Agenturtheorie. Diese institutionendkonomische Sichtweise, welche Personenverhilt-
nisse als Auftraggeber-Auftragnehmer-Beziehungen charakterisiert, ist auch fiir die
Analyse politischer Beziehungen geeignet (vgl. etwa Strom 2000; Besley 2004; Dohler
2005, 2007, 2018) und erweist sich als fruchtbar im Hinblick auf das Verhéltnis zwi-
schen Biirger und Politiker (vgl. etwa Persson/Tabellini 2000, S. 4; Katz 2014, S. 183).

Dieser Aufsatz ist ganz bewusst als kontroverser Diskussionsbeitrag angelegt. Es
kann und soll nicht der Konigsweg formuliert werden, allerdings kann eine lebhafte
Diskussion iiber das Verhéltnis zwischen Biirger und Politiker moglicherweise dazu
beitragen, dass sich die Beteiligten wieder anndhern.

Der Beitrag folgt nachstehender Struktur: Abschnitt 2 erldutert, warum das Ver-
hiltnis zwischen Biirger und Politiker 6konomisch als Prinzipal-Agenten-Beziehung
interpretiert werden kann und welche Konsequenzen sich hieraus fiir die Beteiligten
ergeben. Abschnitt 3 iibertrdgt das aus der Wirtschafts- sowie der Rechtswissenschaft
bekannte Konzept der sog. Corporate-Governance auf die Politik. Dies ist insofern na-
heliegend, als auch fiir 6ffentliche Unternehmen bereits eine sog. Public-Governance
existiert und ein entsprechendes Rahmenwerk auch das politische Handeln der Exeku-
tive begleiten konnte. Es zeigt sich, dass im privatwirtschaftlichen Umfeld weitaus
strengere Regelungen gelten als im politischen Betrieb. Aus dem Vergleich mit privat-
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rechtlichen Unternehmen lassen sich wichtige Implikationen ableiten, aus denen Vor-
schldge generiert werden, welche Ansétze potentiell geeignet sein konnten, um eine
stiarkere Ausrichtung der politischen Akteure an den Zielsetzungen der Biirger zu for-
dern, was zu einer Abmilderung der Politikverdrossenheit fithren bzw. ein erster Schritt
in diese Richtung sein konnte. Abschnitt 4 fasst die Ergebnisse schlielich zusammen.
Die dargestellten Aspekte sind freilich nur exemplarisch zu verstehen, eine Umsetzung
steht insbesondere vor rechtlichen Hiirden. Der Beitrag soll jedoch eine Debatte ansto-
Ben, ob unser politisches System ggf. eine Neuausrichtung benétigt, um einer Politik-
verdrossenheit der Biirger entgegenzuwirken.

2 Das Burger-Politiker-Verhaltnis als Prinzipal-Agenten-
Beziehung

Der vorliegende Aufsatz thematisiert die Biirger-Politiker-Beziehung aus der Perspek-
tive der Neuen Politischen Okonomie. Zu diesem Zweck ist zunichst abzugrenzen, was
unter den Begrifflichkeiten ,,Biirger und ,,Politiker” im Kontext dieses Beitrags zu
verstehen ist. Der Begriff ,,Biirger* hat seinen Ursprung in einer freien und vollberech-
tigten Teilhabe an einer Gesellschaft (vgl. Weber-Fas 2000, S. 67). Der Biirger kann
als Angehoriger des politischen Gemeinwesens verstanden werden. Im Zuge dieses
Beitrags werden hierunter alle Wahlberechtigten gefasst.

Der Terminus ,,Politiker” entstammt dem Altgriechischen und bezeichnet nach sei-
nem Wortsinn einen Staatsmann (vgl. Weber-Fas 2000, S. 379). Im Rahmen dieses Bei-
trags wird als Politiker ein Abgeordneter des Deutschen Bundestags verstanden. ,,Abge-
ordnete sind die nach den Vorschriften der Verfassung von den Biirgern gewéhlten Mit-
glieder eines Parlaments®. (Kevenhdrster 2009, S. 1). Die Legitimation zur Volksvertre-
tung erhilt der Abgeordnete durch eine demokratische Wahl. Im Bundestag sind einer-
seits Abgeordnete vertreten, die ein Direktmandat im jeweiligen Wahlkreis gewinnen
(vgl., auch im Folgenden, etwa Kevenhdrster 2009, S. 1). Diesbeziiglich steht der einzel-
ne Abgeordnete stirker im Fokus als andererseits bei Abgeordneten, die iiber die jeweili-
ge Kandidatenliste der Partei in das Parlament eingezogen sind. Letztere sind von einer
engeren Bindung an ihre Partei gekennzeichnet. Die folgenden Ausfithrungen gelten ins-
besondere fiir Kandidaten, die durch die Direktwahl in das deutsche Parlament eingezo-
gen sind. Allerdings sind sie teilweise auch auf das Parteienspektrum iibertragbar. Auch
Parteien haben ein eigenes Interesse daran, Wahler zuriickzugewinnen, insbesondere aus
dem Nichtwihlerlager und solche Wihler, die neueren Parteien wie der AfD ihre Stimme
geben. Auch auf Parteiebene ist also eine Ausrichtung an der eigenen Wéhlergruppe zu
beflirworten, denn schlieBlich sind auch diese Volksvertreter Agenten ihrer Wahler. Dem
in diesem Beitrag ebenfalls verwandten Begriff der ,,Politischen Klasse* seien zunichst
jene Abgeordnete subsumiert, die hauptberuflich als Politiker agieren (vgl. hierzu Weber
1988; ferner Borchert/Golsch 1995, S. 613-616). Aus Sicht der Neuen Politischen Oko-
nomie verfolgen Akteure in erster Linie eigene Interessen. Die ,,Politische Klasse® ist da-
bei ,eine strukturell durch Professionalisierung gepragte Gruppe, die gleichzeitig als kol-
lektiver Akteur auftritt (Borchert/Golsch 1995, S. 614). Die folgende Abbildung 3 ver-
deutlicht die Abgrenzung zu anderen Akteursgruppen:
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Abbildung 3:  Abgrenzung der ,,Politischen Klasse*

eben fur die Politi eben von der Politi
Motivation Leben filr die Politik Leb der Politik
Ebene (Macht — Gemeinwohl) (Eigeninteresse — Professionalitat)
Klasse an sich "~ . "
(strukturelle Ebene) Politische Elite Berufspolitiker
Klasse fur sich Machtelite,
— Politische Klasse
(Akteursebene) herrschende Klasse ”

Quelle: Borchert/Golsch (1995, S. 614)

Aus 6konomischer Perspektive kann das Verhiltnis zwischen Biirger und Politiker als
Prinzipal-Agenten-Beziehung verstanden werden (vgl. etwa Persson/Tabellini 2000,
S. 69-95; Katz 2014, S. 183; Braendle/Stutzer 2017, S. 1). Die parlamentarische De-
mokratie ist dadurch charakterisiert, dass gewihlte Parlamentarier den Wéhler im deut-
schen Bundestag vertreten (vgl. Badura 2004, S. 497). Bereits der Begriff ,,Volksvertre-
ter” impliziert, dass es die Funktion eines Bundestagsabgeordneten ist, als Repréasentant
des Biirgers die Aufgaben der Legislative wahrzunehmen (vgl. Fasshauer 2001, S. 3).

Prinzipal-Agenten-Modelle werden in der politikwissenschaftlichen Literatur oftmals
zur Analyse von Delegationsbeziehungen angewendet. Die Anwendung dieses aus der
Okonomie stammenden Konzepts in der Politikwissenschaft gewihrt neue Einblicke hin-
sichtlich der Wirkung asymmetrisch verteilter Informationen (vgl. Miller 2005, S. 203).
Thren Ursprung hat die Ubertragung dieses 6konomischen Konzepts auf die Politikwis-
senschaft in der US-amerikanischen Biirokratieforschung (vgl. Gilardi/ Braun 2002, S.
149). Einzug in die Politikwissenschaft hilt die agenturtheoretische Betrachtung erstmals
bei Lowi (1969) (vgl. Majone 1993, S. 21-22; Dohler 2007, S. 29). Die Herausforderun-
gen, die sich aus der politischen Steuerung der Verwaltung ergeben, gehdren jenseits des
Atlantiks ,,zu einer politikwissenschaftlichen Kernfrage* (Dohler 2005, S. 215-216). Der
sog. ,.bureaucratic drift” (McCubbins/Noll/Weingast 1989) beschreibt dabei die Zieldi-
vergenz zwischen Politikern und Biirokraten. Die Uberlegungen fokussieren die Tendenz
der Verwaltung zu steigenden Staatsausgaben, denen mit einer verdnderten Anreizstruk-
tur und entsprechenden Kontrollmechanismen begegnet werden soll (vgl. hierzu Wein-
gast 1984). McCubbins (1985) betrachtet darauf aufbauend a priori-Kontrollmechanis-
men, die das biirokratische Handeln der Agenten einschranken sollen. Ausgangspunkt je-
der (politikwissenschaftlichen) Agenturbeziehung ist ein Delegationsvorgang zwischen
mehreren Akteuren innerhalb des Systems (vgl. Déhler 2007, S. 30).

Die Betrachtung des US-amerikanischen Systems unterliegt indes spezifischen natio-
nalen Besonderheiten insbesondere des présidentiellen Regierungssystems (vgl. Gilar-
di/Braun 2002, S. 152). Pollack (1997) untersucht die Beziehung zwischen den Regie-
rungen der nationalen Mitgliedsstaaten und der Europdischen Kommission als Prinzipal-
Agenten Beziehung. Im Jahr 2000 widmete zudem das European Journal of Political Re-
search eine Sonderausgabe der Betrachtung von Delegationsbeziehungen mit Blick auf
die parlamentarischen Systeme Europas (vgl. Gilardi/Braun 2002, S. 152). Delegations-
beziehungen sind typisch fiir den Parlamentarismus und lassen sich auf verschiedenen
Ebenen beobachten (Strom 2000, S. 267). Auf erster Delegationsebene kann demnach die
Beziehung zwischen dem Wihler und seinem Reprisentanten als Agenturbeziechung be-
schrieben werden. Verabschiedet das Parlament ein Gesetz, folgt der Vollzug durch die
Regierung bzw. die einschldgigen Minister sowie die Verwaltung (vgl. Dohler 2005, S.
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216). In diesem Kontext kann die Delegationsbeziehung zwischen dem Kabinett und den
einzelnen Ministern einer Regierung als Prinzipal-Agenten-Beziehung verstanden wer-
den (vgl. hierzu Andeweg 2000). Diese Fragestellung ist komplex, da Minister in diesem
Kontext zugleich Prinzipal und Agent sein konnen (vgl. Andeweg 2000, S. 377-379).
Auch das Verhiltnis zwischen dem Parlament (als Prinzipal) und dem Kabinett (als
Agent) stellt eine Agenturbeziehung dar (vgl. hierzu Saalfeld 2000). Auch auf supranati-
onaler Ebene konnen Prinzipal-Agenten-Verhéltnisse vorgefunden werden (vgl. Bergman
2000; Franchino 2001; Thatcher/Stone 2002). Im deutschsprachigen Schrifttum findet
die Prinzipal-Agenten-Theorie zur Beschreibung politischer Delegation mit Fokus auf
nationale Besonderheiten ebenfalls Anwendung (vgl. etwa Kruse 1989; Dohler 2005,
2007). Diese Untersuchungen von Delegationsbeziehungen auf unterschiedlichen Ebenen
parlamentarischer Regierungssysteme zeigen, dass die moderne Demokratie treffend mit
der Prinzipal-Agenten-Theorie beschrieben werden kann (vgl. Riib 2012, S. 112).
Wiéhrend die Agenturbeziehung zwischen Politikern und Biirokraten bzw. inner-
halb der ,,Politischen Klasse* wie dargelegt eine breite Beachtung in der politikwissen-
schaftlichen Literatur findet, ergibt sich hinsichtlich der Beziechung zwischen Biirger
und Politiker noch Forschungsbedarf. Der vorliegende Beitrag widmet sich daher dem
ersten Delegationsschritt im Rahmen parlamentarischer Delegationsbezichungen, und
steht damit in der Tradition der politikwissenschaftlichen Prinzipal-Agenten-Model-
lierung. Die Betrachtung der repridsentativen Demokratie aus dem Blickwinkel der
Agenturtheorie hat den Vorteil, dass sie den Fokus auf den Handlungsspielraum des
Agenten lenkt, der sich aus seinem Informationsvorsprung ergibt (vgl. Riib 2012,
S. 113-114), und hieraus Strategien zur Abmilderung der Problematik ableiten kann.
Okonomisch betrachtet, ist es das Wesen des Parlamentarismus, dass der Wahler
dem Abgeordneten durch die Wahl den Auftrag erteilt, ihn in der Gesetzgebung zu ver-
treten (vgl. Moe 1990, S. 213; Richter/Furubotn 2003, S. 516). Der demokratische
Rechtsstaat kann geméB Richter/Furubotn (2003, S. 516) als ,relationaler (impliziter)
Prinzipal-Agenten-Vertrag zwischen den Staatsangehorigen und ihrem Herrscher (ihren
Reprisentanten)* verstanden werden. Der Biirger ist 6konomisch mithin Prinzipal, der
Politiker sein Agent (vgl. Lupia/McCubbins 2000, S. 291; Mitchell 2000, S. 335). Der
Wert der Wahl einer bestimmten Partei ,,entspricht dem Wert der erwarteten Wirkung auf
diese Weise Entwicklungen zu veridndern, die sich sonst nicht vollziehen wiirden* (Barry
1975, S. 23). Dies setzt indes voraus, dass ein Politiker bzw. eine gewihlte Partei ihr
Handeln an dem vor der Wahl Versprochenen ausrichtet. Ein Charakteristikum einer
Auftraggeber-Auftragnehmer-Beziehung sind die divergierenden Interessen der Beteilig-
ten (vgl. Fama/Jensen 1983, S. 327). Typisch fiir die Prinzipal-Agenten-Beziehung ist
ferner die asymmetrische Verteilung von (unvollstindigen) Informationen vor und nach
dem Vertragsschluss bzw. dem Wahlakt (vgl. Spremann 1990, S. 561). Insbesondere be-
stehen bei der Wahl Informationsnachteile des Prinzipals hinsichtlich der Eigenschaften
des Politikers, etwa seiner fachlichen und personlichen Kompetenzen oder seiner Glaub-
wiirdigkeit (sog. Hidden Characteristics) (vgl. Mitchell 2000, S. 337). Der Politiker wird
bestmoglich versuchen, diese Informationsasymmetrie dadurch zu iiberbriicken, dass er
positive Signale hinsichtlich der in Rede stehenden Eigenschaften sendet (vgl. zum Sig-
nalisieren Spence 1973, S. 355, 1974, S. 296, 1976, S. 591). Mit Erteilung des Auftrags
durch die Wahl besteht das fiir eine Prinzipal-Agenten-Beziehung typische Problem des
»moralischen Risikos* (sog. Moral Hazard) (vgl. Arrow 1970, S. 212-222; Pauly 1974, S.
44; Holstrom 1979, S. 74). RegelméBig ist der Agent die besser informierte Partei bzgl.
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seiner personlichen Eigenschaften und Zielsetzungen (vgl. Spremann 1990, S. 562). Es
besteht daher Grund zu der Annahme, dass der Agent diesen Informationsvorsprung zu
seinen Gunsten und zu Lasten des Prinzipals ausnutzt, der Politiker verfolgt also grund-
satzlich eigene (private) Zielsetzungen, die regelmiBig nicht im Einklang mit den Zielen
des Biirgers stehen (vgl. etwa Eichenberger/Portmann/Stadelmann 2018, S. 13). Er strebt
grundsdtzlich danach, die Annehmlichkeiten seines Amts abzuschopfen (vgl. Downs
1957, S. 28). Downs (1957a, S. 28) formuliert dazu pointiert:

“They act solely in order to attain the income, prestige, and power which come from being in of-
fice; [...] their only goal is to reap the rewards of holding office per se.”

(Vgl. ferner auch Alesina 1988, S. 796; Bernholz/Breyer 1994, S. 109f.; Alesina/Perotti
1995, S. 9; Persson/Tabellini 2000, S. 10). Oberstes Ziel der Politiker ist es demnach
ihren Nutzen zu maximieren (vgl. Bernholz/Breyer 1994, S. 109; Alesina/Tabellini
2007, S. 172). Allerdings erfolgt die Maximierung des (privaten) Nutzens stets unter
der Nebenbedingung, dass geniligend Wihlerstimmen generiert werden, um im Amt zu
bleiben (vgl. Downs 1957a, S. 31; Bernholz/Breyer 1994, S. 109). Wenngleich die An-
nahme opportunistischen Verhaltens nicht fiir jedes Individuum gelten muss, ist sie die
Grundpramisse der Public-Choice-Literatur (vgl. Bernholz/Breyer 1994, S. 109; Pers-
son/Tabellini 2000, S. 10; Kirchgdssner 2013, S. 114f.). Insbesondere vor dem Hinter-
grund der offenkundigen Politikverdrossenheit bestimmter Gesellschaftsteile gewinnt
das von Downs unterstellte Nutzenkalkiil eines Politikers an Bedeutung, weshalb es
nicht mit der Behauptung abgetan werden kann, die Public-Choice-Theorie sei durch
neuere Theorien (etwa Behavioral Political Economics, vgl. iiberblicksartig Berggren
2012) iiberholt. Letztlich ist die Entscheidung eines Politikers zu einer Kandidatur das
Ergebnis eines Kosten-Nutzen-Kalkiils (vgl. Braendle/Stutzer 2017, S. 6). Von diesem
eigenniitzigen Verhalten eines Politikers ausgehend, ergeben sich fiir den Biirger nach
Erteilung des Auftrags Probleme, dessen Verhalten zu kontrollieren (sog. Hidden Ac-
tion) (vgl. Arrow 1985, S. 37), insbesondere entstehen ihm hierfiir erhebliche Kosten
(vgl. Lupia/McCubbins 2000, S. 295; Mitchell 2000, S. 337; Gilardi/Braun 2002,
S. 147). In demokratischen Regierungssystemen haben Politiker verschiedene Mdg-
lichkeiten, ihren eigenen Nutzen auf Kosten der Biirger zu maximieren (vgl., auch im
Folgenden, Frey 2005, S. 41f.). Zunéchst konnen die Agenten politische Entscheidun-
gen treffen, welche von den Préiferenzen der Wéhler — und damit der Prinzipale — ab-
weichen. Ferner konnen Politiker sich Privilegien sichern, etwa durch Dienstfahrzeuge,
Mitarbeiter und diverse monetire Vergiinstigungen. Pointiert ausgedriickt, haben Poli-
tiker ,,einen Anreiz [...], ein Kartell gegen den Biirger zu bilden.“ (Frey 2005, S. 41).
Selbst wenn er offensichtliches Fehlverhalten eines Abgeordneten feststellt, hat er
erst bei der ndchsten Wahl die Mdglichkeit, dieses Verhalten zu ahnden (zu Sanktions-
mechanismen bezogen auf politische Versprechen vgl. Persson/Tabellini 2000, S. 73-77).
Es bedarf somit konstitutioneller Vorkehrungen gegen politisches Handeln auf Kosten
der Biirger (vgl. Frey 2005, S. 42). Die Prinzipal-Agenten-Theorie sieht grundsatzlich
drei Instrumente vor, die eine Disziplinierung des Agenten bewirken (vgl., auch im Fol-
genden, Kieser/Walgenbach 2010, S. 47): Die direkte Verhaltenssteuerung durch formale
Regeln, die Verbesserung des Informationssystems, insbesondere eine erhohte Rechen-
schaftspflicht, sowie das monetére Anreizsystem. Im Folgenden sollen anhand 6konomi-
scher Konzepte und im privatrechtlichen Kontext vorherrschender Regelungen konkrete
Vorschldge unterbreitet werden, wie die Beziehung zwischen Biirger und Politiker so
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verbessert werden kann, dass sich das Handeln des Politikers stdrker an den Zielsetzun-
gen des Biirgers orientiert. An dieser Stelle konnte leicht eingewendet werden, dass das
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland dem Bundestagsabgeordneten eine Hand-
lungsfreiheit garantiert und sich eine Orientierung an den Préferenzen der Biirger folglich
verbiete. Diese reine de jure-Betrachtung greift allerdings zu kurz. Dem Einwand ist ent-
gegenzuhalten, dass beispielsweise auch das deutsche Aktienrecht den Vorstand vor einer
Beeinflussung durch Aktionére zu schiitzen sucht, der Vorstand jedoch de facto eine Ge-
schiftspolitik durchfithren wird, die sich an den Zielen der Eigentiimer orientiert, da die-
se durch ihre Kapitalbereitstellung das Handeln der Gesellschaft erst moglich machen
(vgl. etwa Olbrich/Rapp 2013, S. 225). Aquivalent hierzu legt der Biirger mit seinen
Steuerzahlungen den Grundstein dafiir, dass der Politiker Ausgaben tétigen kann, folglich
ist es aus Okonomischer Perspektive keineswegs abwegig, dass sich ein Politiker in sei-
nen Handlungen an den Préferenzen der Biirger zu orientieren hat. Trotz moglicher ver-
fassungsrechtlicher Bedenken lohnt es, die 6konomische Perspektive einzunehmen, da
diese Erkenntnisse fiir ein neues Politikverstédndnis liefern kann. Wird das Volk als Sou-
verdn verstanden, ist es naheliegend, dass sein Wille im politischen Prozess durchgesetzt
werden soll (vgl. Kirschgdssner 2013, S. 104). Nicht zuletzt kann eine stirkere Fokussie-
rung auf die Priferenzen der Biirger auch dazu fithren, dass Wéhlerstimmen (zu-
riick)gewonnen werden konnen, da die Nutzenmaximierung stets der Nebenbedingung
unterliegt, dass der Politiker respektive die Partei genligend Stimmen erzielt, um im Bun-
destag bzw. an der Regierung zu bleiben. Downs (1957b, S. 137) sieht den Politiker da-
her konsequenter Weise als Politik-Unternehmer:

“[I]n a democracy, the government always acts so as to maximize the number of votes it will re-
ceive. In effect, it is an entrepreneur selling policies for votes instead of products for money”.

Demnach ist es nicht unplausibel, dass auch der Politiker bzw. die Regierung von einer
stirkeren Ausrichtung an den Préferenzen der Wéhler profitiert, weshalb Anreizme-
chanismen, die die Moral-Hazard-Gefahr abmildern, sowohl fiir den Prinzipal als auch
fiir den Agenten positive Folgewirkungen haben konnen.

3 Implikationen aus Wirtschafts- und Rechtswissenschaft

3.1 Das Corporate-Governance-Konzept und Ubertragung auf die
Politik

Eine direkte Verhaltenssteuerung des Politikers kann durch die Vorgabe von Regeln, die
eine disziplinierende Wirkung entfalten, erreicht werden. Hier bietet das sowohl im juris-
tischen als auch im betriebswirtschaftlichen Kontext beachtete Konzept der Corporate-
Governance einen Ansatzpunkt, wie ein entsprechender Regelungsrahmen implementiert
werden kann (vgl. zum Zusammenhang zwischen Prinzipal-Agenten-Konflikten und
Corporate-Governance Speckbacher 1998, S. 95). Der Begriff ,,Corporate-Governance*
entstammt dem angelséchsischen Sprachraum und ist Ausfluss zahlreicher Unterneh-
mensskandale, in deren Folge Fragen nach dem ,rechtlichen und faktischen Ordnungs-
rahmen fiir die Leitung und Uberwachung eines Unternehmens® (van Werder 2008, S. 1)
diskutiert wurden (vgl. Welge/Eulerich 2014, S. 1f.). Corporate-Governance kann somit
als gute Unternehmensfiihrung, -kontrolle und -verfassung interpretiert werden (vgl. Dil-
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ger 2004, S. 441). Der Konflikt zwischen den Eigentiimern eines Unternehmens als Prin-
zipale und der Geschiftsfiihrung als Agent ist dabei zentrales Thema der Corporate-
Governance-Debatte (vgl. Welge/Eulerich 2014, S. 2). Vor diesem Hintergrund unter-
sucht die betriebswirtschaftliche Corporate-Governance-Forschung die Funktionsweise
eines Unternehmens sowie die wirtschaftliche Effizienz seiner Organisation, sodass Fra-
gen nach Positionierung der verschiedenen Akteure oder deren Vergiitung in den Vor-
dergrund treten (vgl. Eulerich/Lohmann/Haustein/ Tunger 2014, S. 567). Die konkrete
Ausgestaltung der Corporate-Governance findet sich sowohl in Gesetzen als auch in Ko-
dizes, die als Ordnungsrahmen wirken (vgl. Eulerich/Lohmann/Haustein/Tunger 2014, S.
568; Welge/Eulerich 2014, S. 2). Neben Transparenzgesichtspunkten steht insbesondere
die Ausrichtung der Unternehmensfithrung an den Interessen der verschiedenen Adressa-
ten im Fokus derartiger Bestrebungen (vgl. Welge/Eulerich 2014, S. 2). In der Betriebs-
wirtschaftslehre und in der Wirtschaftspraxis ist es anerkannt, dass sich die Fiithrung ei-
nes Unternehmens vornehmlich an den (finanziellen) Zielen der Eigentiimer auszurichten
hat (vgl. etwa Hering 2014, S. 24). Auch im gesellschaftsrechtlichen Kontext findet diese
Ansicht inzwischen Beflirworter (vgl. etwa Olbrich/Rapp 2013, S. 225). Eine Orientie-
rung an den Zielen der Eigentiimer schlieBt eine Berticksichtigung der Interessen von
Kunden, Gliubigern oder der Offentlichkeit — wie es der sog. Stakeholder-Ansatz fordert
— auch nicht aus (vgl. zur Unterscheidung zwischen dem Shareholder-Ansatz und dem
sog. Stakeholder-Ansatz Speckbacher 1997, S. 630), vielmehr sind diese Ziele als Ne-
benbedingungen des Oberziels zu formulieren. Der Begriff der sog. Public-Governance
iibertragt die Corporate-Governance-Grundsétze auf den offentlichen Bereich und ,,be-
fasst sich mit der Art und Weise, wie ein Individuum sicherstellen kann, dass 6ffentliche
Institutionen ihm eine entsprechende Gegenleistung fiir die zur Verfligung gestellten Mit-
tel zukommen lassen® (vgl. Spennlingwimmer 2017, S. 27, vgl. ferner (vgl. Klenk/Null-
meier 2004, S. 9f.; Osborne 2006, S. 377-388). ). Ein Rahmenwerk zu ,,gutem* politi-
schen Handeln scheint auch fiir das politische System 6konomisch denkbar und notwen-
dig. Es ist nicht nachvollziehbar, warum fiir gewéhlte Politiker niedrigere Anforderungen
gelten sollten als fiir privatrechtlich agierende Unternehmensleitungen. Da es dem Wéh-
ler kaum moglich ist, das Verhalten und die Leistungen der Abgeordneten nach der Wahl
zu kontrollieren, bieten sich iibergeordnete Institutionen an, die stellvertretend fiir den
Biirger die Kontrolle der Abgeordneten iibernehmen und die Bevolkerung und die Ge-
richte (vgl. hierzu Abschnitt 4) auf Fehlverhalten der Parlamentarier hinweisen (vgl. hier-
zu Mitchell 2000, S. 339f.). Im privatrechtlichen Wirtschaftsgeschehen ist es eine Selbst-
verstidndlichkeit, dass Funktionen innerhalb einer Organisation getrennt sind und ein
Aufsichtsgremium die Tatigkeit des geschiftsfiihrenden Organs im Interesse der Eigen-
tiimer tiberwacht, weshalb sich derartige Institutionen auch fiir die Politik anbieten wiir-
den. Aus 6konomischer Sicht ist ein Anreizsystem zu entwickeln, welches eine stirkere
Bindung der Parlamentarier an die Wiinsche der Biirger bewirkt (vgl. Gilardi/Braun
2002, S. 153). Im Folgenden sollen daher drei Vorschldge prisentiert werden, die aus
dem privatrechtlichen Wirtschaftsgeschehen abgeleitet werden.

3.2 Amtsdauer

Der Vorstand einer Aktiengesellschaft erstattet seinen Aktiondren mindestens einmal pro
Geschéftsjahr im Rahmen der ordentlichen Hauptversammlung Bericht (vgl. §§ 118-120
AktG). Im Rahmen dieser Gesellschafterversammlung haben die Prinzipale Gelegenheit,
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dem Vorstand weiterhin ihr Vertrauen auszusprechen oder ihn nicht zu entlasten (vgl. §
120 Abs. 1 AktG). Er muss sich fiir die Erfolge der vergangenen Geschiftsperiode recht-
fertigen, insbesondere dafiir, ob er die gesteckten Ziele erreicht hat. Uber den Aufsichts-
rat haben die Aktionédre zumindest eine mittelbare Kontrolle liber das Vorstandshandelns.
Von diesem Organverhéltnis ist das Anstellungsverhiltnis zwischen der Aktiengesell-
schaft und dem Vorstand abzugrenzen, welches durch den Dienstvertrag geregelt ist. Im
Falle grober Pflichtverletzung kann der Vorstand nach § 84 Abs. 3 S. 2 AktG abberufen
werden. Es besteht somit fiir die Aktiondre die Mdoglichkeit, den Vorstand im Falle
pflichtwidrigen Handelns durch den Aufsichtsrat abzuberufen.

Der Wihler als 6konomisch mit dem Aktionér vergleichbarer Akteur hat auf Bun-
desebene nach derzeitigem Rechtsstand lediglich alle vier Jahre die Moglichkeit, seinen
Agenten abzuwéhlen. Es ist im Hinblick auf die Orientierung an den Zielsetzungen des
Biirgers aber durchaus sinnvoll, wenn die Legislaturperiode kiirzer gestaltet wire. Seitens
der Politik sind jedoch sogar Bestrebungen zu vernehmen, die Dauer einer Legislaturpe-
riode sogar zu verldngern (vgl. FAZ vom 14.09.2017). Dies wird meist damit begriindet,
dass eine Regierung durch eine liangere Legislaturperiode grofere Freiheiten habe um
wichtige Projekte anzustofen, ohne sich hierflir beim Wéhler rechtfertigen zu miissen.
Eine kiirze Legislaturperiode von beispielsweise zwei Jahren hitte demgegentiber aller-
dings den Vorteil, dass dringend notwendige Reformen nicht unnétig hinausgezogert
wiirden und die nach den Zielsetzungen des Biirgers wichtigen Projekte zuerst bearbeitet
wiirden. Die Argumentation vieler Politiker, ldngere Perioden fiihrten zu einer effiziente-
ren Politik, unterschétzt den Biirger, der notwendige Vorhaben auch bei kiirzerer Amts-
dauer richtig einschétzen und belohnen wiirde. Selbst wenn man aus Griinden der grofe-
ren Handlungsfreiheit fiir eine vierjahrige Amtsdauer pladiert, sollte dem Wéhler zumin-
dest die Moglichkeit eingerdumt werden, den Politiker aus wichtigem Grund von seinem
Mandat zu entbinden. Aus Sicht des Biirgers ist es essentiell, dass er den Politiker bei
grober Pflichtverletzung, beispielsweise dem Bruch von ,,Wahlversprechen™ oder gro-
bem Verstol gegen das Effizienzkriterium abberufen konnte. In modifizierter Form
konnte der Gedanke der jahrlichen Berichterstattung also dergestalt iibernommen wer-
den, dass ein Abgeordneter grundsétzlich fiir vier Jahre gewdhlt wird, er allerdings — ana-
log dem Vorstandsrecht — innerhalb der Periode aus wichtigem Grund abberufen werden
kann.

3.3 Vergutung

Ein in der Wirtschaftswissenschaft diskutiertes Mittel, dem Agenten einen Anreiz zur
Orientierung an den Zielsetzungen des Prinzipals zu geben, ist die Verhaltenssteuerung
durch die Vergiitung (sog. ,,Pay for Performance”, vgl. hierzu etwa Jensen/Murphy
1990, S. 225f.; Lazear 2000, S. 1346; Sliwka 2003, S. 293; Arnold/Gillenkirch 2007,
S. 75). Zwar ist die leistungsbezogene Vergiitung auch in der 6konomischen Literatur
keinesfalls unumstritten (kritisch etwa Frey 1997; Frey/Osterloh 2000; Weibel/Rost/
Osterloh 2007; Frey 2017b), allerdings kann sie die fiir eine Prinzipal-Agenten-Be-
ziehung typische Moral-Hazard-Problematik abmildern (vgl. etwa Follert 2017, S. 33).
In der standardokonomischen Literatur wird daher tiberwiegend von positiven verhal-
tenssteuernden Effekten ausgegangen (vgl. hierzu etwa Laux 1990; Holstrom/ Milgrom
1994; Prendergast 1999). Eine variable Vergiitung kniipft die Gehaltszahlung an
messbare Kriterien (vgl. Rost/Osterloh 2009, S. 119). In der Privatwirtschaft wird eine
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leistungs- oder aktienbezogene Vergiitung regelmifBig genutzt, um das Verhalten der
Geschiftsfiihrung in Richtung der Ziele seiner Eigentiimer zu steuern (vgl. Gedenk/
Albers 1992, S. 514). Durch die Beteiligung werden Geschiftsfithrer somit zu Eigen-
tiimern, ihre Zielfunktion néhert sich folglich den Zielsetzungen der Eigner an (vgl.
Cheng/Warfield 2005, S. 444). Insbesondere soll das Verhalten der Geschéftsleitung
dahingehend beeinflusst werden, dass ihre Handlungen die finanzielle Situation der
Anteilseigner positiv beeinflussen (vgl. Byrd/Parrino/Pritsch 1998, S. 14). Héufig sind
Bonuszahlungen an die (langfristige) Entwicklung von Aktienkursen gekniipft. Auch
Malusregelungen sind 6konomisch durchaus denkbar und sinnvoll, um die Verantwort-
lichkeit des Handelnden zu forcieren. Fraglich ist also, ob derartige Vorgaben nicht
auch eine verhaltenssteuernde Wirkung bei Politikern entfalten konnten.

Ein Zusammenhang zwischen Vergiitung und dem Verhalten von Politikern wurde
bereits im Schrifttum untersucht (vgl. Besley 2004). Derzeit entscheidet der Bundestag
selbst iiber die Diidten seiner Abgeordneten. Wire diese Praxis Gegenstand privatwirt-
schaftlicher Unternehmen, wiirde dies die Regelungen zur Funktionstrennung im Rah-
men der Corporate-Governance geradezu ad absurdum fithren. Der Politiker agiert hier
auf beiden Seiten der Entscheidung, es liegt ein klassisches Insichgeschift vor. Vor dem
Hintergrund einer Orientierung am Biirger ist es zu beflirworten, dass dieser beispiels-
weise in Volksentscheiden (zu Referenden ,,als konstitutionelle Einrichtung gegen das
Politikerkartell siehe Frey 2005, S. 44-47) direkt liber die Vergiitungen seiner Agenten
beschliefen kann bzw. eine Kommission dies in Vertretung der Biirger iibernimmt. Eine
stirkere Einbindung der Bevolkerung in den politischen Entscheidungsprozess kann auch
dadurch begriindet werden, dass direkte Demokratie einerseits zu besseren politischen
Entscheidungen und andererseits zu einer groferen Zufriedenheit bei der Bevolkerung
fithren kann (vgl. Stutzer/Frey 2000, S. 1). Hierbei ist natiirlich zu bedenken, dass in der
Bundesrepublik Deutschland eine andere Tradition vorherrscht als beispielsweise in der
Schweiz, was allerdings nicht bedeuten muss, dass nicht auch in Deutschland zu be-
stimmten Themen Referenden abgehalten werden kdnnten. Der Abschluss eines privat-
rechtlichen (Dienst-)Vertrags zwischen Biirger und Politiker wiirde zudem dazu fiihren,
dass sich ein aus den individuellen Wertvorstellungen beider Seiten ableitender Preis fiir
die Ubernahme der Aufgaben durch den Politiker einstellen wiirde. Agieren Politiker
aber auf beiden Seiten des Vertrags, ist es nicht unplausibel dass sie sich eine Vergiitung
zugestehen, welche die Konzessionsgrenze der steuerzahlenden Bevolkerung missachtet.

Waire es zudem nicht zumindest denkbar, die Vergiitung von Politikern an Zielver-
einbarungen zu kniipfen? Etwa konnte er an seinen Versprechen vor einer Wahl ge-
messen werden. Zudem ist es moglich, dass die Politik vor dem Hintergrund der staat-
lichen Ausgaben an Effizienzkriterien beurteilt wird, denn letztlich verausgaben diese
nicht ihr eigenes Geld, sondern die Steuerzahlungen ihrer Prinzipale. Mogliche Krite-
rien zur Bemessung der Vergiitung konnten auch das regelmifBige Abhalten von Biir-
gerterminen oder anderer biirgernaher Initiativen sein. Gegen Leistungsléhne im Be-
reich der Politik kann freilich eingewendet werden, dass hierdurch insbesondere vor
Wabhlen politisch motivierte Konjunkturzyklen begiinstigt werden konnen (vgl. Frey
1976, S. 96; Frey 2003, S. 22). Daher sollte der Fokus darauf gelegt werden, dass Poli-
tiker ihre Verglitung nicht selbst festlegen diirfen und dass im Falle der Nichteinhal-
tung von Zielvereinbarungen Malusregelungen greifen. Beides wiirde zu einem gestei-
gerten Vertrauen auf Seiten der Wahlbevolkerung fiithren.
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3.4 Haftung

Bislang besteht ein haftungsrechtlicher Freiraum fiir Politiker. Zwar erdffnen Untersu-
chungsausschiisse grundsitzlich die Mdglichkeit, den Rechtsbruch von Politikern aufzu-
decken, haftungsrechtliche Konsequenzen fiir dieses Verhalten ergeben sich fiir den Poli-
tiker i.d.R. jedoch nicht. Haftungsregeln bewirken im 6konomischen Sinne eine Verhal-
tenssteuerung, in dem sie unerwiinschtes Verhalten sanktionieren (vgl. Dilger 2004, S.
442). Der Vorstand einer Aktiengesellschaft haftet grundsitzlich flir PflichtverstoBe (vgl.
§ 93 Abs. 2 S. 1 AktG). Verletzt ein Vorstandsmitglied seine gegeniiber der Aktienge-
sellschaft bestehenden Pflichten mit Vorsatz oder Fahrldssigkeit, besteht gegeniiber der
Gesellschaft eine Ersatzpflicht des daraus resultierenden Schadens (vgl. § 93 Abs. 2 S. 1
AktG). Im Rahmen der Treuepflicht miissen Vorstandsmitglieder ihre rein privaten Inte-
ressen gegeniiber den Interessen der Gesellschaft zuriickstellen, was eine Nutzung der
Stellung zum personlichen Vorteil ausschlieBt (vgl. Raiser/Veil 2015, § 14 Rn. 91). Die
Treuepflicht verfolgt in diesem Kontext den Zweck, etwaigen Interessenkonflikten des
Vorstands entgegenzuwirken (vgl. zur Treuepflicht etwa Fleischer 2003, S. 1045; Hopt
2004, S. 1). § 93 Abs. 1 S. 1 AktG kniipft die Haftungsbefreiung an die ,,Sorgfalt eines
ordentlichen und gewissenhaften Geschéftsleiters®. Die verhaltensdisziplinierende Sank-
tionsandrohung, welche durch die Haftungsregeln bewirkt wird, fiihrt dazu, dass er bei
unternehmerischen Entscheidungen stets das Wohl der Gesellschaft und deshalb mittel-
bar die Interessen seiner Aktiondre zu beriicksichtigen hat (vgl. Steffek 2010, S. 299).
Unternehmerisches Handeln ist indes grundsétzlich mit Unsicherheit verbunden,
weshalb der deutsche Gesetzgeber mit der sog. Business Judgment Rule in § 93 Abs. 1 S.
2 AktG eine Regelung in das deutsche Gesellschaftsrecht eingefiihrt hat, die dem Vor-
stand trotz etwaiger haftungsrechtlicher Konsequenzen die notwendige Entscheidungs-
freiheit garantiert (vgl. etwa Koch 2006, S. 82). Hiernach liegt eine Pflichtverletzung des
Geschiftsleiters nicht vor, ,,wenn das Vorstandsmitglied bei einer unternehmerischen
Entscheidung verniinftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage angemessener In-
formation zum Wohle der Gesellschaft zu handeln®. Der Vorstand sieht sich durch diese
Regelung nicht einer allgegenwirtigen Haftungsfrage gegeniiber, was die Bewiéltigung
seiner Aufgabe erheblich erleichtert. Fiir die Aktiengesellschaft gilt das grundlegende
Prinzip der Trennung von Eigentum und Verfiigungsgewalt {iberdies (vgl. Berle/Means
1968; Jensen/Meckling 1976) in besonderem Mafle. Die Eigentiimer stellen der Gesell-
schaft ihr Kapital unbefristet zur Verfiigung und verzichten — zumindest de jure — auf
weitere Einflussmoglichkeiten. Um diesem Prinzip Rechnung zu tragen, sieht die Busi-
ness Judgment Rule das Wohl der Gesellschaft als zentralen MaB3stab an. Zumindest mit-
telbar wird sich dieser Terminus jedoch in den meisten Fillen lediglich anhand der Ziel-
funktion der Eigentiimer operationalisieren lassen (vgl. Olbrich/ Rapp 2013, S. 225). Der
Vorstand einer Aktiengesellschaft kann folglich in begriindeten Ausnahmefallen einen
Haftungsfreiraum schaffen, indem er sein Handeln auf das Wohl der Gesellschafft stiitzt.
Auch politisches Handeln ist unsicherheitsbehaftet und oftmals sind die Konse-
quenzen nur schwerlich messbar. Ein dhnliches Modell, etwa eine ,,Political Judgment
Rule” ist aus 6konomischer Sicht daher auch fiir politisches Handeln denkbar und als
sinnvoll zu erachten. Im Gegenzug miissten dann allerdings Regelungen eingefiihrt
werden, die die personliche Haftung von Politikern bei pflichtwidrigem Handeln ver-
schirfen. Die Situation des Politikers ist freilich nicht in allen Einzelpunkten mit der
des Vorstands vergleichbar. Insbesondere ist es flir den Rechtsanwender in einem Par-
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lament mit einer hohen Anzahl von Abgeordneten schwieriger, Verantwortung zuzu-
ordnen, als das bei einem Vorstand einer Aktiengesellschaft der Fall ist. Das Grund-
prinzip der Verantwortlichkeit ist indes durchaus vergleichbar. Auch der Abgeordnete
ist rechtlich nicht an Weisungen seiner Prinzipale gebunden (vgl. Pehle 2000, S. 1).
Durch seine Wahl gibt der Biirger gewissermallen die Verantwortung an den Politiker
ab und kann nicht mehr unmittelbar in dessen Handeln eingreifen. Problematisch stellt
sich die Situation im Sinne der Prinzipal-Agenten-Modellierung dar, wenn der Politiker
ein Wahlversprechen bricht. Prima facie kdnnte man geneigt sein, dieses pflichtwidrige
Handeln grundsétzlich unter Sanktionen zu stellen. Bei néherer Betrachtung wird je-
doch deutlich, dass der Politiker sich neben seinem Prinzipal auch Anforderungen an-
derer Akteure gegeniiber sieht. Dies kdnnen beispielsweise die Offentlichkeit oder sei-
ne Partei sein. Grundsétzlich ist hierbei aber zu betonen, dass ein Agent in erster Linie
dem Prinzipal verpflichtet ist. Dies sollte das Politikverstédndnis eines Abgeordneten
zuvorderst pragen, weshalb ein Handeln gegen die Interessen seiner Wiahler grundsitz-
lich zu sanktionieren ist. Um den Haftungsraum jedoch nicht zu weit aufzuspannen,
sollte dem Politiker in begriindeten Ausnahmefillen die Moglichkeit gewéhrt werden,
sein Handeln einer zu restriktiven Haftung zu entziehen. Eine Political Judgment Rule
konnte folglich in Analogie zur Business Judgment Rule auf das Wohl der Gesamtbe-
volkerung abstellen. Dies gewéhrt dem Politiker freilich einen weiten Ermessensspiel-
raum, der jedoch gerichtlich zu iiberwachen ist.

Wann pflichtwidriges Handeln vorliegt, ist nach dem Grundsatz der Gewaltentei-
lung durch die Gerichte zu priifen. Problematisch bei derartigen Regelungen ist indes
die praktische Umsetzung, da es sich bei der Gesetzgebung zur verschirften Haftung
wieder um den Fall eines Insichgeschifts handelt, die Abgeordneten sich folglich selbst
verschérfte Regelungen auferlegen miissten. Allerdings kdnnten Politiker durch Initia-
tiven, die dem Biirger signalisieren, dass sich die Politik selbst strengere Regeln ver-
ordnet, eine positive Wirkung auch im Hinblick auf kiinftige Wahlen entfalten.

4 Zusammenfassung der Ergebnisse und Limitationen

Die Neue Politische Okonomie analysiert politische Zusammenhinge und Verfahren
aus dem Blickwinkel der 6konomischen Theorie. Sie modelliert den Politiker als nut-
zenmaximierenden Akteur, welcher stets nach einer moglichst hohen Anzahl von Wéh-
lerstimmen strebt, um im Amt zu bleiben. Die Beziehung zwischen Biirger und Politi-
ker kann aus 6konomischer Sicht als Prinzipal-Agenten-Beziehung interpretiert wer-
den. Diese ist grundsétzlich durch die asymmetrische Verteilung von Informationen
charakterisiert, welche sich regelméBig zu Lasten des Prinzipals und damit des Biirgers
auswirkt. Die Prinzipal-Agenten-Theorie sicht die Losung des Konflikts in der Einfiih-
rung disziplinierender Regeln. Anhand der 6konomischen Theorie und Praxis lassen
sich Implikationen ableiten, die eine verhaltenssteuernde Wirkung bei Politikern erwar-
ten lassen. Hierbei sind insbesondere verschirfte Regeln zur Amtsdauer, zur Vergiitung
und zur Haftung zu vereinbaren. So sollte den Biirgern die Mdglichkeit gewéhrt wer-
den, einen Abgeordneten aus wichtigem Grund abzuberufen. Ferner ist {iber leistungs-
bezogene Vergiitungen nachzudenken, welche sich beispiclsweise an Wahlversprechen
orientieren konnen. Aus 6konomischer Sicht ist es zudem zu kritisieren, dass Bundes-
tagsabgeordnete ihr Gehalt selbst bestimmen. Hier wiirden Abstimmungen der Biirger
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oder die Verhandlung des Gehalts mit einer durch das Volk gewédhlten Kommission ei-
ne positive Anreizwirkung entfalten und Interessenkonflikten vorbeugen. SchlieBlich
sind auch fiir Politiker verschérfte Haftungsregeln einzufiithren, welche eine disziplinie-
rende Wirkung mit sich bringen kénnen. Gegenwiértig lasst sich beobachten, dass Poli-
tiker verglichen mit privatwirtschaftlich agierenden Akteuren weitaus milderen Rege-
lungen unterliegen, die grundsitzlich zu ihren Gunsten ausgestaltet sind. Der Vergleich
mit privatwirtschaftlichen Organisationen fiihrt vor Augen, dass eine Reform des poli-
tischen Systems denkbar und notwendig ist. Dies konnte insbesondere Folgen fiir das
Selbstverstdndnis vieler Politiker haben, um der in Teilen der Bevolkerung vorherr-
schenden Politikverdrossenheit entgegenzuwirken.

Es muss beachtet werden, dass die aufgezeigten Vorschlidge auf der Pramisse beru-
hen, dass das politische Systems anhand rechtlicher Sanktionsmechanismen so gesteu-
ert werden kann, dass die Bevolkerung als Prinzipal einen Nutzen aus dem Verhalten
der Politiker zieht. Selten wird jedoch der rein 6konomische und auf Effizienzgesichts-
punkte gerichtete Blick auf politische Zusammenhénge der einzig wahre Weg sein. Po-
litisches Handeln und damit verbundene Regelungsnormen sind stets mit Unsicherheit
behaftet. Daher wird meist ein Abwégungsprozess stattfinden, eine Optimalldsung wird
in der Realitét nicht zu finden sein. Insofern darf die 6konomische Betrachtung des poli-
tischen Systems nicht als Konigsweg missinterpretiert werden. Das kann und will die
okonomische Analyse der Politik nicht leisten. In der Realitdt muss der rein 6konomische
Blick gegeniiber anderen Wertvorstellungen abgewogen werden. So ist es durchaus vor-
stellbar, dass Sanktionen fiir gebrochene Wahlversprechen zu vagen Versprechen fiihren,
um der Haftung zu entgehen. Dies wiirde in der Folge zum Verzicht auf dringend not-
wendige Reformen fiihren. Allerdings zeigt die Anwendung bestimmter Konzepte im ge-
sellschaftsrechtlichen Bereich, dass bestimmte Regelungen durchaus einen wirkungsvol-
len Mechanismus zur Milderung der Agenturproblematik bieten konnen.

Es muss jedoch auch bedacht werden, dass es sich bei diesen Ausfithrungen um ei-
ne idealtypische Modellbetrachtung handelt. Die Realitét des politischen Systems und
politischer Prozesse — insbesondere die Rolle von Parteien, die Bedeutung von Frak-
tionszwéngen und die Kompromissfahigkeit — ist wesentlich komplexer. Die hier vor-
genommene Vereinfachung ist jedoch sinnvoll, um Komplexitét zu reduzieren und den
Blick auf das Wesentliche zu lenken, ndmlich eine stirkere Orientierung der ,,Politi-
schen Klasse* an den Vorstellungen der Biirger.

Bei der Interpretation der Losungsansitze muss indes beriicksichtigt werden, dass die
fiir eine Agenturbeziechung typischen Kontrollkosten (vgl. etwa Jensen/Meckling 1976, S.
308-310, ferner Demougin/Jost 2001, S. 45) den Nettonutzen der MaBBnahmen mindern.
Im Idealfall wire die Beziehung durch effektive Kontrolle bei geringen Kosten mdéglich,
was allerdings in der Realitét nicht moglich ist (vgl. Riib 2012, S. 114). Es fallen somit
regelmiBig Kosten der Uberwachung (etwa durch Ausschiisse oder Gerichte), der Ver-
folgung und Sanktionierung an, die bedacht werden miissen. Verkniipft man die Haftung
allerdings mit Geldstrafen, so konnten die Kosten durch die Transferzahlung zumindest
in Teilen aufgefangen werden (vgl. hierzu insb. Becker 1968, S. 193-198).

Zudem setzt die dargestellte Argumentation politisches Engagement der Biirger vo-
raus, das eine Kontrolle der Agenten erst ermoglicht. Dies steht jedoch in Konflikt zur
gegenwirtigen Politikverdrossenheit. Denn es ist gerade das Ziel der Ausfiihrungen,
einen Beitrag dazu zu leisten, Biirger, die sich vom politischen Geschehen abgewendet
haben, wieder fiir das politische System zu gewinnen und ihr Vertrauen zu stirken.
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Man konnte also geneigt sein, einen Zirkelschluss anzunehmen, da die Mechanismen,
die einer Politikverdrossenheit entgegenwirken sollen, das Engagement der Biirger vo-
raussetzen. Allerdings offenbart der Erfolg der Alternative fiir Deutschland, dass sich
auch Nichtwihler und politisch vormals desinteressierte Akteure durchaus mobilisieren
lassen. Es darf nicht auler Acht gelassen werden, dass diese neue Partei in den Augen
vieler Wéhler Punkte adressiert, die die etablierten Parteien vernachlissigen (vgl. Nest-
ler/Rohgalf 2014, S. 402; zu Hintergriinden des Erfolgs der AfD bereits Schmitt-Beck
2014). Dies wird etwa am Anstieg der Wahlbeteiligung von 2013 auf 2017 deutlich
(vgl. Abb. 1). Es kann daher durchaus angenommen werden, dass Bemiihungen der Po-
litiker zur Verbesserung der Beziehung zwischen den Akteuren zu einem wachsenden
Interesse an Politik fiihren.

Weiterhin ist zu beriicksichtigen, dass Abgeordnete hiufig Fraktionszwéngen unter-
liegen, die zwar rein juristisch nicht bindend, politisch allerdings von Bedeutung sind.
Ferner miissen Parteien im Rahmen von Koalitionsbildungen Kompromisse eingehen.
Dies lasst die Beriicksichtigung der Prinzipalinteressen jedoch zunichst komplizierter er-
scheinen. Das Beispiel FDP im Rahmen der ,,Jamaika‘“-Sondierungsgespriche (vgl. hier-
zu Follert 2018) zeigt indes, dass Kompromisse keinesfalls zwingend sind.

Die 6konomische Theorie kann folglich als erster Anhaltspunkt gesehen werden,
um auf bestehende Probleme aufmerksam zu machen. Der vorliegende Beitrag mochte
mit den Vorschldgen lediglich (Denk-)Alternativen aufzeigen, die in abgewandelter
Form oder abgeschwécht umsetzbar wiren. Vor dem Hintergrund des Problems der Po-
litikverdrossenheit erscheint es als dringend geboten, kontroverse Ansétze vorzustellen,
iiber die gestritten werden kann, um zu einer (neuen) Diskussionskultur iiber das Ver-
hiltnis von Politiker und Biirger zu gelangen.

Literatur

Alesina, Alberto, 1988: Credibility and Policy Convergence in a Two-Party System with Rational
Voters, in: The American Economic Review, 78, S. 796-805.

Alesina, Alberto/Perotti, Roberto, 1995: The Political Economy of Budget Deficits, in: Staff Papers
(International Monetary Fund), 42, S. 1-31.

Alesina, Alberto/Tabellini, Guido, 2007: Bureaucrats or Politicans? Part I: A Single Policy Task, in:
The American Economic Review, 97, S. 169-179.

Andeweg. Rudy B., 2000: Ministers as double agents? The delegation process between cabinet and
ministers, in: European Journal of Political Research, 37, S. 377-395.

Arnold, Markus C./Gillenkirch Robert M., 2007: Leistungsanreize durch Aktien oder Optionen? Eine
Diskussion des State of the Art, in: Zeitschrift fur Betriebswirtschaft, 77, S. 75-99.

Arrow, Kenneth J., 1951: Social Choice and Individual Values, New York: Wiley.

Arrow, Kenneth J., 1970: Essays in the Theory of Risk-Bearing, Chicago: Markham Publishing Co.

Arrow, Kenneth J., 1985: The Economics of Agency, in: Pratt, John W./Zeckhauser, Richard J. (Hrsg.),
Principals and Agents: The Structure of Business, Boston: Harvard Business School Press, S. 37-51.

Badura, Peter, 2004: Die parlamentarische Demokratie, in: Isensee, Josef/Kirchhof, Paul (Hrsg.),
Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Band II, 3. Auflage, Heidelberg:
C.F. Miiller, S. 497-540.

Barry, Brian M., 1975: Neue Politische Okonomie, Frankfurt/New York: Campus Verlag.

Becker, Gary S., 1968: Crime and Punishment: An Economic Approach, in: Journal of Political
Economy, 76, S. 169-217.

Berle, Adolf A./Means, Gardiner C, 1968: The Modern Corporation and Private Property, New York:
Harcourt, Brace.



Die Biirger-Politiker-Beziehung im Lichte der Neuen Politischen Okonomie 251

Berggren, Niclas, 2012: Time for behavioral political economy? An analysis of articles in behavioral
economics, in: Review of Austrian Economics, 25, S. 199-221.

Bergman, Torbjorn, 2000: The European Union as the next step of delegation and accountability, in:
European Journal of Political Research, 37, S. 415-429.

Bernholz, Peter/Breyer, Friedrich, 1994: Grundlagen der Politischen Okonomie, Band 2: Okonomi-
sche Theorie der Politik, 3. Auflage, Tiibingen: Mohr Siebeck.

Bertelsmann Stiftung, IfD Allensbach, 2013: Gespaltene Demokratie, Juni 2013:
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/GP_
Gespaltene Demokratie.pdf.

Besley, Timothy, 2004: Paying Politicians: Theory and Evidence, in: Journal of the European Eco-
nomic Association, 2, S. 193-215.

Borchert, Jens/Golsch, Lutz, 1995: Die politische Klasse in westlichen Demokratien: Rekrutierung,
Karriereinteressen und institutioneller Wandel, in: Politische Vierteljahresschrift, 36, S. 609-629.

Braendle, Thomas/Stutzer, Alois, 2017: Voters and Representatives: How Should Representatives Be
Selected?, CREMA Working Paper No. 2017-05:
http://www.crema-research.ch/papers/2017-05.pdf.

Buchanan, James M./Tullock, Gordon, 1962: The Calculus of Consent, Ann Arbor: Univ. of Michi-
gan Press.

Bundeswahlleiter, 2017: Wahlbeteiligung bei den Bundestagswahlen seit 1949:
https://www.bundeswahlleiter.de/dam/jcr/8dbb2264-1{08-405d-97fd-
56868c8eaad8/BTW_Wahlbeteiligung.pdf.

Byrd, John/Parrino, Robert/Pritsch, Gunnar, 1998: Stockholder-Manager-Conflicts and Firm Value,
in: Financial Analysts Journal, 54, S. 14-30.

Cheng, Qiang/Warfield, Terry D., 2005: Equity Incentives and Earnings Management, in: The Ac-
counting Review, 80, S. 441-476.

Demougin, Dominique/Jost, Peter-J., 2001: Theoretische Grundlagen der Prinzipal-Agenten-Theorie,
in: Jost, Peter-J. (Hrsg.), Die Prinzipal-Agenten-Theorie in der Betriebswirtschaftslehre, Stutt-
gart: Schéffer-Poeschel, S. 45-81.

Dilger, Alexander, 2004: Die Haftung von Vorstand und Aufsichtsrat aus Aktionérssicht, in: Be-
triebswirtschaftliche Forschung und Praxis, 56, S. 441-451.

Déhler, Marian, 2005: Die begrenzte Rationalitdt von Delegation und Steuerung in der Bundesver-
waltung, in: Ganghof, Steffen/Manow, Philip (Hrsg.), Mechanismen der Politik. Strategische In-
teraktionen im deutschen Regierungssystem, Frankfurt a.M./New York: Campus, S. 215-243.

Déhler, Marian, 2007: Die politische Steuerung der Verwaltung. Eine empirische Studie iiber poli-
tisch- administrative Interaktionen auf der Bundesebene, Baden-Baden: Nomos.

Ddéhler, Marian, 2018: Discovering the Dark Side of Power: The Principal’s Moral Hazard in Politi-
cal-Bureaucratic Relations, in: International Journal of Public Administration, 41, S. 190-202.

Downs, Anthony, 1957a: An Economic Theory of Democracy, New York: Harper.

Downs, Anthony, 1957b: An Economic Theory of Political Action in a Democracy, in: Journal of Po-
litical Economy, 65, S. 135-150.

Eichenberger, Reiner/Frey, Bruno S., 2002. Democratic Governance for a Globalized World, in:
KYKLOS, 55, S. 265-288.

Eichenberger, Reiner/Portmann, Marco/Stadelmann, David, 2018: Gute politische Institutionen: Eine
Neuinterpretation fiir die Schweiz, CREMA Working Paper No. 2018-01:
http://www.crema-research.ch/papers/2018-01.pdf.

Eulerich, Marc/Lohmann, Christian/Haustein, Stefanie/Tunger, Dirk, 2014: Die Entwicklung der be-
triebswirtschaftlichen Corporate Governance-Forschung im deutschsprachigen Raum — Eine Sta-
te of the Art-Analyse auf Basis bibliometrischer Daten, in: Schmalenbachs Zeitschrift fiir be-
triebswirtschaftliche Forschung, 66, S. 567-600.

Fama, Eugene F./Jensen, Michael C., 1983: Agency Problems and Residual Claims, in: The Journal
of Law and Economics, 26, S. 327-349.

Fasshauer, Stefan, 2001: Das Principal-Agent-Verhiltnis zwischen Bevolkerung und Politik als zent-
rales Problem der Alterssicherung in Deutschland, Arbeitspapier Wiirzburg.



252 Florian Follert

FAZ vom 14.09.2017, 2017: Bundestagsparteien fiir Verldngerung der Wahlperiode, FAZ vom
14.09.2017. Online verfiigbar unter:
http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/politiker-aller-bundestagsparteien-fuer-verlaengerung-
der-wahlperiode-15197765.html.

Fleischer, Holger, 2003: Zur organschaftlichen Treuepflicht der Geschiftsleiter im Aktien- und
GmbH-Recht, in: Zeitschrift fiir Wirtschafts- und Bankrecht, 22, S. 1045-1058.

Follert, Florian, 2017: Vertragstreue im Profifuflball — eine entscheidungs- und spieltheoretische Be-
trachtung, in: Wirtschaftswissenschaftliches Studium, 46, S. 29-34.

Follert, Florian, 2018: ,Jamaika“-Sondierungsgespriche und Spieltheorie: Der Frontalzusammen-
stoB3, Wirtschaftswissenschaftliches Studium, 47, im Erscheinen.

Franchino, Fabio, 2001: Delegation and constraints in the national execution of the EC policies: A
longitudinal and qualitative analysis, in: West European Politics, 24, S. 169-192.

Frey, Bruno S., 1970: Die 6konomische Theorie der Politik oder die neue politische Okonomie, in:
Zeitschrift fiir die gesamte Staatswissenschaft, 126, S. 1-23.

Frey, Bruno S., 1976: Theorie und Empirie politischer Konjunkturzyklen, in: Zeitschrift fiir National-
Okonomie, 36, S. 95-120.

Frey, Bruno S., 1991: Public Choice, in: Wirtschaftswissenschaftliches Studium, 20, S. 492-496.

Frey, Bruno S., 1994: Direct Democracy: Politico-Economic Lessons from Swiss Experience, in: The
American Economic Review, 84, S. 338-342.

Frey, Bruno S., 1997: Markt und Motivation, Wie Preise die (Arbeits-)Moral verdringen, Miinchen:
Vahlen.

Frey, Bruno S.,2003: Leistungslohne fiir Politiker?, in: Neue Ziircher Zeitung vom 15. Juni 2003, S. 22.

Frey, Bruno S., 2005: Direkte Demokratie fiir eine lebendige Verfassung, in: Wohlgemuth, Michael
(Hrsg.), Spielregeln fiir eine bessere Politik, Freiburg im Breisgau: Herder, S. 36-86.

Frey, Bruno S., 2017a: Proposals for a Democracy of the Future, in: HOMO OECONOMICUS, 34, S. 1-9.

Frey, Bruno S., 2017b: Policy consequences of pay-for-performance and crowding-out, in: Journal of
Behavioral Economics for Policy, 1, S. 55-59.

Frey, Bruno S./Osterloh, Margit, 2000: Pay for Performance — Immer empfehlenswert?, in: Zeit-
schrift fiir Fithrung + Organisation, 69, S. 64-69.

Frey, Bruno S./Osterloh, Margit, 2016: Aleatorische Demokratie. CREMA Working Paper No. 2016-
09. Online verfiigbar unter:
http://www.crema-research.ch/papers/2016-09.pdf. Stand: 04.03.2018

Frey, Bruno S./Steiner, Lasse, 2012: Political Economy: Success or Failure?, in: Contemporary Eco-
nomics, 6, Heft 3, S. 10-21.

Gedenk, Karen/Albers, Sonke, 1992: Innovationsanreize fiir Geschéftsfithrer, in: Die Betricbswirt-
schaft, 52, S. 505-519.

Gilardi, Fabrizio/Braun, Dietmar, 2002: Delegation aus Sicht der Prinzipal-Agenten-Theorie, in: Po-
litische Vierteljahresschrift, 43, S. 147-161

Hering, Thomas, 2014: Unternehmensbewertung, 3. Auflage, Miinchen: De Gruyter Oldenbourg.

Holstrém, Bengt R., 1979: Moral hazard and observability, in: Bell Journal of Economics, 10, S. 74-91.

Holstrém, Bengt R./Milgrom, Paul, 1994: The Firm as an Incentive System, in: American Economic
Review, 84, S. 972-991.

Hopt, Klaus J., 2004: Interessenwahrung und Interessenkonflikte im Aktien-, Bank- und Berufsrecht,
in: Zeitschrift fiir Unternehmens- und Gesellschaftsrecht, 33, S. 1-52.

Jensen, Michael C./Meckling, William H., 1976: Theory of the Firm: Managerial Behavior, Agency
Costs and Ownership Structure, in: Journal of Financial Economics, 3, S. 305-360.

Jensen, Michael C./Murphy, Kevin J., 1990: Performance Pay and Top-Management Incentives, in:
Journal of Political Economy, 98, S. 225-264.

Katz, Richard S., 2014: No man can serve two masters: Party politicians, party member, citizens and
principal-agent models of democracy, in: Party Politics, 20, S. 183-193.

Kevenhorster, Paul, 2009: Abgeordneter, in: Andersen, Uwe/Woyke, Wichard (Hrsg.), Handworter-
buch des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland, 6. Aufl., Wiesbaden: VS Verlag
fir Sozialwissenschaften, S. 1-5.



Die Biirger-Politiker-Beziehung im Lichte der Neuen Politischen Okonomie 253

Kieser, Alfred/Walgenbach, Peter, 2010: Organisation, 6. Auflage, Stuttgart: Schiffer-Poeschel.

Kirchgdssner, Gebhard, 2013: Homo Oeconomicus, 4. Auflage, Tiibingen: Mohr Siebeck.

Kirsch, Guy, 2004: Neue Politische Okonomie, 5. Auflage, Stuttgart: Lucius & Lucius.

Klenk, Tanja/Nullmeier, Frank, 2004: Public Governance als Reformstrategie, 2. Auflage, Diissel-
dorf: Hans-Bockler-Stiftung.

Koch, Jens, 2006: Das Gesetz zur Unternehmensintegritdt und Modernisierung des Anfechtungs-
rechts, in: Zeitschrift fiir Unternehmens- und Gesellschaftsrecht, 35, S. 769-804.

Kruse, Jorn, 1989: Das ideal-repréisentative und das dialektische Prinzip der kollektiven Delegation,
in: Boettcher, Erik/Herder-Dorneich, Philipp/Schenk, Karl-Ernst (Hrsg.), Jahrbuch fiir Neue Poli-
tische Okonomie, 8. Band, Tiibingen: Mohr Siebeck, S. 243-258.

Laux, Helmut, 1990: Risiko, Anreiz und Kontrolle, Heidelberg/Berlin: Springer.

Lazear, Edward. P., 2000: Performancy Pay and Productivity, in: The American Economic Review,
90, S. 1346-1361.

Lowi, Theodore J., 1969: The End of Liberalism: Ideology, Polic and the Crisis of Public Authority,
New York: Norton.

Luhmann, Niklas, 1985: ,Neue Politische Okonomie®, in: Soziologische Revue, 8, S. 115-120.

Lupia, Arthur/McCubbins, Mathew D., 2000: Representation or abdication? How citizens use institu-
tions to help delegation succeed, in: European Journal of Political Research, 37, S. 291-307.
Majone, Giandomenico, 1993: Controlling Regulatory Bureaucracies: Lessons from the American
Experience. EUI working papers in political and social sciences 1993, 3. Florenz: European Uni-

versity Institute.

McCubbins, Mathew D., 1985: The Legislative Design of Regulatory Structure, in: American Journal
of Political Science, 29, S. 721-748.

McCubbins, Mathew D./Noll, Roger G./Weingast, Barry R., 1989: Structure and Process, Politics and
Policy: Administrative Arrangements and the Political Control of Agencies, in: Virginia Law
Review, 75, S. 431-482.

Miller, Gary J., 2005: The Political Evolution of Principal-Agent Models, in: Annual Review of Polit-
ical Science, 8, S. 203-225.

Mitchell, Paul, 2000: Voters and their representatives: Electoral institutions and delegation in parlia-
mentary democracies, in: European Journal of Political Research, 37, S. 35-51.

Moe, Terry M., 1990: Political Institutions: The Neglected Side of the Story, in: Journal of Law, Eco-
nomics and Organizations, 6, S. 213-253.

Nestler, Christian/Rohgalf, Jan, 2014: Eine deutsche Angst — Erfolgreiche Parteien rechts von der
Union, in: Zeitschrift fiir Politik, 61, S. 389-413.

Olbrich, Michael/Rapp, David, 2013: Einige bewertungstheoretische Anmerkungen zur aktienrechtli-
chen Sorgfaltspflicht bei Unternehmenstransaktionen, in: Seicht, Gerhard (Hrsg.), Jahrbuch fiir
Controlling und Rechnungswesen, Wien: LexisNexis, S. 223-236.

Osborne, Stephen P., 2006: The New Public Governance, in: Public Management Review, 8, S. 377-387.

Pauly, Mark V., 1974: Overinsurance and Public Provision of Insurance: The Roles of Moral Hazard
and Adverse Selection, in: The Quarterly Journal of Economics, 88, S. 44-62.

Pehle, Heinrich, 2000: Abgeordneter, in: Holtmann, Everhard (Hrsg.), Politiklexikon, 3. Aufl., Miin-
chen/Wien: R. Oldenbourg.

Persson, Torsten/Tabellini, Guido, 2000: Political Economics — Explaining Economic Policy, Cam-
bridge: MIT Press.

Pickel, Gert/Walz, Dieter, 1997: Politikverdrossenheit in Ost- und Westdeutschland: Dimensionen
und Ausprigungen, in: Politische Vierteljahresschrift 38, S. 27-49.

Pollack, Mark A., 1997: Delegation, Agency, and Agenda Setting in the European Community, in: In-
ternational Organization, 51, S. 99-134.

Prendergast, Canice, 1999: The Provision of Incentives in Firms, in: Journal of Economic Literature,
37,S.7-63.

Raiser, Thomas/Veil, Riidiger, 2015: Recht der Kapitalgesellschaften, 6. Auflage, Miinchen: Vahlen.

Richter, Rudolf/Furubotn, Eirik G., 2003: Neue Institutionenokonomik, 3. Auflage, Tiibingen: Mohr
Siebeck.



254 Florian Follert

Rost, Katja/Osterloh, Margit, 2009: Management Fashion Pay-For-Performance for CEOs, in:
Schmalenbach business review, 61, S. 119-149.

Riib, Friedbert W., 2012: ,Regieren”. Was machen Regierungen, wenn sie regieren?, in: Egner,
Bjorn/Haus, Michael/Terizakis, Georgios (Hrsg.), Regieren, Festschrift fiir Hubert Heinelt,
Wiesbaden: Springer VS.

Saalfeld, Thomas, 2000: Members of parliament and governments in Western Europe: Agency rela-
tions and problems of oversight, in: European Journal of Political Research, 37, S. 353-376.

Schmitt-Beck, Riidiger, 2014: Euro-Kritik, Wirtschaftspessimismus und Einwanderungsskepsis: Hin-
tergriinde des Beinah-Wahlerfolgs der Alternative fiir Deutschland (AfD) bei der Bundestags-
wahl 2013, in: Zeitschrift fir Parlamentsfragen, 45, S. 94-112.

Sliwka, Dirk, 2003: Anreize, Motivationsverdrangung und Prinzipal-Agenten-Theorie, in: Die Be-
triebswirtschaft, 63, S. 293-308.

Speckbacher, Gerhard, 1997: Shareholder Value und Stakeholder Ansatz, in: Die Betriebswirtschaft,
57, S. 630-639.

Speckbacher, Gerhard, 1998: Das Shareholder Value-Konzept im Lichte der Corporate Governance-
Debatte, in: Wirtschaftswissenschaftliches Studium, 27, S. 95-97.

Spence, Michael, 1973: Job Market Signaling, in: Quarterly Journal of Economics, 87, S. 355-374.

Spence, Michael, 1974: Competitive and Optimal Response to Signals: An Analysis of Efficiency and
Distribution, in: Journal of Economic Theory, 7, S. 296-332.

Spence, Michael, 1976: Informational Aspects of Market Structure: An Introduction, in: Quarterly
Journal of Economics, 90, S. 591-597.

Spennlingwimmer, Tanja, 2017: Der Public Corporate Governance Kodex in 6ffentlichen Unterneh-
men, Wiesbaden: Springer.

Spremann, Klaus, 1990: Asymmetrische Information, in: Zeitschrift fiir Betriebswirtschaft, 60, S.
561-586.

Steffek, Felix, 2010: Die Innenhaftung von Vorstinden und Geschiftsfiihrern — Okonomische Zu-
sammenhdnge und rechtliche Grundlagen, in: Juristische Schulung, 50, S. 295-300.

Strom, Kaare, 2000: Delegation and accountability in parliamentary democracies, in: European Jour-
nal of Political Research, 37, S. 261-289.

Stutzer, Alois/Frey, Bruno S, 2000: Stirkere Volksrechte — Zufriedenere Biirger: eine mikrodkono-
metrische Untersuchung fiir die Schweiz, in: Swiss Political Science Review 6(3), S. 1-30.

Thatcher, Mark/Stone Sweet, Alec, 2002: Theory and Practice of Delegation to Non-Majoritarian In-
stitutions, in: West European Politics, 25, S. 1-22.

Weber, Max, 1988: Politik als Beruf, in: Weber, Max/von Winckelmann, Johannes (Hrsg.) Gesam-
melte Politische Schriften, 5. Aufl., Tiibingen: Mohr Siebeck.

Weber-Fas, Rudolf, 2000: Das kleine Staatslexikon, Stuttgart: Suhrkamp.

Weibel, Antoinette/Rost, Katja/Osterloh, Margit, 2007: Gewollte und ungewollte Anreizwirkungen
von variablen Lohnen: Disziplinierung der Agenten oder Crowding-Out, in: Schmalenbachs
Zeitschrift fiir betriebswirtschaftliche Forschung, 59, S.1029-1054.

Weingast, Barry R., 1984: The Congressional Bureaucratic System: A Principal-Agent Perspective
(With Application to the SEC), in: Public Choice, 44, S. 147-191.

Welge, Martin K./Eulerich, Marc, 2014: Corporate-Governance-Management, 2. Auflage, Wiesba-
den: Springer.

van Werder, Axel, 2008: Fithrungsorganisation, Grundlagen der Corporate Governance, Spitzen- und
Leistungsorganisation, Wiesbaden: Springer.

Anschrift des Autors:

Florian Follert, M.Sc., IWP Institut fiir Wirtschaftspriifung, Universitét des Saarlandes,
Campus, Gebdude B4 1, D-66123 Saarbriicken

E-Mail: follert@iwp.uni-saarland.de



Rezension

Christoph Reichard

Ongaro, Edoardo: Philosophy and Public Administration. An
Introduction. Edward Elgar: Cheltenham UK, 2017,
ISBN 978-1-78471-843-5; 275 S.; Hardback price: £85.00

Dieses Buch hat ein sehr fundamentales Anliegen: es préisentiert eine Reihe grundle-
gender philosophischer Stromungen und versucht, mit diesen zentrale verwaltungswis-
senschaftliche Probleme und Fragen zu verstehen und zu erkldren. Es ist kein Lehr-
buch, sondern eine durchaus anspruchsvolle geraffte Darstellung wichtiger philosophi-
scher Ansidtze und eine daraus abgeleitete Auseinandersetzung mit grundlegenden
Themen der Verwaltungswissenschaften. Der Autor lehrt Public Management an der
Open University in Grofbritannien und ist derzeit Prasident der European Group for
Public Administration.

Der Autor wirft in diesem Buch sozusagen von auflen — von der Philosophie aus —
einen analytischen Blick auf zentrale Fragen und Probleme der Verwaltungswissen-
schaften und verdeutlicht, dass philosophische Grundkenntnisse wichtig — wenn nicht
unverzichtbar — fiir ein tiefergehendes Verstidndnis von verwaltungswissenschaftlichen
Phénomenen sind. Ongaro legt dabei den Schwerpunkt auf drei zentrale philosophische
Sichtweisen: Ontologien, Epistemologien und politische Philosophie.

Das Buch ist in sieben Kapitel gegliedert, die — nach einer umfassenden Einleitung —
sich jeweils einigen untereinander zusammenhingenden philosophischen Stromungen
und Ansédtzen widmen. Ein stimulierendes Vorwort von Geert Bouckaert sowie ein aus-
gesprochen geistreiches, zum Teil provokantes und sehr ausfiihrliches Nachwort von
Wolfgang Drechsler rahmen den eigentlichen Buchtext ein. Zunédchst (nach der Einlei-
tung) unternimmt Edoardo Ongaro eine geistreiche Tour d’Horizon durch eine Reihe
wichtiger philosophischer Stromungen, die dem weniger damit vertrauten Leser ein
Grundverstdndnis dieser Ansétze ermoglicht: Von den klassischen Philosophen des anti-
ken Griechenlands iiber Mittelalter und Renaissance bis zur Aufklarung (Kap. 2) und so-
dann von Kant iiber Hegel und Marx bis zu Weber, Popper und den Existenzialisten
(Kap. 3). Das Beeindruckende daran ist, dass hier kein Feuerwerk von philosophischen
Begriffen, Ansitzen oder Schulen stattfindet, sondern dass exemplarisch Grundgedanken
dieser Philosophen présentiert und mit Blick auf zentrale staatstheoretische und verwal-
tungswissenschaftliche Fragen interpretiert werden.

In Kapitel 4 werden sodann verschiedene verwaltungswissenschaftliche Doktrinen
aus einer philosophischen Sicht untersucht. Einige Beispiele mdgen zeigen, wie der Au-
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tor hierbei vorgeht: So fiihrt Ongaro zum Beispiel in das Denken des kritischen Realis-
mus a la Popper ein und zeigt, wie sich dieser erkenntnistheoretische Ansatz auf Vorden-
ker der Verwaltungswissenschaften (wie etwa Herbert Simon) ausgewirkt hat. Oder er er-
ldutert, welche Rolle neo-marxistische Analysen bei der kritischen Auseinandersetzung
mit der New Public Management-Doktrin gespielt haben. Auch sein philosophischer
Blick auf die Rolle von Zeit und historischen Prozessen bei der Interpretation von Re-
formtendenzen (Beispiel: Pendelschwiinge zwischen Privatisierung und Verstaatlichung)
erscheint ausgesprochen anregend.

Das nachfolgende Kapitel (5.) erscheint fiir interessierte Verwaltungswissenschaft-
ler besonders ertragreich: Es befasst sich aus der Perspektive der politischen Philoso-
phie mit verschiedenen Ansétzen, wie sich politische Systeme und damit auch Verwal-
tungssysteme legitimieren und welche Rolle grundsétzliche Konstrukte wie das Ge-
meinwohl oder der soziale Kontrakt dabei spielen. Hier werden eine ganze Reihe auch
aktueller verwaltungswissenschaftlicher Konzepte wie etwa New Public Management,
New Public Governance oder der Neo-Weberianische Staat aus philosophischer Sicht
beleuchtet.

Kapitel 6 ist ein Sonderfall in diesem Buch: Hier setzt sich Edoardo Ongaro sehr
exemplarisch mit drei herausragenden Kunstwerken auseinander, die aus seiner Sicht
alle einen besonderen Blick auf Staat und Verwaltung werfen. Zunéchst beschreibt und
analysiert er Ambrogio Lorenzettis Wandgemaélde der ,,guten Regierung* nebst weite-
ren benachbarten Gemailden im Palazzo Pubblico von Siena (1338-39). Er leitet aus
diesem weltberithmten Freskenzyklus eine ganze Reihe normativer Folgerungen im
Hinblick auf ,,good governance* oder auch auf die Schaffung von ,,public value* ab.
Dieser ,,Ausflug® in die Kunstgeschichte mit dem Blick auf Werte und Tugenden eines
langst vergangenen, wenngleich weiterhin maflstabsetzenden italienischen Stadtstaates
erscheint besonders anregend. Zusétzlich wéhlt Ongaro zwei Werke der Weltliteratur
exemplarisch aus, die ebenfalls besondere Ausstrahlung auf staats- und verwaltungs-
wissenschaftliche Diskurse haben: Niccolo Machiavellis ,,Der Fiirst (Il Principe) so-
wie Thomas Morus ,,Utopia“. Beide (jeweils 500 Jahre alten) literarischen Meisterstii-
cke werden — in gewissem Kontrast — von Ongaro kurz prisentiert und vor allem auf
Lehren fiir die heutige Verwaltungswissenschaft durchleuchtet. Auch dieser Ausflug in
die Literatur erscheint ausgesprochen geistreich.

Im letzten Kapitel spricht Ongaro ein grundlegendes Problem der Multidisziplin
Verwaltungswissenschaften an: Die Suche nach Konsistenz von Theorien und Erkennt-
nissen. Er geht dabei von verschiedenen Kernansétzen der Verwaltungswissenschaften
aus, die diese im Laufe der Zeit gepréigt haben (z.B. eine eher praxisbasierte Lehre im
Gegensatz zu einer theoriebetonten Wissenschaft) und weist auf einige erkenntnistheore-
tische Ansétze hin, die dabei helfen kdnnen, die Moglichkeiten und Grenzen der Kernan-
sdtze besser zu verstehen.

Dieses Buch ist zweifellos keine ,,leichte Kost* (zumal fiir den deutschsprachigen
Leser). Es setzt voraus, dass sich der Leser auf den sehr gerafften und dichten Rund-
gang durch zentrale philosophische Sichtweisen begibt und von dort aus mit dem Autor
den Blick auf die unterschiedlichen verwaltungswissenschaftlichen Kernfragen und -pro-
bleme wirft. Allerdings ist das Buch — angesichts des Themas — durchaus anschaulich
geschrieben; der Autor trifft eine geschickte Auswahl unter den zahllosen Philosophie-
konzepten und er schneidet seine Analysen von Verwaltungsaspekten aus philosophi-
scher Sicht durchaus griffig und nachvollziehbar zu. Dennoch wird ein solides und
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breites Wissen um zentrale Fragen der Verwaltungswissenschaften (im weiteren Sinne)
vorausgesetzt. Ein entsprechendes Buch gibt es bislang nicht (schon gar nicht im
deutschsprachigen Raum), daher schlieBt es zweifellos eine Liicke. Es ist vor allem Le-
sern mit einem erkenntnistheoretischen Interesse an den Verwaltungswissenschaften zu
empfehlen, die sich von einer ungewohnten Perspektive (der Philosophie) her mit ihrer
Wissenschaft befassen mochten. Das Buch erdftnet wirklich neue Perspektiven und
gibt dem Leser viel ,,food for thought™ mit.
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Oliver James, Sebastian R. Jilke und Gregg G. Van Ryzin:
Experiments in Public Management Research. Challenges and
Contributions. Cambridge University Press,

ISBN: 978-1-316-61412-5; 529 S.; (Paperback), $44.99

Experimentelle Forschung erfreut sich in der Verwaltungs- und Organisationsforschung
einer immer groferen Beliebtheit. Zahlreiche Artikel in namhaften Journals zeigen die
wachsende Bedeutung eines nicht unumstrittenen Forschungsdesigns. Daher kommt der
2017 erschienene und von Oliver James, Sebastian Jilke und Gregg van Ryzin herausge-
gebene Sammelband {iber Experimente genau zur rechten Zeit. Der Titel Experiments in
Public Management Research ist vielleicht etwas irrefithrend, da das Buch mit den ver-
schiedenen Beitrdgen einen viel weiteren Rahmen umspannt und mit Public Manage-
ment, Public Administration und Public Policy eigentlich drei Forschungsfelder betrifft.

In der Grobgliederung besteht der Sammelband aus vier Teilen. Teil eins gibt wichti-
ge Kontextinformationen und befasst sich mit dem allgemeinen Forschungstand zu Expe-
rimenten (S. 20ff.) sowie mit deren klassischen historischen Wurzeln, wie etwa den Stu-
dien von Taylor, Hawthorne oder Simon (S. 38ff.). Daran anschlieBend folgt ein Metho-
denteil, der sich in verschiedenen Kapiteln mit den methodischen Grundlagen von Expe-
rimenten, wie etwa kausaler Inferenz (S. 591f.), sowie den verschiedenen Arten von Ex-
perimenten befasst. Zu nennen sind hier Feld- (S. 89ff.), Befragungs- (S. 117ff.) und La-
borexperimente (S. 139ff.). Mit diesen Grundlagen ausgestattet, konnen sich die Leserin-
nen und Leser dann im dritten Teil des Buches mit den substanziellen Beitrdgen befassen,
die viele verschiedene Themen tangieren und daher hier nicht alle einzeln vorgestellt
werden.

Auffillig ist jedoch, dass sich die Herausgeber bemiiht haben, gerade diesen inhalt-
lich recht heterogenen Kapiteln eine vergleichsweise einheitliche Struktur zu geben, um
deren Wiedererkennungsgehalt zu erhéhen. Die inhaltlichen Kapitel sind so gegliedert,
dass die Autorinnen und Autoren zunichst einen Uberblick zu den Befunden bestehender
nicht-experimenteller Forschung geben. Daran anschlieBend erfolgt eine Auswertung ex-
perimenteller Studien, teilweise mit gelungenen Tabellen und Ubersichten. Erst danach
stellen die jeweiligen Autorinnen und Autoren ihre eigenen Studien und Befunde vor und
leiten daraus zentrale Schlussfolgerungen sowie weitere Forschungsperspektiven ab. Al-
lerdings wird dieses grobe Schema nicht konsequent durchgehalten, sodass keine durch-
gingige Systematik in den inhaltlichen Einzelkapiteln erkennbar ist. Der vierte und letzte
Teil des Buches umfasst vor allem Beitrdge, die sich mit den Problemen und Implikatio-

dms — der moderne staat — Zeitschrift fur Public Policy, Recht und Management, 11. Jg., Heft 1/2018, S. 258-260



Rezension 259

nen experimenteller Forschung auseinandersetzen. Hier geht es um Themen wie Replika-
tionsstudien (S.439ff.), Transfer von Forschungsergebnissen in die Praxis (S.476ff.) oder
die generellen Schlussfolgerungen, wie sich Forschung mit Experimenten im Bereich
Public Management in Zukunft weiterentwickeln wird (S. 461ff. und 495ff.). Besonders
hervorzuheben ist auBerdem der fiir Sammelbénde eher ungewohnliche Index am Ende
des Buches, der ein einfaches Nachschlagen und Nachlesen zentraler Begrifflichkeiten
erlaubt.

Unabhéngig von der zunehmenden Zahl von Experimenten im Bereich Public Ma-
nagement und Public Administration, steckt die experimentelle Forschung in den genann-
ten Feldern noch in den Kinderschuhen. Dies lédsst sich auch anhand des Sammelbands
erkennen. Die Studien, auf die in den substanziellen Kapiteln verwiesen wird, sind mit-
unter nicht so zahlreich (beispielsweise S. 23). Das fiihrt unter anderem dazu, dass einige
der inhaltlichen Kapitel im dritten Teil des Sammelbandes eher als selbstreferentiell zu
bewerten sind.

Dariiber hinaus weist der Sammelband einen zentralen Widerspruch auf: Wahrend
die Herausgeber in der Einleitung noch sehr den komplementiren Charakter von Expe-
rimenten betonen: ,,In the development of useable knowledge to inform policy and
practice, just as in the assessment of theory, experiments are complementary to other
methods.“ (James et al. 2017, S. 13 oder Shikano et al. 2017, S. 411), zeigt sich hier
und dort ein davon etwas abweichendes Grundverstindnis: ,,Experiments offer a valu-
able alternative to relying on the analysis of observational data. (James et al. 2017, S.
65). Insofern oszillieren die Positionen zwischen einem eher komplementiren und ei-
nem substitutiven Verstindnis von Experimenten. Daher fehlt dem Band zumindest
stellenweise ein gemeinsamer roter Faden, auch wenn die Herausgeber, wie in Sam-
melbdnden {iiblich, dem Werk mit Einleitung und Schlusskapitel eine gemeinsame
Klammer geben. Das ist den Herausgebern wohl kaum vorzuwerfen, da der Nutzen von
Vereinheitlichungen durchaus begrenzt sein kann, zumal sich die Leserschaft in der
Auswahl der Artikel ohnehin an den jeweils individuellen Interessen orientieren diirfte.
Insofern bleibt die Frage, ob in Experimenten eine Ergidnzung bestehender Methoden
oder ein anderen Forschungsdesigns iiberlegener Forschungsansatz zu sehen ist, in die-
sem Band unbeantwortet. Der Sammelband hélt aber Argumente fiir beide Sichtweisen
bereit.

In der Gesamtschau ergibt sich somit ein durchaus differenziertes Bild, das aller-
dings je nach Einzelkapitel stark variieren kann. Gerade weil aber Public Management
von den Herausgebern als eine ,,Design Science (James et al. 2017, S. 12) beschrieben
wird, die sich vor allem mit praktischen Problemen befasst, ist es umso wichtiger, die
Grenzen experimenteller Forschung zu verstehen und auszuleuchten. In diesem Kon-
text geht es nicht zuletzt um die Frage, welche konkreten Erkenntnisse experimentelle
Forschung unter anderem fiir die Zielgruppe der Praktiker bereithélt. Aus Platzgriinden
konnen unter den zahlreichen Kapiteln auch hier nur einige wenige Aspekte exempla-
risch hervorgehoben werden. Eine zentrale Begrenzung liegt beispielsweise in der
durch die Randomisierung notwendigen Begrenzung von Moglichkeiten (Robinson et
al. 2017, S. 392) oder im sogenannten ,,conservative bias* experimenteller Forschung
(Andersen et al. 2017, S. 212), wonach Experimente im Feld von Public Management
derzeit eher dazu dienen, bestehende Studien und Ansétze zu iiberpriifen und weniger
dazu verwendet werden, eigene Grundlagenforschung zu betreiben. Trotzdem ist Tepe
und Prokop (2017) zuzustimmen, wenn sie konstatieren: ,,Even though laboratory ex-
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periments currently fill only a limited niche in public administration research to date,
there are good reasons to be optimistic about their growing usage in the near future.
(Tepe/Prokop 2017, S. 159). Diese Aussage darf durchaus auf die anderen vorgestell-
ten Ansétze von Experimenten iibertragen werden (siche oben). Dass dieses potenzielle
Wachstum nicht unreflektiert stattfindet, sondern mit der gebotenen selbstkritischen
Haltung bei der Anwendung von jeglichen Forschungsdesigns und Forschungsmetho-
den reflektiert wird, dazu vermag der Sammelband einen wichtigen Beitrag zu leisten.
Er bietet eine gelungene, iiberblicksartige Dokumentation iiber die Grenzen und Mdog-
lichkeiten experimenteller Forschung mit zahlreichen Ideen zu weiteren Forschungs-
vorhaben. Zudem besitzt das Werk in der Gesamtschau eine bemerkenswerte Sensibili-
tit fiir anstehende Herausforderungen. Forschende haben es daher — wie so oft — selbst
in der Hand, ob experimentelle Forschung zu einer viel praktizierten, aber rituellen
Modeerscheinung mit wenig praktischer Relevanz wird oder zu einem Instrumentari-
um, das komplementir zu etablierten empirischen Forschungsmethoden angewendet
wird und seine Stirken vor allem darin hat, in kombinierten Forschungsdesigns belast-
bare Aussagen iliber Kausalzusammenhénge oder vollig neue Erkenntnisse zu generie-
ren.
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Der Autor analysiert die sicherheits-
politischen Entscheidungsstrukturen
Deutschlands und ausgewdhlter Ver-
blindeter hinsichtlich multinationaler
Militareinsatze, vergleicht diese und
bietet Handlungsmdglichkeiten zur
Uberwindung von ermittelten Hiir-
den und Defiziten an, die zu asyn-
chronen Entscheidungsprozessen mit
den Verbiindeten fiihren kdnnen.

2018+ 5808S. « Kart. » 78,00 € (D) 80,20 € (A)
International and Security Studies, 6
ISBN 978-3-8474-2212-9 « elSBN 978-3-8474-1238-0

Maglichkeiten und Grenzen
deutscher Sicherheitspolitik

Eine Analyse der
Strategischen Kultur Deutschlands

Florens Mayer

Moglichkeiten und
Grenzen deutscher
Sicherheitspolitik

Eine Analyse der Strategischen
Kultur Deutschlands

Der Autor untersucht, unter welchen
Voraussetzungen, zu welchen politi-
schen und rechtlichen Bedingungen
Deutschland heute bereit ist, militari-
sche Mittel anzuwenden, und wie sich
die Qualitat der militérischen Einsatze
Deutschlands verandert hat.

2017+2575.+Kart.+39,90€ (D) » 41,10 € (A)
International and Security Studies, 4
ISBN 978-3-8474-2068-2 « eISBN 978-3-8474-1037-9
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Maglichkeiten und Grenzen
deutscher Sicherheitspolitik

Eine Analyse der
Strategischen Kultur Deutschlands

Florens Mayer

Moglichkeiten und
Grenzen deutscher
Sicherheitspolitik

Eine Analyse der Strategischen
Kultur Deutschlands

Der Autor untersucht, unter welchen
Voraussetzungen, zu welchen politi-
schen und rechtlichen Bedingungen
Deutschland heute bereit ist, militari-
sche Mittel anzuwenden, und wie sich
die Qualitat der militarischen Einsédtze
Deutschlands verdandert hat. Ziel des
Buches ist es, einer Gretchenfrage der
deutschen AuBen- und Sicherheits-
politik auf den Grund zu gehen: Nun
sag, wie hast du’s mit dem Militar?

2017+ 257 S. «Kart.» 39,90 € (D) « 41,10 € (A)
International and Security Studies, 4
ISBN 978-3-8474-2068-2 « elSBN 978-3-8474-1037-9

Andrea Gawrich
Wilhelm Knelangen (Hrsg.)

Globale Sicherheit
und die Zukunft
politischer Ordnungen

Andrea Gawrich «
Wilhelm Knelangen (Hrsg.)

Globale Sicherheit
und die Zukunft
politischer Ordnungen

Welchen Beitrag kénnen politische
Institutionen und Ordnungssysteme
leisten, um Frieden zu erhalten und
Sicherheit zu gewahrleisten? Dieser
Frage geht der Band in drei zentralen
Teilen anhand verschiedener Beispie-
le nach. Daneben geht es auch um
die Frage nach der Stabilitat und der
Funktionsweise politischer Systeme
und den Elementen einer funktions-
fahigen Ordnung des Politischen.

2017+276S. - Kart.+ 42,00 € (D) « 43,20 € (A)
ISBN 978-3-8474-2071-2 + eISBN 978-3-8474-1044-7
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Eike-Christian Hornig
Eike-Christian Hornig

MYTHOS
DIREKTE| Mythos

DEMOKR ATIE Direkte Demokratie

Praxis und P iale in Zeiten des F

Praxis und Potentiale in
Zeiten des Populismus

2017« 169 Seiten « Kart. « 19,90 € (D) « 20,50 € (A)
ISBN 978-3-8474-2134-4 « eISBN 978-3-8474-1125-3

Die Debatte um direkte Demokratie in Deutschland wird von einem
Mythos beherrscht. Besonders Rechtspopulisten und Biirgerproteste
propagieren das Bild einer elitenfreien, sachlichen und demokratischeren
Politik durch Volksrechte. Tatsachlich aber ist direkte Demokratie eng mit
Interessengruppen und Parteien verbunden und auch die Schweiz taugt
nicht als Vorbild. Das Buch zeigt wie direkte Demokratie jenseits des
Mythos funktioniert.

Aus dem Inhalt: Kapitel | - Mythos und Gegenmythos in Zeiten des Popu-

lismus « Kapitel Il - Die Praxis reprasentativer und direkter Demokratie e
Kapitel Ill - Direkte Demokratie auf Bundesebene - so funktioniert’s

www.shop.budrich.de




	Inhaltsverzeichnis
	Editorial
	Herausforderungen für den modernen Staat: Krise oder Umbruch? Symposium aus Anlass des 10-jährigen Jubiläums der Zeitschrift „der moderne staat – dms“ und zum Gedenken an Prof. Dr. Bernhard Blanke
	Schwerpunkt: Infrastruktur und Infrastrukturpolitik
	Winkelmann: Infrastruktur und Infrastrukturpolitik vor neuen Herausforderungen
	Winkelmann: Defizite bei der Bereitstellung öffentlicher Infrastrukturen im Lichte der Rechnungshofberichte
	Sack: Rechnungshöfe als Veto-Spieler? Öffentlich-Private Partnerschaften im Bundesfernstraßenverkehr
	Schwedes: Steuerungsdefizite im Politikfeld Verkehr: Das Beispiel Elektroverkehr
	Brettschneider: Widerstände gegen Infrastrukturprojekte. Die Bedeutung von Kommunikationsmanagement für Vorhabenträger und öffentliche Verwaltungen

	Abhandlungen
	Kuhlmann/Seyfried/Siegel: Was bewirken Gebietsreformen? Eine Bilanz deutscher und europäischer Erfahrungen
	Ems/Nürnberger: Kreisgebietsgröße und kommunales Ehrenamt – schwindende Motivation durch lange Anfahrtswege?
	Ebinger/Zabler/Person/Niemann/Geißler: Wirksame Finanzaufsicht über die Kommunen. Dimensionen und Determinanten der Umsetzungspraxis
	Barbehön: Diskurs und Entscheiden: Zu den Möglichkeiten der Erklärung politischer Entscheidungsprozesse in der interpretativen Policy-Forschung
	Reiners: Symbiose von Politik-Lernen mit dem akteurzentrierten Institutionalismus bei der Modernisierungspolitik
	Follert: Die Bürger-Politiker-Beziehung im Lichte der Neuen Politischen Ökonomie: Ein Diskussionsbeitrag

	Rezensionen
	Reichard: Ongaro, Edoardo: Philosophy and Public Administration. An Introduction. Edward Elgar: Cheltenham UK, 2017, ISBN 978-1-78471-843-5; 275 S.; Hardback price: £85.00
	Seyfried: Oliver James, Sebastian R. Jilke und Gregg G. Van Ryzin: Experiments in Public Management Research. Challenges and Contributions. Cambridge University Press, ISBN: 978-1-316-61412-5; 529 S.; (Paperback), $44.99


